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Gesetz uber die Elektrizitats- und Gasversorgung
(Energiewirtschaftsgesetz - EnWG)

EnWG
Ausfertigungsdatum: 07.07.2005
Vollzitat:

"Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970; 3621), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom
8. Oktober 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 272) geandert worden ist"

Stand: Zuletzt geandert durch Art. 24 G v. 8.10.2023 I Nr. 272

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2003/54/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2003 Uber gemeinsame Vorschriften flr den Elektrizitatsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie
96/92/EG (ABI. EU Nr. L 176 S. 37), der Richtlinie 2003/55/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2003 Uber gemeinsame Vorschriften fir den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie
98/30/EG (ABI. EU Nr. L 176 S. 57), der Richtlinie 2004/67/EG des Rates vom 26. April 2004 Gber Malnahmen

zur Gewahrleistung der sicheren Erdgasversorgung (ABI. EU Nr. L 127 S. 92) und der Richtlinie 2006/32/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 Uber Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen
und zur Aufhebung der Richtlinie 93/76/EWG des Rates (ABI. EU Nr. L 114 S. 64).

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 13.7.2005 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. §§ 12h, 14, 17c (bis 31.12.2025), 8§ 50a u. 50b (bis
31.3.2024) u. 88§ 17d u. 118 +++)
+++ Zur Anwendung d. § 3 vgl. § 2 MessbG +++)
+++ Zur Anwendung d. & 6b vgl. § 26 KWKG 2016 +++)
+++ Zur Anwendung d. §§ 6b, 6c u. 54 vgl. § 3 MessbG +++)
+++ Zur Anwendung d. §§ 21 u. 2la vgl. § 7 MessbG +++)
+++ Zur Anwendung d. §& 41 vgl. § 10 MessbG +++)
+++ Zur Anwendung d. § 49 vgl. § 3 LSV +++)
+++ Zur Anwendung Teil 8 vgl. § 78 WindSeeG, §&§ 76 MessbG u. § 61 KVBG +++)
+++ Amtlicher H1nwels des Normgebers auf EG-Recht:
Umsetzung der
EGRL 54/2003 (CELEX Nr: 32003L0054)
EGRL 55/2003 (CELEX Nr: 32003L0055)
EGRL 67/2004 (CELEX Nr: 32004L0067)
( )
( )

Q_Q_Q_Q_Q_Q_Q_

EGRL 32/2006 (CELEX Nr: 32006L0032

EGRL 123/2006 (CELEX Nr: 32006L0123) vgl. Art. 2 Nr. 1
Gv. 4.11 2010 I 1483
EARL 87/2014 (CELEX Nr: 32014L0087) vgl. G v. 1.6.2017 I 1434
EARL 59/2013 (CELEX Nr: 32013L0059) vgl. G v. 1.6.2017 I 1434
EURL 2019/692 (CELEX Nr: 32019L0692) vgl. G v. 5.12.2019 I 2002
EURL 2019/944 (CELEX Nr: 32019L0944) vgl. G v. 22.11.2020 I 2464
u. G v. 16.7.2021 I 3026 +++)

Uberschrift FuRnote (Text der EG-Umsetzung): IdF d. Art. 1 Buchst. a u. b. G v. 29.8.2008 | 1790 mWv 9.9.2008

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 7.7.2005 |1 1970 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen.
Es ist gem. Art. 5 Abs. 1 dieses G am 13.7.2005 in Kraft getreten.
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Verordnungsermachtigung zum Marktstammdatenregister

Teil 10
Evaluierung, Schlussvorschriften
Evaluierungsbericht
Bericht der Bundesnetzagentur zur Einfihrung einer Anreizregulierung

Berichte des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz sowie der Bundesnetzagentur zur
Evaluierung der Wasserstoffnetzregulierung

Laufende Wegenutzungsvertrage
Uberleitung von Wegenutzungsrechten auf Wasserstoffleitungen
Umstellung von Erdgasleitungen im Netzentwicklungsplan Gas der Fernleitungsnetzbetreiber

Ubergangsregelungen zu Sicherheitsanforderungen; Anzeigepflicht und Verfahren zur Priifung von
Umstellungsvorhaben

Wirksamwerden der Entflechtungsbestimmungen
Bestehende Vertrage

Bisherige Tarifkundenvertrage

Konzessionsabgaben fur die Wasserversorgung
Regelung bei Stromeinspeisung in geringem Umfang
Verwaltungsvorschriften

Ubergangsregelungen

Regulatorische Rahmenbedingungen fur LNG-Anlagen; Verordnungsermachtigung und
Subdelegation

Befristete Sonderregelungen flr Energieliefervertrage mit Haushaltskunden auRerhalb der
Grundversorgung bei Versorgungsunterbrechungen wegen Nichtzahlung

Befristete Notversorgung von Letztverbrauchern im Januar und Februar des Jahres 2023

Verordnungsermachtigung fur das Forschungs- und Entwicklungsprogramm ,Schaufenster
intelligente Energie - Digitale Agenda flr die Energiewende”

Schrittweiser Abbau der Entgelte fir dezentrale Einspeisung; Ubergangsregelung
AuBerkrafttreten der §§ 50a bis 50c und 50e bis 50j
Berechnung der Vergitung

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zweck und Ziele des Gesetzes
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(1) Zweck des Gesetzes ist eine mdglichst sichere, preisgunstige, verbraucherfreundliche, effiziente,
umweltvertragliche und treibhausgasneutrale leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizitat,
Gas und Wasserstoff, die zunehmend auf erneuerbaren Energien beruht.

(2) Die Regulierung der Elektrizitats- und Gasversorgungsnetze dient den Zielen der Sicherstellung eines
wirksamen und unverfalschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elektrizitdt und Gas und der Sicherung eines
langfristig angelegten leistungsfahigen und zuverlassigen Betriebs von Energieversorgungsnetzen.

(3) Zweck dieses Gesetzes ist ferner die Umsetzung und Durchfihrung des Europaischen Gemeinschaftsrechts auf
dem Gebiet der leitungsgebundenen Energieversorgung.

(4) Um den Zweck des Absatzes 1 auf dem Gebiet der leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit
Elektrizitat zu erreichen, verfolgt dieses Gesetz insbesondere die Ziele,

1. die freie Preisbildung fur Elektrizitat durch wettbewerbliche Marktmechanismen zu starken,

2. den Ausgleich von Angebot und Nachfrage nach Elektrizitdt an den Strommarkten jederzeit zu
ermdglichen,

3. dass Erzeugungsanlagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie und Lasten insbesondere

moglichst umweltvertraglich, netzvertraglich, effizient und flexibel in dem Umfang eingesetzt werden,
der erforderlich ist, um die Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems zu
gewahrleisten, und

4, den Elektrizitatsbinnenmarkt zu starken sowie die Zusammenarbeit insbesondere mit den an das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Staaten sowie mit dem Konigreich Norwegen und dem
Kdnigreich Schweden zu intensivieren.

§ 1a Grundsatze des Strommarktes

(1) Der Preis fur Elektrizitat bildet sich nach wettbewerblichen Grundsatzen frei am Markt. Die Hohe der Preise fur
Elektrizitat am GroBhandelsmarkt wird regulatorisch nicht beschrankt.

(2) Das Bilanzkreis- und Ausgleichsenergiesystem hat eine zentrale Bedeutung fur die Gewahrleistung der
Elektrizitatsversorgungssicherheit. Daher sollen die Bilanzkreistreue der Bilanzkreisverantwortlichen und eine
ordnungsgemale Bewirtschaftung der Bilanzkreise sichergestellt werden.

(3) Es soll insbesondere auf eine Flexibilisierung von Angebot und Nachfrage hingewirkt werden. Ein Wettbewerb
zwischen effizienten und flexiblen Erzeugungsanlagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie und

Lasten, eine effiziente Kopplung des Warme- und des Verkehrssektors mit dem Elektrizitatssektor sowie die
Integration der Ladeinfrastruktur fir Elektromobile in das Elektrizitatsversorgungssystem sollen die Kosten der
Energieversorgung verringern, die Transformation zu einem umweltvertraglichen, zuverlassigen und bezahlbaren
Energieversorgungssystem ermdglichen und die Versorgungssicherheit gewahrleisten.

(4) Elektrizitatsversorgungsnetze sollen bedarfsgerecht unter Berucksichtigung des Ausbaus der Stromerzeugung
aus erneuerbaren Energien nach § 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, der Versorgungssicherheit sowie
volkswirtschaftlicher Effizienz ausgebaut werden.

(5) Die Transparenz am Strommarkt soll erh6ht werden.

(6) Als Beitrag zur Verwirklichung des Elektrizitdtsbinnenmarktes sollen eine starkere Einbindung des
Strommarktes in die europaischen Strommarkte und eine starkere Angleichung der Rahmenbedingungen in den
europaischen Strommarkten, insbesondere mit den an das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden
Staaten sowie dem Koénigreich Norwegen und dem Kdénigreich Schweden, angestrebt werden. Es sollen die
notwendigen Verbindungsleitungen ausgebaut, die Marktkopplung und der grenzuberschreitende Stromhandel
gestarkt sowie die Regelenergiemarkte und die vortagigen und untertagigen Spotmarkte starker integriert
werden.

§ 2 Aufgaben der Energieversorgungsunternehmen

(1) Energieversorgungsunternehmen sind im Rahmen der Vorschriften dieses Gesetzes zu einer Versorgung im
Sinne des § 1 verpflichtet.
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(2) Die Verpflichtungen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und nach dem Kraft-Warme-Kopplungsgesetz
bleiben vorbehaltlich des § 13, auch in Verbindung mit § 14, unberihrt.

§ 3 Begriffsbhestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet

1.

la.

1b.

1c.

1d.

Abrechnungsinformationen
Informationen, die liblicherweise in Rechnungen Uber die Energiebelieferung von Letztverbrauchern zur
Ermittlung des Rechnungsbetrages enthalten sind, mit Ausnahme der Zahlungsaufforderung selbst,

Aggregatoren

natirliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die eine Tatigkeit ausiiben, bei der Verbrauch oder Erzeugung von
elektrischer Energie in Energieanlagen oder in Anlagen zum Verbrauch elektrischer Energie auf einem
Elektrizitdtsmarkt geblindelt angeboten werden,

Ausgleichsleistungen

Dienstleistungen zur Bereitstellung von Energie, die zur Deckung von Verlusten und fiir den Ausgleich
von Differenzen zwischen Ein- und Ausspeisung bendtigt wird, zu denen insbesondere auch Regelenergie
gehort,

Ausspeisekapazitat
im Gasbereich das maximale Volumen pro Stunde in Normkubikmeter, das an einem Ausspeisepunkt aus
einem Netz oder Teilnetz insgesamt ausgespeist und gebucht werden kann,

Ausspeisepunkt
ein Punkt, an dem Gas aus einem Netz oder Teilnetz eines Netzbetreibers entnommen werden kann,

Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen

natdrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die Betreiber von Ubertragungs- oder Elektrizitatsverteilernetzen
sind,

Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen

natdrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Verteilung von Elektrizitdt wahrnehmen und
verantwortlich sind fur den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes
in einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen,

Betreiber von Energieversorgungsnetzen
Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen oder Gasversorgungsnetzen,

Betreiber von Fernleitungsnetzen

Betreiber von Netzen, die Grenz- oder Marktgebietsiibergangspunkte aufweisen, die insbesondere

die Einbindung groBer europaischer Importleitungen in das deutsche Fernleitungsnetz gewahrleisten,
oder natlrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbststandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Fernleitung von Erdgas wahrnehmen und
verantwortlich sind flr den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau eines Netzes,

a) das der Anbindung der inlandischen Produktion oder von LNG-Anlagen an das deutsche
Fernleitungsnetz dient, sofern es sich hierbei nicht um ein vorgelagertes Rohrleitungsnetz im
Sinne von Nummer 39 handelt, oder

b) das an Grenz- oder Marktgebietsiibergangspunkten Buchungspunkte oder -zonen aufweist, flir
die Transportkunden Kapazitaten buchen kénnen,

Betreiber von Gasspeicheranlagen

natlrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Speicherung von Erdgas wahrnehmen und fir
den Betrieb einer Gasspeicheranlage verantwortlich sind,

Betreiber von Gasversorgungsnetzen
natlrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die Gasversorgungsnetze betreiben,

Betreiber von Gasverteilernetzen
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natlrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Verteilung von Gas wahrnehmen und
verantwortlich sind fir den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes
in einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen,

Betreiber von LNG-Anlagen

natdrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Verflissigung von Erdgas oder der Einfuhr,
Entladung und Wiederverdampfung von verflissigtem Erdgas wahrnehmen und flr den Betrieb einer
LNG-Anlage verantwortlich sind,

Betreiber technischer Infrastrukturen

natdrliche oder juristische Personen, die fur den sicheren Betrieb technischer Infrastrukturen
verantwortlich sind, wobei technische Infrastrukturen alle Infrastrukturen sind, an denen durch

Einwirken eines Elektrizitatsversorgungsnetzes elektromagnetische Beeinflussungen auftreten

kdénnen; hierzu zahlen insbesondere Telekommunikationslinien im Sinne des § 3 Nummer 64 des
Telekommunikationsgesetzes, Rohrleitungsanlagen aus leitfahigem Material, Steuer- und Signalleitungen
oder Hoch- und Hoéchstspannungsleitungen innerhalb eines Beeinflussungsbereichs von bis zu 1 000
Metern um die beeinflussende Anlage,

Betreiber von Ubertragungsnetzen

natlrliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Ubertragung von Elektrizitdt wahrnehmen
und die verantwortlich sind fur den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des
Ubertragungsnetzes in einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu
anderen Netzen,

Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung
die Unternehmen 50Hertz Transmission GmbH, Amprion GmbH, TenneT TSO GmbH und TransnetBW
GmbH sowie ihre Rechtsnachfolger,

Betreiber von Wasserstoffnetzen

natirliche oder juristische Personen, die die Aufgabe des Transports oder der Verteilung von Wasserstoff
wahrnehmen und verantwortlich sind fiir den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau
des Wasserstoffnetzes,

Betreiber von Wasserstoffspeicheranlagen

natirliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstandige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Speicherung von Wasserstoff wahrnehmen und
fur den Betrieb einer Wasserstoffspeicheranlage verantwortlich sind,

Bilanzkreis

im Elektrizitatsbereich innerhalb einer Regelzone die Zusammenfassung von Einspeise- und
Entnahmestellen, die dem Zweck dient, Abweichungen zwischen Einspeisungen und Entnahmen durch
ihre Durchmischung zu minimieren und die Abwicklung von Handelstransaktionen zu ermdglichen,

Bilanzzone
im Gasbereich der Teil eines oder mehrerer Netze, in dem Ein- und Ausspeisepunkte einem bestimmten
Bilanzkreis zugeordnet werden kénnen,

Biogas

Biomethan, Gas aus Biomasse, Deponiegas, Klargas und Grubengas sowie Wasserstoff, der durch
Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch erzeugtes Methan, wenn der zur Elektrolyse
eingesetzte Strom und das zur Methanisierung eingesetzte Kohlendioxid oder Kohlenmonoxid jeweils
nachweislich weit Gberwiegend aus erneuerbaren Energiequellen im Sinne der Richtlinie 2009/28/EG
(ABI. L 140 vom 5.6.2009, S. 16) stammen,

dezentrale Erzeugungsanlage
eine an das Verteilernetz angeschlossene verbrauchs- und lastnahe Erzeugungsanlage,

Direktleitung

eine Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort mit einem einzelnen Kunden verbindet, oder eine
Leitung, die einen Elektrizitatserzeuger und ein Elektrizitatsversorgungsunternehmen zum Zwecke der
direkten Versorgung mit ihrer eigenen Betriebsstatte, Tochterunternehmen oder Kunden verbindet, oder
eine zusatzlich zum Verbundnetz errichtete Gasleitung zur Versorgung einzelner Kunden,

Eigenanlagen
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Anlagen zur Erzeugung von Elektrizitat zur Deckung des Eigenbedarfs, die nicht von
Energieversorgungsunternehmen betrieben werden,

Einspeisekapazitat
im Gasbereich das maximale Volumen pro Stunde in Normkubikmeter, das an einem Einspeisepunkt in
ein Netz oder Teilnetz eines Netzbetreibers insgesamt eingespeist werden kann,

Einspeisepunkt

ein Punkt, an dem Gas an einen Netzbetreiber in dessen Netz oder Teilnetz Ubergeben werden
kann, einschlieRlich der Ubergabe aus Speichern, Gasproduktionsanlagen, Hubs oder Misch- und
Konversionsanlagen,

Energie
Elektrizitat, Gas und Wasserstoff, soweit sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung verwendet
werden,

Energieanlagen

Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von Energie, soweit sie nicht lediglich der
Ubertragung von Signalen dienen, dies schlieRt die Verteileranlagen der Letztverbraucher sowie bei der
Gasversorgung auch die letzte Absperreinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein,

Energiederivat

ein in Abschnitt C Nummer 5, 6 oder 7 des Anhangs | der Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 (iber Markte fir Finanzinstrumente, zur Anderung der
Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABI. L 145

vom 30.4.2001, S. 1, ABI. L 45 vom 16.2.2005, S. 18) in der jeweils geltenden Fassung genanntes
Finanzinstrument, sofern dieses Instrument auf Elektrizitat oder Gas bezogen ist,

EnergieeffizienzmaBnahmen
Malnahmen zur Verbesserung des Verhaltnisses zwischen Energieaufwand und damit erzieltem Ergebnis
im Bereich von Energieumwandlung, Energietransport und Energienutzung,

Energielieferant
Gaslieferant oder Stromlieferant,

Energiespeicheranlage

Anlage in einem Elektrizitatsnetz, mit der die endgiltige Nutzung elektrischer Energie auf einen
spateren Zeitpunkt als den ihrer Erzeugung verschoben wird oder mit der die Umwandlung elektrischer
Energie in eine speicherbare Energieform, die Speicherung solcher Energie und ihre anschlieRende
Rickumwandlung in elektrische Energie oder Nutzung als ein anderer Energietrager erfolgt,

Energieversorgungsnetze

Elektrizitatsversorgungsnetze und Gasversorgungsnetze (ber eine oder mehrere Spannungsebenen oder
Druckstufen mit Ausnahme von Kundenanlagen im Sinne der Nummern 24a und 24b sowie im Rahmen
von Teil 5 dieses Gesetzes Wasserstoffnetze,

Energieversorgungsnetze der allgemeinen Versorgung

Energieversorgungsnetze, die der Verteilung von Energie an Dritte dienen und von ihrer
Dimensionierung nicht von vornherein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzerrichtung
feststehender oder bestimmbarer Letztverbraucher ausgelegt sind, sondern grundsatzlich fur die
Versorgung jedes Letztverbrauchers offen stehen,

Energieversorgungsunternehmen

natirliche oder juristische Personen, die Energie an andere liefern, ein Energieversorgungsnetz betreiben
oder an einem Energieversorgungsnetz als Eigentiimer Verfligungsbefugnis besitzen; der Betrieb einer
Kundenanlage oder einer Kundenanlage zur betrieblichen Eigenversorgung macht den Betreiber nicht
zum Energieversorgungsunternehmen,

Energieversorgungsvertrag
ein Vertrag Uber die Lieferung von Elektrizitat oder Gas, mit Ausnahme von Energiederivaten,

Erlésobergrenze
Obergrenzen der zulassigen Gesamterldse eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten,

erneuerbare Energien
Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,

Erzeugungsanlage
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Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie,

europaische Strommarkte
die Strommarkte der Mitgliedstaaten der Europaischen Union sowie der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und des Kénigreichs Norwegen,

Fernleitung

der Transport von Erdgas durch ein Hochdruckfernleitungsnetz, mit Ausnahme von vorgelagerten
Rohrleitungsnetzen, um die Versorgung von Kunden zu ermdglichen, jedoch nicht die Versorgung der
Kunden selbst,

Gas

Erdgas, Biogas, Fllssiggas im Rahmen der §§ 4 und 49 sowie, wenn sie in ein Gasversorgungsnetz
eingespeist werden, Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch
erzeugtes Methan, das durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und anschlieBende
Methanisierung hergestellt worden ist,

Gaslieferant
natirliche und juristische Personen, deren Geschaftstatigkeit ganz oder teilweise auf den Vertrieb von
Gas zum Zwecke der Belieferung von Letztverbrauchern ausgerichtet ist,

Gasspeicheranlage

eine einem Gasversorgungsunternehmen gehérende oder von ihm betriebene Anlage zur Speicherung
von Gas, einschlieBlich des zu Speicherzwecken genutzten Teils von LNG-Anlagen, jedoch mit Ausnahme
des Teils, der fir eine Gewinnungstatigkeit genutzt wird, ausgenommen sind auch Einrichtungen, die
ausschlieBlich Betreibern von Leitungsnetzen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind,

Gasverbindungsleitungen mit Drittstaaten
Fernleitungen zwischen einem Mitgliedstaat der Europaischen Union und einem Drittstaat bis zur Grenze
des Hoheitsgebietes der Mitgliedstaaten oder dem Kiustenmeer dieses Mitgliedstaates,

Gasversorgungsnetze

alle Fernleitungsnetze, Gasverteilernetze, LNG-Anlagen oder Gasspeicheranlagen, die fur den Zugang
zur Fernleitung, zur Verteilung und zu LNG-Anlagen erforderlich sind und die einem oder mehreren
Energieversorgungsunternehmen gehdren oder von ihm oder von ihnen betrieben werden, einschliellich
Netzpufferung und seiner Anlagen, die zu Hilfsdiensten genutzt werden, und der Anlagen verbundener
Unternehmen, ausgenommen sind solche Netzteile oder Teile von Einrichtungen, die fir 6rtliche
Produktionstatigkeiten verwendet werden,

grenziberschreitende Elektrizitatsverbindungsleitungen

Ubertragungsleitungen zur Verbundschaltung von Ubertragungsnetzen einschlieRlich aller Anlagengiiter
bis zum jeweiligen Netzverknlipfungspunkt, die eine Grenze zwischen Mitgliedstaaten oder zwischen
einem Mitgliedstaat und einem Staat, der nicht der Europaischen Union angehdrt, queren oder
iberspannen und einzig dem Zweck dienen, die nationalen Ubertragungsnetze dieser Staaten zu
verbinden,

GroBhandler

natiirliche oder juristische Personen mit Ausnahme von Betreibern von Ubertragungs-, Fernleitungs-,
Wasserstoff- sowie Elektrizitats- und Gasverteilernetzen, die Energie zum Zwecke des Weiterverkaufs
innerhalb oder auRerhalb des Netzes, in dem sie ansassig sind, kaufen,

H-Gasversorgungsnetz
ein Gasversorgungsnetz zur Versorgung von Kunden mit H-Gas,

Haushaltskunden

Letztverbraucher, die Energie Uberwiegend flir den Eigenverbrauch im Haushalt oder fiir den einen
Jahresverbrauch von 10 000 Kilowattstunden nicht Gbersteigenden Eigenverbrauch fur berufliche,
landwirtschaftliche oder gewerbliche Zwecke kaufen,

Hilfsdienste

samtliche zum Betrieb eines Ubertragungs- oder Elektrizitatsverteilernetzes erforderlichen Dienste
oder samtliche fur den Zugang zu und den Betrieb von Fernleitungs- oder Gasverteilernetzen

oder LNG-Anlagen oder Gasspeicheranlagen erforderlichen Dienste, einschlieBlich Lastausgleichs-
und Mischungsanlagen, jedoch mit Ausnahme von Anlagen, die ausschlieRlich Betreibern von
Fernleitungsnetzen fir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind,

Kleinstunternehmen
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ein Unternehmen, das weniger als zehn Personen beschaftigt und dessen Jahresumsatz oder dessen
Jahresbilanzsumme 2 Millionen Euro nicht Gberschreitet,

Kunden
GroBhandler, Letztverbraucher und Unternehmen, die Energie kaufen,

Kundenanlagen
Energieanlagen zur Abgabe von Energie,

a) die sich auf einem rdumlich zusammengehérenden Gebiet befinden,
b) mit einem Energieversorgungsnetz oder mit einer Erzeugungsanlage verbunden sind,

) fur die Sicherstellung eines wirksamen und unverfalschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit
Elektrizitdt und Gas unbedeutend sind und

d) jedermann zum Zwecke der Belieferung der angeschlossenen Letztverbraucher im Wege
der Durchleitung unabhangig von der Wahl des Energielieferanten diskriminierungsfrei und
unentgeltlich zur Verflgung gestellt werden,

Kundenanlagen zur betrieblichen Eigenversorgung
Energieanlagen zur Abgabe von Energie,

a) die sich auf einem raumlich zusammengehérenden Betriebsgebiet befinden,
b) mit einem Energieversorgungsnetz oder mit einer Erzeugungsanlage verbunden sind,

) fast ausschliel8lich dem betriebsnotwendigen Transport von Energie innerhalb des eigenen
Unternehmens oder zu verbundenen Unternehmen oder fast ausschlieBlich dem der Bestimmung
des Betriebs geschuldeten Abtransport in ein Energieversorgungsnetz dienen und

d) jedermann zum Zwecke der Belieferung der an sie angeschlossenen Letztverbraucher im Wege
der Durchleitung unabhangig von der Wahl des Energielieferanten diskriminierungsfrei und
unentgeltlich zur Verflgung gestellt werden,

L-Gasversorgungsnetz
ein Gasversorgungsnetz zur Versorgung von Kunden mit L-Gas,

landseitige Stromversorgung
die mittels einer Standardschnittstelle von Land aus erbrachte Stromversorgung von Seeschiffen oder
Binnenschiffen am Liegeplatz,

Landstromanlagen

die Gesamtheit der technischen Infrastruktur aus den technischen Anlagen zur Frequenz- und
Spannungsumrichtung, der Standardschnittstelle einschlieflich der zugehdérigen Verbindungsleitungen,
die

a) sich in einem raumlich zusammengehdrigen Gebiet in oder an einem Hafen befinden und

b) ausschlieBlich der landseitigen Stromversorgung von Schiffen dienen,

Letztverbraucher

Natlrliche oder juristische Personen, die Energie fir den eigenen Verbrauch kaufen; auch der
Strombezug der Ladepunkte fur Elektromobile und der Strombezug fur Landstromanlagen steht dem
Letztverbrauch im Sinne dieses Gesetzes und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen
gleich,

LNG-Anlage

eine Kopfstation zur Verflissigung von Erdgas oder zur Einfuhr, Entladung und Wiederverdampfung von
verflissigtem Erdgas; darin eingeschlossen sind Hilfsdienste und die vorubergehende Speicherung, die
fur die Wiederverdampfung und die anschlieBende Einspeisung in das Fernleitungsnetz erforderlich sind,
jedoch nicht die zu Speicherzwecken genutzten Teile von LNG-Kopfstationen,

Marktgebietsverantwortlicher

ist die von den Fernleitungsnetzbetreibern mit der Wahrnehmung von Aufgaben des Netzbetriebs
beauftragte bestimmte natirliche oder juristische Person, die in einem Marktgebiet Leistungen erbringt,
die zur Verwirklichung einer effizienten Abwicklung des Gasnetzzugangs durch eine Person zu erbringen
sind,

Messstellenbetreiber
ein Netzbetreiber oder ein Dritter, der die Aufgabe des Messstellenbetriebs wahrnimmt,
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Messstellenbetrieb
der Einbau, der Betrieb und die Wartung von Messeinrichtungen,

Messung
die Ab- und Auslesung der Messeinrichtung sowie die Weitergabe der Daten an die Berechtigten,

Netzbetreiber
Netz- oder Anlagenbetreiber im Sinne der Nummern 2 bis 5, 7 und 8, 10 und 10a,

Netznutzer
natirliche oder juristische Personen, die Energie in ein Elektrizitats- oder Gasversorgungsnetz einspeisen
oder daraus beziehen,

Netzpufferung

die Speicherung von Gas durch Verdichtung in Fernleitungs- und Verteilernetzen, ausgenommen sind
Einrichtungen, die Betreibern von Fernleitungsnetzen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten
sind,

neue Infrastruktur
eine Infrastruktur, die nach dem 12. Juli 2005 in Betrieb genommen worden ist,

oberste Unternehmensleitung
Vorstand, Geschaftsfihrung oder ein Gesellschaftsorgan mit vergleichbaren Aufgaben und Befugnissen,

Offshore-Anbindungsleitungen
Anbindungsleitungen im Sinne von § 3 Nummer 5 des Windenergie-auf-See-Gesetzes,

Ortliches Verteilernetz

ein Netz, das Uberwiegend der Belieferung von Letztverbrauchern Uber értliche Leitungen, unabhangig
von der Druckstufe oder dem Durchmesser der Leitungen, dient; fir die Abgrenzung der 6rtlichen
Verteilernetze von den vorgelagerten Netzebenen wird auf das Konzessionsgebiet abgestellt, in

dem ein Netz der allgemeinen Versorgung im Sinne des § 18 Abs. 1 und des § 46 Abs. 2 betrieben

wird einschlieBlich von Leitungen, die ein értliches Verteilernetz mit einem benachbarten értlichen
Verteilernetz verbinden,

Regelzone

im Bereich der Elektrizitatsversorgung das Netzgebiet, flr dessen Primarregelung, Sekundarregelung
und Minutenreserve ein Betreiber von Ubertragungsnetzen im Rahmen der Union fur die Koordinierung
des Transports elektrischer Energie (UCTE) verantwortlich ist,

selbststandige Betreiber von grenzuberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen
Betreiber von Ubertragungsnetzen, die eine oder mehrere grenziberschreitende
Elektrizitatsverbindungsleitungen betreiben, ohne

a) Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung zu sein, oder

b) mit einem Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung im Sinne des Artikels
3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 Uber die Kontrolle
von Unternehmenszusammenschliissen (ABI. L 24 vom 29.1.2004, S. 1) verbunden zu sein,

Stromlieferanten
natirliche und juristische Personen, deren Geschaftstatigkeit ganz oder teilweise auf den Vertrieb von
Elektrizitdt zum Zwecke der Belieferung von Letztverbrauchern ausgerichtet ist,

Stromliefervertrag mit dynamischen Tarifen

ein Stromliefervertrag mit einem Letztverbraucher, in dem die Preisschwankungen auf den Spotmarkten,
einschlieBlich der Day-Ahead- und Intraday-Markte, in Intervallen widergespiegelt werden, die
mindestens den Abrechnungsintervallen des jeweiligen Marktes entsprechen,

Teilnetz
im Gasbereich ein Teil des Transportgebiets eines oder mehrerer Netzbetreiber, in dem ein
Transportkunde gebuchte Kapazitaten an Ein- und Ausspeisepunkten flexibel nutzen kann,

Transportkunde
im Gasbereich GroBhandler, Gaslieferanten einschlieBlich der Handelsabteilung eines vertikal
integrierten Unternehmens und Letztverbraucher,

Transportnetzbetreiber
jeder Betreiber eines Ubertragungs- oder Fernleitungsnetzes,

Transportnetz
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jedes Ubertragungs- oder Fernleitungsnetz,

Ubertragung

der Transport von Elektrizitat Gber ein Hochstspannungs- und Hochspannungsverbundnetz einschlieBlich
grenziberschreitender Verbindungsleitungen zum Zwecke der Belieferung von Letztverbrauchern oder
Verteilern, jedoch nicht die Belieferung der Kunden selbst,

Umweltvertraglichkeit

dass die Energieversorgung den Erfordernissen eines nachhaltigen, insbesondere rationellen und
sparsamen Umgangs mit Energie genlgt, eine schonende und dauerhafte Nutzung von Ressourcen
gewahrleistet ist und die Umwelt mdglichst wenig belastet wird, der Nutzung von Kraft-Warme-Kopplung
und erneuerbaren Energien kommt dabei besondere Bedeutung zu,

Unternehmensleitung

die oberste Unternehmensleitung sowie Personen, die mit Leitungsaufgaben fir den
Transportnetzbetreiber betraut sind und auf Grund eines Ubertragungsaktes, dessen Eintragung im
Handelsregister oder einem vergleichbaren Register eines Mitgliedstaates der Europaischen Union
gesetzlich vorgesehen ist, berechtigt sind, den Transportnetzbetreiber gerichtlich und aulergerichtlich
zu vertreten,

Verbindungsleitungen

Anlagen, die zur Verbundschaltung von Elektrizitatsnetzen dienen, oder eine Fernleitung, die eine
Grenze zwischen Mitgliedstaaten quert oder tGberspannt und einzig dem Zweck dient, die nationalen
Fernleitungsnetze dieser Mitgliedstaaten zu verbinden,

Verbundnetz

eine Anzahl von Ubertragungs- und Elektrizitatsverteilernetzen, die durch eine oder mehrere
Verbindungsleitungen miteinander verbunden sind, oder eine Anzahl von Gasversorgungsnetzen, die
miteinander verbunden sind,

Versorgeranteil
der auf die Energiebelieferung entfallende Preisanteil, der sich rechnerisch nach Abzug der Umsatzsteuer
und der Belastungen nach § 40 Absatz 3 ergibt,

Versorgung
die Erzeugung oder Gewinnung von Energie zur Belieferung von Kunden, der Vertrieb von Energie an
Kunden und der Betrieb eines Energieversorgungsnetzes,

Verteilung

der Transport von Elektrizitat mit hoher, mittlerer oder niederer Spannung tber
Elektrizitatsverteilernetze oder der Transport von Gas Uber értliche oder regionale Leitungsnetze, um die
Versorgung von Kunden zu ermdéglichen, jedoch nicht die Belieferung der Kunden selbst; der Verteilung
von Gas dienen auch solche Netze, die Uber Grenzkopplungspunkte verfligen, Uber die ausschlieBlich ein
anderes, nachgelagertes Netz aufgespeist wird,

vertikal integriertes Unternehmen

ein im Elektrizitats- oder Gasbereich tatiges Unternehmen oder eine Gruppe von Elektrizitats- oder
Gasunternehmen, die im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom
20. Januar 2004 Uber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlissen (ABI. L 24 vom 29.1.2004,

S. 1) miteinander verbunden sind, wobei das betreffende Unternehmen oder die betreffende Gruppe

im Elektrizititsbereich mindestens eine der Funktionen Ubertragung oder Verteilung und mindestens
eine der Funktionen Erzeugung oder Vertrieb von Elektrizitat oder im Erdgasbereich mindestens eine der
Funktionen Fernleitung, Verteilung, Betrieb einer LNG-Anlage oder Speicherung und gleichzeitig eine der
Funktionen Gewinnung oder Vertrieb von Erdgas wahrnimmt,

volatile Erzeugung
Erzeugung von Strom aus Windenergieanlagen und aus solarer Strahlungsenergie,

vollstandig integrierte Netzkomponenten

Netzkomponenten, die in das Ubertragungs- oder Verteilernetz integriert sind, einschlieRlich
Energiespeicheranlagen, und die ausschliellich der Aufrechterhaltung des sicheren und zuverlassigen
Netzbetriebs und nicht der Bereitstellung von Regelenergie oder dem Engpassmanagement dienen,

vorgelagertes Rohrleitungsnetz

Rohrleitungen oder ein Netz von Rohrleitungen, deren Betrieb oder Bau Teil eines Ol- oder
Gasgewinnungsvorhabens ist oder die dazu verwendet werden, Erdgas von einer oder mehreren solcher
Anlagen zu einer Aufbereitungsanlage, zu einem Terminal oder zu einem an der Kiiste gelegenen
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Endanlandeterminal zu leiten, mit Ausnahme solcher Netzteile oder Teile von Einrichtungen, die fur
ortliche Produktionstatigkeiten verwendet werden,

39a. Wasserstoffnetz
ein Netz zur Versorgung von Kunden ausschlieBlich mit Wasserstoff, das von der Dimensionierung nicht
von vornherein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzerrichtung feststehender oder
bestimmbarer Kunden ausgelegt ist, sondern grundsatzlich fur die Versorgung jedes Kunden offensteht,
dabei umfasst es unabhangig vom Durchmesser Wasserstoffleitungen zum Transport von Wasserstoff
nebst allen dem Leitungsbetrieb dienenden Einrichtungen, insbesondere Entspannungs-, Regel- und
Messanlagen sowie Leitungen oder Leitungssysteme zur Optimierung des Wasserstoffbezugs und der
Wasserstoffdarbietung,

39b.  Wasserstoffspeicheranlagen
eine einem Energieversorgungsunternehmen gehdrende oder von ihm betriebene Anlage zur
Speicherung von Wasserstoff, mit Ausnahme von Einrichtungen, die ausschliellich Betreibern von
Wasserstoffnetzen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind,

40. Winterhalbjahr
der Zeitraum vom 1. Oktober eines Jahres bis zum 31. Marz des Folgejahres.

FuBnote

(+++ § 3: Zur Anwendung vgl. § 2 MessbG +++)

§ 3a Verhaltnis zum Eisenbahnrecht

Dieses Gesetz gilt auch flr die Versorgung von Eisenbahnen mit leitungsgebundener Energie, insbesondere
Fahrstrom, soweit im Eisenbahnrecht nichts anderes geregelt ist.

§ 4 Genehmigung des Netzbetriebs

(1) Die Aufnahme des Betriebs eines Energieversorgungsnetzes bedarf der Genehmigung durch die nach
Landesrecht zustéandige Behdrde. Uber die Erteilung der Genehmigung entscheidet die nach Landesrecht
zustandige Behdérde innerhalb von sechs Monaten nach Vorliegen vollstandiger Antragsunterlagen.

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 darf nur versagt werden, wenn der Antragsteller nicht die personelle,
technische und wirtschaftliche Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit besitzt, um den Netzbetrieb entsprechend
den Vorschriften dieses Gesetzes auf Dauer zu gewahrleisten. Unter den gleichen Voraussetzungen kann auch
der Betrieb einer in Absatz 1 genannten Anlage untersagt werden, fur dessen Aufnahme keine Genehmigung
erforderlich war.

(3) Im Falle der Gesamtrechtsnachfolge oder der Rechtsnachfolge nach dem Umwandlungsgesetz oder
in sonstigen Fallen der rechtlichen Entflechtung des Netzbetriebs nach § 7 oder den §§ 8 bis 10 geht die
Genehmigung auf den Rechtsnachfolger tber.

(4) Die nach Landesrecht zustandige Behdrde kann bei einem VerstoR gegen Absatz 1 den Netzbetrieb
untersagen oder den Netzbetreiber durch andere geeignete Malnahmen vorlaufig verpflichten, ein Verhalten
abzustellen, das einen Versagungsgrund im Sinne des Absatzes 2 darstellen wirde.

(5) Das Verfahren nach Absatz 1 kann Uber eine einheitliche Stelle abgewickelt werden.

§ 4a Zertifizierung und Benennung des Betreibers eines Transportnetzes

(1) Der Betrieb eines Transportnetzes bedarf der Zertifizierung durch die Regulierungsbehérde. Das
Zertifizierungsverfahren wird auf Antrag des Transportnetzbetreibers oder des Transportnetzeigentimers, auf
begriindeten Antrag der Europaischen Kommission oder von Amts wegen eingeleitet. Transportnetzbetreiber oder
Transportnetzeigentimer haben den Antrag auf Zertifizierung bis spatestens 3. Marz 2012 zu stellen.

(2) Transportnetzbetreiber haben dem Antrag alle zur Prifung des Antrags erforderlichen Unterlagen beizufligen.
Die Unterlagen sind der Regulierungsbehdérde auf Anforderung auch elektronisch zur Verfligung zu stellen.

(3) Die Regulierungsbehdrde erteilt die Zertifizierung des Transportnetzbetreibers, wenn der

Transportnetzbetreiber nachweist, dass er entsprechend den Vorgaben der §§ 8 oder 9 oder der §§ 10 bis 10e
organisiert ist.
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(4) Die Zertifizierung kann mit Nebenbestimmungen verbunden werden, soweit dies erforderlich ist, um zu
gewahrleisten, dass die Vorgaben der §§ 8 oder 9 oder der §§ 10 bis 10e erflllt werden.

(5) Die Regulierungsbehdérde erstellt innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten ab Einleitung des
Zertifizierungsverfahrens einen Entscheidungsentwurf und Gbersendet diesen unverziglich der Europaischen
Kommission zur Abgabe einer Stellungnahme. Die Regulierungsbehdérde hat der Europaischen Kommission mit
der Ubersendung des Entscheidungsentwurfs nach Satz 1 alle Antragsunterlagen nach Absatz 2 zur Verfiigung zu
stellen.

(6) Die Regulierungsbehdérde hat binnen zwei Monaten nach Zugang der Stellungnahme der Europaischen
Kommission oder nach Ablauf der Frist des Artikels 51 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2019/943 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 Uber den Elektrizitatsbinnenmarkt (ABI. L 158 vom
14.6.2019, S. 54) oder des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 13. Juli 2009 Uber die Bedingungen fur den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 36, L 229 vom 1.9.2009, S. 29),
ohne dass der Regulierungsbehdrde eine Stellungnahme der Europaischen Kommission zugegangen ist, eine
Entscheidung zu treffen. Hat die Europaische Kommission eine Stellungnahme Ubermittelt, bertcksichtigt die
Regulierungsbehdérde diese so weit wie maéglich in ihrer Entscheidung. Die Entscheidung wird zusammen mit der
Stellungnahme der Europaischen Kommission im Amtsblatt der Bundesnetzagentur in nicht personenbezogener
Form bekannt gegeben. Trifft die Regulierungsbehérde innerhalb der Frist nach Satz 1 keine Entscheidung, gilt
der betreffende Transportnetzbetreiber bis zu einer Entscheidung der Regulierungsbehdrde als zertifiziert.

(7) Mit der Bekanntgabe der Zertifizierung im Amtsblatt der Bundesnetzagentur ist der Antragsteller als
Transportnetzbetreiber benannt. Die Regulierungsbehdérde teilt der Europaischen Kommission die Benennung
mit. Die Benennung eines Unabhangigen Systembetreibers im Sinne des § 9 erfordert die Zustimmung der
Europaischen Kommission.

(8) Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 2019/943 und Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 bleiben
unberihrt.

§ 4b Zertifizierung in Bezug auf Drittstaaten

(1) Beantragt ein Transportnetzbetreiber oder ein Transportnetzeigentlimer, der von einer oder mehreren
Personen aus einem oder mehreren Staaten, die nicht der Europaischen Union oder dem Europaischen
Wirtschaftsraum angehdren (Drittstaaten), allein oder gemeinsam kontrolliert wird, die Zertifizierung,
teilt die Regulierungsbehdérde dies der Europaischen Kommission mit. Transportnetzbetreiber oder
Transportnetzeigentimer haben den Antrag auf Zertifizierung bis spatestens 3. Marz 2013 bei der
Regulierungsbehorde zu stellen.

(2) Wird ein Transportnetzbetreiber oder ein Transportnetzeigentiimer von einer oder mehreren Personen aus
einem oder mehreren Drittstaaten allein oder gemeinsam kontrolliert, ist die Zertifizierung nur zu erteilen,
wenn der Transportnetzbetreiber oder der Transportnetzeigentiimer den Anforderungen der §§ 8 oder 9

oder der §§ 10 bis 10e genligt und das Bundesministerium flir Wirtschaft und Energie feststellt, dass die
Erteilung der Zertifizierung die Sicherheit der Elektrizitats- oder Gasversorgung der Bundesrepublik Deutschland
und der Europaischen Union nicht gefahrdet. Der Antragsteller hat mit der Antragstellung nach Absatz 1
zusatzlich beim Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die zur Beurteilung der Auswirkungen auf die
Versorgungssicherheit erforderlichen Unterlagen einzureichen.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie Gbermittelt der Regulierungsbehérde binnen drei Monaten
nach Eingang der vollstandigen erforderlichen Unterlagen nach Absatz 2 Satz 2 seine Bewertung, ob die Erteilung
der Zertifizierung die Sicherheit der Elektrizitats- oder Gasversorgung der Bundesrepublik Deutschland und

der Europaischen Union gefahrdet. Bei seiner Bewertung der Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit
berucksichtigt das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie

1. die Rechte und Pflichten der Europaischen Union gegenuber diesem Drittstaat, die aus dem Volkerrecht,
auch aus einem Abkommen mit einem oder mehreren Drittstaaten, dem die Union als Vertragpartei
angehort und in dem Fragen der Energieversorgungssicherheit behandelt werden, erwachsen;

2. die Rechte und Pflichten der Bundesrepublik Deutschland gegenuber diesem Drittstaat, die aus einem
mit diesem Drittstaat geschlossenen Abkommen erwachsen, soweit sie mit dem Unionsrecht in Einklang
stehen, und
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3. andere besondere Umstande des Einzelfalls und des betreffenden Drittstaats.

(4) Vor einer Entscheidung der Regulierungsbehdrde Uber die Zertifizierung des Betriebs eines Transportnetzes
bitten Regulierungsbehdérde und Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die Europaische Kommission um
Stellungnahme, ob der Transportnetzbetreiber oder der Transportnetzeigentimer den Anforderungen der §§ 8
oder 9 oder der §§ 10 bis 10e genlgt und eine Gefahrdung der Energieversorgungssicherheit der Europaischen
Union auf Grund der Zertifizierung ausgeschlossen ist.

(5) Die Regulierungsbehdérde hat innerhalb von zwei Monaten, nachdem die Europaische Kommission ihre
Stellungnahme vorgelegt hat oder nachdem die Frist des Artikels 53 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/944

des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften flr den
Elektrizitidtsbinnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie 2012/27/EU (ABI. L 158 vom 14.6.2019, S. 125; L 15
vom 20.1.2020, S. 8) oder des Artikels 11 Absatz 6 der Richtlinie 2009/73/EG des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 13. Juli 2009 Uber gemeinsame Vorschriften fir den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 2003/55/EG (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 55) abgelaufen ist, ohne dass die Europaische Kommission
eine Stellungnahme vorgelegt hat, Gber den Antrag auf Zertifizierung zu entscheiden. Die Regulierungsbehérde
hat in ihrer Entscheidung der Stellungnahme der Europaischen Kommission so weit wie mdglich Rechnung zu
tragen. Die Bewertung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie ist Bestandteil der Entscheidung der
Regulierungsbehérde.

(6) Die Regulierungsbehdérde hat der Europaischen Kommission unverzlglich die Entscheidung zusammen mit
allen die Entscheidung betreffenden wichtigen Informationen mitzuteilen.

(7) Die Regulierungsbehdérde hat ihre Entscheidung zusammen mit der Stellungnahme der Europaischen
Kommission im Amtsblatt der Bundesnetzagentur in nicht personenbezogener Form zu verdffentlichen. Weicht die
Entscheidung von der Stellungnahme der Europaischen Kommission ab, ist mit der Entscheidung die Begriindung
flr diese Entscheidung mitzuteilen und zu veréffentlichen.

§ 4c Pflichten der Transportnetzbetreiber

Die Transportnetzbetreiber haben die Regulierungsbehdrde unverziglich Gber alle geplanten

Transaktionen und MaRnahmen sowie sonstige Umstande zu unterrichten, die eine Neubewertung der
Zertifizierungsvoraussetzungen nach den §§ 4a und 4b erforderlich machen kénnen. Sie haben die
Regulierungsbehdérde insbesondere ber Umstande zu unterrichten, in deren Folge eine oder mehrere Personen
aus einem oder mehreren Drittstaaten allein oder gemeinsam die Kontrolle Uber den Transportnetzbetreiber
erhalten. Die Regulierungsbehérde hat das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie und die Europaische
Kommission unverzuglich Uber Umstande nach Satz 2 zu informieren. Das Bundesministerium fir Wirtschaft und
Energie kann bei Vorliegen von Umstanden nach Satz 2 seine Bewertung nach § 4b Absatz 1 widerrufen.

§ 4d Widerruf der Zertifizierung nach § 4a, nachtragliche Versehung mit Auflagen

Die Regulierungsbehérde kann eine Zertifizierung nach § 4a oder § 4b widerrufen oder erweitern oder eine
Zertifizierung nachtraglich mit Auflagen versehen sowie Auflagen andern oder erganzen, soweit auf Grund
geanderter tatsachlicher Umstande eine Neubewertung der Zertifizierungsvoraussetzungen erforderlich wird. Die
Regulierungsbehdérde kann eine Zertifizierung auch nachtraglich mit Auflagen versehen sowie Auflagen andern
oder erganzen. Insbesondere kann sie dem Transportnetzbetreiber MaBnahmen aufgeben, die erforderlich sind,
um zu gewahrleisten, dass der Transportnetzbetreiber die Anforderungen der §§ 8 bis 10e erfillt. § 65 bleibt
unberihrt.

§ 5 Anzeige der Energiebelieferung

(1) Energielieferanten, die Haushaltskunden mit Energie beliefern, miissen nach MaRgabe des Absatzes

2 Satz 1 und 2 die Aufnahme und Beendigung der Tatigkeit sowie Anderungen ihrer Firma bei der
Bundesnetzagentur anzeigen; ausgenommen ist die Belieferung von Haushaltskunden ausschlief3lich
innerhalb einer Kundenanlage oder eines geschlossenen Verteilernetzes sowie Uber nicht auf Dauer angelegte
Leitungen. Die Bundesnetzagentur verdffentlicht laufend auf ihrer Internetseite eine Liste der angezeigten
Energielieferanten; dabei werden die Firma und die Adresse des Sitzes der angezeigten Energielieferanten
verdffentlicht. Von der Bundesnetzagentur werden monatlich die Energielieferanten veréffentlicht, die in den
jeweils letzten zw6lf Monaten die Beendigung ihrer Tatigkeit angezeigt haben.

(2) Die nach Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz erforderliche Anzeige der Aufnahme der Tatigkeit ist unverziiglich
vorzunehmen. Die nach Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz erforderliche Anzeige der Beendigung der Tatigkeit
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hat der Energielieferant nach MaRgabe des Satzes 4 und so rechtzeitig vorzunehmen, dass diese der
Bundesnetzagentur spatestens drei Monate vor dem geplanten Beendigungstermin zugeht. Der Energielieferant
darf die Tatigkeit nicht vor Ablauf des nach Satz 2 angezeigten Beendigungstermins beenden, es sei denn, er

hat einen Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt. Mit der Anzeige der Beendigung der Tatigkeit
nach Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz hat der Energielieferant zugleich den geplanten Beendigungstermin
mitzuteilen und darzulegen, wie die Erfillung der vertraglichen Verpflichtungen des Energielieferanten gegenuber
Haushaltskunden bis zur geplanten Beendigung der Tatigkeit sichergestellt ist. Die vertraglichen Vereinbarungen
zwischen dem Energielieferanten und den betroffenen Haushaltskunden bleiben unberihrt.

(3) Zeitgleich mit der Anzeige der Beendigung der Tatigkeit nach Absatz 2 Satz 2 hat der Energielieferant die von
der Beendigung betroffenen Haushaltskunden und die Netzbetreiber, in deren Netzgebieten er Haushaltskunden
beliefert, in Textform Uber das Datum der Beendigung seiner Tatigkeit zu informieren. Der Energielieferant ist
verpflichtet, die Anzeige zugleich einfach auffindbar auf seiner Internetseite zu verdffentlichen.

(4) Mit der Anzeige der Aufnahme der Tatigkeit ist das Vorliegen der personellen, technischen und
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit sowie der Zuverlassigkeit der Geschaftsleitung darzulegen. Die
Bundesnetzagentur ist berechtigt, das Vorliegen der personellen, technischen und wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit sowie der Zuverlassigkeit der Geschaftsleitung jederzeit unter Nutzung der behérdlichen
Aufsichtsrechte nach diesem Gesetz zu Uberprifen. Die Bundesnetzagentur kann die Vorlage des
Jahresabschlusses Uber das letzte Geschaftsjahr und, sofern der Abschluss von einem Abschlussprufer gepruft
worden ist, auch die Vorlage des Prifungsberichtes sowie des Bestatigungsvermerkes oder Versagungsvermerkes
des Abschlussprifers verlangen.

(5) Die Regulierungsbehérde kann einem Energielieferanten die Austbung der Tatigkeit jederzeit ganz oder
teilweise untersagen, wenn die personelle, technische oder wirtschaftliche Leistungsfahigkeit oder Zuverlassigkeit
nicht gewahrleistet ist. Satz 1 sowie Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 sind nicht flr Energielieferanten mit Sitz in
einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union anzuwenden, wenn der Energielieferant von der zustandigen
Behdrde des Herkunftsmitgliedstaates ordnungsgemaR zugelassen worden ist.

§ 5a Speicherungspflichten, Veroéffentlichung von Daten

(1) Energieversorgungsunternehmen, die Energie an Kunden verkaufen, haben die hierfur erforderlichen

Daten Uber samtliche mit GroBhandelskunden und Transportnetzbetreibern sowie im Gasbereich mit

Betreibern von Gasspeicheranlagen und LNG-Anlagen im Rahmen von Energieversorgungsvertragen und
Energiederivaten getatigte Transaktionen flir die Dauer von funf Jahren zu speichern und sie auf Verlangen der
Regulierungsbehorde, dem Bundeskartellamt, den Landeskartellbehdrden sowie der Europaischen Kommission

zu Ubermitteln, soweit dies fir deren jeweilige Aufgabenerfillung erforderlich ist. Daten im Sinne des Satzes 1
sind genaue Angaben zu den Merkmalen der Transaktionen wie Laufzeit-, Liefer- und Abrechnungsbestimmungen,
Menge, Datum und Uhrzeit der Ausfiihrung, Transaktionspreise und Angaben zur Identifizierung des betreffenden
Vertragspartners sowie entsprechende Angaben zu samtlichen offenen Positionen und nicht abgerechneten
Energieversorgungsvertragen und Energiederivaten.

(2) Die Regulierungsbehdérde kann Informationen nach Absatz 1 in nicht personenbezogener Form veréffentlichen,
wenn damit keine wirtschaftlich sensiblen Daten Uber einzelne Marktakteure oder einzelne Transaktionen
preisgegeben werden. Satz 1 gilt nicht fir Informationen Uber Energiederivate. Die Regulierungsbehoérde stellt vor
der Veroffentlichung das Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt her.

(3) Soweit sich aus dem
1. Wertpapierhandelsgesetz,

2. den Artikeln 72 bis 76 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016
zur Erganzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die
organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen fiir die Auslbung ihrer
Tatigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe fiir die Zwecke der genannten Richtlinie
(ABI. L 87 vom 31.3.2017, S. 1), in der jeweils geltenden Fassung, oder

3. handels- oder steuerrechtlichen Bestimmungen Pflichten zur Aufbewahrung ergeben, die mit den Pflichten
nach Absatz 1 vergleichbar sind, ist das Energieversorgungsunternehmen insoweit von den Pflichten zur
Aufbewahrung gemald Absatz 1 befreit.

§ 5b Anzeige von Verdachtsfillen, Verschwiegenheitspflichten
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(1) Personen, die beruflich Transaktionen mit Energiegrofhandelsprodukten arrangieren, dirfen ausschlieBlich
Personen, die auf Grund ihres Berufs einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, und staatliche
Stellen von einer Anzeige gemaR Artikel 15 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 lber die Integritat und Transparenz des Energiegrofhandelsmarkts
(ABI. L 326 vom 8.12.2011, S. 1) oder von einer daraufhin eingeleiteten Untersuchung oder einem daraufhin
eingeleiteten Ermittlungsverfahren in Kenntnis setzen. Die Bundesnetzagentur kann Inhalt und Ausgestaltung der
VorkehrungsmaRnahmen und Verfahren nach Artikel 15 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 durch Festlegung
nach § 29 Absatz 1 naher bestimmen. Fur die zur Auskunft nach Artikel 15 Satz 1 verpflichtete Person gilt § 55 der
Strafprozessordnung entsprechend.

(2) Ergreift die Bundesnetzagentur MaBnahmen wegen eines mdglichen VerstoBes gegen ein Verbot nach Artikel
3 oder Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011, so diurfen die Adressaten dieser MaBnahmen ausschlieBlich
Personen, die auf Grund ihres Berufs einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, und staatliche Stellen
von diesen Mallnahmen oder von einem daraufhin eingeleiteten Ermittlungsverfahren in Kenntnis setzen.

Teil 2
Entflechtung

Abschnitt 1
Gemeinsame Vorschriften fir Verteilernetzbetreiber und Transportnetzbetreiber

§ 6 Anwendungsbereich und Ziel der Entflechtung

Vertikal integrierte Unternehmen und rechtlich selbststandige Betreiber von Elektrizitats- und
Gasversorgungsnetzen, die im Sinne des § 3 Nummer 38 mit einem vertikal integrierten Unternehmen verbunden
sind, sind zur Gewahrleistung von Transparenz sowie diskriminierungsfreier Ausgestaltung und Abwicklung des
Netzbetriebs verpflichtet. Um dieses Ziel zu erreichen, missen sie die Unabhangigkeit der Netzbetreiber von
anderen Tatigkeitsbereichen der Energieversorgung nach den §§ 6a bis 10e sicherstellen. Die §§ 9 bis 10e sind
nur auf solche Transportnetze anwendbar, die am 3. September 2009 im Eigentum eines vertikal integrierten
Unternehmens standen.

(2) Die in engem wirtschaftlichen Zusammenhang mit der rechtlichen und operationellen Entflechtung eines
Verteilernetzes, eines Transportnetzes oder eines Betreibers von Gasspeicheranlagen nach § 7 Absatz 1

und §§ 7a bis 10e Ubertragenen Wirtschaftsgiter gelten als Teilbetrieb im Sinne der §§ 15, 16, 18, 20 und

24 des Umwandlungssteuergesetzes. Satz 1 gilt nur fUr diejenigen Wirtschaftsguter, die unmittelbar auf

Grund des Organisationsakts der Entflechtung Ubertragen werden. Fir die Anwendung des § 15 Absatz 1

Satz 1 des Umwandlungssteuergesetzes gilt auch das Vermdgen als zu einem Teilbetrieb gehérend, das der
Ubertragenden Kérperschaft im Rahmen des Organisationsakts der Entflechtung verbleibt. § 15 Absatz 2 und

§ 22 des Umwandlungssteuergesetzes, § 34 Absatz 7a des Kdrperschaftsteuergesetzes sowie § 6 Absatz 3

Satz 2 und Absatz 5 Satz 4 bis 6 sowie § 16 Absatz 3 Satz 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes sind auf
MaBnahmen nach Satz 1 nicht anzuwenden, sofern diese MaBnahme von Transportnetzbetreibern im Sinne des
§ 3 Nummer 31f oder Betreibern von Gasspeicheranlagen bis zum 3. Marz 2012 ergriffen worden sind. Satz 4 gilt
bezlglich des § 22 des Umwandlungssteuergesetzes und der in § 34 Absatz 7a des Kdrperschaftsteuergesetzes
genannten Falle nur fur solche mit der siebenjahrigen Sperrfrist behafteten Anteile, die zu Beginn der rechtlichen
oder operationellen Entflechtung bereits bestanden haben und deren VerauBerung unmittelbar auf Grund des
Organisationsakts der Entflechtung erforderlich ist. Fir den Erwerber der Anteile gilt Satz 4 nicht und dieser tritt
bezlglich der im Zeitpunkt der VerauRerung der Anteile noch laufenden Sperrfrist unter Besitzzeitanrechnung in
die Rechtsstellung des VerauRerers ein. Bei der Prifung der Frage, ob die Voraussetzungen fir die Anwendung
der Satze 1 und 2 vorliegen, leistet die Regulierungsbehérde den Finanzbehérden Amtshilfe (§ 111 der
Abgabenordnung).

(3) Erwerbsvorgange im Sinne des § 1 des Grunderwerbsteuergesetzes, die sich flr Verteilernetzbetreiber,
Transportnetzbetreiber oder Betreiber von Gasspeicheranlagen aus der rechtlichen oder operationellen
Entflechtung nach § 7 Absatz 1 und den §§ 7a bis 10e ergeben, sind von der Grunderwerbsteuer befreit. Absatz 2
Satz 4 und 7 gelten entsprechend.

(4) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht fur diejenigen Unternehmen, die eine rechtliche Entflechtung auf freiwilliger
Grundlage vornehmen.

FuBBnote
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(+++ § 6 Abs. 2 bis 4: Zur Anwendung vgl. § 118 Abs. 2 +++)
§ 6 Abs. 2 Satz 6 Kursivdruck: Fehlschreibung des Wortes "Besitzzeitanrechung" in "Besitzzeitanrechnung"
korrigiert

§ 6a Verwendung von Informationen

(1) Unbeschadet gesetzlicher Verpflichtungen zur Offenbarung von Informationen haben vertikal integrierte
Unternehmen, Transportnetzeigentiimer, Netzbetreiber, Gasspeicheranlagenbetreiber sowie Betreiber von
LNG-Anlagen sicherzustellen, dass die Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen, von denen sie in
Auslibung ihrer Geschaftstatigkeit als Transportnetzeigentiimer, Netzbetreiber, Gasspeicheranlagenbetreiber
sowie Betreiber von LNG-Anlagen Kenntnis erlangen, gewahrt wird.

(2) Legen das vertikal integrierte Unternehmen, Transportnetzeigentiimer, Netzbetreiber, ein
Gasspeicheranlagenbetreiber oder ein Betreiber von LNG-Anlagen uber die eigenen Tatigkeiten Informationen
offen, die wirtschaftliche Vorteile bringen kénnen, so stellen sie sicher, dass dies in nicht diskriminierender Weise
erfolgt. Sie stellen insbesondere sicher, dass wirtschaftlich sensible Informationen gegeniber anderen Teilen des
Unternehmens vertraulich behandelt werden.

§ 6b Rechnungslegung und Buchfiihrung

(1) Vertikal integrierte Unternehmen im Sinne des § 3 Nummer 38, einschlieBlich rechtlich selbstandiger
Unternehmen, die zu einer Gruppe verbundener Elektrizitats- oder Gasunternehmen gehdéren und mittelbar

oder unmittelbar energiespezifische Dienstleistungen erbringen, und rechtlich selbstandige Netzbetreiber

sowie Betreiber von Gasspeicheranlagen haben ungeachtet ihrer Eigentumsverhaltnisse und ihrer Rechtsform
einen Jahresabschluss und Lagebericht nach den flr Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Ersten,
Dritten und Vierten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs
aufzustellen, prifen zu lassen und offenzulegen; § 264 Absatz 3 und § 264b des Handelsgesetzbuchs sind insoweit
nicht anzuwenden. Handelt es sich bei dem Unternehmen nach Satz 1 um eine Personenhandelsgesellschaft

oder das Unternehmen eines Einzelkaufmanns, dirfen das sonstige Vermagen der Gesellschafter oder des
Einzelkaufmanns (Privatvermdgen) nicht in die Bilanz und die auf das Privatvermdgen entfallenden Aufwendungen
und Ertrage nicht in die Gewinn- und Verlustrechnung aufgenommen werden.

(2) Im Anhang zum Jahresabschluss sind die Geschafte gréeren Umfangs mit verbundenen oder assoziierten
Unternehmen im Sinne von § 271 Absatz 2 oder § 311 des Handelsgesetzbuchs gesondert auszuweisen. Hierbei
sind insbesondere Leistung und Gegenleistung anzugeben.

(3) Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 haben zur Vermeidung von Diskriminierung und Quersubventionierung
in ihrer internen Rechnungslegung jeweils getrennte Konten fir jede ihrer Tatigkeiten in den nachfolgend
aufgefliihrten Bereichen so zu flhren, wie dies erforderlich ware, wenn diese Tatigkeiten von rechtlich
selbststandigen Unternehmen ausgefihrt wirden:

1. Elektrizitatsubertragung;
Elektrizitatsverteilung;
Gasfernleitung;
Gasverteilung;
Gasspeicherung;

o Uk~ wnN

Betrieb von LNG-Anlagen;
7. Entwicklung, Verwaltung oder Betrieb von Ladepunkten flr Elektromobile nach § 7c Absatz 2.

Tatigkeit im Sinne dieser Bestimmung ist auch jede wirtschaftliche Nutzung eines Eigentumsrechts an
Elektrizitats- oder Gasversorgungsnetzen, Gasspeichern, LNG-Anlagen oder Ladepunkten fur Elektromobile

nach § 7c Absatz 2. Fur die anderen Tatigkeiten innerhalb des Elektrizitatssektors und innerhalb des Gassektors
sind Konten zu flihren, die innerhalb des jeweiligen Sektors zusammengefasst werden kénnen. Fir Tatigkeiten
auBerhalb des Elektrizitats- und Gassektors sind ebenfalls eigene Konten zu fuhren, die zusammengefasst werden
kénnen. Soweit eine direkte Zuordnung zu den einzelnen Tatigkeiten nicht maéglich ist oder mit unvertretbarem
Aufwand verbunden ware, hat die Zuordnung durch Schlisselung zu den Konten, die sachgerecht und fiir Dritte
nachvollziehbar sein muss, zu erfolgen. Mit der Aufstellung des Jahresabschlusses ist fiir jeden der genannten
Tatigkeitsbereiche jeweils eine den in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorschriften entsprechende Bilanz und Gewinn-
und Verlustrechnung (Tatigkeitsabschluss) aufzustellen und dem Abschlussprifer zur Prifung vorzulegen. Dabei
sind in der Rechnungslegung die Regeln, einschlieBlich der Abschreibungsmethoden, anzugeben, nach denen
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die Gegenstande des Aktiv- und Passivvermdgens sowie die Aufwendungen und Ertrage den gemal Satz 1 bis 4
geflihrten Konten zugeordnet worden sind.

(4) Die gesetzlichen Vertreter haben den Tatigkeitsabschluss unverziglich, jedoch spatestens vor Ablauf

des zwdlften Monats des dem Abschlussstichtag nachfolgenden Geschaftsjahres, gemeinsam mit dem nach
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 325 des Handelsgesetzbuchs offenzulegenden Jahresabschluss der das
Unternehmensregister fuhrenden Stelle elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister zu Ubermitteln.
§ 326 des Handelsgesetzbuchs ist insoweit nicht anzuwenden.

(5) Die Prifung des Jahresabschlusses gemaR Absatz 1 umfasst auch die Einhaltung der Pflichten zur
Rechnungslegung nach Absatz 3. Dabei ist neben dem Vorhandensein getrennter Konten auch zu prifen, ob die
Wertansatze und die Zuordnung der Konten sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der
Stetigkeit beachtet worden ist. Im Bestatigungsvermerk zum Jahresabschuss ist anzugeben, ob die Vorgaben nach
Absatz 3 eingehalten worden sind.

(6) Unbeschadet der besonderen Pflichten des Prifers nach Absatz 5 kann die Regulierungsbehdrde zusatzliche
Bestimmungen gegenlber dem Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 durch Festlegung nach § 29 Absatz

1 treffen, die vom Prifer im Rahmen der Jahresabschlussprifung Gber die nach Absatz 1 anwendbaren
Prifungsvoraussetzungen hinaus zu berucksichtigen sind. Sie kann insbesondere zusatzliche Schwerpunkte

fur die Prifungen festlegen. Eine solche Festlegung muss spatestens sechs Monate vor dem Bilanzstichtag des
jeweiligen Kalenderjahres ergehen.

(7) Der Auftraggeber der Prifung des Jahresabschlusses hat der Regulierungsbehdérde unverziglich nach
Feststellung des Jahresabschlusses eine Ausfertigung des Berichts Uber die Prifung des Jahresabschlusses
nach § 321 des Handelsgesetzbuchs (Prifungsbericht) einschlieRlich erstatteter Teilberichte zu tGbersenden.
Der Prufungsbericht ist fest mit dem gepriften Jahresabschluss, dem Lagebericht und den erforderlichen
Tatigkeitsabschlissen zu verbinden. Der Bestatigungsvermerk oder der Vermerk tber die Versagung sind im
Prifungsbericht wiederzugeben. Der Lagebericht muss auf die Tatigkeiten nach Absatz 3 Satz 1 eingehen.
Geschaftsberichte zu den in Absatz 3 Satz 1 und 2 aufgefiihrten Tatigkeitsbereichen sind von den Unternehmen
auf ihrer Internetseite zu veréffentlichen. Tatigkeitsabschllisse zu den Tatigkeitsbereichen, die nicht in Absatz 3
Satz 1 aufgeflhrt sind, hat die Regulierungsbehdrde als Geschaftsgeheimnisse zu behandeln. Priifberichte von
solchen Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1, die mittelbar oder unmittelbar energiespezifische Dienstleistungen
erbringen, sind der Regulierungsbehdrde zu Ubersenden, die flr das regulierte Unternehmen nach § 54 Absatz 1
zustandig ist.

(8) Unternehmen, die nur deshalb als vertikal integriertes Unternehmen im Sinne des § 3 Nummer 38 einzuordnen
sind, weil sie auch Betreiber eines geschlossenen Verteilernetzes sind, und ihre Abschlussprufer sind von

den Verpflichtungen nach den Absatzen 4 und 7 ausgenommen. Die Befugnisse der Regulierungsbehérde
insbesondere nach § 110 Absatz 4 bleiben unberihrt.

FuBBnote

(+++ § 6b: Zur Anwendung vgl. § 3 Abs. 4 MessbG +++)
(+++ § 6b Abs. 3: Zur Anwendung vgl. § 26 Abs. 3 KWKG 2016 +++)

§ 6¢c Ordnungsgeldvorschriften

(1) Die Ordnungsgeldvorschriften der §§ 335 bis 335b des Handelsgesetzbuchs sind auf die Verletzung
der Pflichten zur Offenlegung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach § 6b Absatz 1 Satz 1 oder des
Tatigkeitsabschlusses nach § 6b Absatz 4 entsprechend anzuwenden. Das Ordnungsgeldverfahren kann
durchgefihrt werden

1. bei einer juristischen Person gegen die juristische Person oder die Mitglieder des vertretungsberechtigten
Organs;

2. bei einer Personenhandelsgesellschaft im Sinne des § 264a Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs gegen
die Personenhandelsgesellschaft oder gegen die in § 335b Satz 2 des Handelsgesetzbuchs genannten
Personen;

3. bei einer Personenhandelsgesellschaft, die nicht in Nummer 2 genannt ist, gegen die

Personenhandelsgesellschaft oder den oder die vertretungsbefugten Gesellschafter;

4, bei einem Unternehmen, das in der Rechtsform des Einzelkaufmanns betrieben wird, gegen den Inhaber
oder dessen gesetzlichen Vertreter.
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§ 329 des Handelsgesetzbuchs ist entsprechend anzuwenden.

(2) Die nach § 54 Absatz 1 zustandige Regulierungsbehérde Ubermittelt der das Unternehmensregister fihrenden
Stelle einmal pro Kalenderjahr Name und Anschrift der ihr bekannt werdenden Unternehmen nach § 6b Absatz 1
Satz 1.

FuBBnote

(+++ § 6¢: Zur Anwendung vgl. § 3 Abs. 4 MessbG +++)

§ 6d Betrieb eines Kombinationsnetzbetreibers

Der gemeinsame Betrieb eines Transport- sowie eines Verteilernetzes durch denselben Netzbetreiber ist zulassig,
soweit dieser Netzbetreiber die Bestimmungen der §§ 8 oder 9 oder §§ 10 bis 10e einhalt.

Abschnitt 2
Entflechtung von Verteilernetzbetreibern und Betreibern von Gasspeicheranlagen

§ 7 Rechtliche Entflechtung von Verteilernetzbetreibern

(1) Vertikal integrierte Unternehmen haben sicherzustellen, dass Verteilernetzbetreiber, die mit ihnen im Sinne
von § 3 Nummer 38 verbunden sind, hinsichtlich ihrer Rechtsform unabhangig von anderen Tatigkeitsbereichen
der Energieversorgung sind. Betreiber von Elektrizitadtsverteilernetzen sind nicht berechtigt, Eigentimer einer
Energiespeicheranlage zu sein oder eine solche zu errichten, zu verwalten oder zu betreiben.

(2) Vertikal integrierte Unternehmen, an deren Elektrizitadtsverteilernetz weniger als 100 000 Kunden unmittelbar
oder mittelbar angeschlossen sind, sind hinsichtlich der Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen, die mit ihnen
im Sinne von § 3 Nummer 38 verbunden sind, von den Verpflichtungen nach Absatz 1 ausgenommen. Satz 1 gilt
fur Gasverteilernetze entsprechend.

§ 7a Operationelle Entflechtung von Verteilernetzbetreibern

(1) Unternehmen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 haben die Unabhangigkeit ihrer im Sinne von § 3 Nummer 38
verbundenen Verteilernetzbetreiber hinsichtlich der Organisation, der Entscheidungsgewalt und der Austubung des
Netzgeschafts nach MaRgabe der folgenden Absatze sicherzustellen.

(2) Fur Personen, die fir den Verteilernetzbetreiber tatig sind, gelten zur Gewahrleistung eines
diskriminierungsfreien Netzbetriebs folgende Vorgaben:

1. Personen, die mit Leitungsaufgaben flir den Verteilernetzbetreiber betraut sind oder die Befugnis zu
Letztentscheidungen besitzen, die fur die Gewahrleistung eines diskriminierungsfreien Netzbetriebs
wesentlich sind, missen fir die Austbung dieser Tatigkeiten einer betrieblichen Einrichtung des
Verteilernetzbetreibers angehdren und durfen keine Angehdrigen von betrieblichen Einrichtungen
des vertikal integrierten Unternehmens sein, die direkt oder indirekt fir den laufenden Betrieb in den
Bereichen der Gewinnung, Erzeugung oder des Vertriebs von Energie an Kunden zustandig sind.

2. Personen, die in anderen Teilen des vertikal integrierten Unternehmens sonstige Tatigkeiten des
Netzbetriebs auslben, sind insoweit den fachlichen Weisungen der Leitung des Verteilernetzbetreibers zu
unterstellen.

(3) Unternehmen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 haben geeignete MaRnahmen zu treffen, um die berufliche
Handlungsunabhangigkeit der Personen zu gewahrleisten, die mit Leitungsaufgaben des Verteilernetzbetreibers
betraut sind.

(4) Vertikal integrierte Unternehmen haben zu gewahrleisten, dass die Verteilernetzbetreiber tatsachliche
Entscheidungsbefugnisse in Bezug auf die fir den Betrieb, die Wartung und den Ausbau des Netzes erforderlichen
Vermoégenswerte des vertikal integrierten Unternehmens besitzen und diese im Rahmen der Bestimmungen
dieses Gesetzes unabhangig von der Leitung und den anderen betrieblichen Einrichtungen des vertikal
integrierten Unternehmens ausuben kdnnen. Das vertikal integrierte Unternehmen hat sicherzustellen, dass

der Verteilernetzbetreiber tber die erforderliche Ausstattung in materieller, personeller, technischer und
finanzieller Hinsicht verfligt, um tatsachliche Entscheidungsbefugnisse nach Satz 1 effektiv ausiben zu kénnen.
Zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Befugnisse der Leitung des vertikal integrierten Unternehmens und seiner
Aufsichtsrechte Uber die Geschaftsfuhrung des Verteilernetzbetreibers im Hinblick auf dessen Rentabilitat ist
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die Nutzung gesellschaftsrechtlicher Instrumente der Einflussnahme und Kontrolle, unter anderem der Weisung,
der Festlegung allgemeiner Verschuldungsobergrenzen und der Genehmigung jahrlicher Finanzplane oder
gleichwertiger Instrumente, insoweit zulassig als dies zur Wahrnehmung der berechtigten Interessen des vertikal
integrierten Unternehmens erforderlich ist. Dabei ist die Einhaltung der §§ 11 bis 16a sicherzustellen. Weisungen
zum laufenden Netzbetrieb sind nicht erlaubt; ebenfalls unzulassig sind Weisungen im Hinblick auf einzelne
Entscheidungen zu baulichen MaBnahmen an Energieanlagen, solange sich diese Entscheidungen im Rahmen
eines vom vertikal integrierten Unternehmen genehmigten Finanzplans oder gleichwertigen Instruments halten.

(5) Vertikal integrierte Unternehmen sind verpflichtet, flr die mit Tatigkeiten des Netzbetriebs befassten
Mitarbeiter ein Programm mit verbindlichen MaBnahmen zur diskriminierungsfreien Austubung des
Netzgeschafts (Gleichbehandlungsprogramm) festzulegen, den Mitarbeitern dieses Unternehmens und der
Regulierungsbehérde bekannt zu machen und dessen Einhaltung durch eine natirliche oder juristische
Person (Gleichbehandlungsbeauftragter) zu Gberwachen. Pflichten der Mitarbeiter und magliche Sanktionen
sind festzulegen. Der Gleichbehandlungsbeauftragte legt der Regulierungsbehdérde jahrlich spatestens zum
31. Marz einen Bericht tber die nach Satz 1 getroffenen MaBnahmen des vergangenen Kalenderjahres

vor und veroffentlicht ihn in nicht personenbezogener Form. Der Gleichbehandlungsbeauftragte des
Verteilernetzbetreibers ist in seiner Aufgabenwahrnehmung vollkommen unabhangig. Er hat Zugang zu allen
Informationen, Gber die der Verteilernetzbetreiber und etwaige verbundene Unternehmen verfligen, soweit dies
zu Erflllung seiner Aufgaben erforderlich ist.

(6) Verteilernetzbetreiber, die Teil eines vertikal integrierten Unternehmens sind, haben in ihrem
Kommunikationsverhalten und ihrer Markenpolitik zu gewahrleisten, dass eine Verwechslung zwischen
Verteilernetzbetreiber und den Vertriebsaktivitdten des vertikal integrierten Unternehmens ausgeschlossen ist.

(7) Vertikal integrierte Unternehmen, an deren Elektrizitatsverteilernetz weniger als 100 000 Kunden unmittelbar
oder mittelbar angeschlossen sind, sind hinsichtlich der Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen, die mit ihnen
im Sinne von § 3 Nummer 38 verbunden sind, von den Verpflichtungen nach Absatz 1 bis 6 ausgenommen. Satz 1
gilt entsprechend fur Gasverteilernetze.

§ 7b Entflechtung von Gasspeicheranlagenbetreibern und Transportnetzeigentiimern

Auf Transportnetzeigentimer, soweit ein Unabhangiger Systembetreiber im Sinne des § 9 benannt wurde, und
auf Betreiber von Gasspeicheranlagen, die Teil eines vertikal integrierten Unternehmens sind und zu denen
der Zugang technisch und wirtschaftlich erforderlich ist fur einen effizienten Netzzugang im Hinblick auf die
Belieferung von Kunden, sind § 7 Absatz 1 und § 7a Absatz 1 bis 5 entsprechend anwendbar.

§ 7c Ausnahme fiir Ladepunkte fiir Elektromobile; Verordnungsermachtigung

(1) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen durfen weder Eigentimer von Ladepunkten fiir Elektromobile

sein noch diese Ladepunkte entwickeln, verwalten oder betreiben. Satz 1 ist nicht fur private Ladepunkte fur
Elektromobile anzuwenden, die flr den Eigengebrauch des Betreibers von Elektrizitatsverteilernetzen bestimmt
sind.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen befugt, in ihrem Netzgebiet das
Eigentum an Ladepunkten fir Elektromobile zu halten oder diese Ladepunkte zu entwickeln, zu verwalten oder

zu betreiben, sofern in Fallen regionalen Marktversagens, das nach Durchflhrung eines offenen, transparenten
und diskriminierungsfreien Ausschreibungsverfahrens durch eine kommunale Gebietskdrperschaft festgestellt
worden ist, die Bundesnetzagentur nach MaRgabe der Bedingungen einer aufgrund des Absatzes 3 erlassenen
Rechtsverordnung ihre Genehmigung dazu erteilt hat. Im Falle einer Genehmigung hat die Bundesnetzagentur
den Betreiber des Elektrizitatsverteilernetzes zu verpflichten, Dritten den Zugang zu den Ladepunkten zu
angemessenen und diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewahren. Die Voraussetzungen flr den Fortbestand
einer Genehmigung sind mindestens alle funf Jahre durch die Regulierungsbehdérde zu Uberprafen.

(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium flr Verkehr und digitale Infrastruktur durch Rechtsverordnung mit Zustimmung

des Bundesrates die Voraussetzungen einer Genehmigung nach Absatz 2 festzulegen und das
Ausschreibungsverfahren naher zu bestimmen. Insbesondere kénnen durch Rechtsverordnung Regelungen
getroffen werden,

1. zu der Bestimmung eines Bedarfs und eines regionalen Marktversagens im Hinblick auf den
Ladeinfrastrukturaufbau, insbesondere hinsichtlich der Abgrenzung des betroffenen Gebiets und der
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bereits bestehenden Ladepunkte, einschlieRlich der Festlegung von Ausschreibungsbedingungen und -
verfahren,

2. zu den Anforderungen an ein Ausschreibungsverfahren nach Absatz 2 Satz 1 sowie den Voraussetzungen
und dem Verfahren fr Genehmigungen der Regulierungsbehdrde sowie

3. zu der regelméaBigen Uberpriifung und Bewertung nach Erteilung einer Genehmigung, ob Dritte in der
Lage sind, Eigentimer von Ladepunkten zu sein oder diese zu entwickeln, zu betreiben oder zu verwalten,
sowie zu maglichen FolgemaRnahmen einschliellich einer mindestens schrittweisen Einstellung der von
Absatz 1 erfassten Tatigkeiten des Betreibers von Elektrizitatsverteilernetzen.

Abschnitt 3
Besondere Entflechtungsvorgaben fiir Transportnetzbetreiber

§ 8 Eigentumsrechtliche Entflechtung

(1) Vertikal integrierte Unternehmen haben sich nach MaRgabe der folgenden Absatze zu entflechten, soweit sie
nicht von einer der in § 9 oder den §§ 10 bis 10e enthaltenen Mdglichkeiten Gebrauch machen.

(2) Der Transportnetzbetreiber hat unmittelbar oder vermittelt durch Beteiligungen Eigentiimer des
Transportnetzes zu sein. Personen, die unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle Gber ein Unternehmen ausliben,
das eine der Funktionen Gewinnung, Erzeugung oder Vertrieb von Energie an Kunden wahrnimmt, sind

nicht berechtigt, unmittelbar oder mittelbar Kontrolle Gber einen Betreiber eines Transportnetzes oder ein
Transportnetz oder Rechte an einem Betreiber eines Transportnetzes oder einem Transportnetz auszuliben.
Personen, die unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle Gber einen Transportnetzbetreiber oder ein Transportnetz
ausuben, sind nicht berechtigt, unmittelbar oder mittelbar Kontrolle Gber ein Unternehmen, das eine der
Funktionen Gewinnung, Erzeugung oder Vertrieb von Energie an Kunden wahrnimmt, oder Rechte an einem
solchen Unternehmen auszuiiben. Insbesondere sind Ubertragungsnetzbetreiber nicht berechtigt, Eigentiimer
einer Energiespeicheranlage zu sein oder eine solche zu errichten, zu verwalten oder zu betreiben. Personen, die
unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle Uber ein Unternehmen ausiiben, das eine der Funktionen Gewinnung,
Erzeugung oder Vertrieb von Energie an Kunden wahrnimmt, oder Rechte an einem solchen Unternehmen
auslben, sind nicht berechtigt, Mitglieder des Aufsichtsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen
Organe eines Betreibers von Transportnetzen zu bestellen. Personen, die Mitglied des Aufsichtsrates oder der
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe eines Unternehmens sind, das eine Funktion der Gewinnung,
Erzeugung oder Vertrieb von Energie an Kunden wahrnimmt, sind nicht berechtigt, Mitglied des Aufsichtsrates
oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe des Transportnetzbetreibers zu sein. Rechte im Sinne von
Satz 2, 3 und 5 sind insbesondere:

1. die Befugnis zur Auslibung von Stimmrechten, soweit dadurch wesentliche Minderheitsrechte vermittelt
werden, insbesondere in den in § 179 Absatz 2 des Aktiengesetzes, § 182 Absatz 1 des Aktiengesetzes
sowie § 193 Absatz 1 des Aktiengesetzes geregelten oder vergleichbaren Bereichen,

2. die Befugnis, Mitglieder des Aufsichtsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe zu
bestellen,
3. das Halten einer Mehrheitsbeteiligung.

Die Verpflichtung nach Satz 1 qgilt als erfullt, wenn zwei oder mehr Unternehmen, die Eigentiimer von
Transportnetzen sind, ein Gemeinschaftsunternehmen grinden, das in zwei oder mehr Mitgliedstaaten

als Betreiber fir die betreffenden Transportnetze tatig ist. Ein anderes Unternehmen darf nur dann Teil

des Gemeinschaftsunternehmens sein, wenn es nach den Vorschriften dieses Abschnitts entflochten und
zertifiziert wurde. Transportnetzbetreiber haben zu gewahrleisten, dass sie Uber die finanziellen, materiellen,
technischen und personellen Mittel verfugen, die erforderlich sind, um die Aufgaben nach Teil 3 Abschnitt 1 bis 3
wahrzunehmen.

(3) Im unmittelbaren Zusammenhang mit einem Entflechtungsvorgang nach Absatz 1 durfen weder wirtschaftlich
sensible Informationen nach § 6a, Uber die ein Transportnetzbetreiber verfigt, der Teil eines vertikal integrierten
Unternehmens war, an Unternehmen Ubermittelt werden, die eine der Funktionen Gewinnung, Erzeugung oder
Vertrieb von Energie an Kunden wahrnehmen, noch ein Personallibergang vom Transportnetzbetreiber zu diesen
Unternehmen stattfinden.

§ 9 Unabhangiger Systembetreiber

(1) Ein Unabhangiger Systembetreiber kann nach MalRgabe dieser Vorschrift benannt werden
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1. flr ein Transportnetz, wenn dieses am 3. September 2009 im Eigentum eines vertikal integrierten
Unternehmens stand, oder

2. fur ein Fernleitungsnetz, das Deutschland mit einem Drittstaat verbindet, in Bezug auf den Abschnitt von
der Grenze des deutschen Hoheitsgebietes bis zum ersten Kopplungspunkt mit dem deutschen Netz, wenn
das Fernleitungsnetz am 23. Mai 2019 im Eigentum eines vertikal integrierten Unternehmens stand.

Unternehmen, die einen Antrag auf Zertifizierung des Betriebs eines Unabhangigen Systembetreibers stellen,
haben die Unabhangigkeit des Transportnetzbetreibers nach MaRgabe der Absatze 2 bis 6 sicherzustellen.

(2) Auf Unabhangige Systembetreiber ist § 8 Absatz 2 Satz 2, 3, 5 und 6 entsprechend anzuwenden, dabei ist
auf Unabhangige Systembetreiber im Elektrizitatsbereich auch § 8 Absatz 2 Satz 4 entsprechend anwendbar.

Er hat Gber die materiellen, finanziellen, technischen und personellen Mittel zu verflgen, die erforderlich

sind, um die Aufgaben des Transportnetzbetreibers nach Teil 3 Abschnitt 1 bis 3 wahrzunehmen. Der
Unabhangige Systembetreiber ist verpflichtet, den von der Regulierungsbehdrde Uberwachten zehnjahrigen
Netzentwicklungsplan nach den §§ 12a bis 12f oder § 15a umzusetzen. Der Unabhangige Systembetreiber hat in
der Lage zu sein, den Verpflichtungen, die sich aus der Verordnung (EU) 2019/943 oder der Verordnung (EG) Nr.
715/2009 ergeben, auch hinsichtlich der Zusammenarbeit der Ubertragungs- oder Fernleitungsnetzbetreiber auf
europaischer und regionaler Ebene, nachkommen zu kénnen.

(3) Der Unabhangige Systembetreiber hat den Netzzugang fur Dritte diskriminierungsfrei zu gewahren und
auszugestalten. Er hat insbesondere Netzentgelte zu erheben, Engpasserldse einzunehmen, das Transportnetz

zu betreiben, zu warten und auszubauen, sowie im Wege einer Investitionsplanung die langfristige Fahigkeit

des Transportnetzes zur Befriedigung einer angemessenen Nachfrage zu gewahrleisten. Der Unabhangige
Systembetreiber hat im Elektrizitatsbereich neben den Aufgaben nach Satz 1 und 2 auch die Rechte und Pflichten,
insbesondere Zahlungen, im Rahmen des Ausgleichsmechanismus zwischen Ubertragungsnetzbetreibern

nach Artikel 49 der Verordnung (EU) 2019/943 wahrzunehmen. Der Unabhangige Systembetreiber tragt die
Verantwortung fur Planung, einschlieBlich der Durchfiihrung der erforderlichen Genehmigungsverfahren, Bau und
Betrieb der Infrastruktur. Der Transportnetzeigentimer ist nicht nach Satz 1 bis 4 verpflichtet.

(4) Der Eigentumer des Transportnetzes und das vertikal integrierte Unternehmen haben im erforderlichen
Umfang mit dem Unabhangigen Systembetreiber zusammenzuarbeiten und ihn bei der Wahrnehmung seiner
Aufgaben, insbesondere durch Zurverfigungstellung der daflir erforderlichen Informationen, zu unterstutzen.

Sie haben die vom Unabhangigen Systembetreiber beschlossenen und im Netzentwicklungsplan nach den

§§ 12a bis 12f oder § 15a fur die folgenden drei Jahre ausgewiesenen Investitionen zu finanzieren oder ihre
Zustimmung zur Finanzierung durch Dritte, einschlieBlich des Unabhangigen Systembetreibers, zu erteilen.

Die Finanzierungsvereinbarungen sind von der Regulierungsbehdrde zu genehmigen. Der Eigentimer des
Transportnetzes und das vertikal integrierte Unternehmen haben die notwendigen Sicherheitsleistungen, die zur
Erleichterung der Finanzierung eines notwendigen Netzausbaus erforderlich sind, zur Verfiigung zu stellen, es sei
denn, der Eigentimer des Transportnetzes oder das vertikal integrierte Unternehmen haben der Finanzierung
durch einen Dritten, einschlieBlich dem Unabhangigen Systembetreiber, zugestimmt. Der Eigentimer des
Transportnetzes hat zu gewahrleisten, dass er dauerhaft in der Lage ist, seinen Verpflichtungen nach Satz 1 bis 3
nachzukommen.

(5) Der Eigentimer des Transportnetzes und das vertikal integrierte Unternehmen haben den Unabhangigen
Systembetreiber von jeglicher Haftung flr Sach-, Personen- und Vermdgensschaden freizustellen, die

durch das vom Unabhangigen Systembetreiber betriebenen Transportnetz verursacht werden, es sei denn,
die Haftungsrisiken betreffen die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 3 durch den Unabhangigen
Systembetreiber.

(6) Betreibt der Unabhangige Systembetreiber die Transportnetze mehrerer Eigentimer von Transportnetzen,
sind die Voraussetzungen der Absatze 1 bis 5 im Verhaltnis zwischen dem Unabhangigen Systembetreiber und
dem jeweiligen Eigentumer von Transportnetzen oder dem jeweiligen vertikal integrierten Unternehmen jeweils
zu erfullen.

§ 10 Unabhangiger Transportnetzbetreiber

(1) Vertikal integrierte Unternehmen kénnen einen Unabhangigen Transportnetzbetreiber nach MaRgabe dieser
Bestimmung sowie der §§ 10a bis 10e benennen:

1. fur ein Transportnetz, wenn es am 3. September 2009 im Eigentum des vertikal integrierten
Unternehmens stand, oder
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2. fur ein Fernleitungsnetz, das Deutschland mit einem Drittstaat verbindet, in Bezug auf den Abschnitt von
der Grenze des deutschen Hoheitsgebietes bis zum ersten Kopplungspunkt mit dem deutschen Netz, wenn
das Fernleitungsnetz am 23. Mai 2019 im Eigentum des vertikal integrierten Unternehmens stand.

Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat neben den Aufgaben nach Teil 3 Abschnitt 1 bis 3 mindestens fir
folgende Bereiche verantwortlich zu sein:

1. die Vertretung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers gegenuber Dritten und der
Regulierungsbehorde,

2. die Vertretung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers innerhalb des Europaischen Verbunds der
Ubertragungs- oder Fernleitungsnetzbetreiber,

3. die Erhebung aller transportnetzbezogenen Entgelte, einschlieBlich der Netzentgelte, sowie
gegebenenfalls anfallender Entgelte flr Hilfsdienste, insbesondere flir Gasaufbereitung und die
Beschaffung oder Bereitstellung von Ausgleichs- oder Verlustenergie,

4. die Einrichtung und den Unterhalt solcher Einrichtungen, die Ublicherweise flir mehrere Teile des
vertikal integrierten Unternehmens tatig waren, insbesondere eine eigene Rechtsabteilung und eigene
Buchhaltung sowie die Betreuung der beim Unabhangigen Transportnetzbetreiber vorhandenen
Informationstechnologie-Infrastruktur,

5. die Griindung von geeigneten Gemeinschaftsunternehmen, auch mit anderen Transportnetzbetreibern,
mit Energiebdrsen und anderen relevanten Akteuren, mit dem Ziel die Entwicklung von regionalen
Strom- oder Gasmarkten zu férdern, die Versorgungssicherheit zu gewahrleisten oder den Prozess der
Liberalisierung der Energiemarkte zu erleichtern.

(2) Vertikal integrierte Unternehmen haben die Unabhangigkeit ihrer im Sinne von § 3 Nummer 38 verbundenen
Unabhangigen Transportnetzbetreiber hinsichtlich der Organisation, der Entscheidungsgewalt und der Austbung
des Transportnetzgeschafts nach MaRRgabe der §§ 10a bis 10e zu gewahrleisten. Vertikal integrierte Unternehmen
haben den Unabhangigen Transportnetzbetreiber in einer der nach Artikel 1 der Richtlinie 2009/101/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen,
die in den Mitgliedstaaten Gesellschaften im Sinne des Artikels 48 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der
Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (ABI. L 258
vom 1.10.2009, S. 11) zuldssigen Rechtsformen zu organisieren.

§ 10a Vermogenswerte, Anlagen, Personalausstattung, Unternehmensidentitat des Unabhdangigen
Transportnetzbetreibers

(1) Unabhangige Transportnetzbetreiber missen tber die finanziellen, technischen, materiellen und personellen
Mittel verfugen, die zur Erfullung der Pflichten aus diesem Gesetz und fir den Transportnetzbetrieb erforderlich
sind. Unabhangige Transportnetzbetreiber haben, unmittelbar oder vermittelt durch Beteiligungen, Eigentimer an
allen fir den Transportnetzbetrieb erforderlichen Vermdgenswerten, einschlieBlich des Transportnetzes, zu sein.

(2) Personal, das fir den Betrieb des Transportnetzes erforderlich ist, darf nicht in anderen Gesellschaften

des vertikal integrierten Unternehmens angestellt sein. Arbeitnehmeriberlassungen des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers an das vertikal integrierte Unternehmen sowie Arbeitnehmeriberlassungen des vertikal
integrierten Unternehmens an den Unabhangigen Transportnetzbetreiber sind unzulassig.

(3) Andere Teile des vertikal integrierten Unternehmens haben die Erbringung von Dienstleistungen durch
eigene oder in ihrem Auftrag handelnde Personen fir den Unabhangigen Transportnetzbetreiber zu unterlassen.
Die Erbringung von Dienstleistungen fur das vertikal integrierte Unternehmen durch den Unabhangigen
Transportnetzbetreiber ist nur zulassig, soweit

1. die Dienstleistungen grundsatzlich fur alle Nutzer des Transportnetzes diskriminierungsfrei zuganglich sind
und der Wettbewerb in den Bereichen Erzeugung, Gewinnung und Lieferung nicht eingeschrankt, verzerrt
oder unterbunden wird;

2. die vertraglichen Bedingungen flr die Erbringung der Dienstleistung durch den Unabhangigen
Transportnetzbetreiber fir das vertikal integrierte Unternehmen der Regulierungsbehdrde vorgelegt und
von dieser gepruft wurden und

3. die Dienstleistungen weder die Abrechnung erbrachter Dienstleistungen gegeniiber dem Kunden flr das
vertikal integrierte Unternehmen im Bereich der Funktionen Erzeugung, Gewinnung, Verteilung, Lieferung
von Elektrizitat oder Erdgas oder Speicherung von Erdgas noch andere Dienstleistungen umfassen, deren
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Wahrnehmung durch den Unabhangigen Transportnetzbetreiber geeignet ist, Wettbewerber des vertikal
integrierten Unternehmens zu diskriminieren.

Die Befugnisse der Regulierungsbehdrde nach § 65 bleiben unberihrt.

(4) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat sicherzustellen, dass hinsichtlich seiner Firma, seiner
Kommunikation mit Dritten sowie seiner Markenpolitik und Geschaftsraume eine Verwechslung mit dem vertikal
integrierten Unternehmen oder irgendeinem Teil davon ausgeschlossen ist.

(5) Unabhangige Transportnetzbetreiber missen die gemeinsame Nutzung von Anwendungssystemen der
Informationstechnologie mit jeglichem Unternehmensteil des vertikal integrierten Unternehmens unterlassen,
soweit diese Anwendungen der Informationstechnologie auf die unternehmerischen Besonderheiten

des Unabhangigen Transportnetzbetreibers oder des vertikal integrierten Unternehmens angepasst

wurden. Unabhangige Transportnetzbetreiber haben die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur der
Informationstechnologie mit jeglichem Unternehmensteil des vertikal integrierten Unternehmens zu unterlassen,
es sei denn, die Infrastruktur

1. befindet sich auBerhalb der Geschaftsraume des Unabhangigen Transportnetzbetreibers und des vertikal
integrierten Unternehmens und

2. wird von Dritten zur Verflgung gestellt und betrieben.

Unabhangige Transportnetzbetreiber und vertikal integrierte Unternehmen haben sicherzustellen, dass sie in
Bezug auf Anwendungssysteme der Informationstechnologie und Infrastruktur der Informationstechnologie, die
sich in Geschafts- oder Blroraumen des Unabhangigen Transportnetzbetreibers oder des vertikal integrierten
Unternehmens befindet, nicht mit denselben Beratern oder externen Auftragnehmern zusammenarbeiten.

(6) Unabhangiger Transportnetzbetreiber und jegliche Unternehmensteile des vertikal integrierten Unternehmens
haben die gemeinsame Nutzung von Bliro- und Geschaftsraumen, einschliefflich der gemeinsamen Nutzung von
Zugangskontrollsystemen, zu unterlassen.

(7) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat die Rechnungslegung von anderen Abschlussprifern als
denen prufen zu lassen, die die Rechnungsprifung beim vertikal integrierten Unternehmen oder bei dessen
Unternehmensteilen durchfuihren. Der Abschlussprifer des vertikal integrierten Unternehmens kann Einsicht
in Teile der Blicher des Unabhangigen Transportnetzbetreibers nehmen, soweit dies zur Erteilung des
Konzernbestatigungsvermerkes im Rahmen der Vollkonsolidierung des vertikal integrierten Unternehmens
erforderlich ist. Der Abschlusspriifer ist verpflichtet, aus der Einsicht in die Blicher des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers gewonnene Erkenntnisse und wirtschaftlich sensible Informationen vertraulich zu
behandeln und sie insbesondere nicht dem vertikal integrierten Unternehmen mitzuteilen.

§ 10b Rechte und Pflichten im vertikal integrierten Unternehmen

(1) Vertikal integrierte Unternehmen missen gewahrleisten, dass Unabhangige Transportnetzbetreiber

wirksame Entscheidungsbefugnisse in Bezug auf die fur den Betrieb, die Wartung und den Ausbau des Netzes
erforderlichen Vermdgenswerte des vertikal integrierten Unternehmens besitzen und diese im Rahmen der
Bestimmungen dieses Gesetzes unabhangig von der Leitung und den anderen betrieblichen Einrichtungen des
vertikal integrierten Unternehmens ausuben kdnnen. Unabhangige Transportnetzbetreiber missen insbesondere
die Befugnis haben, sich zusatzliche Finanzmittel auf dem Kapitalmarkt durch Aufnahme von Darlehen oder durch
eine Kapitalerh6hung zu beschaffen. Satz 1 und 2 gelten unbeschadet der Entscheidungen des Aufsichtsrates
nach § 10d.

(2) Struktur und Satzung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers haben die Unabhangigkeit des
Transportnetzbetreibers vom vertikal integrierten Unternehmen im Sinne der §§ 10 bis 10e sicherzustellen.
Vertikal integrierte Unternehmen haben jegliche unmittelbare oder mittelbare Einflussnahme auf das laufende
Geschaft des Unabhangigen Transportnetzbetreibers oder den Netzbetrieb zu unterlassen; sie unterlassen
ebenfalls jede unmittelbare oder mittelbare Einflussnahme auf notwendige Tatigkeiten zur Erstellung

des zehnjahrigen Netzentwicklungsplans nach den §§ 12a bis 12f oder § 15a durch den Unabhangigen
Transportnetzbetreiber.

(3) Tochterunternehmen des vertikal integrierten Unternehmens, die die Funktionen Erzeugung, Gewinnung
oder Vertrieb von Energie an Kunden wahrnehmen, dirfen weder direkt noch indirekt Anteile am
Transportnetzbetreiber halten. Der Transportnetzbetreiber darf weder direkt oder indirekt Anteile an
Tochterunternehmen des vertikal integrierten Unternehmens, die die Funktionen Erzeugung, Gewinnung oder
Vertrieb von Energie an Kunden wahrnehmen, halten noch Dividenden oder andere finanzielle Zuwendungen von
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diesen Tochterunternehmen erhalten. Insbesondere sind Ubertragungsnetzbetreiber nicht berechtigt, Eigentiimer
einer Energiespeicheranlage zu sein oder eine solche zu errichten, zu verwalten oder zu betreiben.

(4) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat zu gewahrleisten, dass er jederzeit Gber die notwendigen Mittel
far die Errichtung, den Betrieb und den Erhalt eines sicheren, leistungsfahigen und effizienten Transportnetzes
verfugt.

(5) Das vertikal integrierte Unternehmen und der Unabhangige Transportnetzbetreiber haben bei zwischen ihnen
bestehenden kommerziellen und finanziellen Beziehungen, einschlieBlich der Gewahrung von Krediten an das
vertikal integrierte Unternehmen durch den Unabhangigen Transportnetzbetreiber, marktibliche Bedingungen
einzuhalten. Der Transportnetzbetreiber hat alle kommerziellen oder finanziellen Vereinbarungen mit dem vertikal
integrierten Unternehmen der Regulierungsbehérde in der Zertifizierung zur Genehmigung vorzulegen. Die
Befugnisse der Behdrde zur Uberpriifung der Pflichten aus Teil 3 Abschnitt 3 bleiben unberiihrt. Der Unabhéangige
Transportnetzbetreiber hat diese kommerziellen und finanziellen Beziehungen mit dem vertikal integrierten
Unternehmen umfassend zu dokumentieren und die Dokumentation der Regulierungsbehérde auf Verlangen zur
Verfliigung zu stellen.

(6) Die organschaftliche Haftung der Mitglieder von Organen des vertikal integrierten Unternehmens fiir Vorgange
in Bereichen, auf die diese Mitglieder nach diesem Gesetz keinen Einfluss ausiben durften und tatsachlich keinen
Einfluss ausgelbt haben, ist ausgeschlossen.

§ 10c Unabhangigkeit des Personals und der Unternehmensleitung des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers

(1) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat der Regulierungsbehérde die Namen der Personen, die vom
Aufsichtsrat als oberste Unternehmensleitung des Transportnetzbetreibers ernannt oder bestatigt werden,
sowie die Regelungen hinsichtlich der Funktion, fir die diese Personen vorgesehen sind, die Laufzeit der
Vertrage mit diesen Personen, die jeweiligen Vertragsbedingungen sowie eine eventuelle Beendigung der
Vertrage mit diesen Personen unverziglich mitzuteilen. Im Falle einer Vertragsbeendigung hat der Unabhangige
Transportnetzbetreiber der Regulierungsbehdérde die Griinde, aus denen die Vertragsbeendigung vorgesehen
ist, vor der Entscheidung mitzuteilen. Entscheidungen und Regelungen nach Satz 1 werden erst verbindlich,
wenn die Regulierungsbehoérde innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Mitteilung des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers keine Einwande gegen die Entscheidung erhebt. Die Regulierungsbehérde kann ihre
Einwande gegen die Entscheidung nur darauf stitzen, dass Zweifel bestehen an:

1. der beruflichen Unabhangigkeit einer ernannten Person der obersten Unternehmensleitung oder
2. der Berechtigung einer vorzeitigen Vertragsbeendigung.

(2) Die Mehrheit der Angehdérigen der Unternehmensleitung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers

darf in den letzten drei Jahren vor einer Ernennung nicht bei einem Unternehmen des vertikal integrierten
Unternehmens oder einem Mehrheitsanteilseigner dieser Unternehmen angestellt gewesen sein oder Interessen-
oder Geschéaftsbeziehungen zu einem dieser Unternehmen unterhalten haben. Die verbleibenden Angehdrigen
der Unternehmensleitung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers durfen in den letzten sechs Monaten vor
einer Ernennung keine Aufgaben der Unternehmensleitung und keine mit der Aufgabe beim Unabhangigen
Transportnetzbetreiber vergleichbaren Aufgaben bei einem Unternehmen des vertikal integrierten Unternehmens
oder einem Mehrheitsanteilseigner dieser Unternehmen wahrgenommen haben.

(3) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat sicherzustellen, dass seine Unternehmensleitung und seine
Beschaftigten weder bei anderen Unternehmensteilen des vertikal integrierten Unternehmens oder bei deren
Mehrheitsanteilseignern angestellt sind noch Interessen- oder Geschaftsbeziehungen zu ihnen unterhalten. Satz 1
umfasst nicht die zu marktublichen Bedingungen erfolgende Belieferung von Energie fur den privaten Verbrauch
oder die zu marktiblichen Bedingungen fur den privaten Verbrauch erfolgende Belieferung im Rahmen sonstiger
Kauf- oder Dienstleistungsvertrage.

(4) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber und das vertikal integrierte Unternehmen haben zu
gewahrleisten, dass Personen der Unternehmensleitung und die Ubrigen Beschaftigten des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers weder direkt noch indirekt Beteiligungen an Unternehmensteilen des vertikal
integrierten Unternehmens halten noch finanzielle Zuwendungen von diesen erhalten, es sei denn, es handelt
sich um Beteiligungen am Unabhangigen Transportnetzbetreiber oder Zuwendungen vom Unabhangigen
Transportnetzbetreiber. Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat zu gewahrleisten, dass die Verglitung von
Personen der Unternehmensleitung und der Ubrigen Beschaftigten des Unabhangigen Transportnetzbetreibers
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nicht vom wirtschaftlichen Erfolg, insbesondere vom Betriebsergebnis, des vertikal integrierten Unternehmens,
mit Ausnahme des Unabhangigen Transportnetzbetreibers, abhangig ist.

(5) Nach Beendigung des Vertragsverhaltnisses zum Unabhangigen Transportnetzbetreiber durfen Personen der
Unternehmensleitung flr vier Jahre bei anderen Unternehmensteilen des vertikal integrierten Unternehmens

als dem Unabhangigen Transportnetzbetreiber oder bei deren Mehrheitsanteilseignern keine beruflichen
Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben wahrnehmen oder Interessen- oder Geschaftsbeziehungen zu
ihnen unterhalten.

(6) Absatz 2 Satz 1 sowie Absatz 3 und 5 gelten fur Personen, die der obersten Unternehmensleitung unmittelbar
unterstellt und fur Betrieb, Wartung oder Entwicklung des Netzes verantwortlich sind, entsprechend.

§ 10d Aufsichtsrat des Unabhangigen Transportnetzbetreibers

(1) Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat Gber einen Aufsichtsrat nach Abschnitt 2 des Teils 4 des
Aktiengesetzes zu verfiigen.

(2) Entscheidungen, die Ernennungen, Bestatigungen, Beschaftigungsbedingungen fir Personen

der Unternehmensleitung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers, einschlieBlich Verglitung und
Vertragsbeendigung, betreffen, werden vom Aufsichtsrat getroffen. Der Aufsichtsrat entscheidet,
abweichend von § 119 des Aktiengesetzes, auch Uber die Genehmigung der jahrlichen und langfristigen
Finanzplane des Unabhangigen Transportnetzbetreibers, Giber die Héhe der Verschuldung des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers sowie die Hohe der an die Anteilseigner des Unabhangigen Transportnetzbetreibers
auszuzahlenden Dividenden. Entscheidungen, die die laufenden Geschafte des Transportnetzbetreibers,
insbesondere den Netzbetrieb sowie die Aufstellung des zehnjahrigen Netzentwicklungsplans nach den §§
12a bis 12f oder nach § 15a betreffen, sind ausschlieBlich von der Unternehmensleitung des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers zu treffen.

(3) § 10c Absatz 1 bis 5 qilt fir die Halfte der Mitglieder des Aufsichtrats des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers abzliglich einem Mitglied entsprechend. § 10c Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Satz
4 Nummer 2 gilt fur die Ubrigen Mitglieder des Aufsichtsrates des Unabhangigen Transportnetzbetreibers
entsprechend.

§ 10e Gleichbehandlungsprogramm und Gleichbehandlungsbeauftragter des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers

(1) Unabhangige Transportnetzbetreiber haben ein Programm mit verbindlichen MaBnahmen zur
diskriminierungsfreien Ausubung des Betriebs des Transportnetzes festzulegen (Gleichbehandlungsprogramm),
den Mitarbeitern bekannt zu machen und der Regulierungsbehérde zur Genehmigung vorzulegen. Im Programm
sind Pflichten der Mitarbeiter und mégliche Sanktionen festzulegen.

(2) Unbeschadet der Befugnisse der Regulierungsbehérde wird die Einhaltung des Programms

fortlaufend durch eine natlrliche oder juristische Person (Gleichbehandlungsbeauftragter des

Unabhangigen Transportnetzbetreibers) Uberwacht. Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers wird vom nach § 10d gebildeten Aufsichtsrat des unabhangigen Transportnetzbetreibers
ernannt. § 10c Absatz 1 bis 5 gilt fur den Gleichbehandlungsbeauftragten des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers entsprechend, § 10c Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt nicht entsprechend, wenn der
Unabhangige Transportnetzbetreiber eine natlrliche Person zum Gleichbehandlungsbeauftragten des
Unabhangigen Transportnetzbetreibers bestellt hat. Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers ist der Leitung des Unabhangigen Transportnetzbetreibers unmittelbar zu unterstellen
und in dieser Funktion weisungsfrei. Er darf wegen der Erfullung seiner Aufgaben nicht benachteiligt werden.
Der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat dem Gleichbehandlungsbeauftragten des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers die zur Erflllung seiner Aufgaben notwendigen Mittel zur Verfligung zu stellen.

Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen Transportnetzbetreibers kann vom Unabhangigen
Transportnetzbetreiber Zugang zu allen flr die Erfillung seiner Aufgaben erforderlichen Daten sowie,

ohne Vorankindigung, zu den Geschaftsraumen des Unabhangigen Transportnetzbetreibers verlangen;

der Unabhangige Transportnetzbetreiber hat diesem Verlangen des Gleichbehandlungsbeauftragten des
Unabhangigen Transportnetzbetreibers zu entsprechen.

(3) Der Aufsichtsrat des Unabhangigen Transportnetzbetreibers hat die Ernennung des

Gleichbehandlungsbeauftragten des Unabhangigen Transportnetzbetreibers der Regulierungsbehdérde
unverzuglich mitzuteilen. Die Ernennung nach Absatz 2 Satz 2 wird erst nach Zustimmung der
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Regulierungsbehérde wirksam. Die Zustimmung zur Ernennung ist von der Regulierungsbehérde, auSer im Falle
fehlender Unabhangigkeit oder fehlender fachlicher Eignung der vom Unabhangigen Transportnetzbetreiber zur
Ernennung vorgeschlagenen Person, zu erteilen. Die Auftragsbedingungen oder Beschaftigungsbedingungen
des Gleichbehandlungsbeauftragten des Unabhangigen Transportnetzbetreibers, einschlielllich der Dauer seiner
Bestellung, sind von der Regulierungsbehérde zu genehmigen.

(4) Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen Transportnetzbetreibers hat der Regulierungsbehérde
regelmaBig Bericht zu erstatten. Er erstellt einmal jahrlich einen Bericht, in dem die Manahmen zur
Durchfihrung des Gleichbehandlungsprogramms dargelegt werden, und legt ihn der Regulierungsbehérde
spatestens zum 30. September eines Jahres vor. Er unterrichtet die Regulierungsbehérde fortlaufend

Uber erhebliche VerstoRe bei der Durchfihrung des Gleichbehandlungsprogramms sowie Uber die

finanziellen und kommerziellen Beziehungen, insbesondere deren Anderungen, zwischen dem vertikal
integrierten Unternehmen und dem Unabhangigen Transportnetzbetreiber. Er berichtet dem Aufsichtsrat

des Unabhangigen Transportnetzbetreibers und gibt der obersten Unternehmensleitung Empfehlungen zum
Gleichbehandlungsprogramm und seiner Durchflihrung.

(5) Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen Transportnetzbetreibers hat der Regulierungsbehérde
alle Entscheidungen zum Investitionsplan oder zu Einzelinvestitionen im Transportnetz spatestens dann

zu Ubermitteln, wenn die Unternehmensleitung des Transportnetzbetreibers diese Entscheidungen dem
Aufsichtsrat zuleitet. Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen Transportnetzbetreibers hat

die Regulierungsbehdrde unverzlglich zu informieren, wenn das vertikal integrierte Unternehmen in der
Gesellschafter- oder Hauptversammlung des Transportnetzbetreibers durch das Abstimmungsverhalten der von
ihm ernannten Mitglieder einen Beschluss herbeigefihrt oder die Annahme eines Beschlusses verhindert und auf
Grund dessen Netzinvestitionen, die nach dem zehnjahrigen Netzentwicklungsplan in den folgenden drei Jahren
durchgefihrt werden sollten, verhindert oder hinausgezdgert werden.

(6) Der Gleichbehandlungsbeauftragte des Unabhangigen Transportnetzbetreibers ist berechtigt, an allen
Sitzungen der Unternehmensleitung, des Aufsichtsrats oder der Gesellschafter- oder Hauptversammlung
teilzunehmen. In den Sitzungen des Aufsichtsrats ist dem Gleichbehandlungsbeauftragten des Unabhangigen
Transportnetzbetreibers ein eigenes Rederecht einzurdumen. Der Gleichbehandlungsbeauftragte des
Unabhangigen Transportnetzbetreibers hat an allen Sitzungen des Aufsichtsrates teilzunehmen, die folgende
Fragen behandeln:

1. Netzzugangsbedingungen nach MaRgabe der Verordnung (EU) 2019/943 und der Verordnung (EG)
Nr. 715/2009 (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 36), insbesondere soweit die Beratungen Fragen zu
Netzentgelten, Leistungen im Zusammenhang mit dem Zugang Dritter, der Kapazitatsvergabe und
dem Engpassmanagement, Transparenz, Systemdienstleistungen, Ausgleich von Energieverlusten und
Sekundarmarkte betreffen,

2. Vorhaben flr den Betrieb, die Wartung und den Ausbau des Transportnetzes, insbesondere hinsichtlich
der notwendigen Investitionen fur den Netzanschluss und Netzverbund, in neue Transportverbindungen,
fur die Kapazitatsausweitung und die Verstarkung vorhandener Kapazitaten oder

3. den Verkauf oder Erwerb von Energie, die fir den Betrieb des Transportnetzes erforderlich ist.

(7) Nach vorheriger Zustimmung der Regulierungsbehérde kann der Aufsichtsrat den
Gleichbehandlungsbeauftragten des Unabhangigen Transportnetzbetreibers abberufen. Die Abberufung
hat aus Griinden mangelnder Unabhangigkeit oder mangelnder fachlicher Eignung auf Verlangen der
Regulierungsbehorde zu erfolgen.

Teil 3
Regulierung des Netzbetriebs

Abschnitt 1
Aufgaben der Netzbetreiber

§ 11 Betrieb von Energieversorgungsnetzen

(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen sind verpflichtet, ein sicheres, zuverlassiges und leistungsfahiges
Energieversorgungsnetz diskriminierungsfrei zu betreiben, zu warten und bedarfsgerecht zu optimieren, zu
verstarken und auszubauen, soweit es wirtschaftlich zumutbar ist. Sie haben insbesondere die Aufgaben nach den
§§ 12 bis 16a zu erflllen. Sie nehmen diese Aufgaben fir ihr Energieversorgungsnetz in eigener Verantwortung
wahr. Sie kooperieren und unterstitzen sich bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben; dies ist insbesondere
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far Mallnahmen anzuwenden, die sich auf das Netz eines anderen Betreibers von Energieversorgungsnetzen
auswirken kdénnen. Die Verpflichtungen sind auch anzuwenden im Rahmen der Wahrnehmung der wirtschaftlichen
Befugnisse der Leitung des vertikal integrierten Unternehmens und seiner Aufsichtsrechte nach § 7a Absatz 4 Satz
3. Der Ausbau eines L-Gasversorgungsnetzes ist nicht bedarfsgerecht im Sinne von Satz 1, wenn er auf Grund von
Netzanschlissen erfolgen muss, zu deren Einraumung der Betreiber des L-Gasversorgungsnetzes nicht nach den
§§ 17 und 18 verpflichtet war.

(1a) Der Betrieb eines sicheren Energieversorgungsnetzes umfasst insbesondere auch einen angemessenen
Schutz gegen Bedrohungen fir Telekommunikations- und elektronische Datenverarbeitungssysteme, die fur einen
sicheren Netzbetrieb notwendig sind. Die Regulierungsbehdrde erstellt hierzu im Benehmen mit dem Bundesamt
fur Sicherheit in der Informationstechnik einen Katalog von Sicherheitsanforderungen und verdffentlicht diesen.
Der Katalog der Sicherheitsanforderungen enthalt auch Regelungen zur regelméRigen Uberpriifung der Erfiillung
der Sicherheitsanforderungen. Ein angemessener Schutz des Betriebs eines Energieversorgungsnetzes liegt

vor, wenn dieser Katalog der Sicherheitsanforderungen eingehalten und dies vom Betreiber dokumentiert

worden ist. Die Einhaltung kann von der Regulierungsbehdrde Gberpruft werden. Zu diesem Zwecke kann die
Regulierungsbehérde nahere Bestimmungen zu Format, Inhalt und Gestaltung der Dokumentation nach Satz 4
treffen.

(1b) Betreiber von Energieanlagen, die durch Inkrafttreten der Rechtsverordnung gemaR § 10 Absatz 1 des BSI-
Gesetzes vom 14. August 2009 (BGBI. | S. 2821), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (BGBI.
I S. 1324) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung als Kritische Infrastruktur bestimmt wurden

und an ein Energieversorgungsnetz angeschlossen sind, haben innerhalb einer von der Regulierungsbehdérde
festzulegenden Frist einen angemessenen Schutz gegen Bedrohungen fur Telekommunikations- und elektronische
Datenverarbeitungssysteme zu gewahrleisten, die flr einen sicheren Anlagenbetrieb notwendig sind. Die
Regulierungsbehdérde erstellt hierzu im Benehmen mit dem Bundesamt flr Sicherheit in der Informationstechnik
einen Katalog von Sicherheitsanforderungen, in den auch die Bestimmung der Frist nach Satz 1 aufzunehmen

ist, und verdffentlicht diesen. Fur Telekommunikations- und elektronische Datenverarbeitungssysteme von
Anlagen nach § 7 Absatz 1 des Atomgesetzes haben Vorgaben auf Grund des Atomgesetzes Vorrang. Die fir die
nukleare Sicherheit zustandigen Genehmigungs- und Aufsichtsbehdrden des Bundes und der Lander sind bei der
Erarbeitung des Katalogs von Sicherheitsanforderungen zu beteiligen. Der Katalog von Sicherheitsanforderungen
enthalt auch Regelungen zur regelmaRigen Uberpriifung der Erfiillung der Sicherheitsanforderungen. Ein
angemessener Schutz des Betriebs von Energieanlagen im Sinne von Satz 1 liegt vor, wenn dieser Katalog
eingehalten und dies vom Betreiber dokumentiert worden ist. Die Einhaltung kann von der Bundesnetzagentur
Uberpruft werden. Zu diesem Zwecke kann die Regulierungsbehérde nahere Bestimmungen zu Format, Inhalt und
Gestaltung der Dokumentation nach Satz 6 treffen.

(1c) Betreiber von Energieversorgungsnetzen und von solchen Energieanlagen, die durch Inkrafttreten der
Rechtsverordnung gemaR § 10 Absatz 1 des BSI-Gesetzes als Kritische Infrastruktur bestimmt wurden, haben

1. Stérungen der Verfugbarkeit, Integritat, Authentizitadt und Vertraulichkeit ihrer informationstechnischen
Systeme, Komponenten oder Prozesse, die zu einem Ausfall oder einer erheblichen Beeintrachtigung der
Funktionsfahigkeit des Energieversorgungsnetzes oder der betreffenden Energieanlage gefiihrt haben,

2. erhebliche Stérungen der Verfugbarkeit, Integritadt, Authentizitdt und Vertraulichkeit ihrer
informationstechnischen Systeme, Komponenten oder Prozesse, die zu einem Ausfall oder einer
erheblichen Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit des Energieversorgungsnetzes oder der betreffenden
Energieanlage fihren kdnnen,

Uber die Kontaktstelle unverzlglich an das Bundesamt flr Sicherheit in der Informationstechnik zu melden.

Die Meldung muss Angaben zu der Stérung, zu méglichen grenzibergreifenden Auswirkungen sowie zu den
technischen Rahmenbedingungen, insbesondere der vermuteten oder tatsachlichen Ursache und der betroffenen
Informationstechnik, enthalten. Die Nennung des Betreibers ist nur dann erforderlich, wenn die Stérung
tatsachlich zu einem Ausfall oder einer Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit der Kritischen Infrastruktur
geflhrt hat. Das Bundesamt flr Sicherheit in der Informationstechnik hat die Meldungen unverziglich an

die Bundesnetzagentur weiterzuleiten. Das Bundesamt fUr Sicherheit in der Informationstechnik und die
Bundesnetzagentur haben sicherzustellen, dass die unbefugte Offenbarung der ihnen nach Satz 1 zur Kenntnis
gelangten Angaben ausgeschlossen wird. Zugang zu den Akten des Bundesamtes fur Sicherheit in der
Informationstechnik sowie zu den Akten der Bundesnetzagentur in Angelegenheiten nach § 11 Absatz 1a bis
Absatz 1c wird nicht gewahrt. § 29 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unberihrt. § 8e Absatz 1 des BSI-
Gesetzes ist entsprechend anzuwenden.
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(1d) Betreiber von Energieversorgungsnetzen und von solchen Energieanlagen, die durch Inkrafttreten der
Rechtsverordnung gemaR § 10 Absatz 1 des BSI-Gesetzes als Kritische Infrastruktur bestimmt wurden, sind
verpflichtet, spatestens bis zum 1. April jeden Jahres, die von ihnen betriebene Anlage beim Bundesamt fur
Sicherheit in der Informationstechnik zu registrieren und eine Kontaktstelle zu benennen. Das Bundesamt fur
Sicherheit in der Informationstechnik Ubermittelt die Registrierungen einschlieRlich der damit verbundenen
Kontaktdaten an die Bundesnetzagentur. Die Registrierung eines Betreibers eines Energieversorgungsnetzes oder
von solchen Energieanlagen, die durch Inkrafttreten der Rechtsverordnung gemaR § 10 Absatz 1 des BSI-Gesetzes
als Kritische Infrastruktur bestimmt wurden, kann das Bundesamt flr Sicherheit in der Informationstechnik auch
selbst vornehmen, wenn der Betreiber seine Pflicht zur Registrierung nicht erfillt. Nimmt das Bundesamt flr
Sicherheit in der Informationstechnik eine solche Registrierung selbst vor, informiert es die Bundesnetzagentur
dartber und Gbermittelt die damit verbundenen Kontaktdaten. Die Betreiber haben sicherzustellen, dass sie

Uber die benannte oder durch das Bundesamt fur Sicherheit in der Informationstechnik festgelegte Kontaktstelle
jederzeit erreichbar sind. Die Ubermittlung von Informationen durch das Bundesamt fiir Sicherheit in der
Informationstechnik nach § 8b Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a des BSI-Gesetzes erfolgt an diese Kontaktstelle.

(1e) Betreiber von Energieversorgungsnetzen und von solchen Energieanlagen, die durch Inkrafttreten der
Rechtsverordnung gemaR § 10 Absatz 1 des BSI-Gesetzes als Kritische Infrastruktur bestimmt wurden, haben
spatestens ab dem 1. Mai 2023 in ihren informationstechnischen Systemen, Komponenten oder Prozessen, die
fur die Funktionsfahigkeit der von ihnen betriebenen Energieversorgungsnetze oder Energieanlagen mafigeblich
sind, in angemessener Weise Systeme zur Angriffserkennung einzusetzen. Die eingesetzten Systeme zur
Angriffserkennung missen geeignete Parameter und Merkmale aus dem laufenden Betrieb kontinuierlich und
automatisch erfassen und auswerten. Sie sollten dazu in der Lage sein, fortwahrend Bedrohungen zu identifizieren
und zu vermeiden sowie fir eingetretene Stérungen geeignete BeseitigungsmaBnahmen vorsehen. Dabei soll
der Stand der Technik eingehalten werden. Der Einsatz von Systemen zur Angriffserkennung ist angemessen,
wenn der dafur erforderliche Aufwand nicht auBBer Verhaltnis zu den mdglichen Folgen eines Ausfalls oder einer
Beeintrachtigung des betroffenen Energieversorgungsnetzes oder der betroffenen Energieanlage steht.

(1f) Betreiber von Energieversorgungsnetzen und von solchen Energieanlagen, die nach der Rechtsverordnung
gemaR § 10 Absatz 1 des BSI-Gesetzes als Kritische Infrastruktur gelten, haben dem Bundesamt fur Sicherheit in
der Informationstechnik erstmalig am 1. Mai 2023 und danach alle zwei Jahre die Erflullung der Anforderungen
nach Absatz 1d nachzuweisen. Das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik hat die hierfur
eingereichten Nachweisdokumente unverziiglich an die Bundesnetzagentur weiterzuleiten. Das Bundesamt fur
Sicherheit in der Informationstechnik und die Bundesnetzagentur haben sicherzustellen, dass die unbefugte
Offenbarung der ihnen nach Satz 1 zur Kenntnis gelangten Angaben ausgeschlossen wird. Das Bundesamt fur
Sicherheit in der Informationstechnik kann bei Mangeln in der Umsetzung der Anforderungen nach Absatz 1d
oder in den Nachweisdokumenten nach Satz 1 im Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur die Beseitigung der
Mangel verlangen.

(1g) Die Bundesnetzagentur legt bis zum 22. Mai 2023 im Einvernehmen mit dem Bundesamt fur Sicherheit in der
Informationstechnik durch Allgemeinverfiigung im Wege einer Festlegung nach § 29 Absatz 1 in einem Katalog
von Sicherheitsanforderungen fur das Betreiben von Energieversorgungsnetzen und Energieanlagen fest,

1. welche Komponenten kritische Komponenten im Sinne des § 2 Absatz 13 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a
des BSI-Gesetzes sind oder

2. welche Funktionen kritisch bestimmte Funktionen im Sinne des § 2 Absatz 13 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe
b des BSI-Gesetzes sind.

Die Betreiber von Energieversorgungsnetzen und Energieanlagen, die durch Rechtsverordnung gemaf

§ 10 Absatz 1 Satz 1 des BSI-Gesetzes als Kritische Infrastruktur bestimmt wurden, haben die Vorgaben
des Katalogs spatestens sechs Monate nach dessen Inkrafttreten zu erfullen, es sei denn, in dem Katalog
ist eine davon abweichende Umsetzungsfrist festgelegt worden. Der Katalog wird mit den Katalogen der
Sicherheitsanforderungen nach § 11 Absatz 1a und 1b verbunden.

(2) Fur einen bedarfsgerechten, wirtschaftlich zumutbaren Ausbau der Elektrizitatsversorgungsnetze

nach Absatz 1 Satz 1 kdnnen Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen den Berechnungen flr ihre
Netzplanung die Annahme zugrunde legen, dass die prognostizierte jahrliche Stromerzeugung je unmittelbar
an ihr Netz angeschlossener Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie aus Windenergie an Land

oder solarer Strahlungsenergie um bis zu 3 Prozent reduziert werden darf (Spitzenkappung). Betreiber von
Elektrizitatsversorgungsnetzen, die fir ihre Netzplanung eine Spitzenkappung zugrunde gelegt haben, missen
dies

- Seite 37 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

auf ihrer Internetseite veroffentlichen,

2. dem Betreiber des vorgelagerten Elektrizitatsversorgungsnetzes, dem Betreiber des Ubertragungsnetzes,
der Bundesnetzagentur sowie der zustandigen Landesregulierungsbehérde unverziglich mitteilen und

3. im Rahmen der Netzplanung fur einen sachkundigen Dritten nachvollziehbar dokumentieren.

Die Dokumentation nach Satz 2 Nummer 3 muss der Bundesnetzagentur, der zustandigen
Landesregulierungsbehdrde, dem Betreiber des vorgelagerten Elektrizitatsversorgungsnetzes, dem Betreiber des
Ubertragungsnetzes, einem Einspeisewilligen sowie einem an das Netz angeschlossenen Anlagenbetreiber auf
Verlangen unverzlglich vorgelegt werden. Die §§ 13 und 14 und § 11 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bleiben
unberiihrt. Ein Betreiber des Elektrizitatsversorgungsnetzes, der Kosten fur die Reduzierung der Einspeisung

von mehr als 3 Prozent der jahrlichen Stromerzeugung einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien, Grubengas oder Kraft-Warme-Kopplung bei der Ermittlung seiner Netzentgelte in Ansatz bringt, muss
der Bundesnetzagentur sowie der zustandigen Landesregulierungsbehérde den Umfang der und die Ursachen
fur die Reduzierung der Einspeisung mitteilen und im Fall einer Spitzenkappung die Dokumentation nach Satz 2
Nummer 3 vorlegen.

(3) In Rechtsverordnungen (ber die Regelung von Vertrags- und sonstigen Rechtsverhaltnissen kénnen auch
Regelungen zur Haftung der Betreiber von Energieversorgungsnetzen aus Vertrag und unerlaubter Handlung

fur Sach- und Vermdégensschaden, die ein Kunde durch Unterbrechung der Energieversorgung oder durch
Unregelmaligkeiten in der Energieversorgung erleidet, getroffen werden. Dabei kann die Haftung auf vorsatzliche
oder grob fahrlassige Verursachung beschrankt und der Hohe nach begrenzt werden. Soweit es zur Vermeidung
unzumutbarer wirtschaftlicher Risiken des Netzbetriebs im Zusammenhang mit Verpflichtungen nach § 13 Absatz
2,§13b Absatz 5 und § 13f Absatz 1, auch in Verbindung mit § 14, und § 16 Absatz 2 und 2a, auch in Verbindung
mit § 16a, erforderlich ist, kann die Haftung daruber hinaus vollstandig ausgeschlossen werden.

§ 11a Ausschreibung von Energiespeicheranlagen, Festlegungskompetenz

(1) Der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes kann die Errichtung, die Verwaltung und den Betrieb einer
im Eigentum eines Dritten stehenden Energiespeicheranlage, die elektrische Energie erzeugt, in einem offenen,
transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren ausschreiben, wenn diese Energiespeicheranlage notwendig
ist, damit der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes seinen Verpflichtungen nach § 11 Absatz 1 Satz 1

in effizienter Weise nachkommen kann. Der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes darf einen Zuschlag
in einem nach Satz 1 durchgefliihrten Ausschreibungsverfahren nicht an einen Dritten erteilen, wenn dieser

die mit der Energiespeicheranlage im Sinne von Satz 1 angebotene Dienstleistung unter Beriicksichtigung der
Anforderungen an die Gewahrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems
nicht zu angemessenen Kosten oder nicht rechtzeitig erbringen kann. Angemessen sind die Kosten, wenn sie

die Kosten fur die Errichtung, die Verwaltung und den Betrieb einer vergleichbaren Energiespeicheranlage im
Eigentum eines Netzbetreibers nicht Gbersteigen.

(2) Der Dritte kann die Anlage nach Absatz 1 Satz 1 so planen und errichten, dass deren Leistungsfahigkeit die

durch den Netzbetreiber gesetzten Anforderungen Ubertrifft. Wird die Anlage zeitweise oder dauerhaft nicht far
die Erfullung der Vereinbarung nach Absatz 1 bendétigt, durfen Leistung und Arbeit in diesem Umfang durch den
Dritten auf den Strommarkten verauRert werden.

(3) Die Bundesnetzagentur wird ermachtigt, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 dem Betreiber eines
Elektrizitatsversorgungsnetzes Vorgaben zur naheren Ausgestaltung des Ausschreibungsverfahrens nach Absatz 1
zu machen.

§ 11b Ausnahme fiir Energiespeicheranlagen, Festlegungskompetenz

(1) Der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes darf abweichend von Teil 2 Abschnitt 2 und 3 Eigentimer
sein von Energiespeicheranlagen, die elektrische Energie erzeugen, oder solche errichten, verwalten oder
betreiben, sofern

1. die Regulierungsbehdrde dies nach Absatz 2 auf Antrag des Netzbetreibers genehmigt hat oder

2. die Regulierungsbehodrde dies fur Energiespeicheranlagen, die vollstandig integrierte Netzkomponenten
darstellen, durch Festlegung gegenuber allen oder einer Gruppe von Netzbetreibern nach § 29 Absatz
1 gestattet hat; sofern eine vollstandig integrierte Netzkomponente nicht bereits von einer solchen
Festlegung erfasst wird, bleibt der Regulierungsbehdrde eine Genehmigung auf Antrag des Netzbetreibers
im Einzelfall unbenommen.
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(2) Die Regulierungsbehdérde erteilt ihre Genehmigung nach Absatz 1 Nummer 1, wenn

1. der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes nachgewiesen hat, dass die Energiespeicheranlage im
Sinne von Absatz 1

a) notwendig ist, damit er seinen Verpflichtungen gemaR § 11 Absatz 1 Satz 1 in effizienter Weise
nachkommen kann,

b) neben der bestimmungsgemalen Nutzung nach Buchstabe a nicht verwendet wird, um Leistung
oder Arbeit ganz oder teilweise auf den Strommarkten zu kaufen oder zu verkaufen, und

2. der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes ein offenes, transparentes und diskriminierungsfreies
Ausschreibungsverfahren nach § 11a durchgefiihrt hat, dessen Bedingungen die Regulierungsbehérde im
Hinblick auf das technische Einsatzkonzept der Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 geprift hat,
und

a) der Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes den Zuschlag nach § 11a Absatz 1 zur
Errichtung, zur Verwaltung oder zum Betrieb der Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1
nicht an einen Dritten erteilen konnte, oder

b) sich nach Erteilung des Zuschlags an einen Dritten herausstellt, dass dieser die mit der
Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 angebotene Dienstleistung nicht oder nicht
rechtzeitig erbringen kann.

(3) Soweit eine Genehmigung unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 erteilt wurde, fuhrt die
Regulierungsbehorde flinf Jahre nach der Inbetriebnahme der Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz

1 und danach in regelmaBigen Abstanden von héchstens fiinf Jahren eine &ffentliche Konsultation durch.

Dabei ermittelt die Regulierungsbehérde, ob Dritte zu angemessenen Kosten unter Berticksichtigung der
Anforderungen an die Gewahrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems

in der Lage sind, Eigentliimer dieser Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 zu sein, diese zu verwalten
und zu betreiben. Kann die Regulierungsbehérde dies mit hinreichender Wahrscheinlichkeit feststellen,
verpflichtet sie den Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes, den Betrieb und die Verwaltung der
Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 gemaR § 11a in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 2 auszuschreiben
und nach Erteilung eines Zuschlags an einen Dritten innerhalb von 12 Monaten einzustellen, sofern Belange

der Versorgungssicherheit nicht entgegenstehen. Mit dem Betrieb der Energiespeicheranlage im Sinne von
Absatz 1 ist auch das Eigentum gegen Zahlung des Restbuchwertes zu tibertragen. Mit Ubertragung des
Eigentums erlischt auch die Genehmigung nach Absatz 2. Die Verpflichtung nach den Satzen 3 und 4 kann mit
Nebenbestimmungen versehen werden. Nach erfolgter Eigentumsubertragung darf die Leistung oder Arbeit

der Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 weder ganz noch teilweise auf den Strommarkten verauRert
werden, solange Uber die Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 ein Dienstleistungsvertrag mit dem
Betreiber eines Elektrizitatsversorgungsnetzes besteht, mindestens aber fir die Dauer von fiinf Jahren, nachdem
erstmalig eine Ausschreibung nach Satz 3 fir die Energiespeicheranlage im Sinne von Absatz 1 durchgefiihrt
wurde.

(4) Wahrend des Ublichen kalkulatorischen Abschreibungszeitraums flir Batteriespeicheranlagen ist Absatz 3 nicht
anzuwenden, sofern es sich um Batteriespeicheranlagen im Eigentum

1. eines Ubertragungsnetzbetreibers handelt, firr die eine Investitionsentscheidung bis zum 31. Dezember
2024 erfolgt, oder eines Verteilernetzbetreibers handelt, fur die eine Investitionsentscheidung bis zum 4.
Juli 2019 erfolgte, und

2. die spatestens zwei Jahre nach der Investitionsentscheidung an das Elektrizitatsversorgungsnetz
angeschlossen wurden oder werden und die ausschlieBlich der reaktiven unmittelbaren Wiederherstellung
des sicheren und zuverlassigen Netzbetriebs durch netzbezogene MaRnahmen nach § 13 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 dienen.

Die WiederherstellungsmaBnahme gemaR Satz 1 Nummer 2 beginnt unmittelbar nach Eintritt der Stérung und
endet, sobald das Problem durch MaBnahmen gemaR § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 behoben werden
kann.

(5) Die Bundesnetzagentur wird ermachtigt, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 Vorgaben zur naheren

Ausgestaltung der Genehmigungsverfahren nach Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit den Absatzen 2 und 3
sowie nach Absatz 1 Nummer 2 zweiter Halbsatz zu treffen.
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§ 11c Uberragendes offentliches Interesse fiir Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie liegen im Uberragenden
offentlichen Interesse und dienen der 6ffentlichen Sicherheit.

§ 12 Aufgaben der Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen, Verordnungsermachtigung

(1) Betreiber von Ubertragungsnetzen haben die Energietibertragung durch das Netz unter Bericksichtigung
des Austauschs mit anderen Verbundnetzen zu regeln und mit der Bereitstellung und dem Betrieb ihrer
Ubertragungsnetze im nationalen und internationalen Verbund zu einem sicheren und zuverlassigen
Elektrizitatsversorgungssystem in ihrer Regelzone und damit zu einer sicheren Energieversorgung beizutragen.
Betreiber von Ubertragungsnetzen kénnen vereinbaren, die Regelverantwortung fiir ihre Netze auf einen
Betreiber von Ubertragungsnetzen zu (ibertragen. Mit der Ubertragung der Regelverantwortung erhalt der
verantwortliche Netzbetreiber die Befugnisse der §§ 13 bis 13b. Die Ubertragung der Regelverantwortung

ist der Regulierungsbehdérde spatestens sechs Monate vorher anzuzeigen. Die Regulierungsbehdrde kann
zur Verringerung des Aufwandes flr Regelenergie und zur Férderung von einheitlichen Bedingungen bei der
Gewahrung des Netzzugangs durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 die Betreiber von Ubertragungsnetzen
verpflichten, eine einheitliche Regelzone zu bilden.

(2) Betreiber von Ubertragungsnetzen haben Betreibern eines anderen Netzes, mit dem die eigenen
Ubertragungsnetze technisch verbunden sind, die notwendigen Informationen bereitzustellen, um den sicheren
und effizienten Betrieb, den koordinierten Ausbau und den Verbund sicherzustellen.

(3) Betreiber von Ubertragungsnetzen haben dauerhaft die Fahigkeit des Netzes sicherzustellen, die Nachfrage
nach Ubertragung von Elektrizitat zu befriedigen und insbesondere durch entsprechende Ubertragungskapazitat
und Zuverlassigkeit des Netzes zur Versorgungssicherheit beizutragen. Dafur kénnen sie im Rahmen des
technisch Maglichen auch geeignete technische Anlagen etwa zur Bereitstellung von nicht frequenzgebundenen
Systemdienstleistungen nutzen, die keine Anlagen zur Erzeugung elektrischer Energie sind. Hierbei hat eine
Abwagung mit einer marktgestitzten Beschaffung nach § 12h zu erfolgen.

(3a) Um die technische Sicherheit und die Systemstabilitat zu gewahrleisten, wird das Bundesministerium far
Wirtschaft und Energie ermachtigt, durch Rechtsverordnung technische Anforderungen an Anlagen zur Erzeugung
elektrischer Energie, insbesondere an Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und dem Kraft-Warme-
Kopplungsgesetz, vorzugeben sowie Netzbetreiber und Anlagenbetreiber zu verpflichten, Anlagen, die bereits

vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind, entsprechend nachzuristen sowie anlagenbezogene
Daten, die zur Durchfiihrung und Kontrolle des Nachristungsprozesses erforderlich sind, bereitzustellen und
auszuwerten und Regelungen zur Kostentragung zu treffen.

(3b) Betreiber von Ubertragungsnetzen berichten der Regulierungsbehérde auf deren Anforderung (iber die
Sicherheit, Zuverlassigkeit und Leistungsfahigkeit ihres Energieversorgungsnetzes im Sinne von § 11 sowie Uber
die Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems im Sinne von Absatz 1 Satz 1 und Absatz
3. Bei einer Anforderung nach Satz 1 bestimmt die Regulierungsbehdérde,

1. zu welchem Zeitpunkt und flr welchen Zeitraum berichtet werden soll,

2. ob die Betreiber von Ubertragungsnetzen einzeln oder gemeinsam berichten sollen,

3. ob und in welchem Umfang Betreiber von Verteilernetzen an der Erstellung des Berichts zu beteiligen
sind,

4, zu welchen Themen berichtet werden soll und

ob und zu welchen Themen die Betreiber von Ubertragungsnetzen MaBnahmen einschlieBlich Alternativen
vorschlagen sollen, die sie zur Erfullung ihrer Aufgaben kinftig fur erforderlich halten; dies kann auch
Vorsorgemalinahmen und Pilotprojekte umfassen.

(3c) Betreiber von Verteilernetzen berichten der Regulierungsbehoérde auf deren Anforderung Uber die Sicherheit,
Zuverlassigkeit und Leistungsfahigkeit ihres Energieversorgungsnetzes im Sinne von § 11. Absatz 3b Satz 2 ist
entsprechend anzuwenden.

(4) Die folgenden nattrlichen oder juristischen Personen mussen den Betreibern von
Elektrizitatsversorgungsnetzen auf deren Verlangen unverziglich die Informationen einschlieflich etwaiger
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse bereitstellen, die notwendig sind, damit die Elektrizitatsversorgungsnetze
sicher und zuverlassig betrieben, gewartet und ausgebaut werden kénnen:
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die Betreiber von Erzeugungsanlagen,

die Betreiber von Anlagen zur Speicherung von elektrischer Energie,
die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen,

die Betreiber von Gasversorgungsnetzen,

industrielle und gewerbliche Letztverbraucher,

Anbieter von Lastmanagement und

No vk wnNe

GroBhandler oder Lieferanten von Elektrizitat.
Zu den bereitzustellenden Informationen zahlen insbesondere Stammdaten, Planungsdaten und Echtzeitdaten.

(5) Die Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen missen

1. sicherstellen, dass die Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, die ihnen nach Absatz 4 Satz 1 zur Kenntnis
gelangen, ausschlieBlich so zu den dort genannten Zwecken genutzt werden, dass deren unbefugte
Offenbarung ausgeschlossen ist,

2. die nach Absatz 4 erhaltenen Informationen in anonymisierter Form an die Bundesnetzagentur jeweils auf
deren Verlangen fur die Zwecke des Monitorings nach § 51 Ubermitteln,

3. neben den nach Nummer 2 zu Ubermittelnden Informationen an die Bundesnetzagentur jeweils auf deren
Verlangen weitere verflugbare und fur die Zwecke des Monitorings nach § 51 erforderliche Informationen und
Analysen Ubermitteln, insbesondere verflgbare Informationen und eine gemeinsam von den Betreibern von
Ubertragungsnetzen in einer von der Bundesnetzagentur zu bestimmenden Form zu erstellende Analyse zu
den grenziberschreitenden Verbindungsleitungen sowie zu Angebot und Nachfrage auf den europaischen
Strommarkten, zu der Hohe und der Entwicklung der Gesamtlast in den Elektrizitdtsversorgungsnetzen in
den vergangenen zehn Jahren im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und zur Sicherheit, Zuverlassigkeit
und Leistungsfahigkeit der Energieversorgungsnetze einschlielllich des Netzbetriebs,

4, der Bundesnetzagentur jeweils auf deren Verlangen in einer von ihr zu bestimmenden Frist und Form
fur die Zwecke des Berichts nach § 63 Absatz 3a Informationen und Analysen zu der Mindesterzeugung
insbesondere aus thermisch betriebenen Erzeugungsanlagen und aus Anlagen zur Speicherung von
elektrischer Energie sowie Informationen und geeignete Analysen zur Entwicklung der Mindesterzeugung
Ubermitteln und

5. der Bundesnetzagentur jeweils jahrlich auf deren Verlangen in einer von ihr zu bestimmenden Frist und Form
fur die Zwecke des Monitorings nach § 51a die Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen nennen,
die einen Stromverbrauch von mehr als 20 Gigawattstunden jahrlich haben.

(5a) Die Bundesnetzagentur Ubermittelt die nach Absatz 5 zum Zwecke des Monitorings der Versorgungssicherheit
nach § 51 und zur Erfullung der Berichterstattungspflicht nach § 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 erhobenen Daten an
das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie auf dessen Verlangen.

(6) Die Regulierungsbehdérde wird ermachtigt, nach § 29 Absatz 1 Festlegungen zu treffen zur naheren
Bestimmung des Kreises der nach Absatz 4 Satz 1 Verpflichteten, zum Inhalt und zur Methodik, zu den Details der
Datenweitergabe und zum Datenformat der Bereitstellung an die Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen.

(7) Die Regulierungsbehérde, das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie sowie die Betreiber

von Elektrizitatsversorgungsnetzen sollen anstelle der Abfrage nach den Absatzen 4 und 5 das
Marktstammdatenregister nach § 111e nutzen, sobald und soweit ihnen das Marktstammdatenregister den Zugriff
auf Daten im Sinne der Absatze 4 und 5 er6ffnet.

FuBnote
(+++ § 12: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1c +++)
§ 12a Szenariorahmen fiir die Netzentwicklungsplanung

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung erarbeiten alle zwei Jahre einen
gemeinsamen Szenariorahmen, der Grundlage fir die Erarbeitung des Netzentwicklungsplans nach § 12b und des
Offshore-Netzentwicklungsplans nach § 17b ist. Der Szenariorahmen umfasst mindestens drei Entwicklungspfade
(Szenarien), die fir die mindestens nachsten zehn und hochstens 15 Jahre die Bandbreite wahrscheinlicher
Entwicklungen im Rahmen der klima- und energiepolitischen Ziele der Bundesregierung abdecken. Drei
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weitere Szenarien mussen das Jahr 2045 betrachten und eine Bandbreite von wahrscheinlichen Entwicklungen
darstellen, welche sich an den gesetzlich festgelegten sowie weiteren klima- und energiepolitischen Zielen

der Bundesregierung ausrichten. Fiir den Szenariorahmen legen die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit
Regelzonenverantwortung angemessene Annahmen fir die jeweiligen Szenarien zu Erzeugung, Versorgung,
Verbrauch von Strom sowie dessen Austausch mit anderen Landern sowie zur Spitzenkappung nach § 11
Absatz 2 zu Grunde und berticksichtigen geplante Investitionsvorhaben der europaischen Netzinfrastruktur. Die
Verteilernetzbetreiber werden bei der Erstellung des Szenariorahmens angemessen eingebunden.

(2) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung legen der Regulierungsbehérde den
Entwurf des Szenariorahmens spatestens bis zum 10. Januar eines jeden geraden Kalenderjahres, beginnend mit
dem Jahr 2016, vor. Die Regulierungsbehérde macht den Entwurf des Szenariorahmens auf ihrer Internetseite
offentlich bekannt und gibt der Offentlichkeit, einschlieBlich tatsachlicher und potenzieller Netznutzer, den
nachgelagerten Netzbetreibern, sowie den Tragern éffentlicher Belange Gelegenheit zur AuRerung.

(3) Die Regulierungsbehérde genehmigt den Szenariorahmen unter Berticksichtigung der Ergebnisse der
Offentlichkeitsbeteiligung. Die Regulierungsbehdrde kann nahere Bestimmungen zu Inhalt und Verfahren der
Erstellung des Szenariorahmens, insbesondere zum Betrachtungszeitraum nach Absatz 1 Satz 2 und 3, treffen.
Die Genehmigung ist nicht selbststandig durch Dritte anfechtbar.

FuBBnote

(+++ § 12a: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1b +++)

§ 12b Erstellung des Netzentwicklungsplans durch die Betreiber von Ubertragungsnetzen

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung legen der Regulierungsbehérde auf

der Grundlage des Szenariorahmens einen gemeinsamen nationalen Netzentwicklungsplan zur Bestatigung

vor. Der gemeinsame nationale Netzentwicklungsplan muss alle wirksamen MaBnahmen zur bedarfsgerechten
Optimierung, Verstarkung und zum Ausbau des Netzes enthalten, die spatestens zum Ende der jeweiligen
Betrachtungszeitraume im Sinne des § 12a Absatz 1 fir einen sicheren und zuverlassigen Netzbetrieb erforderlich
sind. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung miissen im Rahmen der Erstellung des
Netzentwicklungsplans die Regelungen zur Spitzenkappung nach § 11 Absatz 2 bei der Netzplanung anwenden.
Der Netzentwicklungsplan enthalt dartber hinaus folgende Angaben:

1. alle Netzausbaumallnahmen, die in den nachsten drei Jahren ab Feststellung des Netzentwicklungsplans
durch die Regulierungsbehérde flr einen sicheren und zuverlassigen Netzbetrieb erforderlich sind,

N

einen Zeitplan fur alle Netzausbaumalinahmen sowie

a) NetzausbaumaBnahmen als Pilotprojekte fiir eine verlustarme Ubertragung hoher Leistungen iiber
grolse Entfernungen,

b) den Einsatz von Hochtemperaturleiterseilen als Pilotprojekt mit einer Bewertung ihrer technischen
Durchfiihrbarkeit und Wirtschaftlichkeit sowie

) das Ergebnis der Priifung des Einsatzes von neuen Technologien als Pilotprojekte einschlieBlich
einer Bewertung der technischen Durchfuhrbarkeit und Wirtschaftlichkeit,

4, den Stand der Umsetzung des vorhergehenden Netzentwicklungsplans und im Falle von Verzégerungen,
die daflr maRgeblichen Griinde der Verzégerungen,

Angaben zur zu verwendenden Ubertragungstechnologie,

Darlegung der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmadglichkeiten von
NetzausbaumaBnahmen,

7. beginnend mit der Vorlage des ersten Entwurfs des Netzentwicklungsplans im Jahr 2018 alle
wirksamen MaRnahmen zur bedarfsgerechten Optimierung, Verstarkung und zum Ausbau der Offshore-
Anbindungsleitungen in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone und im Kustenmeer einschliel3lich der
NetzanknUpfungspunkte an Land, die bis zum Ende der jeweiligen Betrachtungszeitraume nach § 12a
Absatz 1 fir einen schrittweisen, bedarfsgerechten und wirtschaftlichen Ausbau sowie einen sicheren
und zuverlassigen Betrieb der Offshore-Anbindungsleitungen sowie zum Weitertransport des auf See
erzeugten Stroms oder fir eine Anbindung von Testfeldern im Sinne des § 3 Nummer 9 des Windenergie-
auf-See-Gesetzes (Testfeld-Anbindungsleitungen) erforderlich sind; flr die Manahmen nach dieser
Nummer werden Angaben zum geplanten Zeitpunkt der Fertigstellung vorgesehen; hierbei missen
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die Festlegungen des zuletzt bekannt gemachten Flachenentwicklungsplans nach den §§ 4 bis 8 des
Windenergie-auf-See-Gesetzes zu Grunde gelegt werden.

Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung nutzen bei der Erarbeitung des
Netzentwicklungsplans eine geeignete und fur einen sachkundigen Dritten nachvollziehbare Modellierung
des Elektrizitatsversorgungsnetzes. Der Netzentwicklungsplan berlcksichtigt den gemeinschaftsweiten
Netzentwicklungsplan nach Artikel 8 Absatz 3b der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 und vorhandene Offshore-
Netzplane.

(2) Der Netzentwicklungsplan umfasst alle MaBnahmen, die nach den Szenarien des Szenariorahmens erforderlich
sind, um die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 zu erfillen. Dabei ist dem Erfordernis eines sicheren und
zuverlassigen Netzbetriebs in besonderer Weise Rechnung zu tragen.

(3) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung veréffentlichen den Entwurf des
Netzentwicklungsplans vor Vorlage bei der Regulierungsbehdérde auf ihren Internetseiten und geben der
Offentlichkeit, einschlieBlich tatséchlicher oder potenzieller Netznutzer, den nachgelagerten Netzbetreibern
sowie den Tragern 6ffentlicher Belange und den Energieaufsichtsbehdrden der Lander Gelegenheit zur AuBerung.
Dafur stellen sie den Entwurf des Netzentwicklungsplans und alle weiteren erforderlichen Informationen im
Internet zur Verfiigung. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung sollen den Entwurf
des Netzentwicklungsplans spatestens bis zum 10. Dezember eines jeden geraden Kalenderjahres, beginnend
mit dem Jahr 2016, verdffentlichen. Die Betreiber von Elektrizitdtsversorgungsnetzen sind verpflichtet, mit

den Betreibern von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung in dem Umfang zusammenzuarbeiten,
der erforderlich ist, um eine sachgerechte Erstellung des Netzentwicklungsplans zu gewahrleisten; sie sind
insbesondere verpflichtet, den Betreibern von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung fiir die
Erstellung des Netzentwicklungsplans notwendige Informationen auf Anforderung unverzlglich zur Verfiigung zu
stellen.

(3a) Zum Zeitpunkt der Veréffentlichung nach Absatz 3 Satz 1 Gibermitteln die Betreiber von Ubertragungsnetzen
der Regulierungsbehérde Angaben dazu, welche NetzausbaumaBnahmen zur Héchstspannungs-Gleichstrom-
Ubertragung oder welcher ldnderiibergreifende landseitige Teil von Offshore-Anbindungsleitungen ganz oder
weit Uberwiegend in einem Trassenkorridor, der bereits gemaR § 17 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes
Ubertragungsnetz in den Bundesnetzplan aufgenommen ist, oder in einem durch Landesplanungen oder nach
Landesrecht bestimmten Leitungsverlauf fiir Erdkabel zur Héchstspannungs-Gleichstrom-Ubertragung eines
weiteren Vorhabens realisiert werden sollen.

(4) Dem Netzentwicklungsplan ist eine zusammenfassende Erkldrung beizufligen Uber die Art und Weise, wie die
Ergebnisse der Beteiligungen nach § 12a Absatz 2 Satz 2 und § 12b Absatz 3 Satz 1 in dem Netzentwicklungsplan
berlcksichtigt wurden und aus welchen Grinden der Netzentwicklungsplan nach Abwagung mit den gepriften, in
Betracht kommenden anderweitigen Planungsmadglichkeiten gewahlt wurde.

(5) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung legen den konsultierten und
Uberarbeiteten Entwurf des Netzentwicklungsplans der Regulierungsbehdrde unverziglich nach Fertigstellung,
jedoch spatestens zehn Monate nach Genehmigung des Szenariorahmens gemal § 12a Absatz 3 Satz 1, vor.

FuBnote

(+++ § 12b: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1b +++)

§ 12c Priifung und Bestatigung des Netzentwicklungsplans durch die Regulierungsbehorde

(1) Die Regulierungsbehérde priift die Ubereinstimmung des Netzentwicklungsplans mit den Anforderungen
gemaR § 12b Absatz 1, 2 und 4. Sie kann Anderungen des Entwurfs des Netzentwicklungsplans durch

die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung verlangen. Die Betreiber von
Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung stellen der Regulierungsbehérde auf Verlangen die fiir ihre
Prafungen erforderlichen Informationen zur Verflgung. Bestehen Zweifel, ob der Netzentwicklungsplan mit dem
gemeinschaftsweit geltenden Netzentwicklungsplan in Einklang steht, konsultiert die Regulierungsbehérde die
Agentur flr die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden.

(2) Zur Vorbereitung eines Bedarfsplans nach § 12e erstellt die Regulierungsbehdrde frihzeitig wahrend des
Verfahrens zur Erstellung des Netzentwicklungsplans nach § 12b einen Umweltbericht, der den Anforderungen
des § 40 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung entsprechen muss. Der Umweltbericht nach
Satz 1 bezieht den Umweltbericht zum Flachenentwicklungsplan nach § 6 Absatz 4 des Windenergie-auf-See-
Gesetzes ein und kann auf zusatzliche oder andere als im Umweltbericht zum Flachenentwicklungsplan nach §
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6 Absatz 4 des Windenergie-auf-See-Gesetzes enthaltene erhebliche Umweltauswirkungen beschrankt werden.
Der Umweltbericht nach Satz 1 kann sich auf den Bereich des Festlands und des Kiistenmeeres beschranken.
Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung stellen der Regulierungsbehérde die hierzu
erforderlichen Informationen zur Verfigung.

(2a) Enthalt der nach § 12b Absatz 5 vorgelegte Netzentwicklungsplan eine Neubaumanahme zur
Héchstspannungs-Gleichstrom-Ubertragung, die noch nicht im Netzentwicklungsplan bestétigt wurde und

fur die keine Bindelungsoption nach § 12b Absatz 3a besteht, hat die Regulierungsbehérde anhand von
vorhandenen Daten zur groRraumigen Raum- und Umweltsituation fur diese MaBnahme einen Praferenzraum

im Sinne des § 3 Nummer 10 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz zu ermitteln

und dem Umweltbericht zugrunde zu legen. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 im Fall einer
NeubaumaBnahme fur den Ianderibergreifenden landseitigen Teil einer Offshore-Anbindungsleitung vor,

kann die Regulierungsbehérde Satz 1 entsprechend anwenden. Die Ermittlung von Praferenzraumen nach

Satz 1 hat keine unmittelbare AuBenwirkung und ersetzt nicht die Entscheidung Gber die Zuldssigkeit der
Netzausbaumalnahme. Die Ermittlung von Praferenzraumen kann nur im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens
gegen die Zulassungsentscheidung fur die jeweilige Netzausbaumalnahme Gberprift werden. Sofern

Geodaten Uber die verbindlichen Festlegungen der Landes- und Regionalplanung benétigt werden, legt die
Bundesnetzagentur die Daten des Raumordnungsplan-Monitors des Bundesinstituts fur Bau-, Stadt- und
Raumforschung zugrunde, die ihr fir diesen Zweck zur Verfligung zu stellen sind. Fur diese und andere Geodaten
gilt § 31 Absatz 4 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz entsprechend. Fiir MaRnahmen,
fur die ein Bundesfachplanungsverfahren notwendig ist und bei denen noch kein Antrag auf Bundesfachplanung
gestellt wurde, ist ein Praferenzraum zu ermitteln, wenn dies der Vorhabentrager bis zum 11. Juni 2023 beantragt.
Bei der Praferenzraumermittiung hat die Regulierungsbehdérde zu berlcksichtigen, ob eine spatere gemeinsame
Verlegung mehrerer NeubaumaBnahmen im Sinne von Satz 1 im raumlichen und zeitlichen Zusammenhang ganz
oder weit Gberwiegend sinnvoll erscheint. Um eine Blindelung zu ermdglichen, darf die Regulierungsbehérde
Kopplungsraume setzen. Sofern die Betreiber von Ubertragungsnetzen bei einer NeubaumaBnahme, die in

dem nach § 12b Absatz 5 vorgelegten Netzentwicklungsplan enthalten ist, angeben, dass diese Mallnahme die
Nutzung der nach § 2 Absatz 8 des Bundesbedarfsplangesetzes vorgesehenen Leerrohrmdglichkeit eines im
Bundesbedarfsplan mit ,H” gekennzeichneten Vorhabens zum Ziel hat, ist von einer Praferenzraumermittiung
abzusehen. Die Ermittlung von Praferenzraumen stellt keine raumbedeutsame Planung und MaBnahme im Sinne
des § 3 Absatz 1 Nummer 6 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353) geandert worden ist, dar.

(3) Nach Abschluss der Prifung nach Absatz 1 beteiligt die Regulierungsbehdrde unverzlglich die Behérden,
deren Aufgabenbereich beriihrt wird, und die Offentlichkeit. MaRBgeblich sind die Bestimmungen des Gesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung, soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften nicht etwas anderes
ergibt. Gegenstand der Beteiligung ist der Entwurf des Netzentwicklungsplans und in den Fallen des § 12e der
Umuweltbericht. Die Unterlagen flr die Strategische Umweltprifung sowie der Entwurf des Netzentwicklungsplans
sind fur eine Frist von sechs Wochen am Sitz der Regulierungsbehérde auszulegen und darlber hinaus auf

ihrer Internetseite 6ffentlich bekannt zu machen. Die betroffene Offentlichkeit kann sich zum Entwurf des
Netzentwicklungsplans und zum Umweltbericht bis einen Monat nach Ende der Auslegung aulern.

(4) Die Regulierungsbehdérde soll den Netzentwicklungsplan unter Bericksichtigung des Ergebnisses der
Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung mit Wirkung fiir die Betreiber von Ubertragungsnetzen spatestens
bis zum 31. Dezember eines jeden ungeraden Kalenderjahres, beginnend mit dem Jahr 2017, bestatigen. Die
Bestatigung ist nicht selbststéandig durch Dritte anfechtbar.

(5) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung sind verpflichtet, den entsprechend
Absatz 1 Satz 2 gednderten Netzentwicklungsplan der Regulierungsbehérde unverziglich vorzulegen.

(6) Bei Fortschreibung des Netzentwicklungsplans kann sich die Beteiligung der Offentlichkeit, einschlieRlich
tatsachlicher und potenzieller Netznutzer, der nachgelagerten Netzbetreiber sowie der Trager 6ffentlicher Belange
nach § 12a Absatz 2, § 12b Absatz 3 und § 12c Absatz 3 auf Anderungen gegeniiber dem zuletzt genehmigten
Szenariorahmen oder dem zuletzt bestatigten Netzentwicklungsplan beschranken. Ein vollstandiges Verfahren
nach den §§ 12a bis 12c Absatz 1 bis 5 muss mindestens alle vier Jahre sowie in den Fallen des § 12e Absatz 1
Satz 3 durchgeflihrt werden.

(7) Die Regulierungsbehérde kann nahere Bestimmungen zu Inhalt und Verfahren der Erstellung des

Netzentwicklungsplans sowie zur Ausgestaltung des nach Absatz 3, § 12a Absatz 2 und § 12b Absatz 3
durchzuflihrenden Verfahrens zur Beteiligung der Offentlichkeit treffen.

- Seite 44 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

(8) Die Regulierungsbehérde kann bei Bestatigung des Netzentwicklungsplans oder durch gesonderte
Entscheidung bestimmen, wer fur die Durchfuhrung einer im Netzentwicklungsplan bestatigten Manahme

als Vorhabentrager ganz oder teilweise verantwortlich ist. Hierbei berticksichtigt die Regulierungsbehdérde
ausschlieBlich Belange, die im 6ffentlichen Interesse eine maéglichst zugige, effiziente und umweltschonende
Durchfihrung der MaRnahmen erwarten lassen. Dazu gehéren Vorschlage im Netzentwicklungsplan und etwaige
Vereinbarungen von Ubertragungsnetzbetreibern zur Bestimmung eines oder mehrerer Vorhabentrager; in
diesem Fall ist durch die Ubertragungsnetzbetreiber darzulegen, dass durch eine solche anteilige Zuweisung eine
maoglichst zligige und effiziente Durchfihrung der MaRnahme erreicht werden kann. Daruber hinaus kann sie
insbesondere berlcksichtigen

1. ob ein Vorhabentrager bereits flur ein Vorhaben nach dem Energieleitungsausbaugesetz oder dem
Bundesbedarfsplangesetz verantwortlich ist und die bestatigte Malnahme mit diesem Vorhaben
gemeinsam realisiert werden soll,

2. ob durch die Durchfiihrung einer MaBnahme durch einen Vorhabentrager oder durch eine gemeinsame
Durchfihrung der MaBnahme durch mehrere Vorhabentrager die Ziele nach Satz 2 besser erreicht werden
kénnen,

3. die personelle, technische und wirtschaftliche Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit eines
Vorhabentragers,

4, die bisherigen Fortschritte eines Vorhabentragers bei der Realisierung von Vorhaben nach dem

Energieleitungsausbaugesetz und dem Bundesbedarfsplangesetz,

5. in welchem Umfang der Vorhabentréger neben der Durchfiihrung der MaRnahme im Ubrigen fiir
Netzausbauvorhaben verantwortlich ist oder sein wird.

Vorhabentrager fiir im Netzentwicklungsplan bestatigte Leitungen zur Héchstspannungs-
Gleichstrom-Ubertragung, fir welche noch kein Antrag auf Bundesfachplanung nach § 6 Absatz 1
Netzausbaubeschleunigungsgesetz oder in den Fallen des § 5a des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes
kein Antrag auf Planfeststellungsbeschluss flr das Gesamtvorhaben oder Teile davon gestellt wurde, ist im
Geltungsbereich des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes der Ubertragungsnetzbetreiber, in dessen Regelzone
der sudliche NetzverknUpfungspunkt der Leitung gelegen ist. Vorhabentrager fur im Netzentwicklungsplan
bestatigte Offshore-Anbindungsleitungen ist entsprechend § 17d Absatz 1 der Ubertragungsnetzbetreiber, in
dessen Regelzone der landseitige Netzverknipfungspunkt gelegen ist. Die Bundesnetzagentur kann bei der
Bestatigung des Netzentwicklungsplans oder durch gesonderte Entscheidung abweichend von den Satzen

5 und 6 den Vorhabentrager nach den Satzen 1 bis 4 bestimmen, um eine méglichst ziigige, effiziente und
umweltschonende Durchfluihrung der MaRnahmen sicherzustellen.

FuBnote

(+++ § 12c: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1b +++)
(+++ § 12c: Zur Anwendung bis zum 31.12.2025 vgl. § 17c Abs. 1 +++)

§ 12d Umsetzungsbericht der Ubertragungsnetzbetreiber und Monitoring durch die
Regulierungsbehorde

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung legen der Regulierungsbehérde jeweils
spatestens bis zum 30. September eines jeden geraden Kalenderjahres, beginnend mit dem Jahr 2018, einen
gemeinsamen Umsetzungsbericht vor, den diese pruft. Der Umsetzungsbericht muss folgende Angaben enthalten:

1. Angaben zum Stand der Umsetzung des zuletzt bestatigten Netzentwicklungsplans,
2. im Fall von Verzdgerungen der Umsetzung die daflr maRgeblichen Griinde,
3. Angaben zu den Risiken, die Verzégerungen hervorrufen kdnnen, und Vorschlage fir MaBnahmen, um

diese Risiken zu verringern, und

4, Angaben zu Mdéglichkeiten, um die Umsetzung zu beschleunigen, und Vorschlage fir MaBnahmen, um
diese Mdglichkeiten zu nutzen.

Die Regulierungsbehorde veroffentlicht den Umsetzungsbericht und gibt allen tatsachlichen und potenziellen
Netznutzern Gelegenheit zur AuRerung.

(2) Die Regulierungsbehorde fuhrt fortlaufend ein Monitoring Uber die Planung und den Stand der Umsetzung der
MaBnahmen zur Optimierung, zur Verstarkung und zum Ausbau des Ubertragungsnetzes durch und informiert
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hieriber regelmaRig die Offentlichkeit. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen und die Behérden stellen der
Regulierungsbehdérde die fur das Monitoring notwendigen Informationen in geeigneter Form zur Verfiigung.

§ 12e Bundesbedarfsplan

(1) Die Regulierungsbehdérde Ubermittelt den Netzentwicklungsplan mindestens alle vier Jahre der
Bundesregierung als Entwurf fir einen Bundesbedarfsplan. Die Bundesregierung legt den Entwurf des
Bundesbedarfsplans mindestens alle vier Jahre dem Bundesgesetzgeber vor. Die Regulierungsbehérde hat auch
bei wesentlichen Anderungen des Netzentwicklungsplans geméaB Satz 1 zu verfahren.

(2) Die Regulierungsbehérde kennzeichnet in ihrem Entwurf fiir einen Bundesbedarfsplan die
landerlbergreifenden und grenziberschreitenden Hochstspannungsleitungen sowie die Offshore-
Anbindungsleitungen. Dem Entwurf ist eine Begriindung beizufiigen. Die Vorhaben des Bundesbedarfsplans
entsprechen den Zielsetzungen des § 1 dieses Gesetzes.

(3) (weggefallen)

(4) Mit Erlass des Bundesbedarfsplans durch den Bundesgesetzgeber wird fiir die darin enthaltenen Vorhaben
die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf festgestellt. Die Feststellungen sind fir die
Betreiber von Ubertragungsnetzen sowie fiir die Planfeststellung und die Plangenehmigung nach den §§ 43 bis
43d und §§ 18 bis 24 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz verbindlich.

(5) Fir die Anderung von Bundesbedarfsplanen gilt § 37 Satz 1 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung. Soweit danach keine Pflicht zur Durchfiihrung einer Strategischen Umweltprifung
besteht, findet § 12¢ Absatz 2 keine Anwendung.

§ 12f Herausgabe von Daten

(1) Die Regulierungsbehdérde stellt dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie sowie dem
Umweltbundesamt Daten, die flir digitale Netzberechnungen erforderlich sind, insbesondere Einspeise-

und Lastdaten sowie Impedanzen und Kapazitaten von Leitungen und Transformatoren, einschlieBlich
unternehmensbezogener Daten und Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse zur Verfigung, soweit dies zur Erfullung
ihrer jeweiligen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Regulierungsbehdérde gibt auf Antrag insbesondere netzknotenpunktscharfe Einspeise- und Lastdaten
sowie Informationen zu Impedanzen und Kapazitaten von Leitungen und Transformatoren an Dritte heraus, die die
Fachkunde zur Uberpriifung der Netzplanung und ein berechtigtes Interesse gegeniiber der Regulierungsbehérde
nachweisen sowie die vertrauliche Behandlung der Informationen zusichern oder die Berechtigung zum

Umgang mit Verschlusssachen mit einem Geheimhaltungsgrad nach § 12g Absatz 4 in Verbindung mit § 4 des
Sicherheitsiberprifungsgesetzes haben. Die Daten sind in einem standardisierten, elektronisch verarbeitbaren
Format zur Verfligung zu stellen. Daten, die Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse darstellen, dirfen von der
Regulierungsbehdérde nicht herausgegeben werden. In diesem Fall hat die Regulierungsbehdrde typisierte und
anonymisierte Datensatze an den Antragsteller herauszugeben.

FuBBnote

(+++ § 12f: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1b +++)

§ 12g Schutz europaisch kritischer Anlagen, Verordnungsermachtigung

(1) Zum Schutz des Ubertragungsnetzes bestimmt die Regulierungsbehérde alle zwei Jahre diejenigen Anlagen
oder Teile von Anlagen des Ubertragungsnetzes, deren Stérung oder Zerstérung erhebliche Auswirkungen

in mindestens zwei Mitgliedstaaten der Europaischen Union haben kann (europaisch kritische Anlage). Die
Bestimmung erfolgt durch Festlegung nach dem Verfahren des § 29. Zur Vorbereitung der Festlegung haben

die Betreiber von Ubertragungsnetzen der Regulierungsbehdrde einen Bericht vorzulegen, in dem Anlagen ihres
Netzes, deren Stérung oder Zerstérung erhebliche Auswirkungen in mindestens zwei Mitgliedstaaten haben kann,
vorgeschlagen werden und dies begrundet wird. Der Bericht kann auch von allen Betreibern gemeinsam erstellt
und vorgelegt werden.

(2) Betreiber von Ubertragungsnetzen haben zum Schutz ihrer gemaR Absatz 1 Satz 1 bestimmten Anlagen

Sicherheitsplane zu erstellen sowie Sicherheitsbeauftragte zu bestimmen und der Regulierungsbehdrde
nachzuweisen.
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(3) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
Einzelheiten zu dem Verfahren der Festlegung und zum Bericht gemal Absatz 1 sowie zu den Sicherheitsplanen
und Sicherheitsbeauftragten nach Absatz 2 zu regeln.

(4) Die flr die Festlegung gemal Absatz 1 Satz 2 erforderlichen Informationen, der Bericht der Betreiber
nach Absatz 1 Satz 3 sowie die Sicherheitsplane nach Absatz 2 sind als Verschlusssache mit dem geeigneten
Geheimhaltungsgrad im Sinne von § 4 des Sicherheitsuberprifungsgesetzes einzustufen.

§ 12h Marktgestiitzte Beschaffung nicht frequenzgebundener Systemdienstleistungen

(1) Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung und Betreiber von
Elektrizitatsverteilernetzen sind verpflichtet, fur ihr jeweiliges Netz in einem transparenten, diskriminierungsfreien
und marktgestitzten Verfahren folgende Systemdienstleistungen zu beschaffen:

Dienstleistungen zur Spannungsregelung,
Tragheit der lokalen Netzstabilitat,

Kurzschlussstrom,

1

2

3

4, dynamische Blindstromstltzung,
5 Schwarzstartfahigkeit und

6

Inselbetriebsfahigkeit.

Dabei darf die Beschaffung dieser Systemdienstleistungen nur erfolgen, soweit diese fur einen sicheren,
zuverlassigen und effizienten Netzbetrieb erforderlich sind.

(2) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben diese Systemdienstleistungen nur zu beschaffen, soweit sie
diese in ihrem eigenen Netz benotigen oder die Systemdienstleistungen im Einvernehmen mit den Betreibern von
Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung beschafft werden.

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 ist nicht fur Systemdienstleistungen aus vollstandig integrierten
Netzkomponenten anzuwenden.

(4) Die Bundesnetzagentur kann Ausnahmen von der Verpflichtung der marktgestitzten Beschaffung von
Systemdienstleistungen nach § 29 Absatz 1 festlegen, wenn diese wirtschaftlich nicht effizient ist; sie kann auch
einzelne Spannungsebenen ausnehmen. Erstmalig trifft die Bundesnetzagentur Entscheidungen tber Ausnahmen
bis zum 31. Dezember 2020 ohne Anhdrung. Gewahrt sie eine Ausnahme, Uberprift sie ihre Einschatzung
spatestens alle drei Jahre und veréffentlicht das Ergebnis.

(5) Soweit die Bundesnetzagentur keine Ausnahmen nach Absatz 4 festlegt, hat sie die Spezifikationen und
technischen Anforderungen der transparenten, diskriminierungsfreien und marktgestitzten Beschaffung

der jeweiligen Systemdienstleistung, vorbehaltlich des Absatzes 4, nach § 29 Absatz 1 festzulegen. Die
Spezifikationen und technischen Anforderungen mdissen sicherstellen, dass sich alle Marktteilnehmer wirksam
und diskriminierungsfrei beteiligen kénnen; dies schlieft Anbieter erneuerbarer Energien, Anbieter dezentraler
Erzeugung, Anbieter von Laststeuerung und Energiespeicherung sowie Anbieter ein, die in der Aggregierung

tatig sind. Die Spezifikationen und technischen Anforderungen sollen sicherstellen, dass die marktgestitzte
Beschaffung der jeweiligen Systemdienstleistung nicht zu einer Reduzierung der Einspeisung vorrangberechtigter
Elektrizitat fuhrt. Die Spezifikationen und technischen Anforderungen wirken auf eine gréStmaogliche Effizienz der
Beschaffung und des Netzbetriebs hin.

(6) Statt einer Festlegung nach Absatz 5 kann die Bundesnetzagentur die Betreiber von Ubertragungs- und
Verteilernetzen auffordern, jeweils gemeinsam Spezifikationen und technische Anforderungen in einem
transparenten Verfahren, an dem alle relevanten Netznutzer und Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen
teilnehmen kdnnen, zu erarbeiten oder zu Uberarbeiten. Diese Spezifikationen und technischen Anforderungen
sind der Bundesnetzagentur zur Genehmigung vorzulegen; dabei sind die Anforderungen nach Absatz 5 Satz 2
bis 4 entsprechend anzuwenden. Die Bundesnetzagentur hat von ihr genehmigte Spezifikationen und technische
Anforderungen zu verdffentlichen.

(7) Die Verpflichtungen zur marktgestitzten Beschaffung von Systemdienstleistungen nach Absatz 1 sind
ausgesetzt, bis die Bundesnetzagentur die Spezifikationen und technischen Anforderungen erstmals nach Absatz
5 festgelegt oder nach Absatz 6 genehmigt hat.
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(8) Die Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen sind verpflichtet, alle erforderlichen Informationen
untereinander auszutauschen und sich abzustimmen, damit die Ressourcen optimal genutzt sowie die Netze
sicher und effizient betrieben werden und die Marktentwicklung erleichtert wird.

(9) Hat die Bundesnetzagentur flr Systemdienstleistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 eine Ausnahme
nach Absatz 4 festgelegt oder, sofern sie von einer Ausnahme abgesehen hat, noch keine Spezifikationen und
technischen Anforderungen nach Absatz 5 festgelegt oder nach Absatz 6 genehmigt, sind die Betreiber von
Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung und die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen berechtigt,
Betreiber von Erzeugungsanlagen oder Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie zur Vorhaltung der
Schwarzstartfahigkeit ihrer Anlagen zu verpflichten. Die Verpflichtung zur Vorhaltung der Schwarzstartfahigkeit
umfasst auch die Durchfihrung von Schwarzstartversuchen und Betriebsversuchen im Sinne der genehmigten
vertraglichen Modalitaten fur Anbieter von Systemdienstleistungen zum Netzwiederaufbau nach Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2196 der Kommission vom 24. November 2017
zur Festlegung eines Netzkodex iiber den Notzustand und den Netzwiederaufbau des Ubertragungsnetzes

(ABI. L 312 vom 28.11.2017, S. 54). Die Verpflichtung der Betreiber der Erzeugungsanlagen oder Anlagen zur
Speicherung elektrischer Energie ist erforderlich, sofern andernfalls die Sicherheit oder Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems gefahrdet ware. Im Falle der Verpflichtung nach Satz 1 kann der Betreiber der
Erzeugungsanlage oder der Anlage zur Speicherung elektrischer Energie eine angemessene Vergltung geltend
machen, die entsprechend § 13c Absatz 1 bestimmt wird. § 13c Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden.

§ 13 Systemverantwortung der Betreiber von Ubertragungsnetzen

(1) Sofern die Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems in der jeweiligen Regelzone
gefahrdet oder gestort ist, sind die Betreiber der Ubertragungsnetze berechtigt und verpflichtet, die Gefahrdung
oder Stérung zu beseitigen durch

1. netzbezogene MaBnahmen, insbesondere durch Netzschaltungen,

2. marktbezogene MalBnahmen, insbesondere durch den Einsatz von Regelenergie, Malnahmen nach § 13a
Absatz 1, vertraglich vereinbarte abschaltbare und zuschaltbare Lasten, Information Gber Engpasse und
das Management von Engpassen sowie

3. zusatzliche Reserven, insbesondere die Netzreserve nach § 13d und die Kapazitatsreserve nach § 13e.

Bei strom- und spannungsbedingten Anpassungen der Wirkleistungserzeugung oder des Wirkleistungsbezugs
sind abweichend von Satz 1 von mehreren geeigneten Malnahmen nach Satz 1 Nummer 2 und 3 die MaBnahmen
auszuwahlen, die voraussichtlich insgesamt die geringsten Kosten verursachen. MaBnahmen gegenuber Anlagen
zur Erzeugung oder Speicherung von elektrischer Energie mit einer Nennleistung unter 100 Kilowatt, die durch
einen Netzbetreiber jederzeit fernsteuerbar sind, diirfen die Betreiber von Ubertragungsnetzen unabhangig von
den Kosten nachrangig ergreifen.

(1a) Im Rahmen der Auswahlentscheidung nach Absatz 1 Satz 2 sind die Verpflichtungen nach § 11 Absatz

1 und 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes einzuhalten, indem fir MaBnahmen zur Reduzierung der
Wirkleistungserzeugung von Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes kalkulatorische
Kosten anzusetzen sind, die anhand eines fir alle Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes einheitlichen kalkulatorischen Preises zu bestimmen sind. Der einheitliche kalkulatorische Preis ist

S0 zu bestimmen, dass die Reduzierung der Wirkleistungserzeugung der Anlagen nach § 3 Nummer 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes nur erfolgt, wenn dadurch in der Regel ein Vielfaches an Reduzierung von nicht
vorrangberechtigter Erzeugung ersetzt werden kann (Mindestfaktor). Der Mindestfaktor nach Satz 2 betragt
mindestens funf und hdchstens funfzehn; Naheres bestimmt die Bundesnetzagentur nach § 13j Absatz 5 Nummer
2.

(1b) (weggefallen)

(1c) Im Rahmen der Auswahlentscheidung nach Absatz 1 Satz 2 sind bei MaBnahmen zur Erhéhung der
Erzeugungsleistung von Anlagen der Netzreserve nach § 13d kalkulatorische Kosten anzusetzen, die anhand eines
fir alle Anlagen einheitlichen kalkulatorischen Preises zu bestimmen sind. Ubersteigen die tatséchlichen Kosten
die kalkulatorischen Kosten, sind die tatsachlichen Kosten anzusetzen. Der einheitliche kalkulatorische Preis ist

S0 zu bestimmen, dass ein Einsatz der Anlagen der Netzreserve in der Regel nachrangig zu dem Einsatz von
Anlagen mit nicht vorrangberechtigter Einspeisung erfolgt und in der Regel nicht zu einer h6heren Reduzierung
der Wirkleistungserzeugung der Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fuhrt als bei
einer Auswahlentscheidung nach den tatsachlichen Kosten. Der einheitliche kalkulatorische Preis entspricht
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mindestens dem hdchsten tatsachlichen Preis, der fir die Erhéhung der Erzeugungsleistung von Anlagen mit nicht
vorrangberechtigter Einspeisung, die nicht zur Netzreserve zahlen, regelmaRig aufgewendet wird.

(2) Lasst sich eine Gefahrdung oder Stérung der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems durch MaBnahmen nach Absatz 1 nicht oder nicht rechtzeitig beseitigen, so
sind die Betreiber der Ubertragungsnetze im Rahmen der Zusammenarbeit nach § 12 Absatz 1 berechtigt und
verpflichtet, samtliche Stromerzeugung, Stromtransite und StrombezUge in ihren Regelzonen den Erfordernissen
eines sicheren und zuverlassigen Betriebs des Ubertragungsnetzes anzupassen oder diese Anpassung zu
verlangen. Soweit die Vorbereitung und Durchfiihrung von AnpassungsmafBnahmen nach Satz 1 die Mitwirkung
der Betroffenen erfordert, sind diese verpflichtet, die notwendigen Handlungen vorzunehmen. Bei einer
erforderlichen Anpassung von Stromerzeugung und Strombezlgen sind insbesondere die betroffenen Betreiber
von Elektrizitatsverteilernetzen und Stromhandler - soweit méglich - vorab zu informieren.

(3) Soweit die Einhaltung der in den Absatzen 1 und 2 genannten Verpflichtungen die Beseitigung einer
Gefahrdung oder Stérung verhindern wirde, kann ausnahmsweise von ihnen abgewichen werden. Ein solcher
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, soweit die Betreiber von Ubertragungsnetzen zur Gewéhrleistung der
Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems auf die Mindesteinspeisung aus bestimmten
Anlagen angewiesen sind und keine technisch gleich wirksame andere MalRnahme verfigbar ist (netztechnisch
erforderliches Minimum). Bei MaBnahmen nach den Absatzen 1 und 2 sind die Auswirkungen auf die Sicherheit
und Zuverlassigkeit des Gasversorgungssystems auf Grundlage der von den Betreibern der Gasversorgungsnetze
nach § 12 Absatz 4 Satz 1 bereitzustellenden Informationen angemessen zu berlcksichtigen.

(4) Eine Gefahrdung der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems in der jeweiligen
Regelzone liegt vor, wenn értliche Ausfélle des Ubertragungsnetzes oder kurzfristige Netzengpésse zu besorgen
sind oder zu besorgen ist, dass die Haltung von Frequenz, Spannung oder Stabilitédt durch die Betreiber von
Ubertragungsnetzen nicht im erforderlichen MaRe gewéhrleistet werden kann.

(5) Im Falle einer Anpassung nach Absatz 2 Satz 1 ruhen bis zur Beseitigung der Gefahrdung oder Stérung

alle hiervon jeweils betroffenen Leistungspflichten. Satz 1 fihrt grundsatzlich nicht zu einer Aussetzung

der Abrechnung der Bilanzkreise durch den Betreiber eines Ubertragungsnetzes. Soweit bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach Absatz 2 MaBnahmen getroffen werden, ist insoweit die Haftung fir Vermdgensschaden
ausgeschlossen. Im Ubrigen bleibt § 11 Absatz 3 unberiihrt. Die Satze 3 und 4 sind fiir Entscheidungen

des Betreibers von Ubertragungsnetzen im Rahmen von § 13b Absatz 5, § 13f Absatz 1 und § 16 Absatz 2a
entsprechend anzuwenden.

(6) Die Beschaffung von Ab- oder Zuschaltleistung Gber vertraglich vereinbarte ab- oder zuschaltbare Lasten nach
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erfolgt durch die Betreiber von Ubertragungsnetzen in einem diskriminierungsfreien
und transparenten Ausschreibungsverfahren, bei dem die Anforderungen, die die Anbieter von Ab- oder
Zuschaltleistung flr die Teilnahme erflillen missen, soweit dies technisch maoglich ist, zu vereinheitlichen sind.
Die Betreiber von Ubertragungsnetzen haben fiir die Ausschreibung von Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder
zuschaltbaren Lasten eine gemeinsame Internetplattform einzurichten. Die Einrichtung der Plattform nach Satz

2 ist der Regulierungsbehérde anzuzeigen. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen sind unter Beachtung ihrer
jeweiligen Systemverantwortung verpflichtet, zur Senkung des Aufwandes fur Ab- und Zuschaltleistung unter
Bericksichtigung der Netzbedingungen zusammenzuarbeiten.

(6a) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen kénnen mit Betreibern von KWK-Anlagen vertragliche Vereinbarungen
zur Reduzierung der Wirkleistungseinspeisung aus der KWK-Anlage und gleichzeitigen bilanziellen Lieferung von
elektrischer Energie fur die Aufrechterhaltung der Warmeversorgung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 schliel3en,
wenn die KWK-Anlage

1. technisch unter Bertcksichtigung ihrer GréBe und Lage im Netz geeignet ist, zur Beseitigung von
Gefahrdungen oder Stérungen der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems
aufgrund von Netzengpassen im Hochstspannungsnetz effizient beizutragen,

2. sich im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, aber auRerhalb der
Sddregion nach der Anlage 1 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. |
S. 1818), das zuletzt durch Artikel 26 Absatz 2 des Gesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBI. | S. 1534) geandert
worden ist, befindet,

3. vor dem 14. August 2020 in Betrieb genommen worden ist und
4, eine installierte elektrische Leistung von mehr als 500 Kilowatt hat.
In der vertraglichen Vereinbarung nach Satz 1 ist zu regeln, dass
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1. die Reduzierung der Wirkleistungseinspeisung und die bilanzielle Lieferung von elektrischer Energie zum
Zweck der Aufrechterhaltung der Warmeversorgung abweichend von § 3 Absatz 1 und 2 des Kraft-Warme-
Kopplungsgesetzes und als MaBnahme nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 durchzufihren ist,

2. fir die MaRnahme nach Nummer 1 zwischen dem Betreiber des Ubertragungsnetzes und dem Betreiber
der KWK-Anlage unter Anrechnung der bilanziellen Lieferung elektrischer Energie ein angemessener
finanzieller Ausgleich zu leisten ist, der den Betreiber der KWK-Anlage wirtschaftlich weder besser
noch schlechter stellt, als er ohne die Mallnahme stiinde, dabei ist § 13a Absatz 2 bis 4 entsprechend
anzuwenden, und

3. die erforderlichen Kosten fir die Investition fur die elektrische Warmeerzeugung, sofern sie nach dem
Vertragsschluss entstanden sind, vom Betreiber des Ubertragungsnetzes einmalig erstattet werden.

Die Betreiber der Ubertragungsnetze missen sich bei der Auswahl der KWK-Anlagen, mit denen vertragliche
Vereinbarungen nach den Satzen 1 und 2 geschlossen werden, auf die KWK-Anlagen beschranken, die
kostengtinstig und effizient zur Beseitigung von Netzengpassen beitragen kdénnen. Die vertragliche Vereinbarung
muss mindestens fur finf Jahre abgeschlossen werden und kann héchstens eine Geltungsdauer bis zum 31.
Dezember 2028 haben; sie ist mindestens vier Wochen vor dem Abschluss der Bundesnetzagentur und spatestens
vier Wochen nach dem Abschluss den anderen Betreibern von Ubertragungsnetzen zu tibermitteln. Sie diirfen

nur von Ubertragungsnetzbetreibern aufgrund von Engpéassen im Ubertragungsnetz abgeschlossen werden, § 14
Absatz 1 Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. Die installierte elektrische Leistung von Warmeerzeugern, die
aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung mit den KWK-Anlagen nach den Satzen 1 und 2 installiert wird, darf 2
Gigawatt nicht Gberschreiten.

(6b) Um eine Abregelung von Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu vermeiden,
nehmen Betreiber von Ubertragungsnetzen nach Absatz 6 bis zum 31. Dezember 2030 gemeinsam eine
Ausschreibung fiir den Strombezug von zuschaltbaren Lasten vor. Die Ausschreibung nach Satz 1 erfolgt erstmals
zum 1. Juli 2023. Uber den Umfang der jeweiligen Ausschreibung aufgrund von Netzengpassen entscheidet der
Betreiber von Ubertragungsnetzen nach MaRgabe der fiir den jeweiligen Ausschreibungszeitraum erwarteten
Reduktion der Erzeugungsleistung aus erneuerbaren Energien. Teilnahmeberechtigt an Ausschreibungen nach
Satz 1 sind zuschaltbare Lasten, sofern

1. fur die angebotene Abnahmeleistung innerhalb der letzten zwdIf Monate vor Beginn und innerhalb des
jeweiligen Ausschreibungszeitraums kein Strombezug an Strommarkten erfolgt,
2. bei Strombezug aus einer verbundenen KWK-Anlage im Fall eines Abrufs deren Stromerzeugung in

mindestens dem gleichen Umfang wie der Héhe des Strombezugs der zuschaltbaren Last verringert wird,
wobei dem Betreiber der KWK-Anlage die verringerte eigenerzeugte Strommenge bilanziell erstattet wird,

3. die Anlage technisch unter Berlcksichtigung ihrer GréBe und Lage im Netz geeignet ist,
zur Beseitigung von Gefahrdungen oder Stérungen der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems aufgrund von Netzengpassen im Hochstspannungsnetz beizutragen,

4, sich die Anlage innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, aber auerhalb der Sldregion nach der Anlage
1 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1818), das zuletzt durch
Artikel 13 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 3026) geandert worden ist, befindet,

die jederzeitige Verfugbarkeit im Ausschreibungszeitraum gewahrleistet wird,

die Zuschaltung nach MalBgabe der Ausschreibungsbedingungen und, sobald die Messstelle mit einem
intelligenten Messsystem ausgestattet wurde, Uber ein Smart-Meter-Gateway nach § 2 Satz 1 Nummer 19
des Messstellenbetriebsgesetzes fernsteuerbar ist,

7. das Gebot eine MindestgroBe von 100 Kilowatt aufweist, wobei eine Zusammenlegung kleinerer Lasten
durch Dritte zuldssig ist, und
8. fur die abzunehmende Strommenge ein Gebotspreis in Euro je Megawattstunde abgegeben wird; negative

Gebote sind unzulassig.

Die Nichteinhaltung der Bedingungen nach Satz 4 Nummer 1, 2 und 5 wird mit dem Ausschluss von den
Ausschreibungen fiir die Dauer von drei Monaten belegt. Nicht teilnahmeberechtigt sind zuschaltbare Lasten,
die unmittelbar oder bilanziell Strom aus Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie beziehen oder
innerhalb der letzten zwdIf Monate bezogen haben. Fiir aus dem Netz bezogenen Strom nach Satz 1 werden
die Umlagen nach § 17f Absatz 5, nach § 26 Absatz 1 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes, nach § 18 Absatz 1
der Abschaltbare-Lasten-Verordnung sowie nach § 19 Absatz 2 Satz 15 der Stromnetzentgeltverordnung nicht
erhoben. Die Bundesnetzagentur kann im Wege einer Festlegung nach § 29 Absatz 1 (iber eine Reduzierung
der Netzentgelte bis auf null fir diesen Strombezug sowie iber den Ausschreibungszeitraum nach Satz
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1 entscheiden. An Ausschreibungen nach Satz 1 kénnen sich Betreiber von Verteilernetzen beteiligen,

sofern sie dadurch eine Abregelung von Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
vermeiden kénnen und nachweisen, dass das Netz weder im erforderlichen Umfang nach dem Stand der
Technik optimiert, verstarkt oder ausgebaut werden konnte noch andere geeignete MalBnahmen zur effizienten
Beseitigung des Engpasses verfiigbar sind. Der Bedarf an Zuschaltungen durch Ubertragungsnetzbetreiber
geht dem Bedarf in Verteilernetzen voraus. Der Betreiber einer zuschaltbaren Last darf nicht im Sinne des
Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 Uber die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschlissen (ABI. L 24 vom 29.1.2004, S. 1) mit dem Betreiber eines Verteilernetzes
verbunden sein.

(7) Uber die Griinde von durchgefiihrten Anpassungen und MaRnahmen sind die hiervon unmittelbar Betroffenen
und die Regulierungsbehdérde unverzuglich zu informieren. Auf Verlangen sind die vorgetragenen Griinde zu
belegen.

(8) Reichen die MaRnahmen nach Absatz 2 nach Feststellung eines Betreibers von Ubertragungsnetzen nicht
aus, um eine Versorgungsstorung flr lebenswichtigen Bedarf im Sinne des § 1 des Energiesicherungsgesetzes
abzuwenden, muss der Betreiber von Ubertragungsnetzen unverziglich die Regulierungsbehdérde unterrichten.

(9) Zur Vermeidung schwerwiegender Versorgungsstérungen miissen die Betreiber von Ubertragungsnetzen alle
zwei Jahre eine Schwachstellenanalyse erarbeiten und auf dieser Grundlage notwendige MalBnahmen treffen. Das
Personal in den Steuerstellen ist entsprechend zu unterweisen. Uber das Ergebnis der Schwachstellenanalyse und
die notwendigen MaRnahmen hat der Betreiber eines Ubertragungsnetzes alle zwei Jahre jeweils zum 31. August
der Regulierungsbehdérde zu berichten.

(10) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen erstellen jahrlich gemeinsam fiir die nachsten fiinf Jahre eine
Prognose des Umfangs von MalBnahmen nach den Absatzen 1 und 2, die aufgrund von Netzengpassen notwendig
sind, und Ubermitteln diese jedes Jahr spatestens zum 1. Juli an die Bundesnetzagentur. Die zugrunde liegenden
Annahmen, Parameter und Szenarien fir die Prognose nach Satz 1 sind der im jeweiligen Jahr erstellten
Systemanalyse und den in dem jeweiligen Jahr oder einem Vorjahr erstellten ergdnzenden Analysen nach § 3
Absatz 2 der Netzreserveverordnung zu entnehmen. Die Prognose nach Satz 1 enthalt eine Schatzung der Kosten.
Die Bundesnetzagentur veréffentlicht die Prognose nach Satz 1.

FuBBnote

(+++ § 13 Abs. 1b Nr. 1: Friherer Abs. 1b aufgeh. durch Art. 1 Nr. 2 G v. 8.7.2022 1 1054 mWv 12.7.2022,
dadurch Anderungsanweisung des Art. 1 Nr. 9 Buchst. a G v. 19.7.2022 1 1214 mWv 29.7.2022 nicht ausfihrbar +
++)

§ 13a Erzeugungsanpassung und ihr bilanzieller und finanzieller Ausgleich

(1) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung von elektrischer Energie mit einer Nennleistung

ab 100 Kilowatt sowie von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung von elektrischer Energie, die durch

einen Netzbetreiber jederzeit fernsteuerbar sind, sind verpflichtet, auf Aufforderung durch Betreiber von
Ubertragungsnetzen die Wirkleistungs- oder Blindleistungserzeugung oder den Wirkleistungsbezug anzupassen
oder die Anpassung zu dulden. Eine Anpassung umfasst auch die Aufforderung einer Einspeisung oder eines
Bezugs aus Anlagen, die

1. derzeit keine elektrische Energie erzeugen oder beziehen und erforderlichenfalls erst betriebsbereit
gemacht werden mussen oder

2. zur Erfallung der Anforderungen einer Erzeugung oder eines Bezugs eine geplante Revision verschieben
mussen.

(1a) Der Bilanzkreisverantwortliche der betroffenen Einspeise- oder Entnahmestelle hat einen Anspruch auf einen
bilanziellen Ausgleich der MaRnahme gegen den Ubertragungsnetzbetreiber, der den Betreiber der Anlage nach
Absatz 1 zur Anpassung aufgefordert oder die Anpassung durchgefiihrt hat. Der Ubertragungsnetzbetreiber

hat einen Anspruch gegen den Bilanzkreisverantwortlichen auf Abnahme des bilanziellen Ausgleichs. Ist

der Strom nach § 57 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu vermarkten, erfolgt der bilanzielle Ausgleich
abweichend von Satz 1 mit dem Bilanzkreis, (iber den der Ubertragungsnetzbetreiber die Vermarktung durchfiihrt.
Der Ubertragungsnetzbetreiber muss den Bilanzkreisverantwortlichen unverziglich Gber den geplanten
Zeitpunkt, den Umfang und die Dauer der Anpassung unterrichten. Der Ubertragungsnetzbetreiber muss den
Bilanzkreisverantwortlichen und den Betreiber der Anlage nach Absatz 1 unverziglich Uber die tatsachlichen
Zeitpunkte, den jeweiligen Umfang, die Dauer und die Grinde der Anpassung unterrichten.
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(2) Eine nach Absatz 1 Satz 1 vorgenommene Anpassung ist zwischen dem Betreiber des Ubertragungsnetzes
und dem Betreiber der Anlage zur Erzeugung oder Speicherung von elektrischer Energie angemessen finanziell
auszugleichen. Der finanzielle Ausgleich ist angemessen, wenn er den Betreiber der Anlage unter Anrechnung
des bilanziellen Ausgleichs nach Absatz 1a wirtschaftlich weder besser noch schlechter stellt, als er ohne die
MaBnahme stiinde. Ein angemessener finanzieller Ausgleich nach Satz 1 umfasst folgende Bestandteile, wenn
und soweit diese durch die jeweilige Anpassung der Wirkleistungs- oder Blindleistungserzeugung oder des
Wirkleistungsbezugs auf Anforderung des Betreibers eines Ubertragungsnetzes verursacht worden sind:

1. die notwendigen Auslagen fur die tatsachlichen Anpassungen der Erzeugung (Erzeugungsauslagen) oder
des Bezugs,

2. den Werteverbrauch der Anlage fur die tatsachlichen Anpassungen der Erzeugung oder des Bezugs
(anteiligen Werteverbrauch),

3. die nachgewiesenen entgangenen Erldsmoglichkeiten, wenn und soweit diese die Summe der nach den
Nummern 1 und 2 zu erstattenden Kosten Ubersteigen,

4, die notwendigen Auslagen flr die Herstellung der Betriebsbereitschaft nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1

oder die Verschiebung einer geplanten Revision nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und

5. im Fall der Reduzierung der Wirkleistungserzeugung aus Anlagen nach § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes oder von KWK-Strom im Sinne des § 3 Absatz 2 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes
die entgangenen Einnahmen zuzliglich der zusatzlichen Aufwendungen.

Ersparte Aufwendungen erstattet der Anlagenbetreiber an den zustéandigen Betreiber eines Ubertragungsnetzes.
Abweichend von Satz 2 ist der bilanzielle Ausgleich nach Absatz 1a nicht anzurechnen, wenn der Strom nach § 57
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu vermarkten ist.

(3) Grundlage fur die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 sind die
handelsrechtlichen Restwerte und handelsrechtlichen Restnutzungsdauern in Jahren; fir die Bestimmung

des anteiligen Werteverbrauchs flir die Anlage oder Anlagenteile ist als Schllssel das Verhaltnis aus den
anrechenbaren Betriebsstunden im Rahmen von MaBnahmen nach Absatz 1 Satz 1 und den fir die Anlage bei der
Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden zugrunde zu legen.

(4) Weitergehende Kosten, die dem Anlagenbetreiber auch ohne die Anforderung nach Absatz 1 Satz 1 entstehen,
insbesondere Betriebsbereitschaftsauslagen und eine Verzinsung des gebundenen Kapitals, werden nicht
erstattet.

(5) MaBnahmen nach Absatz 1 erfolgen in Abstimmung mit dem Betreiber desjenigen Netzes, in das die Anlage
eingebunden ist, und allen zwischengelagerten Netzbetreibern, durch die das Anschlussnetz mit dem Netz

des anfordernden Netzbetreibers verbunden ist, sowie allen vorgelagerten Netzbetreibern, die durch die
Malnahme betroffen sind. Trifft ein nachgelagerter Netzbetreiber in seinem Netz MaBnahmen nach Absatz

1 und konkurrieren diese MaBnahmen mit MaBnahmen des vorgelagerten Netzbetreibers nach Absatz 1, so
sollen insoweit die MaBnahmen des nachgelagerten Netzbetreibers in der Regel Vorrang haben. Der Betreiber
eines Ubertragungsnetzes, in dessen Netz die Ursache fir eine MaRnahme nach Absatz 1 liegt, muss dem
Netzbetreiber, der die MaBnahme ausfiihrt oder nach § 14 Absatz 1c Satz 1 zu ihr auffordert, die Kosten fiir den
bilanziellen und finanziellen Ausgleich nach Abzug entstandener Erldse ersetzen, soweit kein Anspruch nach § 14
Absatz 1c Satz 2 besteht.

§ 13b Stilllegungen von Anlagen

(1) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie mit einer Nennleistung ab

10 Megawatt sind verpflichtet, vorlaufige oder endgiiltige Stilllegungen ihrer Anlage oder von Teilkapazitaten
ihrer Anlage dem systemverantwortlichen Betreiber des Ubertragungsnetzes und der Bundesnetzagentur
maoglichst fruhzeitig, mindestens aber zw6lf Monate vorher anzuzeigen; dabei ist anzugeben, ob und inwieweit
die Stilllegung aus rechtlichen, technischen oder betriebswirtschaftlichen Grinden erfolgen soll. Vorldufige
und endgultige Stilllegungen ohne vorherige Anzeige und vor Ablauf der Frist nach Satz 1 sind verboten, wenn
ein Weiterbetrieb technisch und rechtlich méglich ist. Eine Stilllegung von Anlagen vor Ablauf der Frist nach
den Satzen 1 und 2 ist zuldssig, wenn der Betreiber eines Ubertragungsnetzes hierdurch keine Gefahrdung
oder Stérung der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems erwartet und er dem
Anlagenbetreiber dies nach Absatz 2 Satz 1 mitgeteilt hat.

(2) Der systemverantwortliche Betreiber des Ubertragungsnetzes priift nach Eingang der Anzeige einer Stilllegung
nach Absatz 1 Satz 1 unverzuglich, ob die Anlage systemrelevant ist, und teilt dem Betreiber der Anlage und

- Seite 52 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

der Bundesnetzagentur das Ergebnis seiner Prifung unverziglich schriftlich oder elektronisch mit. Eine Anlage
ist systemrelevant, wenn ihre Stilllegung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer nicht unerheblichen
Gefahrdung oder Stérung der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems fuhren wirde
und diese Gefahrdung oder Stérung nicht durch andere angemessene MaRnahmen beseitigt werden kann.

Die Begrindung der Notwendigkeit der Ausweisung einer systemrelevanten Anlage im Fall einer geplanten
vorlaufigen oder endgiiltigen Stilllegung soll sich aus der Systemanalyse der Betreiber von Ubertragungsnetzen
oder dem Bericht der Bundesnetzagentur nach § 3 der Netzreserveverordnung ergeben. Die Begrindung kann
sich auf die Liste systemrelevanter Gaskraftwerke nach § 13f Absatz 1 stitzen.

(3) Mit Ausnahme von Revisionen und technisch bedingten Stérungen sind vorlaufige Stilllegungen MaBnahmen,
die bewirken, dass die Anlage nicht mehr anfahrbereit gehalten wird, aber innerhalb eines Jahres nach
Anforderung durch den Betreiber eines Ubertragungsnetzes nach Absatz 4 Satz 3 wieder betriebsbereit gemacht
werden kann, um eine geforderte Anpassung ihrer Einspeisung nach § 13a Absatz 1 umzusetzen. Endgultige
Stilllegungen sind Mallnahmen, die den Betrieb der Anlage endgultig ausschliefen oder bewirken, dass eine
Anpassung der Einspeisung nicht mehr innerhalb eines Jahres nach einer Anforderung nach Absatz 4 erfolgen
kann, da die Anlage nicht mehr innerhalb dieses Zeitraums betriebsbereit gemacht werden kann.

(4) Vorlaufige Stilllegungen von Anlagen, die nach Absatz 1 Satz 1 zur vorlaufigen Stilllegung angezeigt wurden,
sind auch nach Ablauf der in der Anzeige genannten Frist nach Absatz 1 Satz 1 verboten, solange und soweit der
systemverantwortliche Betreiber des Ubertragungsnetzes die Anlage nach Absatz 2 Satz 2 als systemrelevant
ausweist. Die Ausweisung erfolgt fur eine Dauer von 24 Monaten; zeigt der Betreiber einer Anlage fir den
Zeitraum nach Ablauf der 24 Monate die geplante vorlaufige Stilllegung nach § 13b Absatz 1 Satz 1 erneut an

und wird das Fortbestehen der Systemrelevanz der Anlage durch eine Prifung des regelzonenverantwortlichen
Betreibers eines Ubertragungsnetzes festgestellt, erfolgt jede erneute Ausweisung der Anlage als systemrelevant
jeweils flr einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten. Der Betreiber einer Anlage, deren vorlaufige Stilllegung nach
Satz 1 verboten ist, muss die Betriebsbereitschaft der Anlage fir Anpassungen der Einspeisung nach § 13a Absatz
1 weiter vorhalten oder wiederherstellen. Der Betreiber einer vorlaufig stillgelegten Anlage, die nach Absatz 2
Satz 2 systemrelevant ist, muss fur die Durchfihrung von MaBnahmen nach § 13 Absatz 1 Nummer 2 und 3 und §
13a Absatz 1 auf Anforderung durch den Betreiber des Ubertragungsnetzes und erforderlichenfalls in Abstimmung
mit dem Betreiber desjenigen Netzes, in das die Anlage eingebunden ist, die Anlage betriebsbereit machen.

(5) Endgultige Stilllegungen von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie mit einer
Nennleistung ab 50 Megawatt sind auch nach Ablauf der in der Anzeige genannten Frist nach Absatz 1 Satz 1
verboten, solange und soweit

1. der systemverantwortliche Betreiber des Ubertragungsnetzes die Anlage als systemrelevant ausweist,
2. die Ausweisung durch die Bundesnetzagentur genehmigt worden ist und
3. ein Weiterbetrieb technisch und rechtlich méglich ist.

Der Betreiber des Ubertragungsnetzes hat den Antrag auf Genehmigung der Ausweisung nach Priifung der
Anzeige einer Stilllegung unverziglich bei der Bundesnetzagentur zu stellen und zu begriinden. Er hat dem
Anlagenbetreiber unverzlglich eine Kopie von Antrag und Begriindung zu Ubermitteln. Die Bundesnetzagentur
hat den Antrag zu genehmigen, wenn die Anlage systemrelevant nach Absatz 2 Satz 2 ist. Die Genehmigung
kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Hat die Bundesnetzagentur iber den Antrag
nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Vorliegen der vollstandigen Unterlagen entschieden, gilt die
Genehmigung als erteilt, es sei denn,

1. der Antragsteller hat einer Verlangerung der Frist zugestimmt oder

2. die Bundesnetzagentur kann wegen unrichtiger Angaben oder wegen einer nicht rechtzeitig erteilten
Auskunft keine Entscheidung treffen und sie hat dies den Betroffenen vor Ablauf der Frist unter Angabe
der Grunde mitgeteilt.

Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes (iber die Genehmigungsfiktion sind entsprechend
anzuwenden. Die Ausweisung erfolgt in dem Umfang und fir den Zeitraum, der erforderlich ist, um die
Gefahrdung oder Stérung abzuwenden. Sie soll eine Dauer von 24 Monaten nicht Uberschreiten, es sei denn,

die Systemrelevanz der Anlage wird durch eine Systemanalyse des regelzonenverantwortlichen Betreibers

eines Ubertragungsnetzes fiir einen langeren Zeitraum oder fir einen Zeitpunkt, der nach dem Zeitraum von 24
Monaten liegt, nachgewiesen und von der Bundesnetzagentur bestétigt. Der Betreiber des Ubertragungsnetzes
hat dem Betreiber der Anlage die Ausweisung mit der Begriindung unverziglich nach Genehmigung durch die
Bundesnetzagentur mitzuteilen. Der Betreiber einer Anlage, deren endgultige Stilllegung nach Satz 1 verboten
ist, muss die Anlage zumindest in einem Zustand erhalten, der eine Anforderung zur weiteren Vorhaltung oder
Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft nach Absatz 4 ermdglicht, sowie auf Anforderung des Betreibers eines
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Ubertragungsnetzes die Betriebsbereitschaft der Anlage fiir Anpassungen der Einspeisung weiter vorhalten oder
wiederherstellen, soweit dies nicht technisch oder rechtlich ausgeschlossen ist.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht fur die stillzulegenden Anlagen nach § 13g. § 42 des
Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes bleibt unberihrt.

FuBBnote

(+++ § 13b: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1c +++)
(+++ § 13b Abs. 4 u. 5: Zur Anwendung vgl. § 50a Abs. 3, 4 u. 5 (bis 31.3.2024 +++)

§ 13c Vergiitung bei geplanten Stilllegungen von Anlagen

(1) Fordert der Betreiber eines Ubertragungsnetzes den Betreiber einer Anlage, die andernfalls auf Grund einer
vorlaufigen Stilllegung im erforderlichen Zeitraum nicht anfahrbereit ware, nach § 13b Absatz 4 dazu auf, die
Betriebsbereitschaft der Anlage fir Anpassungen der Einspeisung weiter vorzuhalten oder wiederherzustellen,
kann der Betreiber als angemessene Vergutung geltend machen:

1. die fur die Vorhaltung und die Herstellung der Betriebsbereitschaft notwendigen Auslagen
(Betriebsbereitschaftsauslagen); im Rahmen der Betriebsbereitschaftsauslagen

a) werden die einmaligen Kosten fir die Herstellung der Betriebsbereitschaft der
Anlage berucksichtigt; Kosten in diesem Sinn sind auch die Kosten erforderlicher
immissionsschutzrechtlicher Prifungen sowie die Kosten der Reparatur aulRergewdhnlicher
Schaden, und

b) wird ein Leistungspreis fur die Bereithaltung der betreffenden Anlage gewahrt; hierbei
werden die Kosten bericksichtigt, die dem Betreiber zusatzlich und fortlaufend auf Grund der
Vorhaltung der Anlage flr die Netzreserve nach § 13d entstehen; der Leistungspreis kann als
pauschalierter Betrag (Euro je Megawatt) zu Vertragsbeginn auf Grundlage von jeweils ermittelten
Erfahrungswerten der Anlage festgelegt werden; die Bundesnetzagentur kann die der Anlage
zurechenbaren Gemeinkosten eines Betreibers bis zu einer Hohe von 5 Prozent der Ubrigen Kosten
dieser Nummer pauschal anerkennen; der Nachweis hoherer Gemeinkosten durch den Betreiber

ist moglich;
2. die Erzeugungsauslagen und
3. den anteiligen Werteverbrauch.

Betriebsbereitschaftsauslagen nach Satz 1 Nummer 1 sind zu erstatten, wenn und soweit diese ab dem

Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz der Anlage durch den Betreiber eines Ubertragungsnetzes

anfallen und der Vorhaltung und dem Einsatz als Netzreserve im Sinne von § 13d Absatz 1 Satz 1 zu dienen
bestimmt sind. Grundlage fir die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs nach Satz 1 Nummer 3 sind

die handelsrechtlichen Restwerte und handelsrechtlichen Restnutzungsdauern in Jahren; fir die Bestimmung

des anteiligen Werteverbrauchs fiir die Anlage oder Anlagenteile ist als Schllssel das Verhaltnis aus den
anrechenbaren Betriebsstunden im Rahmen von MaBnahmen nach § 13a Absatz 1 Satz 2 und den fir die Anlage
bei der Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden zugrunde zu legen. Im Rahmen
der Erzeugungsauslagen wird ein Arbeitspreis in Form der notwendigen Auslagen flr eine Einspeisung der Anlage
gewahrt.

(2) Nimmt der Betreiber der Anlage im Sinn von § 13b Absatz 4 Satz 1 den Betreiber des Ubertragungsnetzes

auf Zahlung der Betriebsbereitschaftsauslagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Anspruch, darf ab diesem
Zeitpunkt die Anlage flr die Dauer der Ausweisung der Anlage als systemrelevant durch den Betreiber eines
Ubertragungsnetzes ausschlieRlich nach MaRgabe der von den Betreibern von Ubertragungsnetzen angeforderten
SystemsicherheitsmaBnahmen betrieben werden. Wird die Anlage nach Ablauf der Dauer der Ausweisung als
systemrelevant wieder eigenstandig an den Strommarkten eingesetzt, ist der Restwert der investiven Vorteile,
die der Betreiber der Anlage erhalten hat, zu erstatten. MaBgeblich ist der Restwert zu dem Zeitpunkt, ab dem die
Anlage wieder eigenstandig an den Strommarkten eingesetzt wird.

(3) Der Betreiber einer Anlage, deren endgultige Stilllegung nach § 13b Absatz 5 Satz 1 verboten ist, kann als
angemessene Vergutung flr die Verpflichtung nach § 13b Absatz 5 Satz 11 von dem jeweiligen Betreiber eines
Ubertragungsnetzes geltend machen:

1. die Kosten fir erforderliche ErhaltungsmaBnahmen nach § 13b Absatz 5 Satz 11 (Erhaltungsauslagen),
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die Betriebsbereitschaftsauslagen im Sinn von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2,
Erzeugungsauslagen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 4 und

Opportunitatskosten in Form einer angemessenen Verzinsung flr bestehende Anlagen, wenn und soweit
eine verlangerte Kapitalbindung in Form von Grundsticken und weiterverwertbaren technischen Anlagen
oder Anlagenteilen auf Grund der Verpflichtung fur die Netzreserve besteht.

Erhaltungs- und Betriebsbereitschaftsauslagen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind zu erstatten, wenn und soweit
diese ab dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz durch den Betreiber eines Ubertragungsnetzes

nach § 13b Absatz 5 anfallen und der Vorhaltung und dem Einsatz als Netzreserve zu dienen bestimmt sind. Der
Werteverbrauch der weiterverwertbaren technischen Anlagen oder der Anlagenteile ist nur erstattungsfahig,
wenn und soweit die technischen Anlagen in der Netzreserve tatsachlich eingesetzt werden; fir die Bestimmung
des anteiligen Werteverbrauchs ist Absatz 1 Satz 3 anzuwenden. Weitergehende Kosten, insbesondere Kosten, die
auch im Fall einer endgliltigen Stilllegung angefallen waren, sind nicht erstattungsfahig.

(4) Nimmt der Betreiber der Anlage, deren endgliltige Stilllegung nach § 13b Absatz 5 Satz 1 verboten ist, den
Betreiber des Ubertragungsnetzes auf Zahlung der Erhaltungsauslagen oder der Betriebsbereitschaftsauslagen
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 sowie Satz 2 in Anspruch, darf die Anlage bis zu ihrer endgultigen
Stilllegung ausschlieBlich nach MaRgabe der von den Betreibern von Ubertragungsnetzen angeforderten
SystemsicherheitsmaBnahmen betrieben werden. Wird die Anlage endguiltig stillgelegt, so ist der Restwert

der investiven Vorteile bei wiederverwertbaren Anlagenteilen, die der Betreiber der Anlage im Rahmen der
Erhaltungsauslagen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und der Betriebsbereitschaftsauslagen im Sinne von Absatz
1 Satz 1 Nummer 1 erhalten hat, zu erstatten. MaRgeblich ist der Restwert zu dem Zeitpunkt, ab dem die Anlage
nicht mehr als Netzreserve vorgehalten wird. Der Umfang der Vergiitung nach Absatz 3 wird in den jeweiligen
Vertragen zwischen den Betreibern der Anlagen und den Betreibern der Ubertragungsnetze auf Grundlage der
Kostenstruktur der jeweiligen Anlage nach Abstimmung mit der Bundesnetzagentur festgelegt.

(5) Die durch die Absatze 1 bis 4 entstehenden Kosten der Betreiber von Ubertragungsnetzen werden durch
Festlegung der Bundesnetzagentur zu einer freiwilligen Selbstverpflichtung der Betreiber von Ubertragungsnetzen
nach § 11 Absatz 2 Satz 4 und § 32 Absatz 1 Nummer 4 der Anreizregulierungsverordnung in der jeweils
geltenden Fassung als verfahrensregulierte Kosten nach MalRgabe der hierflir geltenden Vorgaben anerkannt.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht fur die stillzulegenden Anlagen nach § 13g.
FuBnote

(+++ § 13c: Zur Anwendung vgl. § 14 Abs. 1¢c +++)

(+++ § 13c: Zur Anwendung vgl. § 50a Abs. 4 u. 5 (bis 31.3.2024 +++)
(++4 § 13c Abs. 3: Zur Anwendung vgl. § 50b Abs. 5 (bis 31.3.2024 +++)
(+++ § 13c Abs. 5: Zur Anwendung vgl. § 12h Abs. 9 +++)

§ 13d Netzreserve

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen halten nach § 13b Absatz 4 und 5 sowie nach MaBgabe der
Netzreserveverordnung Anlagen zum Zweck der Gewahrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems insbesondere flir die Bewirtschaftung von Netzengpassen und fir die
Spannungshaltung und zur Sicherstellung eines méglichen Versorgungswiederaufbaus vor (Netzreserve). Die
Netzreserve wird gebildet aus

1. Anlagen, die derzeit nicht betriebsbereit sind und auf Grund ihrer Systemrelevanz auf Anforderung der
Betreiber von Ubertragungsnetzen wieder betriebsbereit gemacht werden missen,

2. systemrelevanten Anlagen, flir die die Betreiber eine vorlaufige oder endguiltige Stilllegung nach § 13b
Absatz 1 Satz 1 angezeigt haben, und

3. geeigneten Anlagen im europaischen Ausland.

(2) Betreiber von bestehenden Anlagen, die als Netzreserve zur Gewahrleistung der Sicherheit und
Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems verpflichtet worden sind, kdnnen unter den Voraussetzungen
des § 13e und den Regelungen der Rechtsverordnung nach § 13h auch an dem Verfahren der Beschaffung der
Kapazitatsreserve teilnehmen. Sind bestehende Anlagen der Netzreserve im Rahmen des Beschaffungsverfahrens
erfolgreich, erhalten sie ihre Vergltung ausschlieRlich nach den Bestimmungen zur Kapazitatsreserve. Sie mussen
weiterhin auf Anweisung der Betreiber von Ubertragungsnetzen ihre Einspeisung nach § 13a Absatz 1 sowie § 7
der Netzreserveverordnung anpassen.
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(3) Unbeschadet der gesetzlichen Verpflichtungen erfolgen die Bildung der Netzreserve und der Einsatz

der Anlagen der Netzreserve auf Grundlage des Abschlusses von Vertragen zwischen Betreibern von
Ubertragungsnetzen und Anlagenbetreibern in Abstimmung mit der Bundesnetzagentur nach MaRgabe der
Bestimmungen der Netzreserveverordnung. Erzeugungsanlagen im Ausland kdnnen nach den Vorgaben der
Rechtsverordnung nach § 13i Absatz 3 vertraglich gebunden werden.

FuBBnote

(+++ § 13d: Zur Anwendung vgl. § 50a Abs. 3, 4 u. 5 (bis 31.3.2024 +++) 8§ 13 bis 13k: Friher §§ 13 bis 13c
gem. u. idF d. Art. 1 Nr. 9 G v. 26.7.2016 1 1786 mWv 30.7.2016

§ 13e Kapazitatsreserve

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen halten Reserveleistung vor, um im Fall einer Gefdhrdung oder Stérung
der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems Leistungsbilanzdefizite infolge des nicht
vollstandigen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage an den Strommarkten im deutschen Netzregelverbund
auszugleichen (Kapazitatsreserve). Die Kapazitatsreserve wird ab dem Winterhalbjahr 2020/2021 aufRerhalb

der Strommarkte gebildet. Die Anlagen der Kapazitatsreserve speisen ausschlieBlich auf Anforderung der
Betreiber von Ubertragungsnetzen ein. Fiir die Kapazitatsreserve steht die Reduktion des Wirkleistungsbezugs der
Einspeisung von Wirkleistung gleich.

(2) Die Bildung der Kapazitatsreserve erfolgt im Rahmen eines wettbewerblichen Ausschreibungsverfahrens oder
eines diesem hinsichtlich Transparenz und Nichtdiskriminierung gleichwertigen wettbewerblichen Verfahrens
(Beschaffungsverfahren). Die Betreiber der Ubertragungsnetze filhren das Beschaffungsverfahren ab dem Jahr
2019 in regelmaRigen Abstanden durch. In der Kapazitatsreserve werden Anlagen mit folgender Reserveleistung
gebunden:

1. fur die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2020/2021 eine Reserveleistung von 2 Gigawatt,

2. fur die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2022/2023 eine Reserveleistung in Héhe von 2
Gigawatt vorbehaltlich einer Anpassung nach Absatz 5.

Anlagen konnen wiederholt an dem Beschaffungsverfahren teilnehmen und in der Kapazitatsreserve gebunden
werden.

(3) Die Betreiber der Anlagen der Kapazitatsreserve erhalten eine jahrliche Vergutung, deren Hohe im Rahmen
des Beschaffungsverfahrens nach Absatz 2 ermittelt wird. Die Vergitung umfasst alle Kosten, soweit sie nicht
aufgrund einer Verordnung nach § 13h gesondert erstattet werden, einschliellich der Kosten fur

1. die Vorhaltung der Anlage, die auch die Kosten fur den Stromverbrauch der Anlage selbst, fir auf Grund
anderer gesetzlicher Vorschriften notwendige Anfahrvorgange sowie fur die Instandhaltung der Anlage
und Nachbesserungen umfassen, sowie

2. den Werteverbrauch durch den Einsatz der Anlage.

Die Betreiber von Ubertragungsnetzen dirfen die ihnen auf Grund der Durchfilhrung der Rechtsverordnung

nach § 13h entstehenden Kosten nach Abzug der entstehenden Erl6se (iber die Netzentgelte geltend machen.
Die Kosten nach Satz 3 gelten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Absatz 2 Satz 1 der
Anreizregulierungsverordnung. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen miissen den unterschiedlichen Umfang
der nach Satz 3 bei jedem Betreiber eines Ubertragungsnetzes verbleibenden Kosten nach MaRgabe der von
ihnen oder anderen Netzbetreibern im Bereich ihres Ubertragungsnetzes an Letztverbraucher gelieferten
Strommengen (iber eine finanzielle Verrechnung untereinander ausgleichen. Betreiber von Ubertragungsnetzen,
die bezogen auf die an Letztverbraucher gelieferten Strommengen im Bereich ihres Netzes héhere Zahlungen zu
leisten hatten, als es dem Durchschnitt aller Letztverbraucher entspricht, haben einen finanziellen Anspruch auf
Belastungsausgleich, bis alle Betreiber von Ubertragungsnetzen eine Belastung tragen, die dem Durchschnitt aller
Betreiber von Ubertragungsnetzen entspricht.

(4) Die Betreiber von Anlagen, die in der Kapazitatsreserve gebunden sind,

1. durfen die Leistung oder Arbeit dieser Anlagen weder ganz noch teilweise auf den Strommarkten
veraullern (Vermarktungsverbot) und

2. mussen diese Anlagen endgliltig stilllegen, sobald die Anlagen nicht mehr in der Kapazitatsreserve
gebunden sind (Rlckkehrverbot), wobei Absatz 2 Satz 4 sowie die Regelungen zur Stilllegung von
Erzeugungsanlagen nach den §§ 13b und 13c sowie zur Netzreserve nach § 13d unberlhrt bleiben;
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Betreiber von Lasten missen diese nicht endgiltig stilllegen, dirfen aber mit den Lasten endgultig nicht
mehr an den Ausschreibungen auf Grund einer Verordnung nach § 13i Absatz 1 und 2 teilnehmen.

Das Vermarktungsverbot und das Rickkehrverbot gelten auch fur Rechtsnachfolger des Betreibers sowie im Fall
einer VeraduRerung der Anlage fir deren Erwerber sowie fUr die Betreiber von Ubertragungsnetzen.

(5) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie Uberprift den Umfang der Kapazitatsreserve bis

zum 31. Oktober 2018 und dann mindestens alle zwei Jahre auf Basis des Berichts zum Monitoring der
Versorgungssicherheit nach § 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und entscheidet, ob eine Anpassung des Umfangs
erforderlich ist. Die Entscheidung ist zu begriinden und zu veréffentlichen. Eine eventuell erforderliche Anpassung
des Umfangs der Kapazitatsreserve erfolgt durch oder auf Grund der Rechtsverordnung nach § 13h oder

durch Festlegung der Bundesnetzagentur nach § 13j Absatz 4. Eine Entscheidung, durch die die gebundene
Reserveleistung 5 Prozent der durchschnittlichen Jahreshdchstlast im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
Ubersteigen wirde, darf nur durch Rechtsverordnung nach § 13h ergehen; diese Rechtsverordnung bedarf der
Zustimmung des Bundestages. Der zugrunde zu legende Wert der durchschnittlichen Jahreshéchstlast errechnet
sich als Durchschnittswert aus der fir das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland fir das Jahr, in dem die
Erhéhung erstmals stattfinden soll, sowie das Folgejahr prognostizierten Jahreshdchstlast. Die Prognosen sind aus
dem jahrlichen Bericht der Bundesnetzagentur nach § 3 Absatz 1 der Netzreserveverordnung zu entnehmen. Der
Jahreshéchstlastwert umfasst auch Netzverluste.

(6) SchlieRen die Betreiber von Ubertragungsnetzen innerhalb von drei aufeinanderfolgenden Jahren
keine neuen wirksamen Vertrage fur den Einsatz von Anlagen in der Kapazitatsreserve, dirfen sie keine
Beschaffungsverfahren nach Absatz 2 durchfihren.

§ 13f Systemrelevante Gaskraftwerke

(1) Betreiber von Ubertragungsnetzen kénnen eine Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie aus Gas

mit einer Nennleistung ab 50 Megawatt ganz oder teilweise als systemrelevantes Gaskraftwerk ausweisen,
soweit eine Einschrankung der Gasversorgung dieser Anlage mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer nicht
unerheblichen Gefahrdung oder Stérung der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems
fuhrt. Die Ausweisung erfolgt in dem Umfang und fir den Zeitraum, der erforderlich ist, um die Gefahrdung oder
Stérung abzuwenden. Sie soll eine Dauer von 24 Monaten nicht Uberschreiten, es sei denn, die Systemrelevanz
der Anlage wird durch eine Systemanalyse des regelzonenverantwortlichen Betreibers eines Ubertragungsnetzes
fur einen langeren Zeitraum nachgewiesen und von der Bundesnetzagentur bestatigt. Die Ausweisung bedarf der
Genehmigung der Bundesnetzagentur. Der Betreiber des Ubertragungsnetzes hat den Antrag auf Genehmigung
unverzlglich nach der Ausweisung bei der Bundesnetzagentur zu stellen und zu begrinden. Er hat dem
Anlagenbetreiber unverzlglich eine Kopie von Antrag und Begriindung zu Ubermitteln. Die Bundesnetzagentur
hat den Antrag zu genehmigen, wenn die Anlage systemrelevant im Sinne der Satze 1 und 2 ist. § 13b Absatz

5 Satz 5 bis 7 ist entsprechend anzuwenden. Der Betreiber des Ubertragungsnetzes hat die Ausweisung

eines systemrelevanten Gaskraftwerks nach Genehmigung durch die Bundesnetzagentur unverziglich

dem Betreiber der Anlage, den betroffenen Betreibern von Gasversorgungsnetzen sowie dem Betreiber des
Elektrizitdtsversorgungsnetzes, an das die Anlage angeschlossen ist, mitzuteilen und zu begriinden. Die Betreiber
von Ubertragungsnetzen haben eine Liste mit den systemrelevanten Kraftwerken aufzustellen, diese Liste, falls
erforderlich, zu aktualisieren und der Bundesnetzagentur unverziglich vorzulegen.

(2) Soweit die Ausweisung einer Anlage genehmigt worden ist, sind Betreiber der Erzeugungsanlagen verpflichtet,
soweit technisch und rechtlich méglich sowie wirtschaftlich zumutbar, eine Absicherung der Leistung im
erforderlichen Umfang durch Inanspruchnahme der vorhandenen Mdaglichkeiten fiir einen Brennstoffwechsel
vorzunehmen. Fallen bei dem Betreiber der Erzeugungsanlage in diesem Zusammenhang Mehrkosten fir einen
Brennstoffwechsel an, sind diese durch den jeweiligen Betreiber eines Ubertragungsnetzes zu erstatten. Soweit
ein Brennstoffwechsel nicht mdglich ist, ist dies gegeniiber der Bundesnetzagentur zu begriinden und kurzfristig
dazulegen, mit welchen anderen Optimierungs- oder Ausbaumafnahmen der Kapazitatsbedarf befriedigt werden
kann. Die durch den Brennstoffwechsel oder andere Optimierungs- oder Ausbaumanahmen entstehenden Kosten
des Betreibers von Ubertragungsnetzen werden durch Festlegung der Bundesnetzagentur zu einer freiwilligen
Selbstverpflichtung der Betreiber von Ubertragungsnetzen nach § 11 Absatz 2 Satz 4 und § 32 Absatz 1 Nummer
4 der Anreizregulierungsverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung als verfahrensregulierte Kosten nach
Malgabe der hierflir geltenden Vorgaben anerkannt.

§ 139 Stilllegung von Braunkohlekraftwerken
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(1) Als Beitrag zur Erreichung der nationalen und europaischen Klimaschutzziele missen die folgenden
Erzeugungsanlagen bis zu dem genannten Kalendertag vorlaufig stillgelegt werden (stillzulegende Anlagen), um
die Kohlendioxidemissionen im Bereich der Elektrizitdtsversorgung zu verringern:

1. bis zum 1. Oktober 2016: Kraftwerk Buschhaus,
2. bis zum 1. Oktober 2017:
a) Block P des Kraftwerks Frimmersdorf und
b) Block Q des Kraftwerks Frimmersdorf,

3. bis zum 1. Oktober 2018:
a) Block E des Kraftwerks NiederauBem,
b) Block F des Kraftwerks Niederauem und
) Block F des Kraftwerks Janschwalde,

4, bis zum 1. Oktober 2019:
a) Block C des Kraftwerks Neurath und
b) Block E des Kraftwerks Janschwalde.

Die stillzulegenden Anlagen dirfen jeweils ab dem in Satz 1 genannten Kalendertag fur vier Jahre nicht endgultig
stillgelegt werden. Nach Ablauf der vier Jahre mussen sie endgiiltig stillgelegt werden.

(2) Die stillzulegenden Anlagen stehen jeweils ab dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Kalendertag bis zu ihrer
endgdiltigen Stilllegung ausschlieRlich fir Anforderungen der Betreiber von Ubertragungsnetzen nach MaRgabe
des § 1 Absatz 6 der Elektrizitatssicherungsverordnung zur Verfiigung (Sicherheitsbereitschaft). Dabei dirfen die
Betreiber von Ubertragungsnetzen die stillzulegenden Anlagen nur entsprechend den zeitlichen Vorgaben nach
Absatz 3 Satz 1 anfordern.

(3) Wahrend der Sicherheitsbereitschaft missen die Betreiber der stillzulegenden Anlagen jederzeit sicherstellen,
dass die stillzulegenden Anlagen die folgenden Voraussetzungen erflllen:

1. die stillzulegenden Anlagen missen bei einer Vorwarnung durch den zustandigen Betreiber eines
Ubertragungsnetzes innerhalb von 240 Stunden betriebsbereit sein und

2. die stillzulegenden Anlagen missen nach Herstellung ihrer Betriebsbereitschaft ab Anforderung durch den
zustandigen Betreiber eines Ubertragungsnetzes innerhalb von 11 Stunden auf Mindestteilleistung und
innerhalb von weiteren 13 Stunden auf Nettonennleistung angefahren werden kénnen.

Die Betreiber der stillzulegenden Anlagen miissen dem zusténdigen Betreiber eines Ubertragungsnetzes vor
Beginn der Sicherheitsbereitschaft nachweisen, dass ihre stillzulegenden Anlagen die Voraussetzungen nach Satz
1 Nummer 2 erfiillen.

(4) Wahrend der Sicherheitsbereitschaft darf in den stillzulegenden Anlagen Strom nur im Fall eines Einsatzes
nach Absatz 2 Satz 1 oder im Fall eines mit dem zustandigen Betreiber eines Ubertragungsnetzes abgestimmten
Probestarts erzeugt werden. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen miissen die aus den stillzulegenden

Anlagen eingespeisten Strommengen in ihren Bilanzkreisen fiihren, dirfen die Strommengen aber nicht auf den
Strommarkten veraduBern. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen informieren die Marktteilnehmer unverziiglich
und auf geeignete Art und Weise Uber die Vorwarnung und die Anforderung zur Einspeisung einer stillzulegenden
Anlage.

(5) Die Betreiber der stillzulegenden Anlagen erhalten flr die Sicherheitsbereitschaft und die Stilllegung
einer Anlage eine Vergltung nach Mallgabe des Absatzes 7 Satz 1 bis 4 in Hohe der Erlése, die sie mit der
stillzulegenden Anlage in den Strommarkten wahrend der Sicherheitsbereitschaft erzielt hatten, abzuglich
der kurzfristig variablen Erzeugungskosten. Die Héhe der Vergltung fur jede stillzulegende Anlage ergibt sich
aus der Formel in der Anlage zu diesem Gesetz. Wenn eine stillzulegende Anlage bei einer Vorwarnung durch
den Betreiber eines Ubertragungsnetzes nicht innerhalb von 288 Stunden ab der Vorwarnung nach Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 betriebsbereit ist oder nicht innerhalb der Anfahrzeiten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 die
angeforderte Leistung im Bereich der blichen Schwankungen einspeist, verringert sich die Vergltung fir die
stillzulegende Anlage
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1. auf null ab dem 13. Tag, wenn und solange die Voraussetzungen aus arbeitsschutz- oder
immissionsschutzrechtlichen Granden nicht erfullt werden, oder

2. um jeweils 10 Prozent in einem Jahr der Sicherheitsbereitschaft, wenn die Voraussetzungen aus anderen
Grinden nicht erflllt werden.

Wenn eine stillzulegende Anlage die Voraussetzungen der Sicherheitsbereitschaft vorubergehend nicht erfillen
kann, verringert sich die Vergitung ebenfalls ab dem 13. Tag solange auf null, bis die Voraussetzungen wieder
erflllt werden kénnen. Dies gilt nicht fiir mit dem Betreiber eines Ubertragungsnetzes abgestimmte Wartungs-
und Instandsetzungsarbeiten. Unbeschadet der Satze 1 bis 5 werden den Betreibern der stillzulegenden Anlagen
nach Mallgabe des Absatzes 7 Satz 5 die im Fall einer Vorwarnung oder der Anforderung zur Einspeisung durch
den Betreiber eines Ubertragungsnetzes oder im Fall eines Probestarts entstehenden Erzeugungsauslagen
erstattet.

(6) Eine stillzulegende Anlage kann abweichend von Absatz 1 Satz 2 mit Ablauf des ersten Jahres der
Sicherheitsbereitschaft endgultig stillgelegt werden, wenn der Betreiber das dem zustandigen Betreiber eines
Ubertragungsnetzes spatestens ein halbes Jahr vorher anzeigt. Der Betreiber der vorzeitig endgliltig stillgelegten
Anlage erhalt nach der vorzeitigen endgultigen Stilllegung nur noch eine einmalige Abschlussverglitung nach
Malgabe des Absatzes 7 Satz 1, 2 und 6. Diese Abschlussvergitung wird pauschal festgesetzt und entspricht
der Vergutung, die dem Betreiber fur die stillzulegende Anlage im ersten Jahr der Sicherheitsbereitschaft
erstattet wurde. Unbeschadet des Satzes 1 kann eine stillzulegende Anlage auf Antrag des Betreibers und nach
Genehmigung durch die Bundesnetzagentur jederzeit endgultig stillgelegt werden, wenn sie die Voraussetzungen
der Sicherheitsbereitschaft dauerhaft nicht oder nur unter unverhaltnismaigem Aufwand erfullen kann; in
diesem Fall entfallt mit Wirkung ab der endgultigen Stilllegung der Vergitungsanspruch nach Absatz 5 fUr diese
stillzulegende Anlage; die Satze 2 und 3 finden in diesem Fall keine Anwendung.

(7) Die Hohe der Vergutung nach Absatz 5 oder 6 wird durch die Bundesnetzagentur festgesetzt. Der

Betreiber einer stillzulegenden Anlage hat gegen den zustandigen Betreiber eines Ubertragungsnetzes einen
Vergutungsanspruch in der von der Bundesnetzagentur festgesetzten Héhe. Die Vergutung nach Absatz 5 Satz 1
und 2 wird jahrlich im Voraus gezahlt, zahlbar monatlich in zw6lf gleichen Abschlagen. Die endgiltige Abrechnung
eines Bereitschaftsjahres erfolgt - soweit erforderlich - spatestens zum 1. Januar des folgenden Kalenderjahres.
Die Erzeugungsauslagen nach Absatz 5 Satz 6 werden von den Betreibern der Ubertragungsnetze nach Ablauf
eines Bereitschaftsjahres spatestens zum 1. Januar des folgenden Kalenderjahres gesondert erstattet. Die
Vergutung nach Absatz 6 wird nach Ablauf des ersten Bereitschaftsjahres spatestens zum 1. Januar des folgenden
Kalenderjahres abgerechnet. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen rechnen Bilanzkreisunterspeisungen und
Bilanzkreistuberspeisungen fur die Fahrplanviertelstunden, in denen eine Anforderung zur Einspeisung erfolgt

ist, im Rahmen der Ausgleichsenergieabrechnung nach § 8 Absatz 2 der Stromnetzzugangsverordnung ab.

Die Betreiber von Ubertragungsnetzen diirfen die ihnen nach den Absatzen 5 und 6 entstehenden Kosten

nach Abzug der entstehenden Erlése Uber die Netzentgelte geltend machen. Die Kosten mit Ausnahme der
Erzeugungsauslagen nach Absatz 5 Satz 6 gelten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11
Absatz 2 Satz 1 der Anreizregulierungsverordnung. Im Ubrigen ist § 13e Absatz 3 Satz 5 und 6 entsprechend
anzuwenden.

(8) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie Uberpraft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium far
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit bis zum 30. Juni 2018, in welchem Umfang Kohlendioxidemissionen
durch die Stilllegung der stillzulegenden Anlagen zuséatzlich eingespart werden. Sofern bei der Uberpriifung

zum 30. Juni 2018 absehbar ist, dass durch die Stilllegung der stillzulegenden Anlagen nicht 12,5 Millionen
Tonnen Kohlendioxidemissionen ab dem Jahr 2020 zusatzlich eingespart werden, legt jeder Betreiber von
stillzulegenden Anlagen bis zum 31. Dezember 2018 in Abstimmung mit dem Bundesministerium fir Wirtschaft
und Energie einen Vorschlag vor, mit welchen geeigneten zusatzlichen Mafnahmen er beginnend ab dem Jahr
2019 jahrlich zusatzliche Kohlendioxidemissionen einsparen wird. Die zusatzlichen Malinahmen aller Betreiber
von stillzulegenden Anlagen missen insgesamt dazu flhren, dass dadurch zusammen mit der Stilllegung

der stillzulegenden Anlagen 12,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid im Jahr 2020 zusatzlich eingespart werden,
wobei die Betreiber gemeinsam zusatzlich zu den Einsparungen durch die Stilllegung der stillzulegenden
Anlagen nicht mehr als insgesamt 1,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid einsparen missen. Sofern keine

Einigung zu den zusatzlichen MaBnahmen erreicht wird, kann die Bundesregierung nach Anhérung der

Betreiber durch Rechtsverordnung nach § 13i Absatz 5 weitere MaBnahmen zur Kohlendioxideinsparung in der
Braunkohlewirtschaft erlassen.

(9) (weggefallen)
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§ 13h Verordnungsermachtigung zur Kapazitatsreserve

(1) Zur ndheren Bestimmung der Kapazitatsreserve nach § 13e wird das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, insbesondere
Regelungen vorzusehen

1.

zur Konkretisierung der Anlagen, aus denen Reserveleistung flir die Kapazitatsreserve gebunden werden
kann,

zu der Menge an Reserveleistung, die in der Kapazitatsreserve gebunden wird, und zu den Zeitpunkten
der Leistungserbringung, abweichend von § 13e Absatz 2 Satz 3 und bis zur Grenze nach § 13e Absatz 5
Satz 4,

zur Anpassung des Umfangs der Kapazitatsreserve in Erganzung zu den Anforderungen in § 13e Absatz 5,

zum Verhaltnis der Kapazitatsreserve zu netz- und marktbezogenen MaBnahmen nach § 13 sowie zu den
Anlagen der Netzreserve im Sinne des § 13d Absatz 1,

zu der Aktivierung und dem Abruf (Einsatz) der Anlagen, insbesondere um zu gewahrleisten, dass
die Anlagen der Kapazitatsreserve elektrische Energie ausschlielich auf Anforderung der Betreiber
von Ubertragungsnetzen einspeisen und die Betreiber der Anlagen die Reserveleistung nicht an den
Strommarkten veraullern,

zu Art, Zeitpunkt, Zeitraum sowie Haufigkeit, Form und Inhalt des Beschaffungsverfahrens, insbesondere
a) zu der jeweils zu beschaffenden Reserveleistung,
b) zur zeitlichen Staffelung der zu beschaffenden Reserveleistung in Teilmengen,

) zu den Vorlaufzeiten und zu den Zeitpunkten der tatsachlichen Bereitstellung der Reserveleistung,
die nach bestehenden oder neu zu errichtenden Kapazitatsreserveanlagen differenziert werden
kénnen,

d) zur Preisbildung fur die Bereitstellung und die Verflgbarkeit der Reserveleistung, einschlieflich der
Festlegung von Mindest- und Hochstpreisen,

e) zum Ablauf des Beschaffungsverfahrens,

f) zur Nachbeschaffung von Reserveleistung, insbesondere wenn die insgesamt zu beschaffende
Reserveleistung voraussichtlich nicht erreicht wird, ein Vertrag wahrend der Verpflichtung
zur Vorhaltung der Reserveleistung beendet wird oder die Funktionspriifung trotz
Nachbesserungsmaglichkeit nicht erfolgreich ist,

zu den Anforderungen fir die Teilnahme an dem Beschaffungsverfahren und fur die Anlagen,
insbesondere

a) Mindestanforderungen an die Eignung der Teilnehmer,

b) Anforderungen an die Lage, GréRe und die Eignung der Anlagen oder Teilkapazitaten der
Anlage, um die Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems im Fall von
Leistungsbilanzdefiziten zu gewahrleisten,

C) Anforderungen zur Netz- oder Systemintegration der Anlagen der Kapazitatsreserve,
d) Anforderungen an das Vorliegen von Genehmigungen bei Anlagen,

e) Anforderungen an die Anlagen zur Einhaltung des Ruckkehrverbotes sowie zu Art, Form, Inhalt und
Hohe von Sicherheiten, die von allen Teilnehmern des Beschaffungsverfahrens oder im Fall der
Zuschlagserteilung zu leisten sind, um eine Inbetriebnahme sowie die Vorhaltung und den Einsatz
der Anlage der Kapazitatsreserve sicherzustellen und zu gewahrleisten, dass die Anlagen der
Kapazitatsreserve bis zu ihrer endgultigen Stilllegung auch im Fall einer VerauBerung der Anlage
nur auBerhalb der Strommarkte eingesetzt werden, sowie Anforderungen an die entsprechenden
Regelungen zur teilweisen oder vollstandigen Rickgewahrung dieser Sicherheiten,

f) festzulegen, wie Teilnehmer an dem Beschaffungsverfahren die Einhaltung der Anforderungen
nach den Buchstaben a bis e nachweisen missen,

zu Form, Inhalt und Zeitpunkt der Zuschlagserteilung bei einem Beschaffungsverfahren und zu den
Kriterien fr die Zuschlagserteilung,
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zur Berucksichtigung der durch die Kapazitatsreserve entstehenden Kosten der Betreiber von
Ubertragungsnetzen und zu den Anforderungen an einen Kostenausgleichsmechanismus zwischen den
Betreibern der Ubertragungsnetze,

zu der durch einen Zuschlag vergebenen Vergltung einschlieBlich der Vergitungsbestandteile,
insbesondere zu regeln, dass die Verglitung fur die Vorhaltung der Reserveleistung als Leistungspreis in
Euro pro Megawatt zu zahlen ist,

zu den Kosten, die den Betreibern von Anlagen der Kapazitatsreserve gesondert zu erstatten sind, zur
Abgrenzung zwischen erstattungsfahigen Kostenpositionen, nicht erstattungsfahigen Kostenpositionen
und Vergutungsbestandteilen sowie zur Abgeltung der Kosten durch einen pauschalen Vergutungssatz,

zum Verfahren der Abrechnung der Kosten fir die Vorhaltung und den Einsatz der Anlagen der
Kapazitatsreserve durch die Betreiber der Ubertragungsnetze,

zum Verfahren der Anpassung bestehender Vertrage bei der Erteilung eines Zuschlags fir Anlagen, die
nach § 13a Absatz 1, § 13b oder § 13d sowie der Netzreserveverordnung als Netzreserve verpflichtet und
an das Netz angeschlossen sind,

zur Dauer der vertraglichen Verpflichtung bei bestehenden und neu zu errichtenden Anlagen der
Kapazitatsreserve,

zu der Art, den Kriterien, den Bedingungen, dem Umfang und der Reihenfolge des Einsatzes der Anlagen
der Kapazitatsreserve, einschlieBlich des Einsatzes geeigneter Anlagen der Kapazitatsreserve fir die
Netzreserve, durch die Betreiber der Ubertragungsnetze,

zur Sicherstellung, dass die Anlagen der Kapazitatsreserve den Betreibern der Ubertragungsnetze im
Bedarfsfall fir den Einsatz zur Verfligung stehen, sowie zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen
auf den Strommarkten, einschlieBlich der Untersagung des Betriebs der Anlage,

zu den Anforderungen, die bei Anlagen der Kapazitatsreserve sicherstellen sollen, dass die Anlagen
von den Betreibern der Ubertragungsnetze im Bedarfsfall eingesetzt werden kénnen, insbesondere fiir
den Fall, dass eine Anlage nicht oder verspatet aktiviert worden ist oder nicht in einem ausreichenden
Umfang einspeist, und zu den Anforderungen, die bei neu zu errichtenden Anlagen die Inbetriebnahme
sicherstellen sollen, insbesondere flr den Fall, dass eine Anlage nicht oder verspatet in Betrieb
genommen worden ist,

a) zu einem Verfahren flr Probeabrufe, flur einen Funktionstest der Anlagen und fur
Nachbesserungen in angemessener Frist, um die Betriebsbereitschaft und rechtzeitige
Aktivierbarkeit der Anlagen zu gewahrleisten, insbesondere

aa) die Mdaglichkeit vorzusehen, einen Vertrag mit einem Betreiber einer Anlage bei Vorliegen
wichtiger Grunde zu beenden,

bb)  Regelungen zur nachtraglichen Beschaffung von Anlagen der Kapazitatsreserve
vorzusehen und

cc)  eine Pflicht zu einer Geldzahlung oder zur Reduzierung der Verglitung vorzusehen und
deren Hohe und die Voraussetzungen fur die Zahlungspflicht zu regeln,

b) zum Vorgehen bei erfolglosen Probeabrufen, Funktionstests oder Einsatzen, insbesondere

aa) beider unterlassenen oder verspateten Aktivierung einer Anlage oder bei der
unterlassenen Inbetriebnahme einer neu errichteten Anlage eine Pflicht zu einer
Geldzahlung vorzusehen und deren Héhe und die Voraussetzungen flr die Zahlungspflicht
zu regeln,

bb)  Kriterien fiir einen Ausschluss von Bietern bei kiinftigen Beschaffungen der
Kapazitatsreserve zu regeln und

cc) die Méglichkeit vorzusehen, die im Rahmen des Beschaffungsverfahrens zu zahlende
Vergutung nach Ablauf einer angemessenen Frist nicht mehr zu zahlen oder zu verringern
und danach die Reserveleistung erneut zu vergeben, oder die Dauer oder Héhe der
Vergutung nach Ablauf einer angemessenen Frist zu verringern,

zu der Art, der Form und dem Inhalt der Veréffentlichungen der Bekanntmachung von
Beschaffungsverfahren, der abgegebenen Gebote und den Ergebnissen der Beschaffungsverfahren,
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19.  zu den Informationen, die zur Durchfiihrung der Nummern 1 bis 14 zu Ubermitteln sind, und zum Schutz
der in diesem Zusammenhang Ubermittelten Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse,

20.  zur Bestimmung, wie der nach § 13e Absatz 5 Satz 5 bis 7 zugrunde zu legende Wert der
durchschnittlichen Jahreshéchstlast berechnet wird und worauf er sich bezieht,

21.  welche Daten iibermittelt werden miissen und wer als Verantwortlicher zur Ubermittiung verpflichtet ist,

22.  zur Gewahrleistung von Datensicherheit und Datenschutz; dies umfasst insbesondere Regelungen zum
Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit den nach Nummer 18 zu Ubermittelnden Daten
einschlieBlich Aufklarungs-, Auskunfts- und Léschungspflichten,

23.  zu Art und Form der Veroffentlichung und Zustellung von Entscheidungen der Bundesnetzagentur
im Anwendungsbereich der Rechtsverordnung nach diesem Absatz, insbesondere eine 6ffentliche
Bekanntmachung vorzusehen.

(2) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht

der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Bundesnetzagentur zu ermachtigen, im Anwendungsbereich der
Kapazitatsreserve zur ndheren Bestimmung der Regelungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 20 Festlegungen nach §
29 Absatz 1 zu treffen.

§ 13i Weitere Verordnungsermachtigungen

(1) Die Bundesregierung kann zur Verwirklichung einer effizienten Beschaffung und zur Verwirklichung
einheitlicher Anforderungen im Sinne von § 13 Absatz 6 Satz 1 in einer Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates und mit Zustimmung des Bundestages Regeln fur ein sich wiederholendes oder fur einen
bestimmten Zeitraum geltendes Ausschreibungsverfahren zur Beschaffung von Ab- und Zuschaltleistung
vorsehen. Die Zustimmung des Bundestages gilt mit Ablauf der sechsten Sitzungswoche nach Zuleitung des
Verordnungsentwurfs der Bundesregierung an den Bundestag als erteilt. In der Rechtsverordnung kdnnen
insbesondere Regelungen getroffen werden

1. zu technischen Anforderungen an Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder zuschaltbaren Lasten,
2. zu Anforderungen an eine Rahmenvereinbarung, die zur Teilnahme an einem Ausschreibungsverfahren
berechtigt,

zum Verfahren der Angebotserstellung und der Zuschlagserteilung,
zum Abruf der Ab- oder Zuschaltleistung und

fur einen rickwirkenden Wegfall der Vergltung fir ab- oder zuschaltbare Lasten bei vorsatzlicher oder
grob fahrlassiger Verletzung der Pflichten nach dieser Rechtsverordnung.

Daneben kénnen in der Rechtsverordnung den Anbietern von Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder
zuschaltbaren Lasten Meldepflichten bezlglich der Verfligbarkeit der Ab- oder Zuschaltleistung gegentber den
Betreibern von Ubertragungsnetzen auferlegt werden. Zudem kénnen zivilrechtliche Regelungen fiir den Fall einer
vorsatzlichen oder grob fahrlassigen Verletzung der Pflichten nach dieser Rechtsverordnung vorgesehen werden.

(2) Die Bundesregierung kann die Betreiber von Ubertragungsnetzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundestages verpflichten, Ausschreibungen nach § 13 Absatz 6 Satz 1 flir wirtschaftlich und technisch
sinnvolle Angebote wiederholend oder fir einen bestimmten Zeitraum durchzufihren und auf Grund

der Ausschreibungen eingegangene Angebote zum Erwerb von Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder
zuschaltbaren Lasten bis zu einer Gesamtab- oder Zuschaltleistung von jeweils 3 000 Megawatt anzunehmen;
die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Zustimmung des Bundestages gilt
mit Ablauf der sechsten Sitzungswoche nach Zuleitung des Verordnungsentwurfs der Bundesregierung an den
Bundestag als erteilt. Als wirtschaftlich sinnvoll gelten Angebote zum Erwerb der Lasten, fir die eine Vergitung
zu zahlen ist, die die Kosten flr die Versorgungsunterbrechungen nicht tbersteigt, zu denen es ohne die
Nutzung der zu- oder abschaltbaren Lasten kommen konnte. Als technisch sinnvoll gelten Angebote Uber ab- und
zuschaltbare Lasten, durch die Ab- und Zuschaltungen fir eine Mindestleistung von 5 Megawatt innerhalb von
maximal 15 Minuten herbeigefihrt werden kénnen und die geeignet sind, zur Sicherheit und Zuverlassigkeit des
Elektrizitdtsversorgungssystems in der jeweiligen Regelzone beizutragen. In der Rechtsverordnung kdnnen auch
naher geregelt werden

1. die technischen Anforderungen an Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder zuschaltbaren Lasten,

2. die Anforderungen an die Vertrage Uber den Erwerb von Ab- und Zuschaltleistung aus ab- und
zuschaltbaren Lasten,
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Rechte und Pflichten der Vertragsparteien,
die Kriterien fur wirtschaftliche und technisch sinnvolle Angebote im Sinn der Satze 3 und 4,

Regelungen zur naheren Ausgestaltung von Berichtspflichten der Bundesnetzagentur gegeniber dem
Bundesministerium far Wirtschaft und Energie tUber die Anwendung der Verordnung und

6. die Ausgestaltung und Hoéhe der Vergltung.

Zahlungen und Aufwendungen der Betreiber von Ubertragungsnetzen, die im Zusammenhang mit der
Ausschreibung und dem Erwerb von Ab- oder Zuschaltleistung aus ab- oder zuschaltbaren Lasten stehen, gleichen
die Betreiber von Ubertragungsnetzen (iber eine finanzielle Verrechnung monatlich untereinander aus, ein
Belastungsausgleich erfolgt dabei entsprechend den §§ 26, 28 und 30 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in

der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung; Naheres zum Belastungsausgleich und zu seiner Abwicklung
regelt die Rechtsverordnung nach Satz 1. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kénnen dabei auch Bestimmungen
vorgesehen werden, dass die Bundesnetzagentur durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 Entscheidungen trifft Giber

1. Einzelheiten der Ermittlung und Verrechnung der Zahlungen und zur Erhebung der Umlage nach Satz 6,
2 die Anderung der vorgegebenen Gesamtabschaltleistung,

3. die geographische Beschrankung von Ausschreibungen und

4 die Veroffentlichung von Daten zur Schaffung von Markttransparenz.

(3) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnungen, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedurfen,

1. Bestimmungen zu treffen
a) zur ndheren Bestimmung des Adressatenkreises nach § 13a Absatz 1 und § 13b Absatz 4 und 5,
b) zur naheren Bestimmung der Kriterien einer systemrelevanten Anlage nach § 13b Absatz 2 Satz 2,

) zu den Kriterien vorlaufiger und endgultiger Stilllegungen und zu dem Umgang mit geplanten
Stilllegungen von Erzeugungsanlagen nach den §§ 13b und 13c,

d) zu den Verpflichtungen der Betreiber von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer
Energie im Sinne von § 13a Absatz 1 und § 13b Absatz 4 und 5,

e) zu der Vergltung bei geplanten Stilllegungen von Anlagen, abweichend von § 13c, und den
Kriterien einer angemessenen Vergltung bei geplanten Stilllegungen von Erzeugungsanlagen nach
§ 13c,

f) zum Einsatz von Anlagen in dem Vierjahreszeitraum nach § 13c Absatz 2 sowie
g) zur Berechnung des finanziellen Ausgleichs nach § 13a Absatz 2 Satz 3 Nummer 5,

2. Regelungen vorzusehen flr ein transparentes Verfahren zur Bildung und zur Beschaffung einer
Netzreserve aus Anlagen nach § 13d Absatz 1 zum Zwecke der Gewahrleistung der Sicherheit und
Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems, zu den Kriterien einer angemessenen Vergitung,
zu den Anforderungen an diese Anlagen sowie zu dem Einsatz der Anlagen in der Netzreserve;
hierbei kénnen flr die Einbeziehung neu zu errichtender Anlagen auch regionale Kernanteile und
Ausschreibungsverfahren vorgesehen werden,

3. Regelungen zu vertraglichen Vereinbarungen nach § 13 Absatz 6a vorzusehen, insbesondere Regelungen
fur die Auswahl der geeigneten KWK-Anlagen festzulegen.

(4) In Rechtsverordnungen nach Absatz 3 kdnnen der Bundesnetzagentur Kompetenzen lbertragen werden
im Zusammenhang mit der Festlegung des erforderlichen Bedarfs an Netzreserve sowie zum Verfahren und zu
moglichen Praqualifikationsbedingungen fir den in Absatz 3 Nummer 2 genannten Beschaffungsprozess.

(5) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, Regelungen zur weiteren Einsparung von bis zu 1,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid zusatzlich im Jahr 2020
in der Braunkohlewirtschaft nach MaRgabe des § 13g Absatz 8 vorzusehen, wenn und soweit das zur Erreichung
der angestrebten Kohlendioxideinsparung in der Braunkohlewirtschaft von 12,5 Millionen Tonnen zusatzlich im
Jahr 2020 erforderlich ist. Durch die Regelungen der Verordnung muss sichergestellt werden, dass die zusatzliche
Einsparung von 12,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid im Jahr 2020 so weit wie méglich erreicht wird, die Betreiber
gemeinsam aber insgesamt nicht mehr als 1,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid zusatzlich im Jahr 2020 einsparen

mussen.
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§ 13j Festlegungskompetenzen

(1) Die Regulierungsbehérde wird ermachtigt, nach § 29 Absatz 1 Festlegungen zu treffen zur naheren
Bestimmung des Adressatenkreises nach § 13a Absatz 1 Satz 1, zu erforderlichen technischen Anforderungen, die
gegenuber den Betreibern betroffener Anlagen aufzustellen sind, zu Methodik und Datenformat der Anforderung
durch den Betreiber von Ubertragungsnetzen. Zur Bestimmung des finanziellen Ausgleichs nach § 13a Absatz

2 kann die Regulierungsbehérde weitere Vorgaben im Wege einer Festlegung nach § 29 Absatz 1 machen,
insbesondere

1. dass sich die Art und Hohe des finanziellen Ausgleichs danach unterscheiden, ob es sich um eine Wirk-
oder Blindleistungseinspeisung oder einen Wirkleistungsbezug oder um eine leistungserhéhende oder
leistungsreduzierende Mallnahme handelt,

2. zu einer vereinfachten Bestimmung der notwendigen Auslagen fir die tatsachlichen Anpassungen
der Einspeisung (Erzeugungsauslagen) oder des Bezugs nach § 13a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1; der
finanzielle Ausgleich nach § 13a Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 kann ganz oder teilweise als Pauschale
fur vergleichbare Kraftwerkstypen ausgestaltet werden, wobei der pauschale finanzielle Ausgleich die
individuell zuzurechnenden Kosten im Einzelfall nicht abdecken muss; flr die Typisierung sind geeignete
technische Kriterien heranzuziehen; die Regulierungsbehérde kann vorsehen, dass in Einzelfallen, in
denen der pauschale finanzielle Ausgleich eine unbillige Harte darstellen wiirde und ein Anlagenbetreiber
individuell hdhere zurechenbare Auslagen nachweist, die Uber der pauschale finanzielle Ausgleich
hinausgehenden Kosten erstattet werden kénnen,

zu der Ermittlung der anrechenbaren Betriebsstunden nach § 13a Absatz 3,

zu der Ermittlung und zu dem Nachweis der entgangenen Erlosmoglichkeiten nach § 13a Absatz 2 Satz
3 Nummer 3, wobei zwischen Erzeugungsanlagen und Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie
unterschieden werden kann,

zu der Bemessung der ersparten Erzeugungsaufwendungen nach § 13a Absatz 2 Satz 4 und

6. zu einer vereinfachten Bestimmung der zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich
geplanten Betriebsstunden nach § 13a Absatz 3; die betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden
kénnen als Pauschale fir vergleichbare Kraftwerkstypen ausgestaltet werden; dabei sind die Ublichen
Betriebsstunden eines vergleichbaren Kraftwerkstyps zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung
zugrunde zu legen.

Die Regulierungsbehérde erhebt bei den Betreibern von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer
Energie die fur die Festlegungen nach Satz 2 und fur die Prifung der angemessenen Vergitung notwendigen
Daten einschlieBlich etwaiger Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse. Die Betreiber sind insoweit zur Auskunft
verpflichtet. Die Regulierungsbehdrde kann Festlegungen nach § 29 Absatz 1 zu dem Umfang, Zeitpunkt und
der Form der zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den zuldssigen Datentragern und
Ubertragungswegen, treffen.

(2) Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 ndhere Bestimmungen treffen,

1. in welchem Umfang, in welcher Form und innerhalb welcher Frist die Netzbetreiber MaBnahmen
nach § 13 Absatz 1 und 2, deren Grinde und die zugrunde liegenden vertraglichen Regelungen der
Bundesnetzagentur mitteilen und auf einer gemeinsamen Internetplattform veréffentlichen missen,

la. in welchen Verfahren, Fristen und welcher Form die Unterrichtung nach § 13a Absatz 1a Satz 4 und 5
vorzunehmen ist,

2. zu den Kriterien fUr die nach § 13 Absatz 3 Satz 1 geltenden Ausnahmefalle,

3. zur naheren Ausgestaltung und Abgrenzung der Griinde fir Stilllegungen nach § 13b Absatz 1 Satz 1
zweiter Halbsatz,

4. zur Ermittlung der anrechenbaren Betriebsstunden nach § 13c Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 zweiter
Halbsatz,

zu den Kriterien eines systemrelevanten Gaskraftwerks nach § 13f Absatz 1,

zur Form der Ausweisung von systemrelevanten Gaskraftwerken nach § 13f Absatz 1 und zur
nachtraglichen Anpassung an neuere Erkenntnisse,

7. zur Begrandung und Nachweisfihrung nach § 13f,
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8. zur angemessenen Erstattung von Mehrkosten nach § 13f Absatz 2 Satz 2, die auch nach pauschalierten
MaRgaben erfolgen kann, und
9. zur naheren Bestimmung der Verpflichteten nach § 13f Absatz 2.

(3) Solange und soweit der Verordnungsgeber nach § 13i Absatz 3 keine abweichenden Regelungen getroffen
hat, wird die Regulierungsbehdrde ermachtigt, nach § 29 Absatz 1 Festlegungen zu den in § 13i Absatz 3 Nummer
1 genannten Punkten zu treffen. Die Regulierungsbehdrde wird dartber hinaus ermachtigt, nach § 29 Absatz 1
Festlegungen zu treffen

1. zu erforderlichen technischen und zeitlichen Anforderungen, die gegentber den nach § 13a Absatz 1 und §
13b Absatz 1, 4 und 5 betroffenen Betreibern von Erzeugungsanlagen aufzustellen sind,

2. zur Methodik und zum Datenformat der Anforderung durch Betreiber von Ubertragungsnetzen,

3. zur Form der Ausweisung nach § 13b Absatz 2 und Absatz 5 Satz 1 sowie zur nachtraglichen Anpassung an

neuere Erkenntnisse und
4, zur Begrindung und Nachweisflihrung nach den §§ 13b und 13c.

(4) Die Bundesnetzagentur kann den Umfang der Kapazitatsreserve nach Malgabe der Rechtsverordnung
nach § 13h durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 anpassen, wenn eine Entscheidung nach § 13e Absatz 5 dies
vorsieht oder eine Entscheidung der Europaischen Kommission Uber die beihilferechtliche Genehmigung der
Kapazitatsreserve einen geringeren Umfang vorsieht.

(5) Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegungen nach § 29 Absatz 1 insbesondere unter Berlicksichtigung der
Ziele des § 1 frihestens mit Wirkung zum 1. Oktober 2021 nahere Bestimmungen treffen zu

1. einem abweichenden kalkulatorischen Mindestpreis nach § 13 Absatz 1c Satz 4 in der auf Grund des
Artikels 1 Nummer 9 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. I S. 706) ab dem 1. Oktober 2021 geltenden
Fassung,

2. der Bestimmung der kalkulatorischen Kosten und kalkulatorischen Preise nach § 13 Absatz 1a bis 1c in der

auf Grund des Artikels 1 Nummer 9 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) ab dem 1. Oktober
2021 geltenden Fassung, einschlieRlich Vorgaben zur Ver6ffentlichung durch die Netzbetreiber, und

3. dem bilanziellen Ausgleich nach § 13a Absatz 1a in der auf Grund des Artikels 1 Nummer 10 des Gesetzes
vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) ab dem 1. Oktober 2021 geltenden Fassung.

(6) Die Bundesnetzagentur erldsst durch Festlegungen nach § 29 Absatz 1 insbesondere unter Berlcksichtigung
der Ziele des § 1 ndhere Bestimmungen zu dem Mindestfaktor nach § 13 Absatz 1a, wobei dieser nicht weniger als
das Funffache und nicht mehr als das Flinfzehnfache betragen darf. Die Festlegung des Mindestfaktors nach Satz
1 erfolgt im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt.

(7) Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegungen nach § 29 Absatz 1 unter besonderer Bertcksichtigung der
Ziele des § 1 abweichend von § 13 Absatz 6a Satz 5 bestimmen, dass Betreiber eines Elektrizitatsverteilernetzes,
an das mindestens 100 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, vertragliche Vereinbarungen
nach § 13 Absatz 6a unter entsprechender Anwendung der dortigen Vorgaben zur Beseitigung von Engpassen

in ihrem Hochspannungsnetz schlieBen kénnen. Hierzu kann sie ndhere Bestimmungen zu Inhalt und Verfahren

treffen, insbesondere

1. Uber Art und Umfang des Nachweises, ob die Anlage nach § 13 Absatz 6a Satz 1 Nummer 1
geeignet ist, zur Beseitigung von Gefahrdungen oder Stérungen der Sicherheit oder Zuverlassigkeit
des Elektrizitatsversorgungssystems aufgrund von Netzengpassen im Hochspannungsnetz des
Verteilernetzbetreibers effizient beizutragen,

Uber Ausnahmen von den Vorgaben des § 13 Absatz 6a Satz 1 Nummer 2,

3. Uber den Nachweis, dass weder das Netz wahrend der Dauer der Vertragslaufzeit im erforderlichen
Umfang nach dem Stand der Technik optimiert, verstarkt oder ausgebaut werden kann noch andere
geeignete MaBnahmen zur effizienten Beseitigung des Engpasses verflgbar sind,

4. dass der Betreiber des Ubertragungsnetzes, in dessen Netz das Elektrizitatsverteilernetz unmittelbar
oder mittelbar technisch eingebunden ist, der Vereinbarung zustimmt, wobei die Zustimmung nur aus
netztechnischen Grinden verweigert werden kann, und
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5. dass der Betreiber der KWK-Anlage nicht im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 Uber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlissen (ABI.
L 24 vom 29.1.2004, S. 1) mit dem Betreiber eines Elektrizitdtsverteilernetzes verbunden sein darf.

Die Ermachtigung nach Satz 1 ist darauf beschrankt, dass Netzengpasse im Sinne des § 13 Absatz 6a Satz 1
Nummer 1 und Satz 5 im Hochspannungsnetz auftreten.

§ 13k (weggefallen)

§ 14 Aufgaben der Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen

(1) Die §§ 12, 13 bis 13c und die auf Grundlage des § 13i Absatz 3 erlassenen Rechtsverordnungen gelten fur

Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen im Rahmen ihrer Verteilungsaufgaben entsprechend, soweit sie fur

die Sicherheit und Zuverlassigkeit der Elektrizitatsversorgung in ihrem Netz verantwortlich sind. § 13 Absatz 9
ist mit der MaRRgabe anzuwenden, dass die Betreiber von Elektrizitadtsverteilernetzen nur auf Anforderung der
Regulierungsbehdérde die Schwachstellenanalyse zu erstellen und Gber das Ergebnis zu berichten haben.

(1a) (weggefallen)
(1b) (weggefallen)

(1c) Die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen sind verpflichtet, auf Aufforderung eines Betreibers von
Ubertragungsnetzen oder eines nach Absatz 1 Satz 1 verantwortlichen Betreibers von Elektrizititsverteilernetzen,
in dessen Netz sie unmittelbar oder mittelbar technisch eingebunden sind, nach dessen Vorgaben und den
dadurch begriindeten Vorgaben eines Betreibers von vorgelagerten Elektrizitatsverteilernetzen in ihrem
Elektrizitatsverteilernetz eigene Malnahmen nach § 13 Absatz 1 und 2 auszufihren; dabei sind die §§ 12

und 13 bis 13c entsprechend anzuwenden. Soweit auf Grund der Aufforderung nach Satz 1 strom- und
spannungsbedingte Anpassungen der Wirkleistungserzeugung oder des Wirkleistungsbezugs nach § 13a

Absatz 1 durchgefihrt werden, hat der Betreiber des Elektrizitatsverteilernetzes einen Anspruch gegen den ihn
auffordernden Netzbetreiber auf bilanziellen und finanziellen Ersatz entsprechend den Vorgaben nach Satz 1. Der
ihn auffordernde Netzbetreiber hat einen Anspruch auf Abnahme des bilanziellen Ersatzes.

(2) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben in Erganzung zur Berichtspflicht nach § 14d oder in
begrindeten Einzelfallen auf Verlangen der Regulierungsbehdérde innerhalb von zwei Monaten einen Bericht
Uber den Netzzustand und die Umsetzung der Netzausbauplanung zu erstellen und ihr diesen vorzulegen. Die
Regulierungsbehérde kann Vorgaben zu Frist, Form, Inhalt und Art der Ubermittlung des Berichts machen. Die
Regulierungsbehdérde kann den Bericht auf bestimmte Teile des Elektrizitdtsverteilernetzes beschranken. Die
Regulierungsbehérde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 zum Inhalt des Berichts nahere Bestimmungen
treffen.

(3) Die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben fir ihr Netzgebiet in Zusammenarbeit mit den
Betreibern von Fernwarme- und Fernkaltesystemen mindestens alle vier Jahre das Potenzial der Fernwarme-
und Fernkaltesysteme fur die Erbringung marktbezogener MaBnahmen nach § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
zu bewerten. Dabei haben sie auch zu prufen, ob die Nutzung des ermittelten Potenzials gegeniber anderen
Losungen unter Berlcksichtigung der Zwecke des § 1 Absatz 1 vorzugswirdig ware.

§ 14a Netzorientierte Steuerung von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen und steuerbaren
Netzanschliissen; Festlegungskompetenzen

(1) Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 bundeseinheitliche Regelungen treffen,
nach denen Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen und Lieferanten, Letztverbraucher und Anschlussnehmer
verpflichtet sind, nach den Vorgaben der Bundesnetzagentur Vereinbarungen Uber die netzorientierte Steuerung
von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen oder von Netzanschllissen mit steuerbaren Verbrauchseinrichtungen
(steuerbare Netzanschllsse) im Gegenzug fur Netzentgeltreduzierungen abzuschlieBen. Dabei kann die
netzorientierte Steuerung Uber wirtschaftliche Anreize, tiber Vereinbarungen zu Netzanschlussleistungen und
Uber die Steuerung einzelner steuerbarer Verbrauchseinrichtungen erfolgen. Die Festlegung kann insbesondere
spezielle Regelungen beinhalten zu:

1. der Vorrangigkeit des Einsatzes wirtschaftlicher Anreize und von Vereinbarungen zu
Netzanschlussleistungen gegenliber der Steuerung einzelner Verbrauchseinrichtungen in der
netzorientierten Steuerung,
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2. der Staffelung des Einsatzes mit direkter Regelung von Verbrauchseinrichtungen oder Netzanschlissen
bei relativ wenigen Anwendungsfallen und zu der verstarkten Verpflichtung zu marktlichen Ansatzen bei
steigender Anzahl von Anwendungsfallen in einem solchen Markt,

3. der Verpflichtung des Netzbetreibers, sein Netz im Falle von netzorientierter Steuerung praziser zu
Uberwachen und zu digitalisieren,

4, Definitionen und Voraussetzungen flr steuerbare Verbrauchseinrichtungen oder steuerbare
NetzanschlUsse,

5. Voraussetzungen der netzorientierten Steuerung durch den Netzbetreiber, etwa durch die Vorgabe
von Spannungsebenen, und zur diskriminierungsfreien Umsetzung der netzorientierten Steuerung,
insbesondere mittels der Vorgabe maximaler Entnahmeleistungen,

6. Spreizung, Stufung sowie netztopologischer und zeitlicher Granularitat wirtschaftlicher Anreize sowie
zu Fristen der spatesten Bekanntgabe von Anderungen wirtschaftlicher Anreize, um Fehlanreize im
vortagigen Stromhandel zu vermeiden,

7. von einer Rechtsverordnung nach § 18 abweichenden besonderen Regelungen flir den Netzanschluss und
die Anschlussnutzung, insbesondere zu Anschlusskosten und Baukostenzuschissen,

8. Methoden fir die bundeseinheitliche Ermittlung von Entgelten fliir den Netzzugang fur steuerbare
Verbrauchseinrichtungen und steuerbare Netzanschliisse im Sinne des Satzes 1,

9. Netzzustandsuberwachung und Bilanzierung durch den Netzbetreiber sowie Vorgaben zur Messung.

(2) Bis zur Festlegung bundeseinheitlicher Regelungen nach Absatz 1 haben Betreiber von
Elektrizitatsverteilernetzen denjenigen Lieferanten und Letztverbrauchern im Bereich der Niederspannung, mit
denen sie Netznutzungsvertrage abgeschlossen haben, ein reduziertes Netzentgelt zu berechnen, wenn mit
ihnen im Gegenzug die netzorientierte Steuerung von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen, die Uber einen
separaten Zahlpunkt verflugen, vereinbart wird. Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegung nach § 29 Absatz
1 Regelungen zu Definition und Voraussetzungen flr steuerbare Verbrauchseinrichtungen, zum Umfang einer
Netzentgeltreduzierung nach Satz 1 oder zur Durchfihrung von Steuerungshandlungen treffen und Netzbetreiber
verpflichten, auf Verlangen Vereinbarungen gemal Satz 1 nach diesen Regelungen anzubieten.

(3) Als steuerbare Verbrauchseinrichtungen im Sinne von Absatz 1 und 2 gelten insbesondere Warmepumpen,
nicht éffentlich-zugangliche Ladepunkte fur Elektromobile, Anlagen zur Erzeugung von Kalte oder zur Speicherung
elektrischer Energie und Nachtstromspeicherheizungen, solange und soweit die Bundesnetzagentur in einer
Festlegung nach Absatz 1 oder 2 nichts anderes vorsieht.

(4) Sobald die Messstelle mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet wurde, hat die Steuerung
entsprechend den Vorgaben des Messstellenbetriebsgesetzes und der konkretisierenden Technischen Richtlinien
und Schutzprofile des Bundesamtes flr Sicherheit in der Informationstechnik sowie gemaR den Festlegungen der
Bundesnetzagentur tber ein Smart-Meter-Gateway nach § 2 Satz 1 Nummer 19 des Messstellenbetriebsgesetzes
zu erfolgen. Die Anforderungen aus Satz 1 sind nicht anzuwenden, solange der Messstellenbetreiber von der
Maglichkeit des agilen Rollouts nach § 31 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe ¢ des Messstellenbetriebsgesetzes Gebrauch macht und gegenuber dem Letztverbraucher sowie dem
Netzbetreiber in Textform das Vorliegen der Voraussetzungen des § 31 Absatz 1 des Messstellenbetriebsgesetzes
bestatigt, wobei die Anforderungen nach Satz 1 spatestens mit dem Anwendungsupdate nach § 31 Absatz 1 des
Messstellenbetriebsgesetzes zu erflllen sind. Beauftragt der Letztverbraucher den Messstellenbetreiber nach §
34 Absatz 2 des Messstellenbetriebsgesetzes mit den erforderlichen Zusatzleistungen, so genlgt er bereits mit
der Auftragserteilung seinen Verpflichtungen. Die Bundesnetzagentur kann Bestands- und Ubergangsregeln fiir
Vereinbarungen treffen, die vor Inkrafttreten der Festlegungen geschlossen worden sind.

§ 14b Steuerung von vertraglichen Abschaltvereinbarungen, Verordnungsermachtigung

Soweit und solange es der Vermeidung von Engpassen im vorgelagerten Netz dient, konnen Betreiber

von Gasverteilernetzen an Ausspeisepunkten von Letztverbrauchern, mit denen eine vertragliche
Abschaltvereinbarung zum Zweck der Netzentlastung vereinbart ist, ein reduziertes Netzentgelt berechnen.

Das reduzierte Netzentgelt muss die Wahrscheinlichkeit der Abschaltung angemessen widerspiegeln. Die
Betreiber von Gasverteilernetzen haben sicherzustellen, dass die Méglichkeit von Abschaltvereinbarungen
zwischen Netzbetreiber und Letztverbraucher allen Letztverbrauchern diskriminierungsfrei angeboten wird. Die
grundsatzliche Pflicht der Betreiber von Gasverteilernetzen, vorrangig nicht unterbrechbare Vertrage anzubieten
und hierfur feste Bestellleistungen nachzufragen, bleibt hiervon unberthrt. Die Bundesregierung wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur naheren Konkretisierung der
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Verpflichtung fir Betreiber von Gasverteilernetzen und zur Regelung naherer Vorgaben fir die vertragliche
Gestaltung der Abschaltvereinbarung Bestimmungen zu treffen

1. Uber Kriterien, fur Kapazitatsengpasse in Netzen, die eine Anpassung der Gasausspeisungen zur sicheren
und zuverlassigen Gasversorgung durch Anwendung der Abschaltvereinbarung erforderlich macht,

2. Uber Kriterien fur eine Unterversorgung der Netze, die eine Anpassung der Gasausspeisungen zur sicheren
und zuverlassigen Gasversorgung durch Anwendung der Abschaltvereinbarung erforderlich macht und

3. fur die Bemessung des reduzierten Netzentgelts.

§ 14c Marktgestiitzte Beschaffung von Flexibilitatsdienstleistungen im Elektrizitatsverteilernetz;
Festlegungskompetenz

(1) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen, die Flexibilitatsdienstleistungen fur ihr Netz beschaffen, um

die Effizienz bei Betrieb und Ausbau ihres Verteilernetzes zu verbessern, haben dies in einem transparenten,
diskriminierungsfreien und marktgestitzten Verfahren durchzuflhren. Die §§ 13, 13a, 14 Absatz 1 und 1c sowie §
14a bleiben unberihrt. Dienstleistungen nach § 12h sind keine Flexibilitatsdienstleistungen im Sinne des Satzes 1.

(2) Spezifikationen fir die Beschaffung von Flexibilitatsdienstleistungen missen gewahrleisten, dass

sich alle Marktteilnehmer wirksam und diskriminierungsfrei beteiligen kénnen. Die Betreiber von
Elektrizitatsverteilernetzen haben in einem transparenten Verfahren Spezifikationen fur die Beschaffung
von Flexibilitatsdienstleistungen und flir geeignete standardisierte Marktprodukte zu erarbeiten, die von der
Bundesnetzagentur zu genehmigen sind.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Bundesnetzagentur durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 Spezifikationen
fur die Beschaffung von Flexibilitatsdienstleistungen und geeignete standardisierte Marktprodukte vorgeben.

(4) Die Bundesnetzagentur kann flr bestimmte Flexibilitatsdienstleistungen eine Ausnahme von der Verpflichtung
zur marktgestutzten Beschaffung festlegen, sofern eine solche Beschaffung nicht wirtschaftlich effizient ist oder
zu schwerwiegenden Marktverzerrungen oder zu starkeren Engpassen fuhren wirde.

§ 14d Netzausbauplane, Verordnungsermachtigung; Festlegungskompetenz

(1) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben der Regulierungsbehdrde erstmals zum 30. April

2024 und dann alle zwei Jahre jeweils zum 30. April eines Kalenderjahres einen Plan flr ihr jeweiliges
Elektrizitatsverteilernetz (Netzausbauplan) vorzulegen. Der Netzausbauplan wird auf der Grundlage des nach
Absatz 3 zu erstellenden Regionalszenarios erarbeitet, um eine integrierte und vorausschauende Netzplanung zu
gewahrleisten. Die Regulierungsbehérde kann Anpassungen des Netzausbauplans verlangen.

(2) Zur Erstellung eines Netzausbauplans teilen die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen das Gebiet

der Bundesrepublik Deutschland in geographisch abgrenzbare und raumlich zusammenhangende Gebiete
(Planungsregionen) auf. Innerhalb einer Planungsregion haben sich die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen
zu den Grundlagen ihrer Netzausbauplanung abzustimmen. Die Regulierungsbehdrde kann auf Antrag oder von
Amts wegen die Aufnahme eines Betreibers eines Elektrizitatsverteilernetzes in eine Planungsregion anordnen.

(3) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen einer Planungsregion erstellen unter Einbeziehung der
Ubertragungsnetzbetreiber ein Regionalszenario, welches gemeinsame Grundlage der jeweiligen
Netzausbauplane der Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen in der Planungsregion ist. Das Regionalszenario
besteht aus einem Entwicklungspfad, der sowohl die fur das langfristige Zieljahr 2045 gesetzlich festgelegten
sowie weitere klima- und energiepolitische Ziele der Bundesregierung als auch die wahrscheinlichen
Entwicklungen fur die nachsten funf und zehn Jahre bertcksichtigt. Das Regionalszenario beinhaltet

1. Angaben zu bereits erfolgten, erwarteten und maximal moglichen Anschlissen der verschiedenen
Erzeugungskapazitaten und Lasten,

2. Angaben zu den zu erwartenden Ein- und Ausspeisungen sowie

3. Annahmen zur Entwicklung anderer Sektoren, insbesondere des Gebaude- und Verkehrssektors.

Das Regionalszenario ist durch die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen spatestens zehn Monate bevor der
jeweilige Netzausbauplan der Regulierungsbehdrde vorzulegen ist, fertigzustellen.

(4) Der Netzausbauplan enthalt insbesondere folgende Angaben:
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1. Netzkarten des Hochspannungs- und Mittelspannungsnetzes und der Umspannstationen auf
Mittelspannung und Niederspannung mit den Engpassregionen des jeweiligen Netzes,

Daten, die dem nach Absatz 3 angefertigten Regionalszenario zugrunde liegen,

3. eine Darlegung der voraussichtlichen Entwicklung der Verteilungsaufgabe bis 2045 einschliefSlich
voraussichtlich erforderlicher MaBhahmen zur Optimierung, zur Verstarkung, zur Erneuerung und zum
Ausbau des Netzes sowie notwendiger Energieeffizienz- und NachfragesteuerungsmafSnahmen,

4, die geplanten Optimierungs-, Verstarkungs-, Erneuerungs- und AusbaumaBnahmen sowie notwendige
Energieeffizienz- und NachfragesteuerungsmaBnahmen in den nachsten finf und zehn Jahren, wobei
anzugeben ist, inwieweit fir die Umsetzung dieser MaBnahmen 6ffentlich-rechtliche Planungs- oder
Genehmigungsverfahren notwendig sind, sowie den jeweiligen Stand dieser Verfahren und die
Angabe, ob und zu welchem Zeitpunkt durch den Betreiber eines Elektrizitatsverteilernetzes bereits
Investitionsentscheidungen bezlglich dieser MaBnahmen getroffen wurden und bis zu welchem Zeitpunkt
der Betreiber des Elektrizitatsverteilernetzes von der tatsachlichen Durchflihrung einer Malnahme
ausgeht,

5. eine detaillierte Darlegung der engpassbehafteten Leitungsabschnitte und der jeweilig geplanten
Optimierungs-, Verstarkungs- und AusbaumaBnahmen,

6. den Bedarf an nicht frequenzgebundenen Systemdienstleistungen und Flexibilitatsdienstleistungen im
Sinne des § 14c sowie die geplante Deckung dieses Bedarfs und

7. den Umfang, in dem von dem Instrument der Spitzenkappung nach § 11 Absatz 2 Gebrauch gemacht
werden soll.

Die Darstellung der Angaben nach Satz 1 muss so ausgestaltet sein, dass ein sachkundiger Dritter nachvollziehen
kann,

1. welche Veranderungen der Kapazitaten fur Leitungstrassen und Umspannstationen sowie welche
Veranderungen bei nicht frequenzgebundenen Systemdienstleistungen mit den geplanten Manahmen
einhergehen,

welche Alternativen der Betreiber von Elektrizitadtsverteilernetzen geprift hat,

welcher Bedarf an Systemdienstleistungen und Flexibilitdtsdienstleistungen nach Realisierung der
geplanten Mallnahmen verbleibt und

4, welche Kosten voraussichtlich entstehen.

Die Regulierungsbehérde kann Vorgaben zu Frist, Form, Inhalt und Art der Ubermittiung des Netzausbauplans
machen.

(5) Die Regulierungsbehdérde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nahere Bestimmungen zu den Absatzen 1
bis 4 treffen.

(6) Die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben zumindest den Netznutzern der Mittel- und
Hochspannungsebene sowie den Betreibern von Ubertragungsnetzen zu den sie betreffenden Netzausbauplanen
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(7) Bei der Erstellung der Netzausbauplane haben Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen die Moglichkeiten
von Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungsmafnahmen zu berlcksichtigen und fiir Niederspannungsnetze
die langfristig erwarteten Anschllsse von Erzeugungskapazitaten und Lasten anzusetzen. Die Bundesregierung
wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates allgemeine Grundsatze flr die
Berlcksichtigung der in Satz 1 genannten Belange festzulegen.

(8) Die Absatze 1 bis 4 sowie 6 und 7 sind nicht anzuwenden auf Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen,

an deren Elektrizitatsverteilernetz weniger als 100 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar angeschlossen

sind. Abweichend von Satz 1 sind die Absatze 1 bis 4 sowie 6 und 7 auf Betreiber nach Satz 1 anzuwenden,
wenn in dem Elektrizitatsverteilernetz die technisch mégliche Stromerzeugung der beiden vorherigen Jahre

aus Windenergie an Land oder aus solarer Strahlungsenergie aus den an das Elektrizitatsverteilernetz
angeschlossenen Anlagen auf Veranlassung des Betreibers eines Elektrizitatsverteilernetzes um jeweils mehr als
3 Prozent gekiirzt wurde.

(9) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen nach Absatz 8 Satz 1 sind verpflichtet, Daten nach Absatz 4
Satz 1 Nummer 1 und 2 an den vorgelagerten Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen zu ibermitteln.
Die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen nach Absatz 1 stimmen sich zumindest innerhalb einer

- Seite 69 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Planungsregion zu den Anforderungen an die zu Gbermittelnden Daten ab. Dabei haben sie den Betreibern von
Elektrizitatsverteilernetzen nach Absatz 8 Satz 1 Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(10) Die Errichtung und der Betrieb von Elektrizitatsverteilernetzen mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt
sowie von Elektrizitatsverteilernetzen mit einer Nennspannung von unter 110 Kilovolt, sofern sich diese im
AuBenbereich im Sinne des § 35 des Baugesetzbuchs befinden, liegen im Uberragenden 6ffentlichen Interesse und
dienen der 6ffentlichen Sicherheit.

§ 14e Gemeinsame Internetplattform; Festlegungskompetenz

(1) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen sind verpflichtet, ab dem 1. Januar 2023 zu den in den folgenden
Absatzen genannten Zwecken eine gemeinsame Internetplattform einzurichten und zu betreiben.

(2) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben spatestens ab dem 1. Januar 2024 sicherzustellen, dass
Anschlussbegehrende von Anlagen gemafR § 8 Absatz 1 Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sowie
Letztverbraucher, einschlieflich Anlagen nach § 3 Nummer 15d und 25, lber die gemeinsame Internetplattform
auf die Internetseite des zustandigen Netzbetreibers gelangen kénnen, um dort Informationen fir ein
Netzanschlussbegehren nach § 8 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder die im Rahmen eines Netzanschlusses
nach § 18 erforderlichen Informationen zu Gbermitteln.

(3) Die Beteiligung nach § 14d Absatz 6 hat Uber die gemeinsame Internetplattform zu erfolgen.

(4) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen veréffentlichen auf der gemeinsamen Internetplattform mindestens
Folgendes:

1. das jeweilige Regionalszenario nach § 14d Absatz 3, spatestens vier Wochen nach Fertigstellung,
2. den jeweiligen Netzausbauplan nach § 14d Absatz 1, spatestens vier Wochen nach Fertigstellung und
3. die Stellungnahmen nach § 14d Absatz 6.

(5) Die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben die Regulierungsbehérde auf die Verdffentlichungen nach
Absatz 4 in Textform hinzuweisen.

(6) Die Regulierungsbehérde kann die Ubermittiung einer Zusammenfassung der Stellungnahmen nach § 14d
Absatz 6 in Textform verlangen.

(7) Die Regulierungsbehérde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nahere Bestimmungen zu den Absatzen 1
bis 5 treffen.

§ 15 Aufgaben der Betreiber von Fernleitungsnetzen

(1) Betreiber von Fernleitungsnetzen haben den Gastransport durch ihr Netz unter Bericksichtigung der
Verbindungen mit anderen Netzen zu regeln und mit der Bereitstellung und dem Betrieb ihrer Fernleitungsnetze
im nationalen und internationalen Verbund zu einem sicheren und zuverlassigen Gasversorgungssystem in ihrem
Netz und damit zu einer sicheren Energieversorgung beizutragen.

(2) Um zu gewahrleisten, dass der Transport und die Speicherung von Erdgas in einer mit dem sicheren

und effizienten Betrieb des Verbundnetzes zu vereinbarenden Weise erfolgen kann, haben Betreiber von
Fernleitungsnetzen, Speicher- oder LNG-Anlagen jedem anderen Betreiber eines Gasversorgungsnetzes, mit
dem die eigenen Fernleitungsnetze oder Anlagen technisch verbunden sind, die notwendigen Informationen
bereitzustellen. Betreiber von Ubertragungsnetzen sind verpflichtet, Betreibern von Fernleitungsnetzen
unverzuglich die Informationen einschlieBlich etwaiger Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse bereitzustellen, die
notwendig sind, damit die Fernleitungsnetze sicher und zuverlassig betrieben, gewartet und ausgebaut werden
kénnen. Die Betreiber von Fernleitungsnetzen haben sicherzustellen, ihnen nach Satz 2 zur Kenntnis gelangte
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse ausschliellich so zu den dort genannten Zwecken zu nutzen, dass deren
unbefugte Offenbarung ausgeschlossen ist.

(3) Betreiber von Fernleitungsnetzen haben dauerhaft die Fahigkeit ihrer Netze sicherzustellen, die Nachfrage
nach Transportdienstleistungen fir Gas zu befriedigen und insbesondere durch entsprechende Transportkapazitat
und Zuverlassigkeit der Netze zur Versorgungssicherheit beizutragen.

§ 15a Netzentwicklungsplan der Fernleitungsnetzbetreiber
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(1) Die Betreiber von Fernleitungsnetzen haben in jedem geraden Kalenderjahr einen gemeinsamen nationalen
Netzentwicklungsplan zu erstellen und der Regulierungsbehdrde unverzlglich vorzulegen, erstmals zum 1.

April 2016. Dieser muss alle wirksamen MaBnahmen zur bedarfsgerechten Optimierung, Verstarkung und zum
bedarfsgerechten Ausbau des Netzes und zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit enthalten, die in

den nachsten zehn Jahren netztechnisch fur einen sicheren und zuverldssigen Netzbetrieb erforderlich sind.
Insbesondere ist in den Netzentwicklungsplan aufzunehmen, welche NetzausbaumaBnahmen in den nachsten drei
Jahren durchgefihrt werden mussen, und ein Zeitplan fir die Durchfihrung aller NetzausbaumaBnahmen. Bei der
Erarbeitung des Netzentwicklungsplans legen die Betreiber von Fernleitungsnetzen angemessene Annahmen tber
die Entwicklung der Gewinnung, der Versorgung, des Verbrauchs von Gas und seinem Austausch mit anderen
Landern zugrunde und bertcksichtigen geplante Investitionsvorhaben in die regionale und gemeinschaftsweite
Netzinfrastruktur sowie in Bezug auf Gasspeicheranlagen und LNG-Wiederverdampfungsanlagen einschlieBlich
der Auswirkungen denkbarer Stérungen der Versorgung sowie der gesetzlich festgelegten klima- und
energiepolitischen Ziele der Bundesregierung (Szenariorahmen). Der Netzentwicklungsplan berlcksichtigt den
gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan nach Artikel 8 Absatz 3b der Verordnung (EG) Nr. 715/2009. Die
Betreiber von Fernleitungsnetzen veréffentlichen den Szenariorahmen und geben der Offentlichkeit und den
nachgelagerten Netzbetreibern Gelegenheit zur AuBerung, sie legen den Entwurf des Szenariorahmens der
Regulierungsbehdérde vor. Die Regulierungsbehérde bestatigt den Szenariorahmen unter Bericksichtigung der
Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung.

(2) Betreiber von Fernleitungsnetzen haben der Offentlichkeit und den nachgelagerten Netzbetreibern vor der
Vorlage des Entwurfs des Netzentwicklungsplans bei der Regulierungsbehérde Gelegenheit zur AuRerung zu
geben. Hierzu stellen die Betreiber von Fernleitungsnetzen die erforderlichen Informationen auf ihrer Internetseite
zur Verfligung. Betreiber von Fernleitungsnetzen nutzen bei der Erarbeitung des Netzentwicklungsplans

eine geeignete und allgemein nachvollziehbare Modellierung der deutschen Fernleitungsnetze. Dem
Netzentwicklungsplan ist eine zusammenfassende Erklarung beizufligen lber die Art und Weise, wie die
Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung in dem Netzentwicklungsplan beriicksichtigt wurden und aus welchen
Grinden der Netzentwicklungsplan nach Abwagung mit den gepriften, in Betracht kommenden anderweitigen
Planungsmadglichkeiten gewahlt wurde. Der aktuelle Netzentwicklungsplan muss den Stand der Umsetzung

des vorhergehenden Netzentwicklungsplans enthalten. Haben sich MaBnahmen verzégert, sind die Grinde der
Verzégerung anzugeben.

(3) Die Regulierungsbehérde hort zum Entwurf des Netzentwicklungsplans alle tatsachlichen und potenziellen
Netznutzer an und verdéffentlicht das Ergebnis. Personen und Unternehmen, die den Status potenzieller
Netznutzer beanspruchen, mussen diesen Anspruch darlegen. Die Regulierungsbehérde ist befugt, von den
Betreibern von Fernleitungsnetzen samtliche Daten zu verarbeiten, die zur Prafung erforderlich sind, ob der
Netzentwicklungsplan den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 und 5 sowie nach Absatz 2 entspricht. Bestehen
Zweifel, ob der Netzentwicklungsplan mit dem gemeinschaftsweit geltenden Netzentwicklungsplan in Einklang
steht, konsultiert die Regulierungsbehdérde die Agentur fur die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehérden.
Die Regulierungsbehérde kann innerhalb von drei Monaten nach Verdffentlichung des Konsultationsergebnisses
von den Betreibern von Fernleitungsnetzen Anderungen des Netzentwicklungsplans verlangen, diese sind von
den Betreibern von Fernleitungsnetzen innerhalb von drei Monaten umzusetzen. Die Regulierungsbehdrde

kann bestimmen, welcher Betreiber von Fernleitungsnetzen fur die Durchfuhrung einer MaBnahme aus dem
Netzentwicklungsplan verantwortlich ist. Verlangt die Regulierungsbehérde keine Anderungen innerhalb der Frist
nach Satz 3 und 4, ist der Netzentwicklungsplan fur die Betreiber von Fernleitungsnetzen verbindlich.

(4) Betreiber von Gasverteilernetzen sind verpflichtet, mit den Betreibern von Fernleitungsnetzen in dem Umfang
zusammenzuarbeiten, der erforderlich ist, um eine sachgerechte Erstellung der Netzentwicklungsplane zu
gewahrleisten; sie sind insbesondere verpflichtet, den Betreibern von Fernleitungsnetzen fur die Erstellung des
Netzentwicklungsplans erforderliche Informationen unverzuglich zur Verfligung zu stellen.

(5) Die Regulierungsbehdérde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 zu Inhalt und Verfahren des
Netzentwicklungsplans sowie zur Ausgestaltung der von den Fernleitungsnetzbetreibern durchzufihrenden
Konsultationsverfahren nahere Bestimmungen treffen.

(6) Nach der erstmaligen Durchfiihrung des Verfahrens nach Absatz 1 und 2 kann sich die
Offentlichkeitsbeteiligung auf Anderungen gegeniiber dem zuletzt bestatigten Szenariorahmen oder dem zuletzt
verdéffentlichten Netzentwicklungsplan beschranken. Ein vollstandiges Verfahren muss mindestens alle vier Jahre
durchgefihrt werden.

§ 15b Umsetzungsbericht der Fernleitungsnetzbetreiber
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Betreiber von Fernleitungsnetzen legen der Regulierungsbehérde in jedem ungeraden Kalenderjahr, erstmals
zum 1. April 2017, einen gemeinsamen Umsetzungsbericht vor, den diese pruft. Dieser Bericht muss Angaben
zum Stand der Umsetzung des zuletzt veréffentlichten Netzentwicklungsplans und im Falle von Verzdégerungen
der Umsetzung die dafur maBgeblichen Griinde enthalten. Die Regulierungsbehdérde verdffentlicht den
Umsetzungsbericht und gibt allen tatséchlichen und potenziellen Netznutzern Gelegenheit zur AuRerung.

§ 16 Systemverantwortung der Betreiber von Fernleitungsnetzen

(1) Sofern die Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Gasversorgungssystems in dem jeweiligen Netz gefahrdet oder
gestort ist, sind Betreiber von Fernleitungsnetzen berechtigt und verpflichtet, die Gefahrdung oder Stérung durch

1. netzbezogene Manahmen und

2. marktbezogene Mallnahmen, wie insbesondere den Einsatz von Ausgleichsleistungen, vertragliche
Regelungen uber eine Abschaltung und den Einsatz von Speichern,

zu beseitigen.

(2) Lasst sich eine Gefahrdung oder Stérung durch MalBnahmen nach Absatz 1 nicht oder nicht rechtzeitig
beseitigen, so sind Betreiber von Fernleitungsnetzen im Rahmen der Zusammenarbeit nach § 15 Abs. 1 berechtigt
und verpflichtet, samtliche Gaseinspeisungen, Gastransporte und Gasausspeisungen in ihren Netzen den
Erfordernissen eines sicheren und zuverlassigen Betriebs der Netze anzupassen oder diese Anpassung zu
verlangen. Soweit die Vorbereitung und Durchfiihrung von Anpassungsmafnahmen nach Satz 1 die Mitwirkung
der Betroffenen erfordert, sind diese verpflichtet, die notwendigen Handlungen vorzunehmen. Bei einer
erforderlichen Anpassung von Gaseinspeisungen und Gasausspeisungen sind die betroffenen Betreiber von
anderen Fernleitungs- und Gasverteilernetzen und Gashandler soweit mdglich vorab zu informieren.

(2a) Bei Maknahmen nach den Absatzen 1 und 2 sind Auswirkungen auf die Sicherheit und Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems auf Grundlage der von den Betreibern von Ubertragungsnetzen nach § 15
Absatz 2 bereitzustellenden Informationen angemessen zu berlicksichtigen. Der Gasbezug einer Anlage, die

als systemrelevantes Gaskraftwerk nach § 13f ausgewiesen ist, darf durch eine MaBnahme nach Absatz 1 nicht
eingeschrankt werden, soweit der Betreiber des betroffenen Ubertragungsnetzes die weitere Gasversorgung

der Anlage gegeniber dem Betreiber des Fernleitungsnetzes anweist. Der Gasbezug einer solchen Anlage darf
durch eine MaBnahme nach Absatz 2 nur nachrangig eingeschrankt werden, soweit der Betreiber des betroffenen
Ubertragungsnetzes die weitere Gasversorgung der Anlage gegeniiber dem Betreiber des Fernleitungsnetzes
anweist. Eine Anweisung der nachrangigen Einschrankbarkeit systemrelevanter Gaskraftwerke nach Satz 3

ist nur zuldssig, wenn der Betreiber des betroffenen Ubertragungsnetzes zuvor alle verfliigbaren netz- und
marktbezogenen MaRnahmen nach § 13 Absatz 1 ausgeschopft hat und eine Abwagung der Folgen weiterer
Anpassungen von Stromeinspeisungen und Stromabnahmen im Rahmen von MaBnahmen nach § 13 Absatz 2 mit
den Folgen weiterer Anpassungen von Gaseinspeisungen und Gasausspeisungen im Rahmen von MaRnahmen
nach Absatz 2 eine entsprechende Anweisung angemessen erscheinen lassen.

(3) Im Falle einer Anpassung nach Absatz 2 ruhen bis zur Beseitigung der Gefahrdung oder Stérung alle hiervon
jeweils betroffenen Leistungspflichten. Satz 1 flhrt nicht zu einer Aussetzung der Abrechnung der Bilanzkreise
durch den Marktgebietsverantwortlichen. Soweit bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absatzen 2 und 2a
MaRnahmen getroffen werden, ist insoweit die Haftung fiir Vermégensschaden ausgeschlossen. Im Ubrigen bleibt
§ 11 Absatz 3 unberihrt.

(4) Uber die Griinde von durchgefiihrten Anpassungen und MaRnahmen sind die hiervon unmittelbar Betroffenen
und die Regulierungsbehdrde unverzuglich zu informieren. Auf Verlangen sind die vorgetragenen Griinde zu
belegen.

(4a) Reichen die MaBnahmen nach Absatz 2 nach Feststellung eines Betreibers von Fernleitungsnetzen nicht
aus, um eine Versorgungsstorung fiir lebenswichtigen Bedarf im Sinne des § 1 des Energiesicherungsgesetzes
abzuwenden, muss der Betreiber von Fernleitungsnetzen unverziiglich die Regulierungsbehérde unterrichten.

(5) (weggefallen)

§ 16a Aufgaben der Betreiber von Gasverteilernetzen

Die §§ 15 und 16 Abs. 1 bis 4 gelten fur Betreiber von Gasverteilernetzen im Rahmen ihrer Verteilungsaufgaben
entsprechend, soweit sie fur die Sicherheit und Zuverlassigkeit der Gasversorgung in ihrem Netz verantwortlich
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sind. § 16 Abs. 5 ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass die Betreiber von Gasverteilernetzen nur auf Anforderung
der Regulierungsbehdérde eine Schwachstellenanalyse zu erstellen und Gber das Ergebnis zu berichten haben.

Abschnitt 2
Netzanschluss

§ 17 Netzanschluss, Verordnungsermachtigung

(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben Letztverbraucher, gleich- oder nachgelagerte Elektrizitats-
und Gasversorgungsnetze sowie -leitungen, Ladepunkte fur Elektromobile, Erzeugungs- und Gasspeicheranlagen
sowie Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie zu technischen und wirtschaftlichen Bedingungen an ihr Netz
anzuschlieBen, die angemessen, diskriminierungsfrei, transparent und nicht ungunstiger sind, als sie von den
Betreibern der Energieversorgungsnetze in vergleichbaren Fallen fur Leistungen innerhalb ihres Unternehmens
oder gegeniuber verbundenen oder assoziierten Unternehmen angewendet werden. Diese Pflicht besteht nicht
fur Betreiber eines L-Gasversorgungsnetzes hinsichtlich eines Anschlusses an das L-Gasversorgungsnetz,

es sei denn, die beantragende Partei weist nach, dass ihr der Anschluss an ein H-Gasversorgungsnetz aus
wirtschaftlichen oder technischen Grinden unmdglich oder unzumutbar ist. Hat die beantragende Partei diesen
Nachweis erbracht, bleibt der Betreiber des L-Gasversorgungsnetzes berechtigt, den Anschluss an das L-
Gasversorgungsnetz unter den Voraussetzungen von Absatz 2 zu verweigern. Die Satze 2 und 3 sind nicht
anzuwenden, wenn der Anschluss bis zum 21. Dezember 2018 beantragt wurde.

(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen kdnnen einen Netzanschluss nach Absatz 1 Satz 1 verweigern,
soweit sie nachweisen, dass ihnen die Gewahrung des Netzanschlusses aus betriebsbedingten oder sonstigen
wirtschaftlichen oder technischen Grinden unter Bertcksichtigung des Zwecks des § 1 nicht méglich oder nicht
zumutbar ist. Die Ablehnung ist in Textform zu begrinden. Auf Verlangen der beantragenden Partei muss die
Begriindung im Falle eines Kapazitdtsmangels auch aussagekraftige Informationen dartber enthalten, welche
Malnahmen und damit verbundene Kosten zum Ausbau des Netzes im Einzelnen erforderlich waren, um den
Netzanschluss durchzufihren; die Begriindung kann nachgefordert werden. Flr die Begrindung nach Satz 3 kann
ein Entgelt, das die Halfte der entstandenen Kosten nicht Uberschreiten darf, verlangt werden, sofern auf die
Entstehung von Kosten zuvor hingewiesen worden ist.

(2a) (weggefallen)
(2b) (weggefallen)

(3) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. Vorschriften Uber die technischen und wirtschaftlichen Bedingungen fur einen Netzanschluss nach Absatz
1 Satz 1 oder Methoden flr die Bestimmung dieser Bedingungen zu erlassen und

2. zu regeln, in welchen Fallen und unter welchen Voraussetzungen die Regulierungsbehérde diese
Bedingungen oder Methoden festlegen oder auf Antrag des Netzbetreibers genehmigen kann.

Insbesondere kénnen durch Rechtsverordnungen nach Satz 1 unter angemessener Berlicksichtigung der
Interessen der Betreiber von Energieversorgungsnetzen und der Anschlussnehmer

1. die Bestimmungen der Vertrage einheitlich festgesetzt werden,

2. Regelungen uber den Vertragsabschluss, den Gegenstand und die Beendigung der Vertrage getroffen
werden und

3. festgelegt sowie naher bestimmt werden, in welchem Umfang und zu welchen Bedingungen ein

Netzanschluss nach Absatz 2 zumutbar ist; dabei kann auch das Interesse der Allgemeinheit an einer
mdglichst kostenglinstigen Struktur der Energieversorgungsnetze bertcksichtigt werden.

§ 17a Bundesfachplan Offshore des Bundesamtes fiir Seeschifffahrt und Hydrographie

(1) Das Bundesamt fir Seeschifffahrt und Hydrographie erstellt in jedem geraden Kalenderjahr, beginnend

mit dem Jahr 2016, im Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur und in Abstimmung mit dem Bundesamt

far Naturschutz und den Kistenlandern einen Offshore-Netzplan fur die ausschlieBliche Wirtschaftszone der
Bundesrepublik Deutschland (Bundesfachplan Offshore). Der Bundesfachplan Offshore enthalt Festlegungen zu:

1. Windenergieanlagen auf See im Sinne des § 3 Nummer 49 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, die in
raumlichem Zusammenhang stehen und fur Sammelanbindungen geeignet sind,

2. Trassen oder Trassenkorridoren flr Anbindungsleitungen fur Windenergieanlagen auf See,
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3. den Orten, an denen die Anbindungsleitungen die Grenze zwischen der ausschlieBlichen Wirtschaftszone
und dem Kistenmeer Uberschreiten,

4, Standorten von Konverterplattformen oder Umspannanlagen,
Trassen oder Trassenkorridoren flr grenzuberschreitende Stromleitungen,

Trassen oder Trassenkorridoren zu oder fir mégliche Verbindungen der in den Nummern 1, 2, 4 und 5
genannten Anlagen und Trassen oder Trassenkorridore untereinander,

7. standardisierten Technikvorgaben und Planungsgrundsatzen.

Das Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie prift bei der Erstellung des Bundesfachplans Offshore,
ob einer Festlegung nach Satz 2 (iberwiegende 6ffentliche oder private Belange entgegenstehen. Es prift
insbesondere

1. die Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung im Sinne von § 3 Absatz 1 Nummer 1
des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585) geandert worden ist,

2. die Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen im Sinne von § 3 Absatz 1
Nummer 6 des Raumordnungsgesetzes und

3. etwaige ernsthaft in Betracht kommende Alternativen von Trassen, Trassenkorridoren oder Standorten.

(2) Soweit nicht die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Durchfihrung einer
strategischen Umweltprifung nach § 37 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung vorliegen, fihrt
das Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie unverziglich nach Einleitung des Verfahrens nach Absatz

1 einen Anhdrungstermin durch. In dem Anhérungstermin sollen Gegenstand und Umfang der in Absatz 1

Satz 2 genannten Festlegungen erdrtert werden. Insbesondere soll erértert werden, in welchem Umfang und
Detaillierungsgrad Angaben in den Umweltbericht nach § 40 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung
aufzunehmen sind. Der Anhdrungstermin ist zugleich die Besprechung im Sinne des § 39 Absatz 4 Satz 2 des
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung. § 7 Absatz 2 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes
Ubertragungsnetz gilt fiir den Anhdrungstermin entsprechend mit der MaRgabe, dass der jeweiligen

Ladung geeignete Vorbereitungsunterlagen beizufiigen sind und Ladung sowie Ubersendung dieser
Vorbereitungsunterlagen auch elektronisch erfolgen kénnen. Das Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie
legt auf Grund der Ergebnisse des Anhdrungstermins einen Untersuchungsrahmen fur den Bundesfachplan
Offshore nach pflichtgemaRem Ermessen fest.

(3) Soweit nicht die Voraussetzungen fiir eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Durchfihrung einer
strategischen Umweltprifung nach § 37 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung vorliegen,
erstellt das Bundesamt flr Seeschifffahrt und Hydrographie frihzeitig wahrend des Verfahrens zur Erstellung
des Bundesfachplans Offshore einen Umweltbericht, der den Anforderungen des § 40 des Gesetzes Uber

die Umweltvertraglichkeitspriifung entsprechen muss. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen und von
Windenergieanlagen auf See stellen dem Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie die hierzu
erforderlichen Informationen zur Verfliigung.

(4) Das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie beteiligt die Behérden, deren Aufgabenbereich berlhrt
ist, und die Offentlichkeit zu dem Entwurf des Bundesfachplans Offshore und des Umweltberichts nach den
Bestimmungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung. Bei Fortschreibung kann sich die
Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Trager dffentlicher Belange auf Anderungen gegeniiber dem zuletzt
offentlich bekannt gemachten Bundesfachplan Offshore beschranken; ein vollstandiges Verfahren nach Satz 1
muss mindestens alle vier Jahre durchgefiihrt werden. Im Ubrigen ist § 12c Absatz 3 entsprechend anzuwenden.

(5) Der Bundesfachplan Offshore entfaltet keine AuBenwirkungen und ist nicht selbstandig durch Dritte
anfechtbar. Er ist fir die Planfeststellungs- und Genehmigungsverfahren nach den Bestimmungen der
Seeanlagenverordnung vom 23. Januar 1997 (BGBI. I S. 57) in der jeweils geltenden Fassung verbindlich.

(6) Die Bundesnetzagentur kann nach Aufnahme einer Leitung in den Bundesnetzplan nach § 17 des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz den nach § 17d Absatz 1 anbindungsverpflichteten
Ubertragungsnetzbetreiber durch Bescheid auffordern, innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist
den erforderlichen Antrag auf Planfeststellung oder Plangenehmigung der Leitung nach den Bestimmungen der
Seeanlagenverordnung zu stellen.

(7) Ab dem 31. Dezember 2017 erstellt das Bundesamt flir Seeschifffahrt und Hydrographie keinen
Bundesfachplan Offshore mehr.
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§ 17b Offshore-Netzentwicklungsplan

(1) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen legen der Regulierungsbehérde auf der Grundlage des
Szenariorahmens nach § 12a einen gemeinsamen Offshore-Netzentwicklungsplan flr die ausschlieBliche
Wirtschaftszone der Bundesrepublik Deutschland und das Kiistenmeer bis einschlieflich der
Netzanknlpfungspunkte an Land zusammen mit dem nationalen Netzentwicklungsplan nach § 12b zur
Bestatigung vor. Der gemeinsame nationale Offshore-Netzentwicklungsplan muss unter Berlcksichtigung der
Festlegungen des jeweils aktuellen Bundesfachplans Offshore im Sinne des § 17a mit einer zeitlichen Staffelung
alle wirksamen MaBnahmen zur bedarfsgerechten Optimierung, Verstarkung und zum Ausbau der Offshore-
Anbindungsleitungen enthalten, die spatestens zum Ende des Betrachtungszeitraums im Sinne des § 12a Absatz
1 Satz 2 flir einen schrittweisen, bedarfsgerechten und wirtschaftlichen Ausbau sowie einen sicheren und
zuverlassigen Betrieb der Offshore-Anbindungsleitungen erforderlich sind. Dabei sind insbesondere die in § 4
Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sowie die in § 1 des Windenergie-auf-See-Gesetzes geregelten
Ziele flr einen stetigen und kosteneffizienten Ausbau der Windenergie auf See zugrunde zu legen und die
Verteilung des Zubaus nach § 27 Absatz 4 des Windenergie-auf-See-Gesetzes zu bertcksichtigen.

(2) Der Offshore-Netzentwickungsplan enthalt fur alle MaBnahmen nach Absatz 1 Satz 2 Angaben zum geplanten
Zeitpunkt der Fertigstellung und sieht verbindliche Termine fiir den Beginn der Umsetzung vor. Dabei legen die
Betreiber von Ubertragungsnetzen die im Szenariorahmen nach § 12a von der Regulierungsbehérde genehmigten
Erzeugungskapazitaten zugrunde und berticksichtigen die zu erwartenden Planungs-, Zulassungs- und
Errichtungszeiten sowie die am Markt verfligbaren Errichtungskapazitaten. Kriterien flr die zeitliche Abfolge der
Umsetzung kénnen insbesondere der Realisierungsfortschritt der anzubindenden Windenergieanlagen auf See,
die effiziente Nutzung der zu errichtenden Anbindungskapazitat, die raumliche Nahe zur Kiiste sowie die geplante
Inbetriebnahme der Netzanknipfungspunkte sein. Bei der Aufstellung des Offshore-Netzentwicklungsplans
beriicksichtigen die Betreiber von Ubertragungsnetzen weitgehend technische Standardisierungen unter
Beibehaltung des technischen Fortschritts. Dem Offshore-Netzentwicklungsplan sind Angaben zum Stand der
Umsetzung des vorhergehenden Offshore-Netzentwicklungsplans und im Falle von Verzdgerungen die daflir
maBgeblichen Griinde der Verzégerung beizufligen. Der Entwurf des Offshore-Netzentwicklungsplans muss

im Einklang stehen mit dem Entwurf des Netzentwicklungsplans nach § 12b und hat den gemeinschaftsweiten
Netzentwicklungsplan nach Artikel 8 Absatz 3b der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 zu berucksichtigen.

(3) Der Offshore-Netzentwicklungsplan enthalt Festlegungen, in welchem Umfang die Anbindung von
bestehenden Projekten im Sinn des § 26 Absatz 2 des Windenergie-auf-See-Gesetzes ausnahmsweise (ber einen
anderen im Bundesfachplan Offshore nach § 17a festgelegten Cluster gemals § 17d Absatz 3 erfolgen kann.

(4) § 12b Absatz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.

(5) Ab dem 1. Januar 2018 legen die Betreiber von Ubertragungsnetzen keinen Offshore-Netzentwicklungsplan
mehr vor.

§ 17c Prufung und Bestatigung des Offshore-Netzentwicklungsplans durch die Regulierungsbehérde
sowie Offshore-Umsetzungsbericht der Ubertragungsnetzbetreiber

(1) Die Regulierungsbehérde prift in Abstimmung mit dem Bundesamt flr Seeschifffahrt und Hydrographie die
Ubereinstimmung des Offshore-Netzentwicklungsplans mit den Anforderungen nach § 17b. Im Ubrigen ist § 12¢c
entsprechend anzuwenden. Die Bestatigung des Offshore-Netzentwicklungsplans erfolgt fir MaBnahmen nach §
17b Absatz 1 Satz 2, deren geplanter Zeitpunkt der Fertigstellung nach dem Jahr 2025 liegt, unter dem Vorbehalt
der entsprechenden Festlegung der jeweiligen Offshore-Anbindungsleitung im Flachenentwicklungsplan nach § 5
des Windenergie-auf-See-Gesetzes.

(2) Die Regulierungsbehérde kann in Abstimmung mit dem Bundesamt fir Seeschifffahrt und Hydrographie
eine bereits erfolgte Bestatigung des Offshore-Netzentwicklungsplans nach Bekanntmachung der Zuschlage
nach § 34 des Windenergie-auf-See-Gesetzes aus dem Gebotstermin vom 1. April 2018 andern, soweit der
anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber die betreffende Offshore-Anbindungsleitung noch nicht
beauftragt hat und die Anderung fiir eine geordnete und effiziente Nutzung und Auslastung der Offshore-
Anbindungsleitung erforderlich ist.

(3) Die Betreiber von Ubertragungsnetzen legen der Regulierungsbehérde jeweils spatestens bis zum

30. September eines jeden geraden Kalenderjahres, beginnend mit dem Jahr 2018, einen gemeinsamen
Offshore-Umsetzungsbericht vor, den diese in Abstimmung mit dem Bundesamt flur Seeschifffahrt und
Hydrographie pruft. Dieser Bericht muss Angaben zum Stand der Umsetzung des zuletzt bestatigten Offshore-
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Netzentwicklungsplans und im Falle von Verzégerungen der Umsetzung die dafur maBgeblichen Grinde
enthalten. Die Regulierungsbehdérde veréffentlicht den Umsetzungsbericht und gibt allen tatsachlichen und
potenziellen Netznutzern Gelegenheit zur AuBerung. Ab dem Jahr 2020 ist kein Offshore-Umsetzungsbericht mehr
von den Ubertragungsnetzbetreibern vorzulegen.

§ 17d Umsetzung der Netzentwicklungsplane und des Flachenentwicklungsplans

(1) Betreiber von Ubertragungsnetzen, in deren Regelzone die Netzanbindung von Windenergieanlagen auf See
erfolgen soll (anbindungsverpflichteter Ubertragungsnetzbetreiber), haben die Offshore-Anbindungsleitungen
entsprechend den Vorgaben des Offshore-Netzentwicklungsplans und ab dem 1. Januar 2019 entsprechend
den Vorgaben des Netzentwicklungsplans und des Flachenentwicklungsplans gemaR § 5 des Windenergie-
auf-See-Gesetzes zu errichten und zu betreiben. Sie haben mit der Umsetzung der Netzanbindungen von
Windenergieanlagen auf See entsprechend den Vorgaben des Offshore-Netzentwicklungsplans und ab dem

1. Januar 2019 entsprechend den Vorgaben des Netzentwicklungsplans und des Flachenentwicklungsplans
gemal § 5 des Windenergie-auf-See-Gesetzes zu beginnen und die Errichtung der Netzanbindungen von
Windenergieanlagen auf See ziigig voranzutreiben. Eine Offshore-Anbindungsleitung nach Satz 1 ist ab dem
Zeitpunkt der Fertigstellung ein Teil des Energieversorgungsnetzes.

(1a) Es sind alle erforderlichen MaBnahmen zu ergreifen, damit die Offshore-Anbindungsleitungen, die im
Flachenentwicklungsplan festgelegt sind, rechtzeitig zum festgelegten Jahr der Inbetriebnahme errichtet werden
kdnnen. Insbesondere kdnnen mehrere Offshore-Anbindungsleitungen in einem Trassenkorridor pro Jahr errichtet
werden. Fur die Errichtung von Offshore-Anbindungsleitungen kénnen alle technisch geeigneten Verfahren
verwendet werden. Im Kistenmeer soll in den Jahren 2024 bis 2030 die Errichtung auch im Zeitraum vom 1. April
bis zum 31. Oktober erfolgen, wenn dies mit dem Kistenschutz vereinbar ist.

(1b) Der Betrieb von Offshore-Anbindungsleitungen soll in der Regel nicht dazu flihren, dass sich das Sediment
im Abstand zur Meeresbodenoberflache von 20 Zentimetern in der ausschlieflichen Wirtschaftszone oder

im Abstand von 30 Zentimetern im Kistenmeer um mehr als 2 Kelvin erwarmt. Eine starkere Erwarmung

ist zulassig, wenn sie nicht mehr als zehn Tage pro Jahr andauert oder weniger als 1 Kilometer Lange der
Offshore-Anbindungsleitung betrifft. Die Satze 1 und 2 sind sowohl auf bereits in Betrieb befindliche Offshore-
Anbindungsleitungen als auch auf neu zu errichtende Offshore-Anbindungsleitungen anwendbar. Auf die
parkinternen Seekabel und grenziberschreitende Kabelsysteme sind die Satze 1 bis 3 entsprechend anwendbar.

(2) Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber beauftragt die Offshore-Anbindungsleitung so
rechtzeitig, dass die Fertigstellungstermine in den im Flachenentwicklungsplan und im Netzentwicklungsplan
dafur festgelegten Kalenderjahren einschlieflich des Quartals im jeweiligen Kalenderjahr liegen. Der
anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber beauftragt die Offshore-Anbindungsleitung, sobald

die anzubindende Flache im Flachenentwicklungsplan festgelegt ist. Der anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber hat spatestens nach Auftragsvergabe die Daten der voraussichtlichen
Fertigstellungstermine der Offshore-Anbindungsleitung der Regulierungsbehérde bekannt zu machen und auf
seiner Internetseite zu verdffentlichen. Nach Bekanntmachung der voraussichtlichen Fertigstellungstermine nach
Satz 3 hat der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber mit den Betreibern der Windenergieanlage
auf See, die gemafR den §§ 20, 21, 34 oder 54 des Windenergie-auf-See-Gesetzes einen Zuschlag erhalten
haben, einen Realisierungsfahrplan abzustimmen, der die zeitliche Abfolge flr die einzelnen Schritte

zur Errichtung der Windenergieanlage auf See und zur Herstellung des Netzanschlusses enthalt. Dabei

sind die Fristen zur Realisierung der Windenergieanlage auf See gemal § 81 des Windenergie-auf-
See-Gesetzes und die Vorgaben gemaB § 5 Absatz 1 Nummer 4 des Windenergie-auf-See-Gesetzes im
Flachenentwicklungsplan zu beriicksichtigen. Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber und der
Betreiber der Windenergieanlage auf See haben sich regelmaRig Gber den Fortschritt bei der Errichtung der
Windenergieanlage auf See und der Herstellung des Netzanschlusses zu unterrichten; mégliche Verzégerungen
oder Abweichungen vom Realisierungsfahrplan sind unverziglich mitzuteilen. Die bekannt gemachten
voraussichtlichen Fertigstellungstermine kdnnen nur mit Zustimmung der Regulierungsbehérde im Benehmen
mit dem Bundesamt flir Seeschifffahrt und Hydrographie geandert werden; die Regulierungsbehérde trifft

die Entscheidung nach pflichtgemaBem Ermessen und unter Berlcksichtigung der Interessen der Beteiligten
und der volkswirtschaftlichen Kosten. 36 Monate vor Eintritt der voraussichtlichen Fertigstellung werden die
bekannt gemachten Fertigstellungstermine jeweils verbindlich. Die Satze 2 und 4 sind nicht auf Testfeld-
Anbindungsleitungen anzuwenden.

(3) Betreiber von Windenergieanlagen auf See mit einem Zuschlag nach den §§ 20, 21, 34 oder 54 des
Windenergie-auf-See-Gesetzes erhalten ausschlieBlich eine Kapazitat auf der Offshore-Anbindungsleitung, die zur
Anbindung des entsprechenden Clusters im Bundesfachplan Offshore nach § 17a oder der entsprechenden Flache
im Flachenentwicklungsplan nach § 5 des Windenergie-auf-See-Gesetzes vorgesehen ist. Ausnahmsweise kann
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eine Anbindung dber einen anderen im Bundesfachplan Offshore nach § 17a festgelegten Cluster erfolgen, sofern
dies im Bundesfachplan Offshore und im Offshore-Netzentwicklungsplan ausdricklich vorgesehen ist und dies fur
eine geordnete und effiziente Nutzung und Auslastung der Offshore-Anbindungsleitungen erforderlich ist.

(4) Die Regulierungsbehérde kann im Benehmen mit dem Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie

dem Betreiber einer Windenergieanlage auf See, der Uber zugewiesene Netzanbindungskapazitat verfugt,

die Netzanbindungskapazitat entziehen und ihm Netzanbindungskapazitat auf einer anderen Offshore-
Anbindungsleitung zuweisen (Kapazitatsverlagerung), soweit dies einer geordneten und effizienten Nutzung und
Auslastung von Offshore-Anbindungsleitungen dient und soweit dem die Bestimmungen des Bundesfachplans
Offshore und ab dem 1. Januar 2019 des Netzentwicklungsplans und des Flachenentwicklungsplans gemaR § 5 des
Windenergie-auf-See-Gesetzes nicht entgegenstehen. Vor der Entscheidung sind der betroffene Betreiber einer
Windenergieanlage auf See und der betroffene anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber zu héren.

(5) Die zugewiesene Netzanbindungskapazitat besteht, soweit und solange ein Planfeststellungsbeschluss oder
eine Plangenehmigung fur die Windenergieanlagen auf See wirksam ist. Wird ein Zuschlag nach den §§ 20, 21,
34 oder 54 des Windenergie-auf-See-Gesetzes unwirksam, entfallt die zugewiesene Netzanbindungskapazitat
auf der entsprechenden Offshore-Anbindungsleitung, die zur Anbindung der Flache vorgesehen ist. Die
Regulierungsbehérde teilt dem anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreiber unverziiglich die
Unwirksamkeit eines Zuschlags mit und ergreift im Benehmen mit dem Bundesamt fur Seeschifffahrt und
Hydrographie angemessene MaRnahmen flr eine geordnete und effiziente Nutzung und Auslastung der
betroffenen Offshore-Anbindungsleitung. Vor der Entscheidung ist der betroffene anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber zu héren.

(6) Anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber sind gegeniiber dem Inhaber einer Genehmigung zum
Bau von Windenergieanlagen auf See im Kistenmeer nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz verpflichtet, die
Netzanbindung von dem Umspannwerk der Windenergieanlagen auf See bis zu dem technisch und wirtschaftlich
glinstigsten Verkniipfungspunkt des nachsten Ubertragungsnetzes auf die technisch und wirtschaftlich giinstigste
Art und Weise zu errichten und zu betreiben. Inhaber einer Genehmigung zum Bau von Windenergieanlagen

auf See im Kistenmeer nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz haben einen Anspruch auf Anbindung

nach Satz 1 nur dann, wenn der auf der Flache im Klstenmeer erzeugte Strom ausschliefSlich im Wege

der sonstigen Direktvermarktung nach § 21a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes veraulRert wird und eine
Sicherheit entsprechend § 21 des Windenergie-auf-See-Gesetzes bezogen auf die genehmigte Héhe der zu
installierenden Leistung an die Bundesnetzagentur zur Sicherung von Ansprichen des anbindungsverpflichteten
Ubertragungsnetzbetreibers nach Absatz 9 geleistet wurde. § 31 Absatz 3 bis 5 des Erneuerbaren-Energien-
Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. Absatz 2 Satz 3 ist entsprechend fur Netzanbindungen nach

Satz 1 anzuwenden. Die Anbindungsverpflichtung entfallt, wenn Vorgaben des Flachenentwicklungsplans
entgegenstehen oder der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber gegeniiber der Bundesnetzagentur
eine Stellungnahme nach Satz 4 und Absatz 2 Satz 5 abgibt. Eine Netzanbindung nach Satz 1 ist ab dem
Zeitpunkt der Fertigstellung ein Teil des Energieversorgungsnetzes.

(7) Nachdem die Bundesnetzagentur auf Antrag des Inhabers der Genehmigung bestatigt hat, dass der
Nachweis Uber eine bestehende Finanzierung flr die Errichtung von Windenergieanlagen auf See in dem
Umfang der genehmigten Anlagen gegenuber der Bundesnetzagentur erbracht worden ist, beauftragt der
anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber unverziiglich die Netzanbindung nach Absatz 6. Der
anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber hat spatestens nach Auftragsvergabe den voraussichtlichen
Fertigstellungstermin der Netzanbindung der Bundesnetzagentur bekannt zu machen und auf seiner
Internetseite zu verdéffentlichen. Der bekannt gemachte voraussichtliche Fertigstellungstermin kann nur

mit Zustimmung der Regulierungsbehdérde verschoben werden, dabei trifft die Regulierungsbehdérde die
Entscheidung nach pflichtgemaRem Ermessen und unter Berucksichtigung der Interessen der Beteiligten und
der volkswirtschaftlichen Kosten. 30 Monate vor Eintritt der voraussichtlichen Fertigstellung wird der bekannt
gemachte Fertigstellungstermin verbindlich.

(8) Nach Bekanntmachung des voraussichtlichen Fertigstellungstermins nach Absatz 7 Satz 4 hat

der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber mit dem Inhaber der Genehmigung zum Bau

von Windenergieanlagen auf See im Kistenmeer nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz einen
Realisierungsfahrplan abzustimmen, der die zeitliche Abfolge flr die einzelnen Schritte zur Errichtung der
Windenergieanlage auf See und zur Herstellung des Netzanschlusses einschlieBlich eines Anschlusstermins
enthalt. Der Inhaber der Genehmigung flr die Errichtung der Windenergieanlagen auf See muss

1. spatestens sechs Monate vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin gegenuber der Bundesnetzagentur
den Nachweis erbringen, dass mit der Errichtung der Windenergieanlagen begonnen worden ist,
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2. spatestens zum verbindlichen Fertigstellungstermin gegenuber der Bundesnetzagentur den Nachweis
erbringen, dass die technische Betriebsbereitschaft mindestens einer Windenergieanlage auf See
einschliellich der zugehérigen parkinternen Verkabelung hergestellt worden ist, und

3. innerhalb von sechs Monaten nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin gegeniber der
Bundesnetzagentur den Nachweis erbringen, dass die technische Betriebsbereitschaft der
Windenergieanlagen auf See insgesamt hergestellt worden ist; diese Anforderung ist erfillt, wenn die
installierte Leistung der betriebsbereiten Anlagen mindestens zu 95 Prozent der genehmigten installierten
Leistung entspricht.

Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber und der Betreiber der Windenergieanlage auf See
haben sich regelmalig Gber den Fortschritt bei der Errichtung der Windenergieanlage auf See und der
Herstellung des Netzanschlusses zu unterrichten, dabei sind mdgliche Verzogerungen oder Abweichungen vom
Realisierungsfahrplan unverziglich auch der Bundesnetzagentur mitzuteilen.

(9) Der Inhaber der Genehmigung zum Bau von Windenergieanlagen auf See im Kustenmeer nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz muss an den anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreiber eine Ponale leisten,
wenn er gegen die Fristen nach Absatz 8 Satz 2 verstdft. Die Hohe der P6nale entspricht

1. bei Verstollen gegen Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 70 Prozent der nach Absatz 6 Satz 2 zu leistenden
Sicherheit,
bei Verstden gegen Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 70 Prozent der verbleibenden Sicherheit und

3. bei Verstdllen gegen Absatz 8 Satz 2 Nummer 3 dem Wert, der sich aus dem Betrag der verbleibenden

Sicherheit multipliziert mit dem Quotienten aus der installierten Leistung der nicht betriebsbereiten
Windenergieanlagen und der genehmigten zu installierenden Leistung ergibt.

§ 88 des Windenergie-auf-See-Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. Unbeschadet der P6nale nach Satz 1
entfallt der Anspruch nach Absatz 6 Satz 1 bei einem VerstoR gegen Absatz 8 Satz 2 Nummer 1. § 81 Absatz 2a
des Windenergie-auf-See-Gesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(10) Die Regulierungsbehorde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nahere Bestimmungen treffen

1. zur Umsetzung des Netzentwicklungsplans und des Flachenentwicklungsplans gemals § 5 des
Windenergie-auf-See-Gesetzes, zu den erforderlichen Schritten, die die Betreiber von Ubertragungsnetzen
zur Erfullung ihrer Pflichten nach Absatz 1 zu unternehmen haben, und zu deren zeitlicher Abfolge; dies
schlieBt Festlegungen zur Ausschreibung und Vergabe von Anbindungsleitungen, zur Vereinbarung
von Realisierungsfahrplanen nach Absatz 2 Satz 4, zur Information der Betreiber der anzubindenden
Windenergieanlagen auf See und zu einem Umsetzungszeitplan ein, und

2. zum Verfahren zur Kapazitatsverlagerung nach Absatz 4 und im Fall der Unwirksamkeit des Zuschlags
nach Absatz 5; dies schlieBt Festlegungen zur Art und Ausgestaltung der Verfahren sowie zu méglichen
Sicherheitsleistungen oder Garantien ein.

Festlegungen nach Nummer 2 erfolgen im Einvernehmen mit dem Bundesamt flir Seeschifffahrt und
Hydrographie.

(11) § 65 Absatz 2a ist entsprechend anzuwenden, wenn der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber
eine Leitung, die entsprechend den Vorgaben des Netzentwicklungsplans und des Flachenentwicklungsplans nach
§ 5 des Windenergie-auf-See-Gesetzes nach Absatz 1 errichtet werden muss, nicht entsprechend diesen Vorgaben
errichtet.

§ 17e Entschadigung bei Storungen oder Verzégerung der Anbindung von Offshore-Anlagen

(1) Ist die Einspeisung aus einer betriebsbereiten Windenergieanlage auf See langer als zehn

aufeinander folgende Tage wegen einer Stérung der Netzanbindung nicht maéglich, so kann der

Betreiber der Windenergieanlage auf See von dem nach § 17d Absatz 1 und 6 anbindungsverpflichteten
Ubertragungsnetzbetreiber ab dem elften Tag der Stérung unabhéngig davon, ob der anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber die Stérung zu vertreten hat, fiir entstandene Vermégensschaden eine Entschadigung
in Hohe von 90 Prozent des nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Fall der Direktvermarktung
bestehenden Zahlungsanspruchs abzlglich 0,4 Cent pro Kilowattstunde verlangen. Bei der Ermittlung der Hohe
der Entschadigung nach Satz 1 ist fur jeden Tag der Stérung, fur den der Betreiber der Windenergieanlage

auf See eine Entschadigung erhalt, die durchschnittliche Einspeisung einer vergleichbaren Anlage in dem
entsprechenden Zeitraum der Stérung zugrunde zu legen. Soweit Stérungen der Netzanbindung an mehr als
18 Tagen im Kalenderjahr auftreten, besteht der Anspruch abweichend von Satz 1 unmittelbar ab dem 19.

Tag im Kalenderjahr, an dem die Einspeisung auf Grund der Stérung der Netzanbindung nicht maéglich ist.
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Soweit der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber eine Stérung der Netzanbindung vorsatzlich
herbeigefuhrt hat, kann der Betreiber der Windenergieanlage auf See von dem anbindungsverpflichteten
Ubertragungsnetzbetreiber abweichend von Satz 1 ab dem ersten Tag der Stérung die Erfiillung des
vollstandigen, nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Fall der Direktvermarktung bestehenden
Zahlungsanspruchs abzuglich 0,4 Cent pro Kilowattstunde verlangen. Dartber hinaus ist eine Inanspruchnahme
des anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers fiir Vermégensschaden auf Grund einer gestorten
Netzanbindung ausgeschlossen. Der Anspruch nach Satz 1 entfallt, soweit der Betreiber der Windenergieanlage
auf See die Stérung zu vertreten hat.

(2) Ist die Einspeisung aus einer betriebsbereiten Windenergieanlage auf See nicht méglich, weil die
Netzanbindung nicht zu dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach § 17d Absatz 2 Satz 8 und Absatz 7 Satz
4 fertiggestellt ist, so kann der Betreiber der Windenergieanlage auf See ab dem Zeitpunkt der Herstellung

der Betriebsbereitschaft der Windenergieanlage auf See, frihestens jedoch ab dem 91. Tag nach dem
verbindlichen Fertigstellungstermin, eine Entschadigung entsprechend Absatz 1 Satz 1 und 2 verlangen.

Soweit der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber die nicht rechtzeitige Fertigstellung der
Netzanbindung vorsatzlich herbeigeflhrt hat, kann der Betreiber der Windenergieanlage auf See von dem
anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreiber abweichend von Satz 1 ab dem ersten Tag nach dem
verbindlichen Fertigstellungstermin die Erfillung des vollstandigen, nach § 19 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes im Fall der Direktvermarktung bestehenden Zahlungsanspruchs abzuglich 0,4 Cent pro Kilowattstunde
verlangen. Dariber hinaus ist eine Inanspruchnahme des anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers
far Vermdgensschaden auf Grund einer nicht rechtzeitig fertiggestellten Netzanbindung ausgeschlossen. Fur
den Anspruch auf Entschadigung nach diesem Absatz ist von einer Betriebsbereitschaft der Windenergieanlage
auf See im Sinne von Satz 1 auch auszugehen, wenn das Fundament der Windenergieanlage auf See und

die fur die Windenergieanlage auf See vorgesehene Umspannanlage zur Umwandlung der durch eine
Windenergieanlage auf See erzeugten Elektrizitat auf eine hdhere Spannungsebene errichtet sind und von der
Herstellung der tatsachlichen Betriebsbereitschaft zur Schadensminderung abgesehen wurde. Der Betreiber
der Windenergieanlage auf See hat samtliche Zahlungen nach Satz 1 zuzuglich Zinsen zuriickzugewahren,
soweit die Windenergieanlage auf See nicht innerhalb einer angemessenen, von der Regulierungsbehdrde
festzusetzenden Frist nach Fertigstellung der Netzanbindung die technische Betriebsbereitschaft tatsachlich
hergestellt hat; die §§ 286, 288 und 289 Satz 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend anwendbar.
Dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach § 17d Absatz 2 Satz 8 steht der Fertigstellungstermin aus der
unbedingten Netzanbindungszusage gleich, wenn die unbedingte Netzanbindungszusage dem Betreiber der
Windenergieanlage auf See bis zum 29. August 2012 erteilt wurde oder dem Betreiber der Windenergieanlage auf
See zunachst eine bedingte Netzanbindungszusage erteilt wurde und er bis zum 1. September 2012 die Kriterien
flr eine unbedingte Netzanbindungszusage nachgewiesen hat. Erhalt der Betreiber einer Windenergieanlage
auf See erst ab einem Zeitpunkt nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin einen Zuschlag nach § 23

oder § 34 des Windenergie-auf-See-Gesetzes, so ist dieser Absatz mit der MaRgabe anzuwenden, dass der
Zeitpunkt, ab dem nach § 24 Absatz 1 Nummer 2 oder § 37 Absatz 1 Nummer 1 des Windenergie-auf-See-
Gesetzes der Anspruch auf die Marktpramie nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes frihestens beginnt,
dem verbindlichen Fertigstellungstermin gleichsteht. Auf Zuschlage nach § 34 des Windenergie-auf-See-Gesetzes
ist Satz 1 in der am 9. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Ist die Einspeisung aus einer betriebsbereiten Windenergieanlage auf See an mehr als zehn Tagen im
Kalenderjahr wegen betriebsbedingten Wartungsarbeiten an der Netzanbindung nicht méglich, so kann der
Betreiber der Windenergieanlage auf See ab dem elften Tag im Kalenderjahr, an dem die Netzanbindung auf
Grund der betriebsbedingten Wartungsarbeiten nicht verfligbar ist, eine Entschadigung entsprechend Absatz 1
Satz 1 in Anspruch nehmen. Bei der Berechnung der Tage nach Satz 1 werden die vollen Stunden, in denen die
Wartungsarbeiten vorgenommen werden, zusammengerechnet.

(3a) Die Absatze 1 bis 3 sind fir Windenergieanlagen auf See, die in einer Ausschreibung nach Teil 3 des
Windenergie-auf-See-Gesetzes bezuschlagt wurden, mit der MaBgabe anzuwenden, dass die Entschadigung 90
Prozent des nach dem Windenergie-auf-See-Gesetz jeweils einschlagigen anzulegenden Werts, mindestens aber
90 Prozent des Monatsmarktwerts im Sinne der Anlage 1 Nummer 2.2.3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
betragt.

(4) Die Entschadigungszahlungen nach den Absatzen 1 bis 3a einschlieBlich der Kosten fiir eine
Zwischenfinanzierung sind bei der Ermittlung der Kosten des Netzbetriebs zur Netzentgeltbestimmung nicht zu
bertcksichtigen.

(5) Auf Vermdgensschaden auf Grund einer nicht rechtzeitig fertiggestellten oder gestérten Netzanbindung im
Sinne des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 ist § 32 Absatz 3 und 4 nicht anzuwenden.
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(6) Der Betreiber der Windenergieanlage auf See hat dem anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreiber
mit dem Tag, zu dem die Entschadigungspflicht des anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers nach
Absatz 1 oder Absatz 2 dem Grunde nach beginnt, mitzuteilen, ob er die Entschadigung nach den Absatzen 1
bis 2 begehrt oder ob die Berlcksichtigung der im Sinne des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 verzdgerten oder
gestorten Einspeisung nach § 50 Absatz 4 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfolgen soll.

§ 17f Belastungsausgleich
(1) Soweit sich aus den nachfolgenden Absatzen oder einer Rechtsverordnung nichts anderes ergibt, werden den
Ubertragungsnetzbetreibern nach den Vorgaben des Energiefinanzierungsgesetzes die Kosten erstattet

1. flr Entschadigungszahlungen nach § 17e,

2. fur MaBnahmen aus einem der Bundesnetzagentur vorgelegten Schadensminderungskonzept nach Absatz
3 Satz 2 und 3,

3. nach § 17d Absatz 1 und 6,

4, nach den §§ 17a und 17b,

5 nach § 12b Absatz 1 Satz 3 Nummer 7 und

6. far den Flachenentwicklungsplan nach § 5 des Windenergie-auf-See-Gesetzes.

Zu den nach Satz 1 Nummer 1 erstattungsfahigen Kosten zahlen auch die Kosten flr eine Zwischenfinanzierung
der Entschadigungszahlungen. Von den nach Satz 1 Nummer 1 erstattungsfahigen Kosten sind anlasslich des
Schadensereignisses nach § 17e erhaltene Vertragsstrafen, Versicherungsleistungen oder sonstige Leistungen
Dritter abzuziehen.

(2) Soweit der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber die Stérung der Netzanbindung im Sinn von

§ 17e Absatz 1 oder die nicht rechtzeitige Fertigstellung der Anbindungsleistung im Sinn von § 17e Absatz 2
verursacht hat, werden die Kosten nach Absatz 1 Satz 1 nach den Vorgaben des Energiefinanzierungsgesetzes im
Fall einer

1. vorsatzlichen Verursachung nicht erstattet,
2. fahrlassigen Verursachung nach Abzug eines Eigenanteils erstattet.

Der Eigenanteil nach Satz 1 Nummer 2 darf bei der Ermittiung der Netzentgelte nicht berlicksichtigt werden. Er
betragt pro Kalenderjahr

1. 20 Prozent flir Kosten bis zu einer Hohe von 200 Millionen Euro,

2. 15 Prozent flr Kosten, die 200 Millionen Ubersteigen, bis zu einer Héhe von 400 Millionen Euro,
3. 10 Prozent flr Kosten, die 400 Millionen Ubersteigen, bis zu einer Héhe von 600 Millionen Euro,
4, 5 Prozent fir Kosten, die 600 Millionen Ubersteigen, bis zu einer Héhe von 1 000 Millionen Euro.

Bei fahrlassig, jedoch nicht grob fahrlassig verursachten Schaden ist der Eigenanteil des anbindungsverpflichteten
Ubertragungsnetzbetreibers nach Satz 2 auf 17,5 Millionen Euro je Schadensereignis begrenzt. Soweit der
Betreiber einer Windenergieanlage auf See einen Schaden auf Grund der nicht rechtzeitigen Herstellung

oder der Stérung der Netzanbindung erleidet, wird vermutet, dass zumindest grobe Fahrlassigkeit des
anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers vorliegt.

(3) Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber hat alle méglichen und zumutbaren

MaBnahmen zu ergreifen, um einen Schadenseintritt zu verhindern, den eingetretenen Schaden
unverzuglich zu beseitigen und weitere Schaden abzuwenden oder zu mindern. Der anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber hat bei Schadenseintritt unverziglich der Bundesnetzagentur ein Konzept mit
den geplanten Schadensminderungsmalnahmen nach Satz 1 vorzulegen und dieses bis zur vollstandigen
Beseitigung des eingetretenen Schadens regelmaRig zu aktualisieren. Die Bundesnetzagentur kann bis zur
vollstadndigen Beseitigung des eingetretenen Schadens Anderungen am Schadensminderungskonzept nach
Satz 2 verlangen. Eine Erstattung der Kosten nach Absatz 1 findet nur statt, soweit der anbindungsverpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber nachweist, dass er alle mdglichen zumutbaren SchadensminderungsmaBnahmen
nach Satz 1 ergriffen hat. Der anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber hat den Schadenseintritt,
das der Bundesnetzagentur vorgelegte Schadensminderungskonzept nach Satz 2 und die ergriffenen
Schadensminderungsmanahmen zu dokumentieren und darlber auf seiner Internetseite zu informieren.

- Seite 80 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

(4) Der rechnerische Anteil an der zur Erstattung der Kosten nach Absatz 1 nach § 12 Absatz 1 des
Energiefinanzierungsgesetzes erhobenen Umlage, der auf die Kosten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 entfallt,
darf hdchstens 0,25 Cent pro Kilowattstunde betragen. Entschadigungszahlungen nach § 17e, die wegen einer
Uberschreitung des zuldssigen Héchstwerts nach Satz 1 in einem Kalenderjahr nicht erstattet werden kénnen,
werden einschlieBlich der Kosten des betroffenen anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers fiir eine
Zwischenfinanzierung in den folgenden Kalenderjahren erstattet.

§ 17g Haftung fiir Sachschaden an Windenergieanlagen auf See

Die Haftung des anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers gegeniiber Betreibern von
Windenergieanlagen auf See flr nicht vorsatzlich verursachte Sachschaden ist je Schadensereignis insgesamt
begrenzt auf 100 Millionen Euro. Ubersteigt die Summe der Einzelschaden bei einem Schadensereignis die
Hochstgrenze nach Satz 1, so wird der Schadensersatz in dem Verhaltnis gekirzt, in dem die Summe aller
Schadensersatzanspriiche zur Héchstgrenze steht.

§ 17h Abschluss von Versicherungen

Anbindungsverpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber sollen Versicherungen zur Deckung von Vermégens-
und Sachschaden, die beim Betreiber von Offshore-Anlagen auf Grund einer nicht rechtzeitig fertiggestellten
oder gestérten Anbindung der Offshore-Anlage an das Ubertragungsnetz des anbindungsverpflichteten
Ubertragungsnetzbetreibers entstehen, abschlieBen. Der Abschluss einer Versicherung nach Satz 1 ist der
Regulierungsbehérde nachzuweisen.

§ 17i Evaluierung

Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie Uberprift im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und far Verbraucherschutz bis zum 31. Dezember 2015 die praktische Anwendung und die Angemessenheit
der §§ 17e bis 17h. Die Evaluierung umfasst insbesondere die erfolgten Entschadigungszahlungen an Betreiber
von Windenergieanlagen auf See, den Eigenanteil der anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreiber

an Entschadigungszahlungen, die Mallnahmen und Anreize zur Minderung eventueller Schaden und zur
Kostenkontrolle, das Verfahren zum Belastungsausgleich, die Héhe des Aufschlags auf die Netzentgelte

fr Letztverbraucher flr Strombezlge aus dem Netz der allgemeinen Versorgung und den Abschluss von
Versicherungen.

§ 17j Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates die ndhere Ausgestaltung der Methode des Belastungsausgleichs nach § 17f sowie der Walzung der
dem Belastungsausgleich unterliegenden Kosten auf Letztverbraucher und ihre Durchflihrung sowie die Haftung
des anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreibers und Vorgaben an Versicherungen nach § 17h zu regeln.
Durch Rechtsverordnung nach Satz 1 kénnen insbesondere Regelungen getroffen werden

1. zur Ermittlung der Héhe der Ausgleichsbetrage; dies schlieRt Regelungen ein

a) zu Kriterien flir eine Prognose der zu erwartenden Kosten fur das folgende Kalenderjahr,

O

zu dem Ausgleich des Saldos aus tatsachlichen und prognostizierten Kosten,

(@)

)
) zur Verwaltung der Ausgleichsbetrage durch die Ubertragungsnetzbetreiber sowie
)

[oX

zur Ubermittlung der erforderlichen Daten;

zur Schaffung und Verwaltung einer Liquiditatsreserve durch die Ubertragungsnetzbetreiber;

3. zur Walzung der dem Belastungsausgleich nach § 17f unterliegenden Kosten der
Ubertragungsnetzbetreiber auf Letztverbraucher; dies schlieBt Regelungen zu Héchstgrenzen der fiir den
Belastungsausgleich erforderlichen Aufschlage auf die Netzentgelte der Letztverbraucher ein;

4. zur Verteilung der Kostenbelastung zwischen Netzbetreibern; dies schlieBt insbesondere Regelungen
zur Zwischenfinanzierung und zur Verteilung derjenigen Kosten ein, die im laufenden Kalenderjahr auf
Grund einer Uberschreitung der Prognose oder einer zulassigen Hochstgrenze nicht berlicksichtigt werden
kdnnen;

5. zu naheren Anforderungen an Schadensminderungsmalinahmen einschliefSlich Regelungen zur
Zumutbarkeit dieser MaBnahmen und zur Tragung der aus ihnen resultierenden Kosten;
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6. zu Verdffentlichungspflichten der anbindungsverpflichteten Ubertragungsnetzbetreiber hinsichtlich
eingetretener Schaden nach § 17e Absatz 1 und 2, der durchgeflihrten Schadensminderungsmafnahmen
und der dem Belastungsausgleich unterliegenden Entschadigungszahlungen;

7. zu Anforderungen an die Versicherungen nach § 17h hinsichtlich Mindestversicherungssumme und
Umfang des notwendigen Versicherungsschutzes.

§ 18 Allgemeine Anschlusspflicht

(1) Abweichend von § 17 haben Betreiber von Energieversorgungsnetzen flir Gemeindegebiete, in denen

sie Energieversorgungsnetze der allgemeinen Versorgung von Letztverbrauchern betreiben, allgemeine
Bedingungen fir den Netzanschluss von Letztverbrauchern in Niederspannung oder Niederdruck und flr die
Anschlussnutzung durch Letztverbraucher zu veréffentlichen sowie zu diesen Bedingungen jedermann an ihr
Energieversorgungsnetz anzuschlieBen und die Nutzung des Anschlusses zur Entnahme von Energie zu gestatten.
Diese Pflichten bestehen nicht, wenn

1. der Anschluss oder die Anschlussnutzung fiir den Betreiber des Energieversorgungsnetzes aus
wirtschaftlichen Grinden nicht zumutbar ist oder
2. ab dem 21. Dezember 2018 der Anschluss an ein L-Gasversorgungsnetz beantragt wird und der Betreiber

des L-Gasversorgungsnetzes nachweist, dass der beantragenden Partei auch der Anschluss an ein H-
Gasversorgungsnetz technisch méglich und wirtschaftlich zumutbar ist.

In der Regel sind die Kosten fur die Herstellung eines Anschlusses an ein H-Gasversorgungsnetz wirtschaftlich
zumutbar im Sinne von Satz 2 Nummer 2, wenn sie die Kosten fiir die Herstellung eines Anschlusses an ein L-
Gasversorgungsnetz nicht wesentlich Gbersteigen. Satz 2 Nummer 2 und Satz 3 sind nicht anzuwenden, wenn
der technische Umstellungstermin gemal § 19a Absatz 1 Satz 5 im Gebiet des beantragten Anschlusses bereits
zu veroffentlichen ist und der Gesamtbedarf an L-Gas in dem betreffenden L-Gasversorgungsnetz durch den
Anschluss nur unwesentlich erhéht wird.

(2) Wer zur Deckung des Eigenbedarfs eine Anlage zur Erzeugung von Elektrizitat auch in Verbindung mit einer
Anlage zur Speicherung elektrischer Energie betreibt oder sich von einem Dritten an das Energieversorgungsnetz
anschlieBen lasst, kann sich nicht auf die allgemeine Anschlusspflicht nach Absatz 1 Satz 1 berufen. Er kann

aber einen Netzanschluss unter den Voraussetzungen des § 17 verlangen. Satz 1 gilt nicht fur die Deckung

des Eigenbedarfs von Letztverbrauchern aus Anlagen der Kraft-Warme-Kopplung bis 150 Kilowatt elektrischer
Leistung und aus erneuerbaren Energien.

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Allgemeinen
Bedingungen flir den Netzanschluss und dessen Nutzung bei den an das Niederspannungs- oder Niederdrucknetz
angeschlossenen Letztverbrauchern angemessen festsetzen und hierbei unter Berlcksichtigung der Interessen
der Betreiber von Energieversorgungsnetzen und der Anschlussnehmer

1. die Bestimmungen Uber die Herstellung und Vorhaltung des Netzanschlusses sowie die Voraussetzungen
der Anschlussnutzung einheitlich festsetzen,

2. Regelungen dber den Vertragsabschluss und die Begriandung des Rechtsverhaltnisses der
Anschlussnutzung, den Ubergang des Netzanschlussvertrages im Falle des Uberganges des Eigentums
an der angeschlossenen Kundenanlage, den Gegenstand und die Beendigung der Vertrage oder der
Rechtsverhaltnisse der Anschlussnutzung treffen und

3. die Rechte und Pflichten der Beteiligten einheitlich festlegen.

Das Interesse des Anschlussnehmers an kostenglnstigen Lésungen ist dabei besonders zu berlcksichtigen. Die
Satze 1 und 2 gelten entsprechend fur Bedingungen offentlich-rechtlich gestalteter Versorgungsverhaltnisse mit
Ausnahme der Regelung des Verwaltungsverfahrens.

§ 19 Technische Vorschriften

(1) Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen sind verpflichtet, unter Berlicksichtigung der nach § 17
festgelegten Bedingungen und der allgemeinen technischen Mindestanforderungen nach Absatz 4 fur den
Netzanschluss von Erzeugungsanlagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie Elektrizitatsverteilernetzen,
Anlagen direkt angeschlossener Kunden, Verbindungsleitungen und Direktleitungen technische
Mindestanforderungen an deren Auslegung und deren Betrieb festzulegen und im Internet zu veréffentlichen.

(2) Betreiber von Gasversorgungsnetzen sind verpflichtet, unter Beriicksichtigung der nach § 17
festgelegten Bedingungen flir den Netzanschluss von LNG-Anlagen, dezentralen Erzeugungsanlagen und
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Gasspeicheranlagen, von anderen Fernleitungs- oder Gasverteilernetzen und von Direktleitungen technische
Mindestanforderungen an die Auslegung und den Betrieb festzulegen und im Internet zu veréffentlichen.
Betreiber von Gasversorgungsnetzen, an deren Gasversorgungsnetz mehr als 100 000 Kunden unmittelbar oder
mittelbar angeschlossen sind oder deren Netz Uber das Gebiet eines Landes hinausreicht, haben die technischen
Mindestanforderungen rechtzeitig durch Verdffentlichung auf ihrer Internetseite 6ffentlich zu konsultieren.

(3) Die technischen Mindestanforderungen nach den Absatzen 1 und 2 mussen die Interoperabilitat der

Netze sicherstellen sowie sachlich gerechtfertigt und nichtdiskriminierend sein. Die Interoperabilitat

umfasst insbesondere die technischen Anschlussbedingungen und die Bedingungen flir netzvertragliche
Gasbeschaffenheiten unter Einschluss von Gas aus Biomasse oder anderen Gasarten, soweit sie technisch und
ohne Beeintrachtigung der Sicherheit in das Gasversorgungsnetz eingespeist oder durch dieses Netz transportiert
werden kénnen. Fir die Gewahrleistung der technischen Sicherheit gilt § 49 Absatz 2 bis 4.

(4) Die Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen erstellen gemeinsam allgemeine technische
Mindestanforderungen. Der Verband der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. wird als beauftragte
Stelle bestimmt, um die allgemeinen technischen Mindestanforderungen zu verabschieden

1. nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/631 der Kommission vom 14. April 2016 zur Festlegung
eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen fur Stromerzeuger (ABI. L 112 vom 27.4.2016, S. 1),

2. nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1388 der Kommission vom 17. August 2016 zur
Festlegung eines Netzkodex fur den Lastanschluss (ABI. L 223 vom 18.8.2016, S. 10) und

3. nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1447 der Kommission vom 26. August 2016 zur
Festlegung eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen fur Hochspannungs-Gleichstrom-
Ubertragungssysteme und nichtsynchrone Stromerzeugungsanlagen mit Gleichstromanbindung (ABI. L
241 vom 8.9.2016, S. 1).

(5) Die Mindestanforderungen nach Absatz 4 sind der Regulierungsbehérde und dem Bundesministerium fir
Wirtschaft und Energie vor deren Verabschiedung mitzuteilen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie unterrichtet die Europaische Kommission nach Artikel 4 und Artikel 5 der Richtlinie (EU) 2015/1535 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 (ber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet
der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241 vom
17.9.2015, S. 1). Die Verabschiedung der Mindestanforderungen darf nicht vor Ablauf der jeweils maRgeblichen
Fristen nach Artikel 6 dieser Richtlinie erfolgen.

§ 19a Umstellung der Gasqualitat; Verordnungsermachtigung

(1) Stellt der Betreiber eines Gasversorgungsnetzes die in seinem Netz einzuhaltende Gasqualitat auf Grund
eines von einem oder mehreren Fernleitungsnetzbetreibern veranlassten und netztechnisch erforderlichen
Umstellungsprozesses dauerhaft von L-Gas auf H-Gas um, hat er die notwendigen technischen Anpassungen
der Netzanschlisse, Kundenanlagen und Verbrauchsgerate auf eigene Kosten vorzunehmen. Diese Kosten
werden bis einschlieBlich 31. Dezember 2016 auf alle Gasversorgungsnetze innerhalb des Marktgebiets
umgelegt, in dem das Gasversorgungsnetz liegt. Ab dem 1. Januar 2017 sind diese Kosten bundesweit auf alle
Gasversorgungsnetze unabhangig vom Marktgebiet umzulegen. Die naheren Modalitaten der Berechnung sind
der Kooperationsvereinbarung nach § 20 Absatz 1b und § 8 Absatz 6 der Gasnetzzugangsverordnung vorbehalten.
Betreiber von Gasversorgungsnetzen haben den jeweiligen technischen Umstellungstermin zwei Jahre vorher
auf ihrer Internetseite zu veroffentlichen und die betroffenen Anschlussnehmer entsprechend schriftlich zu
informieren; hierbei ist jeweils auch auf den Kostenerstattungsanspruch nach Absatz 3 hinzuweisen.

(2) Der Netzbetreiber teilt der zustandigen Regulierungsbehdrde jahrlich bis zum 31. August mit, welche
notwendigen Kosten ihm im vorherigen Kalenderjahr durch die Umstellung entstanden sind und welche
notwendigen Kosten ihm im folgenden Kalenderjahr planmaBig entstehen werden. Die Regulierungsbehérde
kann Entscheidungen durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 dariber treffen, in welchem Umfang technische
Anpassungen der Netzanschlisse, Kundenanlagen und Verbrauchsgerate notwendig im Sinne des Absatzes

1 Satz 1 sind. Daneben ist die Regulierungsbehérde befugt, gegeniber einem Netzbetreiber festzustellen,

dass bestimmte Kosten nicht notwendig waren. Der Netzbetreiber hat den erforderlichen Nachweis Uber die
Notwendigkeit zu fuhren. Kosten, deren fehlende Notwendigkeit die Regulierungsbehdrde festgestellt hat, durfen
nicht umgelegt werden.

(3) Installiert der Eigentimer einer Kundenanlage oder eines Verbrauchsgerats mit ordnungsgemaRem

Verwendungsnachweis auf Grund des Umstellungsprozesses nach Absatz 1 ein Neugerat, welches im Rahmen der
Umstellung nicht mehr angepasst werden muss, so hat der Eigentimer gegentber dem Netzbetreiber, an dessen
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Netz die Kundenanlage oder das Verbrauchsgerat angeschlossen ist, einen Kostenerstattungsanspruch. Dieser
Erstattungsanspruch entsteht nur dann, wenn die Installation nach dem Zeitpunkt der Verdéffentlichung gemaR
Absatz 1 Satz 5 und vor der Anpassung des Verbrauchsgerats auf die neue Gasqualitat im jeweiligen Netzgebiet
erfolgt. Der Erstattungsanspruch betragt 100 Euro fir jedes Neugerat. Der Eigentimer hat gegenuber dem
Netzbetreiber die ordnungsgemale Verwendung des Altgerats und die Anschaffung des Neugerats nachzuweisen.
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 sind entsprechend anzuwenden. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie
wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz durch
Rechtsverordnung das Nahere zu dardber hinausgehenden Kostenerstattungsansprichen fir technisch nicht
anpassbare Kundenanlagen oder Verbrauchsgerate zu regeln. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie
kann die Ermachtigung nach Satz 6 durch Rechtsverordnung unter Sicherstellung der Einvernehmensregelung
auf die Bundesnetzagentur Ubertragen. Die Pflichten nach den §§ 72 und 73 des Gebdudeenergiegesetzes vom 8.
August 2020 (BGBI. | S. 1728) bleiben unberihrt.

(4) Anschlussnehmer oder -nutzer haben dem Beauftragten oder Mitarbeiter des Netzbetreibers den Zutritt

zu ihrem Grundstick und zu ihren Raumen zu gestatten, soweit dies flr die nach Absatz 1 durchzufihrenden
Handlungen erforderlich ist. Die Anschlussnehmer und -nutzer sind vom Netzbetreiber vorab zu benachrichtigen.
Die Benachrichtigung kann durch schriftliche Mitteilung an die jeweiligen Anschlussnehmer oder -nutzer

oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens drei Wochen vor dem
Betretungstermin erfolgen; mindestens ein kostenfreier Ersatztermin ist anzubieten. Der Beauftragte oder
Mitarbeiter des Netzbetreibers muss sich entsprechend ausweisen. Die Anschlussnehmer und -nutzer haben dafur
Sorge zu tragen, dass die Netzanschllisse, Kundenanlagen und Verbrauchsgerate wahrend der durchzufihrenden
Handlungen zuganglich sind. Soweit und solange Netzanschlisse, Kundenanlagen oder Verbrauchsgerate

zum Zeitpunkt der Umstellung aus Grunden, die der Anschlussnehmer oder -nutzer zu vertreten hat, nicht
angepasst werden kdnnen, ist der Betreiber des Gasversorgungsnetzes berechtigt, den Netzanschluss und

die Anschlussnutzung zu verweigern. Hinsichtlich der Aufhebung der Unterbrechung des Anschlusses und der
Anschlussnutzung ist § 24 Absatz 5 der Niederdruckanschlussverordnung entsprechend anzuwenden. Das
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch Satz 1 eingeschrankt.

Abschnitt 3
Netzzugang

§ 20 Zugang zu den Energieversorgungsnetzen

(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben jedermann nach sachlich gerechtfertigten Kriterien
diskriminierungsfrei Netzzugang zu gewahren sowie die Bedingungen, einschlieBlich méglichst bundesweit
einheitlicher Mustervertrage, Konzessionsabgaben und unmittelbar nach deren Ermittiung, aber spatestens

zum 15. Oktober eines Jahres fur das Folgejahr Entgelte flr diesen Netzzugang im Internet zu veréffentlichen.
Sind die Entgelte flr den Netzzugang bis zum 15. Oktober eines Jahres nicht ermittelt, verdffentlichen die
Betreiber von Energieversorgungsnetzen die H6he der Entgelte, die sich voraussichtlich auf Basis der fur

das Folgejahr geltenden Erldsobergrenze ergeben wird. Sie haben in dem Umfang zusammenzuarbeiten, der
erforderlich ist, um einen effizienten Netzzugang zu gewahrleisten. Sie haben ferner den Netznutzern die fir
einen effizienten Netzzugang erforderlichen Informationen zur Verfigung zu stellen. Die Netzzugangsregelung soll
massengeschaftstauglich sein.

(1a) Zur Ausgestaltung des Rechts auf Zugang zu Elektrizitatsversorgungsnetzen nach Absatz 1 haben
Letztverbraucher von Elektrizitat oder Lieferanten Vertrage mit denjenigen Energieversorgungsunternehmen
abzuschlieBen, aus deren Netzen die Entnahme und in deren Netze die Einspeisung von Elektrizitat erfolgen

soll (Netznutzungsvertrag). Werden die Netznutzungsvertrage von Lieferanten abgeschlossen, so brauchen sie
sich nicht auf bestimmte Entnahmestellen zu beziehen (Lieferantenrahmenvertrag). Netznutzungsvertrag oder
Lieferantenrahmenvertrag vermitteln den Zugang zum gesamten Elektrizitatsversorgungsnetz. Alle Betreiber von
Elektrizitatsversorgungsnetzen sind verpflichtet, in dem AusmaR zusammenzuarbeiten, das erforderlich ist, damit
durch den Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen, der den Netznutzungs- oder Lieferantenrahmenvertrag
abgeschlossen hat, der Zugang zum gesamten Elektrizitatsversorgungsnetz gewahrleistet werden kann. Der
Netzzugang durch die Letztverbraucher und Lieferanten setzt voraus, dass Gber einen Bilanzkreis, der in

ein vertraglich begrindetes Bilanzkreissystem nach MaRRgabe einer Rechtsverordnung Uber den Zugang zu
Elektrizitatsversorgungsnetzen einbezogen ist, ein Ausgleich zwischen Einspeisung und Entnahme stattfindet.

(1b) Zur Ausgestaltung des Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen mussen Betreiber von Gasversorgungsnetzen
Einspeise- und Ausspeisekapazitaten anbieten, die den Netzzugang ohne Festlegung eines
transaktionsabhangigen Transportpfades ermdéglichen und unabhangig voneinander nutzbar und handelbar

sind. Zur Abwicklung des Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen ist ein Vertrag mit dem Netzbetreiber, in
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dessen Netz eine Einspeisung von Gas erfolgen soll, Gber Einspeisekapazitaten erforderlich (Einspeisevertrag).
Zusatzlich muss ein Vertrag mit dem Netzbetreiber, aus dessen Netz die Entnahme von Gas erfolgen soll,

Uber Ausspeisekapazitaten abgeschlossen werden (Ausspeisevertrag). Wird der Ausspeisevertrag von einem
Lieferanten mit einem Betreiber eines Verteilernetzes abgeschlossen, braucht er sich nicht auf bestimmte
Entnahmestellen zu beziehen. Alle Betreiber von Gasversorgungsnetzen sind verpflichtet, untereinander in

dem Ausmal verbindlich zusammenzuarbeiten, das erforderlich ist, damit der Transportkunde zur Abwicklung
eines Transports auch Uber mehrere, durch Netzkopplungspunkte miteinander verbundene Netze nur einen
Einspeise- und einen Ausspeisevertrag abschliefen muss, es sei denn, diese Zusammenarbeit ist technisch nicht
maoglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar. Sie sind zu dem in Satz 5 genannten Zweck verpflichtet, bei der
Berechnung und dem Angebot von Kapazitaten, der Erbringung von Systemdienstleistungen und der Kosten-
oder Entgeltwalzung eng zusammenzuarbeiten. Sie haben gemeinsame Vertragsstandards fir den Netzzugang
zu entwickeln und unter Berucksichtigung von technischen Einschrankungen und wirtschaftlicher Zumutbarkeit
alle Kooperationsmaglichkeiten mit anderen Netzbetreibern auszuschdpfen, mit dem Ziel, die Zahl der Netze
oder Teilnetze sowie der Bilanzzonen mdglichst gering zu halten. Betreiber von tber Netzkopplungspunkte
verbundenen Netzen haben bei der Berechnung und Ausweisung von technischen Kapazitaten mit dem Ziel
zusammenzuarbeiten, in moéglichst hohem Umfang aufeinander abgestimmte Kapazitaten in den miteinander
verbundenen Netzen ausweisen zu kdnnen. Bei einem Wechsel des Lieferanten kann der neue Lieferant vom
bisherigen Lieferanten die Ubertragung der fiir die Versorgung des Kunden erforderlichen, vom bisherigen
Lieferanten gebuchten Ein- und Ausspeisekapazitaten verlangen, wenn ihm die Versorgung des Kunden
entsprechend der von ihm eingegangenen Lieferverpflichtung ansonsten nicht mdglich ist und er dies
gegenuber dem bisherigen Lieferanten begrindet. Betreiber von Fernleitungsnetzen sind verpflichtet, die
Rechte an gebuchten Kapazitdten so auszugestalten, dass sie den Transportkunden berechtigen, Gas an jedem
Einspeisepunkt fir die Ausspeisung an jedem Ausspeisepunkt ihres Netzes oder, bei dauerhaften Engpassen,
eines Teilnetzes bereitzustellen (entry-exit System). Betreiber eines drtlichen Verteilernetzes haben den
Netzzugang nach MaRgabe einer Rechtsverordnung nach § 24 Gber den Zugang zu Gasversorgungsnetzen durch
Ubernahme des Gases an Einspeisepunkten ihrer Netze fiir alle angeschlossenen Ausspeisepunkte zu gewahren.

(1c) Vertrdge nach den Absatzen 1la und 1b dirfen das Recht zum Wechsel des Messstellenbetreibers nach
den Vorschriften des Messstellenbetriebsgesetzes weder behindern noch erschweren. Vertrage nach Absatz
1la mussen Vertrage mit Aggregatoren nach den §§ 41d und 41e ermdglichen, sofern dem die technischen
Anforderungen des Netzbetreibers nicht entgegenstehen.

(1d) Der Betreiber des Energieversorgungsnetzes, an das eine Kundenanlage oder eine Kundenanlage zur
betrieblichen Eigenversorgung angeschlossen ist, hat den Zahlpunkt zur Erfassung der durch die Kundenanlage
aus dem Netz der allgemeinen Versorgung entnommenen und in das Netz der allgemeinen Versorgung
eingespeisten Strommenge (Summenzahler) sowie alle Zahlpunkte bereitzustellen, die fir die Gewahrung des
Netzzugangs fur Unterzahler innerhalb der Kundenanlage im Wege der Durchleitung (bilanzierungsrelevante
Unterzahler) erforderlich sind. Bei der Belieferung der Letztverbraucher durch Dritte findet im erforderlichen
Umfang eine Verrechnung der Zahlwerte Gber Unterzahler statt. Einem Summenzahler nach Satz 1 stehen durch
einen virtuellen Summenzahler rechnerisch ermittelte Summenmesswerte eines Netzanschlusspunktes gleich,
wenn alle Messeinrichtungen, deren Werte in die Saldierung eingehen, mit intelligenten Messsystemen nach §
2 Satz 1 Nummer 7 des Messstellenbetriebsgesetzes ausgestattet sind. Bei nicht an ein Smart-Meter-Gateway
angebundenen Unterzahlern ist eine Verrechnung von Leistungswerten, die durch standardisierte Lastprofile
nach § 12 Absatz 1 der Stromnetzzugangsverordnung ermittelt werden, mit am Summenzahler erhobenen 15-
minUtigen Leistungswerten des Summenzahlers aus einer registrierenden Lastgangmessung zulassig.

(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen kénnen den Zugang nach Absatz 1 verweigern, soweit sie
nachweisen, dass ihnen die Gewahrung des Netzzugangs aus betriebsbedingten oder sonstigen Grinden unter
Bericksichtigung des Zwecks des § 1 nicht méglich oder nicht zumutbar ist. Die Ablehnung ist in Textform zu
begrinden und der Regulierungsbehdrde unverzuglich mitzuteilen. Auf Verlangen der beantragenden Partei muss
die Begrindung im Falle eines Kapazitatsmangels auch aussagekraftige Informationen dariber enthalten, welche
MaBnahmen und damit verbundene Kosten zum Ausbau des Netzes erforderlich waren, um den Netzzugang zu
ermdglichen; die Begrindung kann nachgefordert werden. Fir die Begriindung nach Satz 3 kann ein Entgelt, das
die Halfte der entstandenen Kosten nicht Gberschreiten darf, verlangt werden, sofern auf die Entstehung von
Kosten zuvor hingewiesen worden ist.

§ 20a Lieferantenwechsel

(1) Bei einem Lieferantenwechsel hat der neue Lieferant dem Letztverbraucher unverziglich in Textform zu
bestatigen, ob und zu welchem Termin er eine vom Letztverbraucher gewlinschte Belieferung aufnehmen kann.
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(2) Das Verfahren fur den Wechsel des Lieferanten oder des Aggregators darf drei Wochen, gerechnet ab dem
Zeitpunkt des Zugangs der Anmeldung zur Netznutzung durch den neuen Lieferanten bei dem Netzbetreiber, an
dessen Netz die Entnahmestelle angeschlossen ist, nicht Gberschreiten. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den
Zeitpunkt des Zugangs zu dokumentieren. Eine von Satz 1 abweichende Iangere Verfahrensdauer ist nur zulassig,
soweit die Anmeldung zur Netznutzung sich auf einen weiter in der Zukunft liegenden Liefertermin bezieht. Ab
dem 1. Januar 2026 muss der technische Vorgang des Stromlieferantenwechsels binnen 24 Stunden vollzogen
und an jedem Werktag madglich sein.

(3) Der Lieferantenwechsel oder der Wechsel des Aggregators durfen fur den Letztverbraucher mit keinen
zusatzlichen Kosten verbunden sein.

(4) Erfolgt der Lieferantenwechsel nicht innerhalb der in Absatz 2 vorgesehenen Frist, so kann der
Letztverbraucher von dem Lieferanten oder dem Netzbetreiber, der die Verzdégerung zu vertreten hat,
Schadensersatz nach den §§ 249 ff. des Blrgerlichen Gesetzbuchs verlangen. Der Lieferant oder der Netzbetreiber
tragt die Beweislast, dass er die Verzdgerung nicht zu vertreten hat. Nimmt der bisherige Lieferant die

Abmeldung von der Belieferung nicht unverziglich nach Vertragsbeendigung vor oder gibt er auf Nachfrage

des Netzbetreibers die Entnahmestelle bei Vertragsbeendigung nicht frei, kann der Letztverbraucher vom
Energielieferanten Schadensersatz nach MaRgabe des Satzes 1 verlangen.

§ 21 Bedingungen und Entgelte fiir den Netzzugang

(1) Die Bedingungen und Entgelte flr den Netzzugang mussen angemessen, diskriminierungsfrei, transparent
und durfen nicht unglinstiger sein, als sie von den Betreibern der Energieversorgungsnetze in vergleichbaren
Fallen fir Leistungen innerhalb ihres Unternehmens oder gegenliber verbundenen oder assoziierten Unternehmen
angewendet und tatsachlich oder kalkulatorisch in Rechnung gestellt werden.

(2) Die Entgelte werden auf der Grundlage der Kosten einer Betriebsfiihrung, die denen eines effizienten und
strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen mussen, unter Berlicksichtigung von Anreizen fiur eine
effiziente Leistungserbringung und einer angemessenen, wettbewerbsfahigen und risikoangepassten Verzinsung
des eingesetzten Kapitals gebildet, soweit in einer Rechtsverordnung nach § 24 nicht eine Abweichung von der
kostenorientierten Entgeltbildung bestimmt ist. Soweit die Entgelte kostenorientiert gebildet werden, dirfen
Kosten und Kostenbestandteile, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb nicht einstellen wirden, nicht
berlcksichtigt werden. Die notwendigen Investitionen in die Netze missen so vorgenommen werden kénnen,
dass die Lebensfahigkeit der Netze gewahrleistet ist.

(3) Betreiber von Energieversorgungsnetzen sind verpflichtet, die flr ihr Netz geltenden Netzentgelte auf

ihren Internetseiten zu verdffentlichen und auf Anfrage jedermann unverzuglich in Textform mitzuteilen. Die
Verdéffentlichung der geltenden Netzentgelte hat in einem Format zu erfolgen, das eine automatisierte Auslesung
der veréffentlichten Daten ermdglicht.

FuBnote

(+++ § 21: Zur Anwendung vgl. § 7 Abs. 3 MessbG +++)

§ 21a Regulierungsvorgaben fiir Anreize fiir eine effiziente Leistungserbringung;
Verordnungsermachtigung

(1) Soweit eine kostenorientierte Entgeltbildung im Sinne des § 21 Abs. 2 Satz 1 erfolgt, kdnnen nach

MaBgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 Netzzugangsentgelte der Betreiber von
Energieversorgungsnetzen abweichend von der Entgeltbildung nach § 21 Abs. 2 bis 4 auch durch eine Methode
bestimmt werden, die Anreize flr eine effiziente Leistungserbringung setzt (Anreizregulierung).

(2) Die Anreizregulierung beinhaltet die Vorgabe von Obergrenzen, die in der Regel fiir die Hohe der
Netzzugangsentgelte oder die Gesamterldse aus Netzzugangsentgelten gebildet werden, fiir eine
Regulierungsperiode unter Berlcksichtigung von Effizienzvorgaben. Die Obergrenzen und Effizienzvorgaben sind
auf einzelne Netzbetreiber oder auf Gruppen von Netzbetreibern sowie entweder auf das gesamte Elektrizitats-
oder Gasversorgungsnetz, auf Teile des Netzes oder auf die einzelnen Netz- und Umspannebenen bezogen. Dabei
sind Obergrenzen mindestens flir den Beginn und das Ende der Regulierungsperiode vorzusehen. Vorgaben flr
Gruppen von Netzbetreibern setzen voraus, dass die Netzbetreiber objektiv strukturell vergleichbar sind.
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(3) Die Regulierungsperiode darf zwei Jahre nicht unterschreiten und finf Jahre nicht Gberschreiten. Die Vorgaben
kénnen eine zeitliche Staffelung der Entwicklung der Obergrenzen innerhalb einer Regulierungsperiode vorsehen.
Die Vorgaben bleiben fiir eine Regulierungsperiode unverandert, sofern nicht Anderungen staatlich veranlasster
Mehrbelastungen auf Grund von Abgaben oder der Abnahme- und Vergiatungspflichten nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz und dem Kraft-Warme-Kopplungsgesetz oder anderer, nicht vom Netzbetreiber zu vertretender,
Umstande eintreten. Falls Obergrenzen fir Netzzugangsentgelte gesetzt werden, sind bei den Vorgaben die
Auswirkungen jahrlich schwankender Verbrauchsmengen auf die Gesamterldse der Netzbetreiber (Mengeneffekte)
zu bertcksichtigen.

(4) Bei der Ermittlung von Obergrenzen sind die durch den jeweiligen Netzbetreiber beeinflussbaren Kostenanteile
und die von ihm nicht beeinflussbaren Kostenanteile zu unterscheiden. Der nicht beeinflussbare Kostenanteil

an dem Gesamtentgelt wird nach § 21 Abs. 2 ermittelt; hierzu zahlen insbesondere Kostenanteile, die auf

nicht zurechenbaren strukturellen Unterschieden der Versorgungsgebiete, auf gesetzlichen Abnahme- und
Vergutungspflichten, Konzessionsabgaben und Betriebssteuern beruhen. Ferner gelten Mehrkosten fir die
Errichtung, den Betrieb oder die Anderung eines Erdkabels, das nach § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 planfestgestellt worden ist, gegeniber einer Freileitung bei der Ermittlung von
Obergrenzen nach Satz 1 als nicht beeinflussbare Kostenanteile. Soweit sich Vorgaben auf Gruppen von
Netzbetreibern beziehen, gelten die Netzbetreiber als strukturell vergleichbar, die unter Bertcksichtigung
struktureller Unterschiede einer Gruppe zugeordnet worden sind. Der beeinflussbare Kostenanteil wird nach § 21
Abs. 2 bis 4 zu Beginn einer Regulierungsperiode ermittelt. Effizienzvorgaben sind nur auf den beeinflussbaren
Kostenanteil zu beziehen. Die Vorgaben fir die Entwicklung oder Festlegung der Obergrenze innerhalb einer
Regulierungsperiode missen den Ausgleich der allgemeinen Geldentwertung unter Bertcksichtigung eines
generellen sektoralen Produktivitatsfaktors vorsehen.

(5) Die Effizienzvorgaben fiir eine Regulierungsperiode werden durch Bestimmung unternehmensindividueller
oder gruppenspezifischer Effizienzziele auf Grundlage eines Effizienzvergleichs unter Berticksichtigung
insbesondere der bestehenden Effizienz des jeweiligen Netzbetriebs, objektiver struktureller Unterschiede,

der inflationsbereinigten Produktivitatsentwicklung, der Versorgungsqualitat und auf diese bezogener
Qualitatsvorgaben sowie gesetzlicher Regelungen bestimmt. Qualitadtsvorgaben werden auf der Grundlage
einer Bewertung von ZuverlassigkeitskenngréRen oder NetzleistungsfahigkeitskenngréRen ermittelt, bei der
auch Strukturunterschiede zu bericksichtigen sind. Bei einem Versto8 gegen Qualitatsvorgaben kénnen auch
die Obergrenzen zur Bestimmung der Netzzugangsentgelte fir ein Energieversorgungsunternehmen gesenkt
werden. Die Effizienzvorgaben muissen so gestaltet und Uber die Regulierungsperiode verteilt sein, dass der
betroffene Netzbetreiber oder die betroffene Gruppe von Netzbetreibern die Vorgaben unter Nutzung der ihm
oder ihnen méglichen und zumutbaren MaBnahmen erreichen und Ubertreffen kann. Die Methode zur Ermittlung
von Effizienzvorgaben muss so gestaltet sein, dass eine geringfiigige Anderung einzelner Parameter der zugrunde
gelegten Methode nicht zu einer, insbesondere im Vergleich zur Bedeutung, iiberproportionalen Anderung der
Vorgaben flhrt.

(5a) Neben den Vorgaben nach Absatz 5 kdnnen auch Regelungen zur Verringerung von Kosten fur das
Engpassmanagement in den Ubertragungsnetzen und hierauf bezogene Referenzwerte vorgesehen werden.
Referenzwerte kénnen auf der Grundlage von Kosten flr das Engpassmanagement ermittelt werden. Bei Unter-
oder Uberschreitung der Referenzwerte kénnen auch die Obergrenzen zur Bestimmung der Netzzugangsentgelte
fur ein Energieversorgungsunternehmen angepasst werden. Dabei kdnnen auch gemeinsame Anreize fur alle
Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung vorgesehen werden und Vorgaben fiir eine
Aufteilung der Abweichungen von einem Referenzwert erfolgen. Eine Aufteilung nach Satz 4 kann nach den §§ 26,
28 und 30 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung erfolgen.

(6) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. zu bestimmen, ob und ab welchem Zeitpunkt Netzzugangsentgelte im Wege einer Anreizregulierung
bestimmt werden,

2. die ndhere Ausgestaltung der Methode einer Anreizregulierung nach den Absatzen 1 bis 5a und ihrer
Durchfihrung zu regeln sowie

3. zu regeln, in welchen Fallen und unter welchen Voraussetzungen die Regulierungsbehdrde im Rahmen der
Durchfihrung der Methoden Festlegungen treffen und MaBnahmen des Netzbetreibers genehmigen kann.

Insbesondere kénnen durch Rechtsverordnung nach Satz 1

1. Regelungen zur Festlegung der flr eine Gruppenbildung relevanten Strukturkriterien und Uber deren
Bedeutung flr die Ausgestaltung von Effizienzvorgaben getroffen werden,
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2. Anforderungen an eine Gruppenbildung einschlieRlich der dabei zu berucksichtigenden objektiven
strukturellen Umstande gestellt werden, wobei fiir Betreiber von Ubertragungsnetzen gesonderte
Vorgaben vorzusehen sind,

3. Mindest- und Hochstgrenzen flr Effizienz- und Qualitatsvorgaben vorgesehen und Regelungen fir den Fall
einer Unter- oder Uberschreitung sowie Regelungen fir die Ausgestaltung dieser Vorgaben einschliel8lich
des Entwicklungspfades getroffen werden,

4, Regelungen getroffen werden, unter welchen Voraussetzungen die Obergrenze innerhalb einer
Regulierungsperiode auf Antrag des betroffenen Netzbetreibers von der Regulierungsbehdrde abweichend
vom Entwicklungspfad angepasst werden kann,

5. Regelungen zum Verfahren bei der Berlicksichtigung der Inflationsrate unter Einbeziehung der
Besonderheiten der Einstandspreisentwicklung und des Produktivitatsfortschritts in der Netzwirtschaft
getroffen werden,

6. nahere Anforderungen an die Zuverlassigkeit einer Methode zur Ermittlung von Effizienzvorgaben gestellt
werden,
7. Regelungen getroffen werden, welche Kostenanteile dauerhaft oder voriibergehend als nicht

beeinflussbare Kostenanteile gelten,

8. Regelungen getroffen werden, die eine Beglinstigung von Investitionen vorsehen, die unter
Berlcksichtigung des Zwecks des § 1 zur Verbesserung der Versorgungssicherheit dienen,

9. Regelungen flr die Bestimmung von ZuverlassigkeitskenngréBen fir den Netzbetrieb unter
Bericksichtigung der Informationen nach § 51 und deren Auswirkungen auf die Regulierungsvorgaben
getroffen werden, wobei auch Senkungen der Obergrenzen zur Bestimmung der Netzzugangsentgelte
vorgesehen werden kdnnen,

10. Regelungen zur Erhebung der fiir die Durchfihrung einer Anreizregulierung erforderlichen Daten durch die
Regulierungsbehdérde getroffen werden,

11. Regelungen zur angemessenen Berlcksichtigung eines Zeitversatzes zwischen dem Anschluss von
Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und dem Ausbau der Verteilernetze im Effizienzvergleich
getroffen werden und

12.  Regelungen zur Referenzwertermittiung bezogen auf die Verringerung von Kosten flr
Engpassmanagement sowie zur ndheren Ausgestaltung der Kostenbeteiligung der Betreiber von
Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung bei Uber- und Unterschreitung dieser Referenzwerte
einschliellich des Entwicklungspfades, wobei auch Anpassungen der Obergrenzen durch Erhdhungen oder
Senkungen vorgesehen werden kénnen, getroffen werden.

(7) In der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 sind nahere Regelungen flir die Berechnung der Mehrkosten
von Erdkabeln nach Absatz 4 Satz 3 zu treffen.

FuBnote

(+++ § 21a: Zur Anwendung vgl. § 7 Abs. 3 MessbG +++)

§ 21b Sondervorschriften fiir regulatorische Anspriiche und Verpflichtungen der
Transportnetzbetreiber; Festlegungskompetenz

(1) Bei Betreibern von Transportnetzen gilt im Rahmen des Anreizregulierungssystems der regulatorische
Anspruch, der sich aus einer negativen Differenz auf dem Regulierungskonto zwischen den tatsachlich erzielbaren
Erldsen und den geplanten Kosten eines Kalenderjahres einerseits sowie den zuldssigen Erlésen und den
tatsachlich entstandenen Kosten eines Kalenderjahres andererseits ergibt, als Vermdgensgegenstand im Sinne
von § 246 Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs. Der Betrag eines regulatorischen Anspruchs nach Satz 1
ist bei Transportnetzbetreibern, die nicht die Einstufung als klein im Sinne von § 267 des Handelsgesetzbuchs
erfiillen, in der Bilanz unter dem Posten ,sonstige Vermdgensgegenstande” gesondert auszuweisen und

im Anhang des Jahresabschlusses zu erlautern. Bei Transportnetzbetreibern, die einen Konzernabschluss

nach den Vorschriften des Dritten Buchs Zweiter Abschnitt Zweiter Unterabschnitt Zweiter bis Achter Titel

des Handelsgesetzbuchs aufstellen, ist Satz 2 auf die Konzernbilanz und den Konzernanhang entsprechend
anzuwenden.

(2) Betreiber von Transportnetzen haben im Fall der dauerhaften Einstellung ihres Geschaftsbetriebs die
regulatorischen Anspriiche und Verpflichtungen im Rahmen des Anreizregulierungssystems, die sich aus
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Differenzen zwischen den tatsachlich erzielbaren Erlésen und den geplanten Kosten eines Kalenderjahres
einerseits sowie den zulassigen Erldsen und den tatsachlich entstandenen Kosten eines Kalenderjahres
andererseits ergeben, Uber die Erldsobergrenze des Jahres der dauerhaften Einstellung des Geschaftsbetriebs an
die Kunden dieses Jahres abzurechnen. Die Bundesnetzagentur trifft durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 ndhere
Bestimmungen zur Abrechnung nach Satz 1.

§ 21c (weggefallen)
§ 21d (weggefallen)
§ 21e (weggefallen)
§ 21f (weggefallen)
§ 21g (weggefallen)
§ 21h (weggefallen)
§ 21i (weggefallen)

§ 22 Beschaffung der Energie zur Erbringung von Ausgleichsleistungen

(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben die Energie, die sie zur Deckung von Verlusten und fur

den Ausgleich von Differenzen zwischen Ein- und Ausspeisung benétigen, nach transparenten, auch in Bezug
auf verbundene oder assoziierte Unternehmen nichtdiskriminierenden und marktorientierten Verfahren zu
beschaffen. Dem Ziel einer moglichst preisgunstigen Energieversorgung ist bei der Ausgestaltung der Verfahren,
zum Beispiel durch die Nutzung untertaglicher Beschaffung, besonderes Gewicht beizumessen, sofern hierdurch
nicht die Verpflichtungen nach den §§ 13, 16 und 16a gefahrdet werden.

(2) Bei der Beschaffung von Regelenergie durch die Betreiber von Ubertragungsnetzen ist ein
diskriminierungsfreies und transparentes Ausschreibungsverfahren anzuwenden, bei dem die Anforderungen,
die die Anbieter von Regelenergie fur die Teilnahme erfullen missen, soweit dies technisch maéglich ist, von

den Betreibern von Ubertragungsnetzen zu vereinheitlichen sind. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen haben
fur die Ausschreibung von Regelenergie eine gemeinsame Internetplattform einzurichten. Die Einrichtung der
Plattform nach Satz 2 ist der Regulierungsbehérde anzuzeigen. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen sind unter
Beachtung ihrer jeweiligen Systemverantwortung verpflichtet, zur Senkung des Aufwandes flr Regelenergie unter
Bericksichtigung der Netzbedingungen zusammenzuarbeiten. Die Regulierungsbehérde kann zur Verwirklichung
einer effizienten Beschaffung und der in § 1 Absatz 1 genannten Zwecke durch Festlegung nach § 29 Absatz

1 abweichend von Satz 1 auch andere transparente, diskriminierungsfreie und marktorientierte Verfahren zur
Beschaffung von Regelenergie vorsehen.

§ 23 Erbringung von Ausgleichsleistungen

Sofern den Betreibern von Energieversorgungsnetzen der Ausgleich des Energieversorgungsnetzes obliegt,
mussen die von ihnen zu diesem Zweck festgelegten Regelungen einschlieRlich der von den Netznutzern flr
Energieungleichgewichte zu zahlenden Entgelte sachlich gerechtfertigt, transparent, nichtdiskriminierend und
durfen nicht unglnstiger sein, als sie von den Betreibern der Energieversorgungsnetze in vergleichbaren Fallen
fur Leistungen innerhalb ihres Unternehmens oder gegeniiber verbundenen oder assoziierten Unternehmen
angewendet und tatsachlich oder kalkulatorisch in Rechnung gestellt werden. Die Entgelte sind auf der Grundlage
einer Betriebsfiihrung nach § 21 Abs. 2 kostenorientiert festzulegen und zusammen mit den Ubrigen Regelungen
im Internet zu veréffentlichen.

§ 23a Genehmigung der Entgelte fiir den Netzzugang

(1) Soweit eine kostenorientierte Entgeltbildung im Sinne des § 21 Abs. 2 Satz 1 erfolgt, bedlrfen Entgelte fur
den Netzzugang nach § 21 einer Genehmigung, es sei denn, dass in einer Rechtsverordnung nach § 21a Abs.
6 die Bestimmung der Entgelte fur den Netzzugang im Wege einer Anreizregulierung durch Festlegung oder
Genehmigung angeordnet worden ist.

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, soweit die Entgelte den Anforderungen dieses Gesetzes und den auf Grund
des § 24 erlassenen Rechtsverordnungen entsprechen. Die genehmigten Entgelte sind Hochstpreise und dirfen
nur (iberschritten werden, soweit die Uberschreitung ausschlieRlich auf Grund der Weitergabe nach Erteilung
der Genehmigung erh6hter Kostenwalzungssatze einer vorgelagerten Netz- oder Umspannstufe erfolgt; eine
Uberschreitung ist der Regulierungsbehérde unverziiglich anzuzeigen.
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(3) Die Genehmigung ist mindestens sechs Monate vor dem Zeitpunkt schriftlich oder elektronisch zu beantragen,
an dem die Entgelte wirksam werden sollen. Dem Antrag sind die fr eine Prufung erforderlichen Unterlagen
beizufligen; auf Verlangen der Regulierungsbehérde haben die Antragsteller Unterlagen auch elektronisch

zu Ubermitteln. Die Regulierungsbehdrde kann ein Muster und ein einheitliches Format fur die elektronische
Ubermittlung vorgeben. Die Unterlagen miissen folgende Angaben enthalten:

1. eine Gegenuberstellung der bisherigen Entgelte sowie der beantragten Entgelte und ihrer jeweiligen
Kalkulation,
2. die Angaben, die nach Maligabe der Vorschriften Gber die Strukturklassen und den Bericht tGber die

Ermittlung der Netzentgelte nach einer Rechtsverordnung tber die Entgelte flr den Zugang zu den
Energieversorgungsnetzen nach § 24 erforderlich sind, und

3. die Begriindung fiir die Anderung der Entgelte unter Beriicksichtigung der Regelungen nach § 21 und einer
Rechtsverordnung Uber die Entgelte fur den Zugang zu den Energieversorgungsnetzen nach § 24.

Die Regulierungsbehorde hat dem Antragsteller den Eingang des Antrags zu bestatigen. Sie kann die Vorlage
weiterer Angaben oder Unterlagen verlangen, soweit dies zur Priifung der Voraussetzungen nach Absatz 2
erforderlich ist; Satz 5 gilt flir nachgereichte Angaben und Unterlagen entsprechend. Das Bundesministerium flr
Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Verfahren
und die Anforderungen an die nach Satz 4 vorzulegenden Unterlagen naher auszugestalten.

(4) Die Genehmigung ist zu befristen und mit einem Vorbehalt des Widerrufs zu versehen; sie kann unter
Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Trifft die Regulierungsbehdérde innerhalb von sechs
Monaten nach Vorliegen der vollstandigen Unterlagen nach Absatz 3 keine Entscheidung, so gilt das beantragte
Entgelt als unter dem Vorbehalt des Widerrufs flir einen Zeitraum von einem Jahr genehmigt. Satz 2 gilt nicht,
wenn

1. das beantragende Unternehmen einer Verlangerung der Frist nach Satz 2 zugestimmt hat oder

2. die Regulierungsbehérde wegen unrichtiger Angaben oder wegen einer nicht rechtzeitig erteilten
Auskunft nicht entscheiden kann und dies dem Antragsteller vor Ablauf der Frist unter Angabe der Griinde
mitgeteilt hat.

(5) Ist vor Ablauf der Befristung oder vor dem Wirksamwerden eines Widerrufs nach Absatz 4 Satz 1 oder 2
eine neue Genehmigung beantragt worden, so kénnen bis zur Entscheidung Uber den Antrag die bis dahin
genehmigten Entgelte beibehalten werden. Ist eine neue Entscheidung nicht rechtzeitig beantragt, kann
die Regulierungsbehdérde unter Beriicksichtigung der §§ 21 und 30 sowie der auf Grund des § 24 erlassenen
Rechtsverordnungen ein Entgelt als Hochstpreis vorlaufig festsetzen.

§ 23b Veroffentlichungen der Regulierungsbhehorde; Festlegungskompetenz

(1) Die Regulierungsbehdérde verdffentlicht auf ihrer Internetseite, einschliefllich etwaiger darin enthaltener
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, unternehmensbezogen in nicht anonymisierter Form:

1. die gemal § 21a Absatz 2 durch die Regulierungsbehdérde fur eine Regulierungsperiode vorgegebenen
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen und, sofern abweichend, die zur Entgeltbildung vom Netzbetreiber
herangezogene angepasste kalenderjahrliche Erlésobergrenze jeweils als Summenwert,

2. den jahrlichen Aufschlag auf die Erlésobergrenze fiir Kapitalkosten, die aufgrund von nach dem Basisjahr
getatigten Investitionen in den Bestand betriebsnotwendiger Anlagegiter entstehen, als Summenwert,

3. die nach § 21a Absatz 4 in der vorgegebenen kalenderjahrlichen Erlésobergrenze enthaltenen dauerhaft
nicht beeinflussbaren sowie volatilen Kostenanteile sowie jeweils deren jahrliche Anpassung durch den
Netzbetreiber als Summenwert,

4, die nach § 21a Absatz 4 zu berlicksichtigenden jahrlichen beeinflussbaren und voribergehend nicht
beeinflussbaren Kostenbestandteile als Summenwert,

5. die in der vorgegebenen kalenderjahrlichen Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aufgrund von
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im Rahmen der staatlichen Energieforschungsférderung, welche
durch eine zustandige Behdrde eines Landes oder des Bundes, insbesondere des Bundesministeriums
fur Wirtschaft und Energie oder des Bundesministeriums fur Bildung und Forschung bewilligt wurde und
fachlich betreut werden, sowie deren jahrliche Anpassung durch den Netzbetreiber als Summenwert,

6. die Werte der nach § 21a Absatz 3 Satz 4 zu berlcksichtigenden Mengeneffekte,
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7. die gemal § 21a Absatz 5 ermittelten unternehmensindividuellen Effizienzwerte sowie die hierbei
erhobenen, gepriften und verwendeten Parameter zur Abbildung struktureller Unterschiede und die
Aufwandsparameter,

8. das in den Entscheidungen nach § 21a ermittelte Ausgangsniveau, die bei der Ermittlung der

kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung eingeflossenen Bilanzpositionen sowie die bei der Ermittlung der
kalkulatorischen Gewerbesteuer verwendete Messzahl sowie den Hebesatz, dabei ist gleiches anzuwenden
fur die in das Ausgangsniveau nach § 21a eingeflossenen Kosten oder Kostenbestandteile, die aufgrund
einer Uberlassung betriebsnotwendiger Anlagegliter durch Dritte anfallen,

9. jahrliche tatsachliche Kosten der genehmigten Investitionsmafnahmen fir die Erweiterung und
Umstrukturierung in die Transportnetze jeweils als Summenwert,

10. die ermittelten Kennzahlen zur Versorgungsqualitat sowie die ermittelten Kennzahlenvorgaben zur
Netzzuverlassigkeit und Netzleistungsfahigkeit einschlieBlich der zur Bestimmung der Strukturparameter
verwendeten GroBen und der daraus abgeleiteten Strukturparameter selbst und die Abweichungen der
Netzbetreiber von diesen Kennzahlenvorgaben wie auch die daraus resultierenden Zu- oder Abschlage auf
die Erlésobergrenzen,

11. Summe der Kosten fiir das Engpassmanagement nach § 21a Absatz 5a, einschlieBlich der Summe der
saldierten geleisteten und erhaltenen Zahlungen fir den finanziellen Ausgleich nach § 13a Absatz 2 und 5
Satz 3 sowie fir den finanziellen Ersatz nach § 14 Absatz 1c Satz 2,

12.  die jahrliche Entwicklung der Summe der Kosten flr die folgenden Systemdienstleistungen der
Ubertragungsnetzbetreiber,

a) fur Kraftwerksreserven der Transportnetzbetreiber Strom nach den §§ 13b, 13d, 13e und 13g
sowie

b) fur die gesicherte Versorgung von Kraftwerken mit Gas auBerhalb der Netzreserve nach § 13f,

13. die Daten, die bei der Ermittlung des generellen sektoralen Produktivitatsfaktors Verwendung finden,

14. die in der Entscheidung nach § 23 der Anreizregulierungsverordnung genannten Daten, ausgenommen
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Dritter,

15.  Kosten fur die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen als Summenwert und

16.  Kosten fur die an Betreiber einer dezentralen Erzeugungsanlage und an vorgelagerte Netzbetreiber
aufgrund von dezentraler Einspeisung gezahlten vermiedenen Netzentgelte als Summenwert.

Von einer Verdffentlichung der Daten nach Satz 1 Nummer 7, 8 und 12 ist abzusehen, wenn durch die
Verdffentlichung Rlckschlisse auf Kosten oder Preise Dritter méglich sind.

(2) Sonstige Befugnisse der Regulierungsbehodrde, Informationen und Daten zu veroffentlichen sowie im Einzelfall
oder durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 die Ver6ffentlichung von Informationen und Daten anzuordnen, bleiben
unberiihrt.

(3) Die Regulierungsbehérde kann die Betreiber von Energieversorgungsnetzen durch Festlegungen nach § 29
Absatz 1 verpflichten, die Daten nach Absatz 1 an sie zu Ubermitteln sowie Vorgaben zu Umfang, Zeitpunkt
und Form der mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den zuldssigen Datenformaten, Datentragern und
Ubertragungswegen treffen.

FuBnote

§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 Kursivdruck: Fehlschreibung des Wortes "betriebsnotweniger" in "betriebsnotwendiger"
korrigiert

§ 23c Veroffentlichungspflichten der Netzbetreiber

(1) Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen haben jeweils zum 1. April eines Jahres folgende
Strukturmerkmale ihres Netzes und netzrelevanten Daten auf ihrer Internetseite zu veroffentlichen:

1. die Stromkreislange jeweils der Kabel- und Freileitungen in der Niederspannungs-, Mittelspannungs-,
Hoch- und Hochstspannungsebene zum 31. Dezember des Vorjahres,

2. die installierte Leistung der Umspannebenen zum 31. Dezember des Vorjahres,

3. die im Vorjahr entnommene Jahresarbeit in Kilowattstunden pro Netz- und Umspannebene,
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die Anzahl der Entnahmestellen jeweils fur alle Netz- und Umspannebenen,

die Einwohnerzahl im Netzgebiet von Betreibern von Elektrizitatsversorgungsnetzen der
Niederspannungsebene zum 31. Dezember des Vorjahres,

die versorgte Flache zum 31. Dezember des Vorjahres,
die geographische Flache des Netzgebietes zum 31. Dezember des Vorjahres,

jeweils zum 31. Dezember des Vorjahres die Anzahl der Entnahmestellen mit einer viertelstiindlichen
registrierenden Leistungsmessung oder einer Zahlerstandsgangmessung und die Anzahl der sonstigen
Entnahmestellen,

den Namen des grundzustandigen Messstellenbetreibers sowie
Ansprechpartner im Unternehmen fur Netzzugangsfragen.

(2) Betreiber von Ubertragungsnetzen sind ferner verpflichtet, folgende netzrelevanten Daten unverziiglich und in
geeigneter Weise, zumindest auf ihrer Internetseite, zu veroffentlichen und zwei Jahre verfiigbar zu halten:

1.

die Summe der Stromabgaben aus dem Ubertragungsnetz (ber direkt angeschlossene Transformatoren
und Leitungen an Elektrizitatsverteilernetze und Letztverbraucher (vertikale Netzlast) viertelstundenscharf
in Megawatt pro Viertelstunde,

die Jahreshdchstlast pro Netz- und Umspannebene sowie den Lastverlauf als viertelstindige
Leistungsmessung,

die Netzverluste,

den viertelstlindigen Regelzonensaldo in Megawattstunden pro Viertelstunde sowie die tatsachlich
abgerufene Minutenreserve,

die grenzlberschreitenden Lastfliisse zusammengefasst je Kuppelstelle inklusive einer Vorschau auf die
Kapazitatsvergabe,

die marktrelevanten Ausfalle und Planungen fiir Revisionen der Ubertragungsnetze,
die Mengen und die durchschnittlichen jahrlichen Beschaffungspreise der Verlustenergie und

Daten zur prognostizierten Einspeisung von Windenergie und Solarenergie auf Grundlage der vortagigen
Prognosen, die auch die Betreiber von Ubertragungsnetzen verwenden, und zur tatséchlichen Einspeisung
anhand der Daten, die die Betreiber von Ubertragungsnetzen untereinander verrechnen in Megawatt pro
Viertelstunde.

(3) Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen sind ferner verpflichtet, folgende netzrelevanten Daten unverzuglich
in geeigneter Weise, zumindest auf ihrer Internetseite, zu veroffentlichen:

1.

die Jahreshdchstlast pro Netz- und Umspannebene sowie den Lastverlauf als viertelstindige
Leistungsmessung,

die Netzverluste,
die Summenlast der nicht leistungsgemessenen Kunden und die Summenlast der Netzverluste,

die Summenlast der Fahrplanprognosen fur Lastprofilkunden und die Restlastkurve der Lastprofilkunden
bei Anwendung des analytischen Verfahrens,

die Hochstentnahmelast und der Bezug aus der vorgelagerten Netzebene,
die Summe aller Einspeisungen pro Spannungsebene und im zeitlichen Verlauf und
die Mengen und Preise der Verlustenergie.

(4) Betreiber von Gasversorgungsnetzen haben jeweils zum 1. April eines Jahres folgende Strukturmerkmale ihres
Netzes und netzrelevanten Daten auf ihrer Internetseite zu veréffentlichen:

1.

die Lange des Gasleitungsnetzes jeweils getrennt fir die Niederdruck-, Mitteldruck- und Hochdruckebene
zum 31. Dezember des Vorjahres,

die Lange des Gasleitungsnetzes in der Hochdruckebene nach Leitungsdurchmesserklassen,

die im Vorjahr durch Weiterverteiler und Letztverbraucher entnommene Jahresarbeit in Kilowattstunden
oder in Kubikmetern,
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4, die Anzahl der Ausspeisepunkte jeweils fur alle Druckstufen,

die zeitgleiche Jahreshdchstlast aller Entnahmen in Megawatt oder Kubikmetern pro Stunde und den
Zeitpunkt des jeweiligen Auftretens,

6. die Zuordenbarkeit jeder Entnahmestelle zu einem oder mehreren Marktgebieten,

die Mindestanforderungen an allgemeine Geschaftsbedingungen flir Ein- oder Ausspeisevertrage und an
Bilanzkreisvertrage sowie die Kooperationsvereinbarungen zum Netzzugang sowie

8. fur den Netzanschluss von Biogas- und LNG-Anlagen neben den in § 19 Absatz 2 aufgefiihrten
Angaben ferner, unter Wahrung von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen, die fur die Prifung des
Netzanschlussbegehrens erforderlichen Angaben, die standardisierten Bedingungen fur den Netzanschluss
und eine laufend aktualisierte, Ubersichtliche Darstellung der Netzauslastung in ihrem gesamten Netz
einschlieBlich der Kennzeichnung tatsachlicher oder zu erwartender Engpasse.

(5) Betreiber von Fernleitungsnetzen sind ferner verpflichtet, folgende netzrelevanten Daten unverziiglich und in
geeigneter Weise, zumindest auf ihrer Internetseite, zu veréffentlichen:

1. eine unter Betreibern angrenzender Netze abgestimmte einheitliche Bezeichnung fur
Netzkopplungspunkte oder Ein- oder Ausspeisezonen, unter denen dort Kapazitat gebucht werden kann,

2. einmal jahrlich Angaben Uber Termine von Kapazitatsversteigerungen auf der
Kapazitatsbuchungsplattform, mindestens fur die nachsten fiinf Jahre im Voraus,

3. Angaben zu den Erlésen aus der Vermarktung von Kapazitaten mittels einer Auktionierung auf der
Kapazitatsbuchungsplattform sowie

4, Angaben Uber die Ermittlung und Berechnung der Lastflusssimulation sowie mindestens einmal jahrlich

eine Dokumentation der durchgefihrten kapazitatserhbhenden MaBnahmen und ihrer jeweiligen Kosten.
Die Veroffentlichungspflichten der Fernleitungsnetzbetreiber nach Anhang | zur Verordnung (EG) Nr. 715/2009
bleiben unberihrt.

(6) Betreiber von Gasverteilernetzen sind ferner verpflichtet, folgende netzrelevanten Daten unverzlglich und in
geeigneter Weise, zumindest auf ihrer Internetseite, zu verdffentlichen:

1. die Gasbeschaffenheit bezuglich des Brennwerts ,Hg n“ sowie am zehnten Werktag des Monats den
Abrechnungsbrennwert des Vormonats an allen Ein- und Ausspeisepunkten,
2. Regeln fur den Anschluss anderer Anlagen und Netze an das vom Netzbetreiber betriebene Netz sowie

Regeln fur den Zugang solcher Anlagen und Netze zu dem vom Netzbetreiber betriebenen Netz,
im Ortlichen Verteilernetz die zur Anwendung kommenden Standardlastprofile sowie

im oOrtlichen Verteilernetz eine Karte, auf der schematisch erkennbar ist, welche Bereiche in einem
Gemeindegebiet an das ortliche Gasverteilernetz angeschlossen sind.

(7) Die Veroffentlichung der Angaben nach den Absatzen 1 bis 6 hat in einem gangigen Format zu erfolgen, fur
Angaben nach Absatz 5 ist zudem eine automatisierte Auslesung der verdffentlichten Daten von der Internetseite
zu ermoglichen. Die Angaben nach den Absatzen 2, 3, Absatz 4 Nummer 7 und 8 sowie den Absatzen 5 und 6
sind bei Anderungen unverziglich anzupassen, mindestens monatlich oder, falls es die Verfiigbarkeit kurzfristiger
Dienstleistungen erfordert, taglich. Fernleitungsnetzbetreiber haben die Angaben auf ihrer Internetseite zusatzlich
in englischer Sprache zu ver6ffentlichen.

§ 23d Verordnungsermachtigung zur Transparenz der Kosten und Entgelte fiir den Zugang zu
Energieversorgungsnetzen

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, Regelungen zur Veréffentlichung weiterer Daten zu den Kosten und Entgelten fir den
Zugang zu Gas- und Elektrizitatsversorgungsnetzen, einschlieBlich etwaiger Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse,
durch die Regulierungsbehérde, Unternehmen oder Vereinigungen von Unternehmen zu treffen, soweit die
Veroffentlichung die Interessen der Betroffenen am Schutz ihrer Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse nicht
unangemessen beeintrachtigt und erforderlich ist fiir die Nachvollziehbarkeit der Regulierung, insbesondere des
Effizienzvergleichs sowie der Kosten der Energiewende.
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§ 24 Regelungen zu den Netzzugangsbedingungen, Entgelten fiir den Netzzugang sowie zur
Erbringung und Beschaffung von Ausgleichsleistungen; Verordnungsermachtigung

Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. die Bedingungen fir den Netzzugang einschliefSlich der Beschaffung und Erbringung von
Ausgleichsleistungen oder Methoden zur Bestimmung dieser Bedingungen sowie Methoden zur
Bestimmung der Entgelte fir den Netzzugang gemaR den §§ 20 bis 23 festzulegen, wobei die Entgelte
fir den Zugang zu Ubertragungsnetzen teilweise oder vollstandig auch bundesweit einheitlich festgelegt
werden kdnnen,

2. zu regeln, in welchen Fallen und unter welchen Voraussetzungen die Regulierungsbehérde diese
Bedingungen oder Methoden festlegen oder auf Antrag des Netzbetreibers genehmigen kann,

3. zu regeln, in welchen Sonderfallen der Netznutzung und unter welchen Voraussetzungen die
Regulierungsbehorde im Einzelfall individuelle Entgelte fiir den Netzzugang genehmigen oder untersagen
kann und wie Erstattungspflichten der Transportnetzbetreiber fiir entgangene Erlése von Betreibern
nachgelagerter Verteilernetze, die aus individuellen Netzentgelten fur die Netznutzung folgen,
ausgestaltet werden kénnen und wie die daraus den Transportnetzbetreibern entstehenden Kosten als
Aufschlag auf die Netzentgelte anteilig auf die Letztverbraucher umgelegt werden kénnen, sowie

4, zu regeln, in welchen Fallen die Regulierungsbehoérde von ihren Befugnissen nach § 65 Gebrauch zu
machen hat.

Insbesondere kénnen durch Rechtsverordnungen nach Satz 1

1. die Betreiber von Energieversorgungsnetzen verpflichtet werden, zur Schaffung maéglichst einheitlicher
Bedingungen bei der Gewahrung des Netzzugangs in naher zu bestimmender Weise, insbesondere unter
gleichberechtigtem Einbezug der Netznutzer, zusammenzuarbeiten,

2. die Rechte und Pflichten der Beteiligten, insbesondere die Zusammenarbeit und Pflichten der Betreiber
von Energieversorgungsnetzen, einschlieBlich des Austauschs der erforderlichen Daten und der fur den
Netzzugang erforderlichen Informationen, einheitlich festgelegt werden,

2a. die Rechte der Verbraucher bei der Abwicklung eines Anbieterwechsels festgelegt werden,

3. die Art sowie die Ausgestaltung des Netzzugangs und der Beschaffung und Erbringung von
Ausgleichsleistungen einschlieBlich der hierfur erforderlichen Vertrage und Rechtsverhaltnisse und
des Ausschreibungsverfahrens auch unter Abweichung von § 22 Absatz 2 Satz 2 festgelegt werden,
die Bestimmungen der Vertrage und die Ausgestaltung der Rechtsverhaltnisse einheitlich festgelegt
werden sowie Regelungen Uber das Zustandekommen, den Inhalt und die Beendigung der Vertrage
und Rechtsverhaltnisse getroffen werden, wobei insbesondere auch Vorgaben fir die Vertrage und
Rechtsverhaltnisse zwischen Letztverbrauchern, Lieferanten und beteiligten Bilanzkreisverantwortlichen
bei der Erbringung von Regelleistung gemacht werden kdnnen,

3a. im Rahmen der Ausgestaltung des Netzzugangs zu den Gasversorgungsnetzen flir Anlagen zur Erzeugung
von Biogas im Rahmen des Auswahlverfahrens bei drohenden Kapazitatsengpassen sowie beim Zugang zu
oOrtlichen Verteilernetzen Vorrang gewahrt werden,

3b. die Regulierungsbehérde befugt werden, die Zusammenfassung von Teilnetzen, soweit dies technisch
mdglich und wirtschaftlich zumutbar ist, anzuordnen,

4, Regelungen zur Ermittiung der Entgelte fir den Netzzugang getroffen werden, wobei

a) vorgesehen werden kann, dass insbesondere Kosten des Netzbetriebs, die zuordenbar durch die
Integration von dezentralen Anlagen zur Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen verursacht
werden, bundesweit umgelegt werden kdnnen,

b) vorzusehen ist, dass die Grundlage fir die Ermittlung der Entgelte fir den Zugang zu den
Ubertragungsnetzen zwar getrennt fiir jeden Ubertragungsnetzbetreiber kostenorientiert nach §
21a ermittelt wird, aber die Héhe der Entgelte fir den Zugang zu den Ubertragungsnetzen ab dem
1. Januar 2019 teilweise und ab dem 1. Januar 2023 vollstandig bundesweit einheitlich festgelegt
wird und Mehr- oder Mindererlése, die den Ubertragungsnetzbetreiber dadurch entstehen, durch
eine finanzielle Verrechnung zwischen ihnen ausgeglichen oder bundesweit umgelegt werden
sowie der bundeseinheitliche Mechanismus hierflr naher ausgestaltet wird,

) die Methode zur Bestimmung der Entgelte so zu gestalten ist, dass eine Betriebsflihrung
nach § 21 Absatz 2 gesichert ist und die fur die Betriebs- und Versorgungssicherheit sowie die
Funktionsfahigkeit der Netze notwendigen Investitionen in die Netze gewahrleistet sind und
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Anreize zu netzentlastender Energieeinspeisung und netzentlastendem Energieverbrauch gesetzt
werden, und

d) vorgesehen werden kann, inwieweit Kosten, die auf Grundlage einer Vereinbarung eines
Betreibers von Ubertragungsnetzen mit Dritten entstehen, bei der Bestimmung der Netzkosten zu
berlcksichtigen sind,

4a. Regelungen zur Steigerung der Kosteneffizienz von MaBnahmen fiir Netz- und Systemsicherheit nach § 13
vorgesehen werden,

5. bei einer Regelung nach Satz 1 Nummer 3 vorsehen, dass ein Belastungsausgleich entsprechend den
§§ 26, 28 und 30 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBI. | S. 2498), das
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 29. August 2016 (BGBI. | S. 2034) geandert worden ist, erfolgen
kann, wobei dieser Belastungsausgleich mit der MaRgabe erfolgen kann, dass sich das Netzentgelt flr
selbstverbrauchte Strombeziige, die liber 1 Gigawattstunde hinausgehen, an dieser Abnahmestelle
héchstens um 0,05 Cent je Kilowattstunde und flr Unternehmen des produzierenden Gewerbes, deren
Stromkosten fur selbstverbrauchten Strom im vorangegangenen Geschaftsjahr 4 Prozent des Umsatzes
im Sinne von § 277 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs Uberstiegen, fur die Uber 1 Gigawattstunde
hinausgehenden selbstverbrauchten Strombeziige um hdchstens 0,025 Cent je Kilowattstunde erhéhen,

6. Regelungen dariber getroffen werden, welche netzbezogenen und sonst fur ihre Kalkulation
erforderlichen Daten die Betreiber von Energieversorgungsnetzen erheben und Uber welchen Zeitraum sie
diese aufbewahren missen.

Im Falle des Satzes 2 Nr. 1 und 2 ist das Interesse an der Ermdglichung eines effizienten und
diskriminierungsfreien Netzzugangs im Rahmen eines mdéglichst transaktionsunabhangigen Modells unter
Beachtung der jeweiligen Besonderheiten der Elektrizitats- und Gaswirtschaft besonders zu beriicksichtigen;

die Zusammenarbeit soll dem Ziel des § 1 Abs. 2 dienen. Regelungen nach Satz 2 Nr. 3 kénnen auch weitere
Anforderungen an die Zusammenarbeit der Betreiber von Ubertragungsnetzen bei der Beschaffung von
Regelenergie und zur Verringerung des Aufwandes flir Regelenergie sowie in Abweichung von § 22 Absatz 2 Satz
1 Bedingungen und Methoden fur andere effiziente, transparente, diskriminierungsfreie und marktorientierte
Verfahren zur Beschaffung von Regelenergie vorsehen. Regelungen nach Satz 2 Nr. 4 kénnen nach MaRgabe
des § 120 vorsehen, dass Entgelte nicht nur auf der Grundlage von Ausspeisungen, sondern erganzend auch

auf der Grundlage von Einspeisungen von Energie berechnet und in Rechnung gestellt werden, wobei bei
Einspeisungen von Elektrizitat aus dezentralen Erzeugungsanlagen auch eine Erstattung eingesparter Entgelte fiir
den Netzzugang in den vorgelagerten Netzebenen vorgesehen werden kann.

§ 24a Schrittweise Angleichung der Ubertragungsnetzentgelte, Bundeszuschiisse;
Festlegungskompetenz

(1) Eine Rechtsverordnung nach §..24 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe b zur schrittweisen bundesweit einheitlichen
Festlegung der Netzentgelte der Ubertragungsnetzbetreiber kann insbesondere

1. vorsehen, dass fiir einen schrittweise steigenden Anteil der Ubertragungsnetzkosten ein
bundeseinheitlicher Netzentgeltanteil bestimmt wird oder ein schrittweise gréRer werdender
prozentualer Aufschlag oder Abschlag auf die Netzentgelte der Ubertragungsnetzbetreiber erfolgt, bis ein
bundeseinheitliches Ubertragungsnetzentgelt erreicht ist,

2. Entlastungsregelungen flr die stromkostenintensive Industrie vorsehen, sofern die Voraussetzung des §
118 Absatz 24 nicht eingetreten ist.

(2) Die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung haben bei der Ermittlung der
bundeseinheitlichen Ubertragungsnetzentgelte, die auf Grundlage der Rechtsverordnung nach § 24 Satz 2
Nummer 4 Buchstabe b erfolgt, fiir ein nachfolgendes Kalenderjahr rechnerisch einen Bundeszuschuss von
dem Gesamtbetrag der in die Ermittlung der bundeseinheitlichen Ubertragungsnetzentgelte einflieRenden
Erlésobergrenzen abzuziehen, sofern

1. das Haushaltsgesetz flr das laufende Kalenderjahr eine Verpflichtungsermachtigung zum Zweck der
Absenkung der Ubertragungsnetzentgelte im nachfolgenden Kalenderjahr enthalt oder

2. das Haushaltsgesetz fr das nachfolgende Kalenderjahr Haushaltsansatze zur Absenkung der
Ubertragungsnetzentgelte enthalt.

Sofern im Haushaltsgesetz des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr vorangeht, in dem der Bundeszuschuss
erfolgen soll, eine Verpflichtungsermachtigung zum Zweck der Absenkung der Ubertragungsnetzentgelte
veranschlagt wurde, richtet sich die Hohe des Zuschusses nach dem Betrag, der von der Bundesrepublik
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Deutschland in einem Bescheid an die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung festgesetzt
worden ist, wenn der Bescheid den Ubertragungsnetzbetreibern mit Regelzonenverantwortung spatestens
am 30. September des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr vorangeht, in dem der Zuschuss erfolgen soll,
bekannt gegeben wird; dabei besteht keine Pflicht zum Erlass eines Bescheides. Die Aufteilung der Zahlungen
zur Absenkung der Ubertragungsnetzentgelte auf die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung
erfolgt entsprechend dem jeweiligen Anteil ihrer Erldsobergrenze an der Summe der Erldsobergrenzen aller
Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung. Zwischen den Ubertragungsnetzbetreibern mit
Regelzonenverantwortung und der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium fur
Wirtschaft und Klimaschutz, wird vor der Bereitstellung eines Bundeszuschusses zum Zweck der Absenkung
der Ubertragungsnetzentgelte im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen ein éffentlich-
rechtlicher Vertrag abgeschlossen. Die Bundesnetzagentur ist berechtigt, durch Festlegung nach § 29 Absatz
1 nahere Vorgaben zur Berucksichtigung des Bundeszuschusses bei der Ermittlung der bundeseinheitlichen
Ubertragungsnetzentgelte zu machen.

§ 24b Zuschuss zur anteiligen Finanzierung der Ubertragungsnetzkosten; Zahlungsmodalititen

(1) Die Netzkosten des Kalenderjahres 2023 der Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung
werden anteilig durch einen Zuschuss in H6he von insgesamt 12,84 Milliarden Euro gedeckt. Der Zuschuss wird
aus dem Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes finanziert. Zu diesem Zweck sind
die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung berechtigt, den nach Absatz 2 fiir sie berechneten
Anteil an dem Zuschuss von dem Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes
abzubuchen. Macht ein Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung von seiner Berechtigung

zur Abbuchung nach Satz 3 Gebrauch, hat diese in Hohe seines Anteils nach Absatz 2 an dem Betrag von 1,07
Milliarden Euro zum 15. eines Kalendermonats zu erfolgen, wobei sich die Berechtigung auf den Zeitraum
beginnend mit dem 15. Februar 2023 und endend mit dem 15. Januar 2024 beschrankt.

(2) Die Aufteilung der monatlichen Zuschussbetrage auf die Ubertragungsnetzbetreiber mit
Regelzonenverantwortung erfolgt entsprechend dem jeweiligen Anteil des Anstiegs ihrer Erlésobergrenze des
Kalenderjahres 2023 gegenlber ihrer Erldsobergrenze des Kalenderjahres 2022 an der Summe des Anstiegs

der Erlésobergrenzen aller Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung. Die Abbuchung der
monatlichen Zuschussbetrége zu den Ubertragungsnetzkosten von dem Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des
Strompreisbremsegesetzes an die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung erfolgt entsprechend
diesem Verhaltnis.

(3) Die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung haben den Zuschuss nach Absatz 1 Satz 1
bei der Ermittlung der bundeseinheitlichen Ubertragungsnetzentgelte, die auf Grundlage der Rechtsverordnung
nach § 24 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe b erfolgt, flr das Kalenderjahr 2023 rechnerisch von dem Gesamtbetrag
der in die Ermittlung der bundeseinheitlichen Ubertragungsnetzentgelte einflieRenden Erlésobergrenzen
abzuziehen und entsprechend die Netzentgelte mindernd einzusetzen. Die Bundesnetzagentur ist berechtigt,
durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nahere Vorgaben zur Beriicksichtigung des Zuschusses bei der Ermittiung
der bundeseinheitlichen Ubertragungsnetzentgelte zu machen.

(4) Soweit das Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes bis zum zehnten Tag eines
Kalendermonats kein ausreichendes Guthaben aufweist, damit eine Auszahlung nach Absatz 1 Satz 3 getatigt
werden kann, ist eine Buchung in entsprechender Hohe von dem separaten Bankkonto fiir die Aufgaben nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz nach § 47 Absatz 1 Satz 1 des Energiefinanzierungsgesetzes auf das Bankkonto
nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes zulassig und vorzunehmen, soweit die Gesamtsumme
dieser Buchungen den Betrag, den die Bundesrepublik Deutschland auf Grund des Bescheides vom 9. Oktober
2020 als Zuschuss zur Absenkung der EEG-Umlage geleistet hat, nicht Ubersteigt.

(5) Wenn das Bankkonto nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Strompreisbremsegesetzes auch nach den

Buchungen nach Absatz 4 zur Gewahrung der monatlichen Rate nach Absatz 1 Satz 3 nicht ausreichend
gedeckt ist oder eine Abbuchung nach Absatz 1 Satz 2 aus rechtlichen Grinden nicht méglich ist,

sind die Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung abweichend von § 20 Absatz 1

berechtigt, ihre Netzentgelte im Kalenderjahr 2023 einmalig unterjahrig zum ersten Tag eines Monats
anzupassen. Die Entscheidung zur Neukalkulation der Ubertragungsnetzentgelte nach Satz 1 ist von allen
Ubertragungsnetzbetreibern mit Regelzonenverantwortung gemeinsam zu treffen. Die beabsichtigte Anpassung
ist sechs Wochen vor ihrem Wirksamwerden der Bundesnetzagentur mitzuteilen und auf der gemeinsamen
Internetseite der Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung zu verdffentlichen. Sofern die
Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung das Recht nach Satz 1 zur einmaligen unterjahrigen
Anpassung ihrer Netzentgelte nutzen, sind auch die Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen abweichend von §
20 Absatz 1 berechtigt, auf dieser Grundlage ihre Netzentgelte zu demselben Datum anzupassen.
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§ 25 Ausnahmen vom Zugang zu den Gasversorgungsnetzen im Zusammenhang mit unbedingten
Zahlungsverpflichtungen

Die Gewahrung des Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen ist im Sinne des § 20 Abs. 2 insbesondere dann
nicht zumutbar, wenn einem Gasversorgungsunternehmen wegen seiner im Rahmen von Gasliefervertragen
eingegangenen unbedingten Zahlungsverpflichtungen ernsthafte wirtschaftliche und finanzielle
Schwierigkeiten entstehen wirden. Auf Antrag des betroffenen Gasversorgungsunternehmens entscheidet

die Regulierungsbehdérde, ob die vom Antragsteller nachzuweisenden Voraussetzungen des Satzes 1

vorliegen. Die Priifung richtet sich nach Artikel 48 der Richtlinie 2009/73/EG (ABI. L 211 vom 14.8.20009, S.

94). Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die bei der Priifung nach Artikel 48 der Richtlinie 2009/73/EG
anzuwendenden Verfahrensregeln festzulegen. In der Rechtsverordnung nach Satz 4 kann vorgesehen werden,
dass eine Entscheidung der Regulierungsbehdérde, auch abweichend von den Vorschriften dieses Gesetzes,
ergehen kann, soweit dies in einer Entscheidung der Kommission der Europaischen Gemeinschaften vorgesehen
ist.

§ 26 Zugang zu LNG-Anlagen, vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und Gasspeicheranlagen im Bereich
der leitungsgebundenen Versorgung mit Erdgas

(1) Soweit es zur Bericksichtigung von Besonderheiten von LNG-Anlagen erforderlich ist, kann die
Bundesnetzagentur durch Festlegung oder Genehmigung nach § 29 Absatz 1 Regelungen fur den Zugang zu LNG-
Anlagen treffen. Diese Regelungen kdnnen zum Gegenstand haben:

1. die Rechte und Pflichten eines Betreibers von LNG-Anlagen,

2. die Bedingungen, unter denen der Betreiber der LNG-Anlage Zugang zur LNG-Anlage gewahren muss,
3. die nahere Ausgestaltung der Ermittiung der Kosten und Entgelte des Anlagenbetriebs sowie

4, die Anwendbarkeit der Anreizregulierung nach § 21a.

Die Regelungen und Entscheidungen kénnen von Rechtsverordnungen nach § 24 abweichen oder diese erganzen.

(2) Der Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und zu Gasspeicheranlagen erfolgt abweichend von den
§§ 20 bis 24 auf vertraglicher Grundlage nach MaBgabe der §§ 27 und 28.

§ 27 Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen

(1) Betreiber von vorgelagerten Rohrleitungsnetzen haben anderen Unternehmen das vorgelagerte
Rohrleitungsnetz fiir Durchleitungen zu Bedingungen zur Verfliigung zu stellen, die angemessen und nicht
ungunstiger sind, als sie von ihnen in vergleichbaren Fallen fur Leistungen innerhalb ihres Unternehmens oder
gegenuber verbundenen oder assoziierten Unternehmen tatsachlich oder kalkulatorisch in Rechnung gestellt
werden. Dies gilt nicht, soweit der Betreiber nachweist, dass ihm die Durchleitung aus betriebsbedingten oder
sonstigen Griinden unter Berucksichtigung des Zwecks des § 1 nicht méglich oder nicht zumutbar ist. Die
Ablehnung ist in Textform zu begriinden. Die Verweigerung des Netzzugangs nach Satz 2 ist nur zulassig, wenn
einer der in Artikel 20 Abs. 2 Satz 3 Buchstabe a bis d der Richtlinie 2003/55/EG genannten Griinde vorliegt.
Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates die Bedingungen des Zugangs zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und die Methoden zur
Berechnung der Entgelte fiir den Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen unter Beriicksichtigung des
Zwecks des § 1 festzulegen.

(2) Bei grenzlberschreitenden Streitigkeiten tber den Zugang zu vorgelagerten Rohrleitungsnetzen konsultiert
die Regulierungsbehdérde betroffene Mitgliedstaaten und Drittstaaten nach MaRgabe des Verfahrens nach Artikel
34 Absatz 4 der Richtlinie 2009/73/EG in der Fassung der Richtlinie (EU) 2019/692 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 17. April 2019 zur Anderung der Richtlinie 2009/73/EG des Europaischen Parlaments und

des Rates vom 13. Juli 2009 Uber gemeinsame Vorschriften fir den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 2003/55/EG (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 94), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2019/692 (ABI. L 117
vom 3.5.2019, S. 1) geandert worden ist.

§ 28 Zugang zu Gasspeicheranlagen; Verordnungsermachtigung
(1) Betreiber von Gasspeicheranlagen haben anderen Unternehmen den Zugang zu ihren Gasspeicheranlagen

und Hilfsdiensten zu angemessenen und diskriminierungsfreien technischen und wirtschaftlichen Bedingungen
zu gewahren, sofern der Zugang fur einen effizienten Netzzugang im Hinblick auf die Belieferung der Kunden
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technisch oder wirtschaftlich erforderlich ist. Der Zugang zu einer Gasspeicheranlage gilt als technisch oder
wirtschaftlich erforderlich fur einen effizienten Netzzugang im Hinblick auf die Belieferung von Kunden,
wenn es sich bei der Gasspeicheranlage um einen Untergrundspeicher, mit Ausnahme von unterirdischen
Réhrenspeichern, handelt. Der Zugang ist im Wege des verhandelten Zugangs zu gewahren.

(2) Betreiber von Gasspeicheranlagen kdnnen den Zugang nach Absatz 1 verweigern, soweit sie nachweisen, dass
ihnen der Zugang aus betriebsbedingten oder sonstigen Grinden unter Berlcksichtigung des Zwecks des § 1
nicht méglich oder nicht zumutbar ist. Die Ablehnung ist in Textform zu begrinden.

(3) Betreiber von Gasspeicheranlagen sind verpflichtet, den Standort der Gasspeicheranlage, Informationen
Uber verfugbare Kapazitaten, dartber, zu welchen Gasspeicheranlagen verhandelter Zugang zu gewahren ist,
sowie ihre wesentlichen Geschaftsbedingungen fur den Speicherzugang im Internet zu verdéffentlichen. Dies
betrifft insbesondere die verfahrensmallige Behandlung von Speicherzugangsanfragen, die Beschaffenheit des
zu speichernden Gases, die nominale Arbeitsgaskapazitat, die Ein- und Ausspeicherungsperiode, soweit fur ein
Angebot der Betreiber von Gasspeicheranlagen erforderlich, sowie die technisch minimal erforderlichen Volumen
fur die Ein- und Ausspeicherung. Die Betreiber von Gasspeicheranlagen konsultieren bei der Ausarbeitung der
wesentlichen Geschaftsbedingungen die Speichernutzer.

(4) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates die technischen und wirtschaftlichen Bedingungen sowie die inhaltliche Gestaltung der Vertrage
Uber den Zugang zu den Gasspeicheranlagen zu regeln.

§ 28a Neue Infrastrukturen

(1) Verbindungsleitungen zwischen Deutschland und anderen Staaten oder LNG- und Gasspeicheranlagen kénnen
von der Anwendung der §§ 8 bis 10e sowie §§ 20 bis 28 befristet ausgenommen werden, wenn

1. durch die Investition der Wettbewerb bei der Gasversorgung und die Versorgungssicherheit verbessert
werden,

2. es sich um gréRere neue Infrastrukturanlagen im Sinne des Artikel 36 Absatz 1 der Richtlinie 2009/73/EG
handelt, bei denen insbesondere das mit der Investition verbundene Risiko so hoch ist, dass die Investition
ohne eine Ausnahmegenehmigung nicht getatigt wirde,

3. die Infrastruktur Eigentum einer natirlichen oder juristischen Person ist, die entsprechend der §§ 8 bis 10e
von den Netzbetreibern getrennt ist, in deren Netzen die Infrastruktur geschaffen wird,

von den Nutzern dieser Infrastruktur Entgelte erhoben werden und

die Ausnahme sich nicht nachteilig auf den Wettbewerb auf den jeweiligen Markten, die wahrscheinlich
von der Investition betroffen sein werden, auf das effiziente Funktionieren des Erdgasbinnenmarktes, auf
das effiziente Funktionieren der betroffenen regulierten Netze oder auf die Erdgasversorgungssicherheit
der Europaischen Union auswirkt.

(2) Absatz 1 gilt auch fur Kapazitatsaufstockungen bei vorhandenen Infrastrukturen, die insbesondere hinsichtlich
ihres Investitionsvolumens und des zusatzlichen Kapazitatsvolumens bei objektiver Betrachtung wesentlich sind,
und fir Anderungen dieser Infrastrukturen, die die ErschlieBung neuer Gasversorgungsquellen ermdglichen.

(3) Auf Antrag des betroffenen Gasversorgungsunternehmens entscheidet die Regulierungsbehdrde, ob die

vom Antragsteller nachzuweisenden Voraussetzungen nach Absatz 1 oder 2 vorliegen. Die Priufung und das
Verfahren richten sich nach Artikel 36 Absatz 3 bis 9 der Richtlinie 2009/73/EG. Die Regulierungsbehdrde

hat eine Entscheidung Uber einen Antrag nach Satz 1 nach MaRRgabe einer endgiltigen Entscheidung der
Kommission nach Artikel 36 Absatz 9 der Richtlinie 2009/73/EG zu &ndern oder aufzuheben; die §§ 48 und 49 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberihrt.

(4) Die Entscheidungen werden von der Regulierungsbehdrde auf ihrer Internetseite veréffentlicht.
FuBnote

(+++ § 28a Abs. 3 Satz 1: Zur Anwendung vgl. § 118 Abs. 27 +++)

§ 28b Bestandsleitungen zwischen Deutschland und einem Drittstaat

(1) Gasverbindungsleitungen mit einem Drittstaat im Sinne des Artikels 49a der Richtlinie 2009/73/EG, die vor
dem 23. Mai 2019 fertiggestellt wurden, werden von der Regulierungsbehdrde auf Antrag des Betreibers dieser
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Gasverbindungsleitung in Bezug auf die im Hoheitsgebiet Deutschlands befindlichen Leitungsabschnitte von der
Anwendung der §§ 8 bis 10e sowie der §§ 20 bis 28 befristet freigestellt, wenn

1. der erste Kopplungspunkt der Leitung mit dem Netz eines Mitgliedstaates in Deutschland liegt,
2. objektive Grunde flr eine Freistellung vorliegen, insbesondere

a) die Ermaglichung der Amortisierung der getatigten Investitionen oder

b) Grinde der Versorgungssicherheit, und

3. die Freistellung sich nicht nachteilig auf den Wettbewerb auf dem Erdgasbinnenmarkt in der Europaischen
Union und dessen effektives Funktionieren auswirkt und die Versorgungssicherheit in der Europaischen
Union nicht beeintrachtigt wird.

Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Fernleitungen mit Drittstaaten, die im Rahmen einer mit der Europaischen Union
geschlossenen Vereinbarung zur Umsetzung der Richtlinie 2009/73/EG verpflichtet sind und diese Richtlinie
wirksam umgesetzt haben.

(2) Der Antragsteller hat dem Antrag alle zur Prifung des Antrags erforderlichen Unterlagen beizufiigen. Mit dem
Antrag sind zum Nachweis der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 Gutachten einzureichen,
die durch fachkundige und unabhangige Sachverstandige erstellt worden sein missen. Die Gutachten sollen
insbesondere zu der Frage Stellung nehmen, ob Nebenbestimmungen nach Absatz 7 zur Einhaltung der
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 beitragen kénnen. Die Fachkunde und Unabhangigkeit
der Sachverstandigen sind im Rahmen der Antragstellung gesondert nachzuweisen. Der Antrag und die fr

die Entscheidung erforderlichen Nachweise miissen spatestens 30 Tage nach dem 12. Dezember 2019 bei der
Regulierungsbehdérde eingehen. Verspatet eingereichte oder unvollstandige Antragsunterlagen kdnnen zur
Ablehnung des Antrags fiihren. Die Antragsunterlagen sind der Regulierungsbehérde auf Anforderung auch
elektronisch zur Verfligung zu stellen.

(3) Die Entscheidung UGber den Antrag auf Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 ist bis zum 24. Mai 2020 zu treffen.

(4) Die Dauer der Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 bemisst sich nach den objektiven Grinden nach Absatz 1 Satz
1 Nummer 3. Sie darf 20 Jahre nicht Uberschreiten.

(5) Die Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 kann auf Antrag Uber die Dauer nach Absatz 4 hinaus verlangert
werden, wenn dies nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 gerechtfertigt ist. Absatz 2 Satz 1 bis 4, 6 und 7 ist
entsprechend anzuwenden. Der Antrag auf Verlangerung und die fur die Entscheidung erforderlichen Nachweise
mussen spatestens ein Jahr vor Ablauf der Freistellungsregelung bei der Regulierungsbehdrde eingegangen sein.

(6) Das Verfahren richtet sich im Ubrigen nach Artikel 49a Absatz 2 der Richtlinie 2009/73/EG.

(7) Entscheidungen Uber Antrage auf Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 oder auf Verlangerung der Freistellung
nach Absatz 5 Satz 1 kdnnen mit Nebenbestimmungen versehen werden, die zur Einhaltung der Voraussetzungen
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 erforderlich sind. Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
bleiben unberihrt.

(8) Entscheidungen uber Antrage auf Freistellung nach Absatz 1 Satz 1 oder auf Verlangerung der Freistellung
nach Absatz 5 Satz 1 sind von der Regulierungsbehdrde an die Kommission zu Ubermitteln und auf der
Internetseite der Regulierungsbehdérde zu veréffentlichen.

§ 28c Technische Vereinbarungen liber den Betrieb von Gasverbindungsleitungen mit Drittstaaten

Betreiber von Fernleitungsnetzen kénnen technische Vereinbarungen uber den Betrieb von Fernleitungen mit
Fernleitungsnetzbetreibern in Drittstaaten abschlieRen, sofern diese deutschem oder europaischem Recht nicht
widersprechen. Bestehende und neu abgeschlossene Vereinbarungen sind der Regulierungsbehdérde anzuzeigen.

Abschnitt 3a
Sondervorschriften fur selbststandige Betreiber von grenzuberschreitenden
Elektrizitatsverbindungsleitungen

§ 28d Anwendungsbereich
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Die Vorschriften dieses Abschnitts sind fir grenziberschreitende Elektrizitatsverbindungsleitungen eines
selbststandigen Betreibers anzuwenden, die Bestandteil eines durch die Bundesnetzagentur nach § 12c Absatz 4
Satz 1, Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 12b Absatz 1, 2 und 4 bestatigten Netzentwicklungsplans sind.

§ 28e Grundsatze der Netzkostenermittiung

Fir die Ermittlung der Netzkosten fir die Errichtung und den Betrieb von grenziiberschreitenden
Elektrizitatsverbindungsleitungen sind die Grundsatze des § 21 Absatz 2 anzuwenden.

§ 28f Feststellung der Netzkosten durch die Bundesnetzagentur

(1) Die Bundesnetzagentur stellt auf Antrag die Hohe der Netzkosten des selbststandigen Betreibers von
grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen fiir ein abgelaufenes Kalenderjahr fest. Die Feststellung
erfolgt nach MaBgabe des § 28e und der in § 28i Absatz 1 Nummer 1 genannten Rechtsverordnung. Bei der
Feststellung kann die Bundesnetzagentur nachweislich vorliegende wirtschaftliche, technische oder betriebliche
Besonderheiten bei der Errichtung oder dem Betrieb von grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen
bertcksichtigen.

(2) Der selbststandige Betreiber von grenziiberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen hat die Feststellung
fur ein abgelaufenes Kalenderjahr spatestens sechs Monate nach dem Ablauf des entsprechenden Kalenderjahres
schriftlich oder elektronisch zu beantragen. Der Antrag muss alle fur eine Prifung erforderlichen Unterlagen
einschlieBlich einer nachvollziehbaren Darlegung Uber die Héhe der Netzkosten enthalten. Zur Darlegung

der Hohe der Netzkosten ist insbesondere fir jede grenziberschreitende Elektrizitatsverbindungsleitung ein
separater Tatigkeitsabschluss vorzulegen. § 6b Absatz 1 bis 3 und Absatz 5 bis 7 ist entsprechend anzuwenden.
Auf Verlangen der Regulierungsbehdrde hat der Antragsteller die Unterlagen elektronisch zu GUbermitteln. Die
Regulierungsbehdérde kann die Vorlage weiterer Angaben oder Unterlagen verlangen, soweit sie diese fur ihre
Prifung bendtigt.

(3) Bei der Feststellung geht die Bundesnetzagentur von einer gleichmaBigen Tragung der Kosten fur die
Errichtung und den Betrieb grenziiberschreitender Elektrizitdtsverbindungsleitungen zwischen den Landern
aus, die mittels einer grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitung verbunden sind, soweit nicht eine
abweichende Vereinbarung zwischen diesen Landern getroffen wurde. Eine von der Kostentragung zu gleichen
Teilen abweichende Aufteilung der Kosten bedarf einer Vereinbarung zwischen der Bundesnetzagentur und den
zustandigen Regulierungsbehdrden der betroffenen Mitgliedstaaten oder Drittstaaten.

§ 28g Zahlungsanspruch zur Deckung der Netzkosten

(1) Dem selbststandigen Betreiber von grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen steht

jahrlich ein Zahlungsanspruch gegen den Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung

zu, an dessen Netz die grenzUberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen angeschlossen sind. Die

Hohe des Zahlungsanspruchs richtet sich nach den zu erwartenden anerkennungsfahigen Netzkosten der
grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitung fur das folgende Kalenderjahr und dem Saldo nach Absatz
3. Mindestens sechs Monate vor Beginn des jeweiligen Kalenderjahres Ubermittelt der selbststandige Betreiber
von grenziiberschreitenden Elektrizitdtsverbindungsleitungen dem betroffenen Betreiber von Ubertragungsnetzen
mit Regelzonenverantwortung eine nachvollziehbare Prognose Uber die H6he der Kosten nach Satz 2 sowie

einen Nachweis Uber die festgestellten Kosten nach Absatz 3. Die Regelung des § 28f Absatz 3 ist auf die zu
erwartenden Kosten nach Satz 2 entsprechend anzuwenden.

(2) Der Zahlungsanspruch entsteht mit Beginn des Kalenderjahres. Er ist in zw6If monatlichen Raten zu erfillen,
die jeweils am 15. des Folgemonats fallig werden.

(3) Der in Héhe des durchschnittlich gebundenen Kapitals verzinste Saldo der nach § 28f Absatz 1 festgestellten
Netzkosten eines Kalenderjahres und der flr dieses Kalenderjahr an den selbststandigen Betreiber einer
grenzlberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitung nach Absatz 1 ausgezahlten Summe ist im auf die
Feststellung folgenden oder im nachstmdéglichen Kalenderjahr unter Verzinsung durch gleichmaRige Auf- oder
Abschlage auf die Raten nach Absatz 2 Satz 2 zu verrechnen. Der durchschnittlich gebundene Betrag ergibt sich
aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand. Die Verzinsung nach Satz 1 richtet sich nach dem
auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank
veroffentlichten Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere inlandischer Emittenten.
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(4) Ist eine grenzlberschreitende Elektrizitatsverbindungsleitung eines selbststandigen Betreibers an die Netze
mehrerer Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung angeschlossen, hat jeder einzelne von
ihnen nur den Anteil der nach § 28f festgestellten Netzkosten auszuzahlen, der auf seine Regelzone entfallt.

(5) Der Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung bringt die Kosten, die ihm durch die
Erfillung des Zahlungsanspruchs nach Absatz 1 entstehen, nach MaRgabe der Rechtsverordnung nach § 28i
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a, als Teil seiner Erlésobergrenze in die Netzentgeltbildung ein.

§ 28h Anspruch auf Herausgabe von Engpasserlésen

(1) Der selbststandige Betreiber von grenziiberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen ist verpflichtet,

die in einem Kalenderjahr eingenommenen Erloése aus der Bewirtschaftung von Engpassen in Hohe der Quote
nach § 28f Absatz 3 zur Verwendung im Sinne von Artikel 19 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EU) 2019/943 an
den nach § 28g Absatz 1 zahlungspflichtigen Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung
herauszugeben. Durch den Erhalt oder die Verwendung der nach Satz 1 herausgegebenen Engpasserlése darf
den Betreibern von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung weder ein wirtschaftlicher Vorteil noch ein
wirtschaftlicher Nachteil erwachsen; insbesondere sind sie bei der Berechnung des zu verzinsenden eingesetzten
Kapitals nach § 21 Absatz 2 so zu stellen, als hatten sie die Engpasserldse nicht erhalten.

(2) Der sich aus der Pflicht nach Absatz 1 ergebende Anspruch des regelzonenverantwortlichen
Ubertragungsnetzbetreibers wird mit Beginn des Jahres fallig, welches auf das Jahr folgt, in dem der
selbststandige Betreiber von grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen die Engpasserldse erzielt
hat.

(3) Der selbststandige Betreiber von grenziiberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen teilt der
Bundesnetzagentur und dem Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung jahrlich spatestens
bis zum 30. September eines Jahres die voraussichtliche Hohe der im laufenden Kalenderjahr vereinnahmten
Erldse aus Engpassen mit.

(4) Sind mehrere Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung gegeniiber dem
selbststandigen Betreiber von grenziberschreitenden Elektrizitatsverbindungsleitungen nach § 28g Absatz
4 zahlungspflichtig, hat jeder einzelne von ihnen nur Anspruch auf die Herausgabe des auf seine Regelzone
entfallenden Anteils der Engpasserldse.

§ 28i Verordnungsermachtigung

(1) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. die Methode zur Berechnung der Netzkosten des selbststandigen Betreibers von grenziberschreitenden
Elektrizitatsverbindungsleitungen den Grundsatzen des § 28e entsprechend festzulegen,

2. zu bestimmen, dass als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile im Sinne von § 21a Absatz 4
anzusehen sind

a) Kosten des Betreibers von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung aus der Erfiillung
des Zahlungsanspruchs nach § 28g sowie

b) Erlése des Betreibers von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung aus der Erfiillung des
Anspruchs auf Herausgabe von Engpasserlésen nach § 28h,

3. zu regeln, dass Kosten nach Nummer 2 Buchstabe a abweichend von § 24 Satz 2 Nummer 4 bereits ab
dem 27. Juli 2021 vollstandig in den bundeseinheitlich gebildeten Anteil der Ubertragungsnetzentgelte
einzubeziehen sind,

4, einen Verteilungsschlissel vorzusehen, aus dem sich ergibt, zu welchem Anteil mehrere Betreiber von
Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung nach § 28g Absatz 4 zahlungspflichtig und nach § 28h
Absatz 4 herausgabeberechtigt sind.

(2) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates das Verfahren und die Anforderungen an die nach § 28f Absatz 2 Satz 2 vorzulegenden
Unterlagen naher auszugestalten.

Abschnitt 3b
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Regulierung von Wasserstoffnetzen

§ 28j Anwendungsbereich der Regulierung von Wasserstoffnetzen

(1) Auf Errichtung, Betrieb und Anderung von Wasserstoffnetzen sind die Teile 5, 7 und 8, die §§ 113a bis 113c
sowie, sofern der Betreiber eine wirksame Erklarung nach Absatz 3 gegenuber der Bundesnetzagentur abgegeben
hat, die §§ 28k bis 28q anzuwenden. Im Ubrigen ist dieses Gesetz nur anzuwenden, sofern dies ausdriicklich
bestimmt ist.

(2) § 28n ist fiir die Betreiber von Wasserstoffspeicheranlagen entsprechend anzuwenden, sofern der Betreiber
eine Erklarung entsprechend Absatz 3 Satz 1 gegenuber der Bundesnetzagentur abgegeben hat. § 28j Absatz 3
Satz 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Betreiber von Wasserstoffnetzen kénnen gegenliber der Bundesnetzagentur schriftlich oder durch
Ubermittlung in elektronischer Form erkléren, dass ihre Wasserstoffnetze der Regulierung nach diesem Teil
unterfallen sollen. Die Erklarung wird wirksam, wenn erstmalig eine positive Prifung der Bedarfsgerechtigkeit
nach § 28p vorliegt. Die Erklarung ist unwiderruflich und gilt ab dem Zeitpunkt der Wirksamkeit unbefristet fur
alle Wasserstoffnetze des erklarenden Betreibers. Die Bundesnetzagentur verdffentlicht die Liste der regulierten
Betreiber von Wasserstoffnetzen auf ihrer Internetseite.

(4) Betreiber von Wasserstoffnetzen sind verpflichtet, untereinander in dem Ausmal zusammenzuarbeiten, das
erforderlich ist, um eine betreibertbergreifende Leitungs- und Speicherinfrastruktur fir Wasserstoff sowie deren
Nutzung durch Dritte zu realisieren.

§ 28k Rechnungslegung und Buchfiihrung

(1) Betreiber von Wasserstoffnetzen haben, auch wenn sie nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft oder
Personenhandelsgesellschaft im Sinne des § 264a Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs betrieben werden, einen
Jahresabschluss und Lagebericht nach den flr Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Ersten, Dritten
und Vierten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs aufzustellen,
prufen zu lassen und offenzulegen. § 264 Absatz 3 und § 264b des Handelsgesetzbuchs sind insoweit nicht
anzuwenden. § 6b Absatz 1 Satz 2, Absatz 2, 6 und 7 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Betreiber von Wasserstoffnetzen, die neben dem Betrieb von Wasserstoffnetzen weitere Tatigkeiten ausiben,
haben zur Vermeidung von Diskriminierung und Quersubventionierung in ihrer internen Rechnungslegung

ein eigenes Konto fur die Tatigkeit des Betriebs von Wasserstoffnetzen so zu flihren, wie dies erforderlich

ware, wenn diese Tatigkeit von rechtlich selbstandigen Unternehmen ausgefuhrt wirde. Tatigkeit im Sinne
dieser Bestimmung ist auch die wirtschaftliche Nutzung eines Eigentumsrechts. Mit der Aufstellung des
Jahresabschlusses ist fir den Betrieb von Wasserstoffnetzen ein den in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorschriften
entsprechender Tatigkeitsabschluss aufzustellen und dem Abschlussprifer des Jahresabschlusses zur Priifung
vorzulegen. § 6b Absatz 3 bis 7 ist entsprechend anzuwenden.

§ 281 Ordnungsgeldvorschriften

(1) Die Ordnungsgeldvorschriften der §§ 335 bis 335b des Handelsgesetzbuchs sind auf die Verletzung der
Pflichten zur Offenlegung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach § 28k Absatz 1 Satz 1 oder des
Tatigkeitsabschlusses nach § 28k Absatz 2 Satz 4 in Verbindung mit § 6b Absatz 4 entsprechend anzuwenden. 6¢
Absatz 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Die Bundesnetzagentur Gbermittelt der das Unternehmensregister fihrenden Stelle einmal pro Kalenderjahr
Name und Anschrift der ihr bekanntwerdenden Unternehmen, die
1. nach § 28k Absatz 1 Satz 1 zur Offenlegung eines Jahresabschlusses und Lageberichts verpflichtet sind;

2. nach § 28k Absatz 2 Satz 4 in Verbindung mit § 6b Absatz 4 zur Offenlegung eines Tatigkeitsabschlusses
verpflichtet sind.

§ 28m Entflechtung

(1) Betreiber von Wasserstoffnetzen sind zur Gewahrleistung von Transparenz sowie diskriminierungsfreier
Ausgestaltung und Abwicklung des Netzbetriebs verpflichtet. Um dieses Ziel zu erreichen, haben sie die
Unabhangigkeit des Netzbetriebs von der Wasserstofferzeugung, der Wasserstoffspeicherung sowie vom
Wasserstoffvertrieb sicherzustellen. Betreibern von Wasserstoffnetzen ist es nicht gestattet, Eigentum an Anlagen
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zur Wasserstofferzeugung, zur Wasserstoffspeicherung oder zum Wasserstoffvertrieb zu halten oder diese zu
errichten oder zu betreiben.

(2) Unbeschadet gesetzlicher Verpflichtungen zur Offenbarung von Informationen haben Betreiber von
Wasserstoffnetzen sicherzustellen, dass die Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen gewahrt wird,
von denen sie in Austbung ihrer Geschaftstatigkeit Kenntnis erlangen. Legen Betreiber von Wasserstoffnetzen
Informationen Uber die eigenen Tatigkeiten offen, haben sie zu gewahrleisten, dass dies diskriminierungsfrei
erfolgt. Sie haben insbesondere sicherzustellen, dass wirtschaftlich sensible Informationen gegentber
verbundenen Unternehmen vertraulich behandelt werden.

§ 28n Anschluss und Zugang zu den Wasserstoffnetzen; Verordnungsermachtigung

(1) Betreiber von Wasserstoffnetzen haben Dritten den Anschluss und den Zugang zu ihren Wasserstoffnetzen
zu angemessenen und diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewahren, sofern der Anschluss oder der Zugang
fur Dritte erforderlich sind. Der Netzzugang, einschliel8lich der damit zusammenhangenden Aspekte des
Netzanschlusses, ist im Wege des verhandelten Zugangs zu gewahren.

(2) Betreiber von Wasserstoffnetzen kénnen den Anschluss oder den Zugang verweigern, soweit sie nachweisen,
dass ihnen der Anschluss oder der Zugang aus betriebsbedingten oder sonstigen wirtschaftlichen oder
technischen Griinden nicht moglich oder nicht zumutbar ist. Die Ablehnung ist in Textform zu begrinden.

(3) Die Betreiber von Wasserstoffnetzen sind verpflichtet, ihre geltenden Geschaftsbedingungen fir den
Netzzugang auf der Internetseite des jeweiligen Betreibers zu verdffentlichen. Dies umfasst insbesondere

1. die Entgelte flr den Netzzugang,
2. die verfahrensmafRige Behandlung von Netzzugangsanfragen.

Auf Anfrage haben die Betreiber von Wasserstoffnetzen Angaben (ber die fir die Dauer des begehrten
Netzzugangs nutzbaren Kapazitaten und absehbaren Engpasse zu machen sowie ausreichende Informationen
an den Zugangsbegehrenden zu Ubermitteln, damit der Transport, die Entnahme oder die Einspeisung von
Wasserstoff unter Gewahrleistung eines sicheren und leistungsfahigen Betriebs des Wasserstoffnetzes
durchgefiihrt werden kann.

(4) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. Vorschriften ber die technischen und wirtschaftlichen Bedingungen fiir den Anschluss und Zugang zu den
Wasserstoffnetzen einschlieBlich der Regelungen zum Ausgleich des Wasserstoffnetzes zu erlassen und

2. zu regeln, in welchen Fallen und unter welchen Voraussetzungen die Regulierungsbehoérde diese
Bedingungen festlegen oder auf Antrag des Netzbetreibers genehmigen kann.

§ 280 Bedingungen und Entgelte fiir den Netzzugang; Verordnungsermachtigung

(1) Far die Bedingungen und Entgelte flr den Netzzugang zu Wasserstoffnetzen ist § 21 nach MaRgabe der Satze
2 bis 5 entsprechend anzuwenden. Die Anreizregulierung nach § 21a sowie die Genehmigung von Entgelten
nach § 23a ist auf Betreiber von Wasserstoffnetzen nicht anzuwenden. Ihre Kosten werden jahrlich anhand der
zu erwartenden Kosten flr das folgende Kalenderjahr sowie der Differenz zwischen den erzielten Erlésen und
den tatsachlichen Kosten aus Vorjahren ermittelt und Uber Entgelte erlost. Kosten dirfen nur insoweit geltend
gemacht werden, als eine positive Bedarfsprufung nach § 28p vorliegt. Die Kosten nach Satz 3 werden durch die
Bundesnetzagentur nach § 29 Absatz 1 festgelegt oder genehmigt.

(2) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. die Bedingungen und Methoden zur Ermittlung der Kosten und Entgelte nach Absatz 1 naher
auszugestalten sowie

2. Regelungen darlber zu treffen, welche netzbezogenen und sonst fir die Kalkulation der Kosten
erforderlichen Daten die Betreiber von Wasserstoffnetzen erheben und fir welchen Zeitraum sie diese
aufbewahren missen.

§ 28p Ad-hoc Priifung der Bedarfsgerechtigkeit von Wasserstoffnetzinfrastrukturen

(1) Die Betreiber von Wasserstoffnetzen haben der Bundesnetzagentur schriftlich oder durch Ubermittiung in
elektronischer Form die Unterlagen vorzulegen, die fur die Prifung der Bedarfsgerechtigkeit von einzelnen
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Wasserstoffnetzinfrastrukturen erforderlich sind. Die Bundesnetzagentur kann die Vorlage erganzender
Unterlagen anfordern.

(2) Grundlage der Prifung der Bedarfsgerechtigkeit der Wasserstoffnetzinfrastrukturen durch die
Bundesnetzagentur ist insbesondere ein zwischen Netznutzer und Netzbetreiber abgestimmter
Realisierungsfahrplan bezlglich der Wasserstoffinfrastruktur im Rahmen eines verhandelten Netzzugangs.
Die Prifung der Bedarfsgerechtigkeit nach Satz 1 umfasst auch die Feststellung der energiewirtschaftlichen
Notwendigkeit der Wasserstoffnetzinfrastruktur.

(3) Bei Wasserstoffnetzinfrastruktur, fur die ein positiver Férderbescheid nach den Forderkriterien der nationalen
Wasserstoffstrategie der Bundesregierung ergangen ist, liegt in der Regel eine Bedarfsgerechtigkeit vor.
Gleiches ist anzuwenden bezlglich einer maglichen Wasserstoffnetzinfrastruktur, die im Zusammenhang mit der
Festlegung von sonstigen Energiegewinnungsbereichen im Sinne des § 3 Nummer 8 des Windenergie-auf-See-
Gesetzes entsteht.

(4) Im Fall der Umstellung einer Erdgasinfrastruktur im Fernleitungsnetz muss bezlglich der umzustellenden
Wasserstoffnetzinfrastruktur nachgewiesen worden sein, dass die Erdgasinfrastruktur aus dem Fernleitungsnetz
herausgenommen werden kann.

(5) Die Bundesnetzagentur hat Gber die Bedarfsgerechtigkeit der Wasserstoffnetzinfrastruktur innerhalb von vier
Monaten nach Eingang der in Absatz 1 genannten Informationen zu entscheiden. Ist nach Ablauf der Frist nach
Satz 1 keine Entscheidung der Bundesnetzagentur erfolgt, ist die Bedarfsgerechtigkeit als gegeben anzusehen.

§ 28q Bericht zur erstmaligen Erstellung des Netzentwicklungsplans Wasserstoff

(1) Die Betreiber von Wasserstoffnetzen, die eine Erklarung nach § 28j Absatz 3 abgegeben haben, und die
Betreiber von Fernleitungsnetzen haben der Bundesnetzagentur in jedem geraden Kalenderjahr erstmals

drei Monate nach Vorlage des Netzentwicklungsplans Gas im Jahr 2022, spatestens aber zum 1. September
2022, gemeinsam einen Bericht zum aktuellen Ausbaustand des Wasserstoffnetzes und zur Entwicklung einer
zukinftigen Netzplanung Wasserstoff mit dem Zieljahr 2035 vorzulegen. Betreiber von Wasserstoffnetzen, die
keine Erklarung nach § 28j Absatz 3 abgegeben haben, sind verpflichtet, mit den nach Satz 1 verpflichteten
Betreibern von Wasserstoffnetzen in dem Umfang zusammenzuarbeiten, der erforderlich ist, um eine
sachgerechte Erstellung dieses Berichts zu gewahrleisten; sie sind insbesondere verpflichtet, den nach Satz 1
verpflichteten Betreibern von Wasserstoffnetzen die flr die Erstellung des Berichts erforderlichen Informationen
unverzuglich zur Verfligung zu stellen.

(2) Der Bericht umfasst mogliche Kriterien zur Berticksichtigung von Wasserstoff-Projekten sowie Anforderungen
zur Ermittlung von Ausbaumalinahmen. Diese Kriterien enthalten insbesondere die Anforderungen einer
zukinftigen Bestimmung von Standorten flr Power-to-Gas-Anlagen sowie Aufkommensquellen und
Abnahmeregionen flir Wasserstoff, wobei auch Wasserstoffspeicheranlagen zu beriicksichtigen sind. In dem
Bericht wird auch auf etwaige Wechselwirkungen und Schnittstellen mit dem Netzentwicklungsplan Gas der
Fernleitungsnetzbetreiber einschlieRlich der notwendigen Umristung von Erdgasleitungen sowie auf etwaige
Wechselwirkungen und Schnittstellen mit dem Netzentwicklungsplan Strom der Ubertragungsnetzbetreiber
eingegangen.

(3) Die Bundesnetzagentur kann auf der Grundlage des Berichts Empfehlungen flr die rechtliche Implementierung
eines verbindlichen Netzentwicklungsplans Wassersstoff abgeben.

Abschnitt 4
Befugnisse der Regulierungsbhehorde, Sanktionen

§ 29 Verfahren zur Festlegung und Genehmigung

(1) Die Regulierungsbehdérde trifft Entscheidungen in den in diesem Gesetz benannten Fallen und Uber die
Bedingungen und Methoden fir den Netzanschluss oder den Netzzugang nach den in § 17 Abs. 3, § 21a Abs. 6
und § 24 genannten Rechtsverordnungen durch Festlegung gegeniiber einem Netzbetreiber, einer Gruppe von
oder allen Netzbetreibern oder den sonstigen in der jeweiligen Vorschrift Verpflichteten oder durch Genehmigung
gegenlber dem Antragsteller.

(2) Die Regulierungsbehdrde ist befugt, die nach Absatz 1 von ihr festgelegten oder genehmigten
Bedingungen und Methoden nachtraglich zu andern, soweit dies erforderlich ist, um sicherzustellen, dass
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sie weiterhin den Voraussetzungen flr eine Festlegung oder Genehmigung genugen. Die §§ 48 und 49 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberihrt.

(3) Die Bundesregierung kann das Verfahren zur Festlegung oder Genehmigung nach Absatz 1 sowie das
Verfahren zur Anderung der Bedingungen und Methoden nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates naher ausgestalten. Dabei kann insbesondere vorgesehen werden, dass Entscheidungen der
Regulierungsbehérde im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt ergehen.

§ 30 Missbrauchliches Verhalten eines Netzbetreibers

(1) Betreibern von Energieversorgungsnetzen ist ein Missbrauch ihrer Marktstellung verboten. Ein Missbrauch liegt
insbesondere vor, wenn ein Betreiber von Energieversorgungsnetzen

1. Bestimmungen der Abschnitte 2 und 3 oder der auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen
Rechtsverordnungen nicht einhalt,

2. andere Unternehmen unmittelbar oder mittelbar unbillig behindert oder deren Wettbewerbsméglichkeiten
ohne sachlich gerechtfertigten Grund erheblich beeintrachtigt,

3. andere Unternehmen gegenuber gleichartigen Unternehmen ohne sachlich gerechtfertigten Grund
unmittelbar oder mittelbar unterschiedlich behandelt,

4, sich selbst oder mit ihm nach § 3 Nr. 38 verbundenen Unternehmen den Zugang zu seinen intern
genutzten oder am Markt angebotenen Waren und Leistungen zu glinstigeren Bedingungen oder
Entgelten ermdglicht, als er sie anderen Unternehmen bei der Nutzung der Waren und Leistungen
oder mit diesen in Zusammenhang stehenden Waren oder gewerbliche Leistungen einraumt, sofern
der Betreiber des Energieversorgungsnetzes nicht nachweist, dass die Einraumung unginstigerer
Bedingungen sachlich gerechtfertigt ist,

5. ohne sachlich gerechtfertigten Grund Entgelte oder sonstige Geschaftsbedingungen fiir den Netzzugang
fordert, die von denjenigen abweichen, die sich bei wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit
ergeben warden; hierbei sind insbesondere die Verhaltensweisen von Unternehmen auf vergleichbaren
Markten und die Ergebnisse von Vergleichsverfahren nach § 21 zu berucksichtigen; Entgelte, die die
Obergrenzen einer dem betroffenen Unternehmen erteilten Genehmigung nach § 23a nicht Gberschreiten,
und im Falle der Durchflihrung einer Anreizregulierung nach § 21a Entgelte, die fir das betroffene
Unternehmen fir eine Regulierungsperiode vorgegebene Obergrenzen nicht Gberschreiten, gelten als
sachlich gerechtfertigt oder

6. ungunstigere Entgelte oder sonstige Geschaftsbedingungen fordert, als er sie selbst auf vergleichbaren
Markten von gleichartigen Abnehmern fordert, es sei denn, dass der Unterschied sachlich gerechtfertigt
ist.

Satz 2 Nr. 5 gilt auch fUr die Netze, in denen nach einer Rechtsverordnung nach § 24 Satz 2 Nr. 5 vom Grundsatz
der Kostenorientierung abgewichen wird. Besondere Rechtsvorschriften Gber den Missbrauch der Marktstellung in
solchen Netzen bleiben unberihrt.

(2) Die Regulierungsbehérde kann einen Betreiber von Energieversorgungsnetzen, der seine Stellung
missbrauchlich ausnutzt, verpflichten, eine Zuwiderhandlung gegen Absatz 1 abzustellen. Sie kann den
Unternehmen alle MaBnahmen aufgeben, die erforderlich sind, um die Zuwiderhandlung wirksam abzustellen. Sie
kann insbesondere

1. Anderungen verlangen, soweit die gebildeten Entgelte oder deren Anwendung sowie die Anwendung der
Bedingungen fir den Anschluss an das Netz und die Gewahrung des Netzzugangs von der genehmigten
oder festgelegten Methode oder den hierfur bestehenden gesetzlichen Vorgaben abweichen, oder

2. in Fallen rechtswidrig verweigerten Netzanschlusses oder Netzzugangs den Netzanschluss oder
Netzzugang anordnen.

(3) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Regulierungsbehérde auch eine Zuwiderhandlung
feststellen, nachdem diese beendet ist.

§ 31 Besondere Misshrauchsverfahren der Regulierungsbehérde

(1) Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen durch das Verhalten eines Betreibers von
Energieversorgungsnetzen erheblich berihrt werden, kdnnen bei der Regulierungsbehdérde einen Antrag
auf Uberpriifung dieses Verhaltens stellen. Diese hat zu priifen, inwieweit das Verhalten des Betreibers von
Energieversorgungsnetzen mit den Vorgaben in den Bestimmungen der Abschnitte 2 und 3 oder der auf
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dieser Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen sowie den nach § 29 Abs. 1 festgelegten oder genehmigten
Bedingungen und Methoden Ubereinstimmt. Soweit das Verhalten des Betreibers von Energieversorgungsnetzen
nach § 23a genehmigt ist, hat die Regulierungsbehérde darlber hinaus zu prifen, ob die Voraussetzungen

fur eine Aufhebung der Genehmigung vorliegen. Interessen der Verbraucherzentralen und anderer
Verbraucherverbande, die mit éffentlichen Mitteln geférdert werden, werden im Sinne des Satzes 1 auch dann
erheblich berthrt, wenn sich die Entscheidung auf eine Vielzahl von Verbrauchern auswirkt und dadurch die
Interessen der Verbraucher insgesamt erheblich berihrt werden.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1 bedarf neben dem Namen, der Anschrift und der Unterschrift des Antragstellers
folgender Angaben:

1. Firma und Sitz des betroffenen Netzbetreibers,

2. das Verhalten des betroffenen Netzbetreibers, das Gberpruft werden soll,

3. die im Einzelnen anzufUhrenden Grinde, weshalb ernsthafte Zweifel an der RechtmaRigkeit des
Verhaltens des Netzbetreibers bestehen und

4, die im Einzelnen anzuflihrenden Griinde, weshalb der Antragsteller durch das Verhalten des

Netzbetreibers betroffen ist.

Sofern ein Antrag nicht die Voraussetzungen des Satzes 1 erfilllt, weist die Regulierungsbehérde den Antrag als
unzuldssig ab.

(3) Die Regulierungsbehdérde entscheidet innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Eingang des vollstandigen
Antrags. Diese Frist kann um zwei Monate verlangert werden, wenn die Regulierungsbehdérde zusatzliche
Informationen anfordert. Mit Zustimmung des Antragstellers ist eine weitere Verlangerung dieser Frist moglich.
Betrifft ein Antrag nach Satz 1 die Entgelte flr den Anschluss gréBerer neuer Erzeugungsanlagen oder Anlagen
zur Speicherung elektrischer Energie sowie Gasspeicheranlagen, so kann die Regulierungsbehérde die Fristen
nach den Satzen 1 und 2 verlangern.

(4) Soweit ein Verfahren nicht mit einer den Beteiligten zugestellten Entscheidung nach § 73 Abs. 1 abgeschlossen
wird, ist seine Beendigung den Beteiligten schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. Die Regulierungsbehérde kann
die Kosten einer Beweiserhebung den Beteiligten nach billigem Ermessen auferlegen.

§ 32 Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht

(1) Wer gegen eine Vorschrift der Abschnitte 2 und 3, eine auf Grund der Vorschriften dieser Abschnitte erlassene
Rechtsverordnung oder eine auf Grundlage dieser Vorschriften ergangene Entscheidung der Regulierungsbehdrde
verstoRt, ist dem Betroffenen zur Beseitigung einer Beeintrachtigung und bei Wiederholungsgefahr zur
Unterlassung verpflichtet. Der Anspruch besteht bereits dann, wenn eine Zuwiderhandlung droht. Die Vorschriften
der Abschnitte 2 und 3 dienen auch dann dem Schutz anderer Marktbeteiligter, wenn sich der Versto8 nicht
gezielt gegen diese richtet. Ein Anspruch ist nicht deswegen ausgeschlossen, weil der andere Marktbeteiligte an
dem Verstol8 mitgewirkt hat.

(2) Die Anspriche aus Absatz 1 kdnnen auch von rechtsfahigen Verbanden zur Férderung gewerblicher

oder selbstandiger beruflicher Interessen geltend gemacht werden, soweit ihnen eine erhebliche Zahl von
Unternehmen angehort, die Waren oder Dienstleistungen gleicher oder verwandter Art auf demselben Markt
vertreiben, soweit sie insbesondere nach ihrer personellen, sachlichen und finanziellen Ausstattung imstande
sind, ihre satzungsmafRigen Aufgaben der Verfolgung gewerblicher oder selbstandiger beruflicher Interessen
tatsachlich wahrzunehmen und soweit die Zuwiderhandlung die Interessen ihrer Mitglieder berGhrt.

(3) Wer einen Verstol8 nach Absatz 1 vorsatzlich oder fahrlassig begeht, ist zum Ersatz des daraus entstehenden
Schadens verpflichtet. Geldschulden nach Satz 1 hat das Unternehmen ab Eintritt des Schadens zu verzinsen. Die
§§ 288 und 289 Satz 1 des Blrgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwendung.

(4) Wird wegen eines VerstoRes gegen eine Vorschrift der Abschnitte 2 und 3 Schadensersatz begehrt, ist das
Gericht insoweit an die Feststellung des VerstoRes gebunden, wie sie in einer bestandskraftigen Entscheidung
der Regulierungsbehdérde getroffen wurde. Das Gleiche gilt fir entsprechende Feststellungen in rechtskraftigen
Gerichtsentscheidungen, die infolge der Anfechtung von Entscheidungen nach Satz 1 ergangen sind.

(5) Die Verjahrung eines Schadensersatzanspruchs nach Absatz 3 wird gehemmt, wenn die Regulierungsbehérde
wegen eines Verstolles im Sinne des Absatzes 1 ein Verfahren einleitet. § 204 Abs. 2 des Burgerlichen
Gesetzbuchs gilt entsprechend.
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§ 33 Vorteilsabschépfung durch die Regulierungsbhehorde

(1) Hat ein Unternehmen vorsatzlich oder fahrlassig gegen eine Vorschrift der Abschnitte 2 und 3, eine auf Grund
der Vorschriften dieser Abschnitte erlassene Rechtsverordnung oder eine auf Grundlage dieser Vorschriften
ergangene Entscheidung der Regulierungsbehérde verstoen und dadurch einen wirtschaftlichen Vorteil erlangt,
kann die Regulierungsbehdrde die Abschépfung des wirtschaftlichen Vorteils anordnen und dem Unternehmen die
Zahlung des entsprechenden Geldbetrags auferlegen.

(2) Absatz 1 gilt nicht, sofern der wirtschaftliche Vorteil durch Schadensersatzleistungen oder durch die
Verhangung der GeldbulRe oder die Anordnung der Einziehung von Tatertragen abgeschopft ist. Soweit das
Unternehmen Leistungen nach Satz 1 erst nach der Vorteilsabschépfung erbringt, ist der abgeflihrte Geldbetrag in
Hohe der nachgewiesenen Zahlungen an das Unternehmen zurlickzuerstatten.

(3) Ware die Durchfiihrung der Vorteilsabschopfung eine unbillige Harte, soll die Anordnung auf einen
angemessenen Geldbetrag beschrankt werden oder ganz unterbleiben. Sie soll auch unterbleiben, wenn der
wirtschaftliche Vorteil gering ist.

(4) Die Hohe des wirtschaftlichen Vorteils kann geschatzt werden. Der abzuflihrende Geldbetrag ist zahlenmalig
ZU bestimmen.

(5) Die Vorteilsabschépfung kann nur innerhalb einer Frist von bis zu finf Jahren seit Beendigung der
Zuwiderhandlung und langstens flr einen Zeitraum von fiinf Jahren angeordnet werden.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten entsprechend fiir VerstoBe gegen die Artikel 3 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011
oder gegen eine auf Grundlage dieser Vorschriften ergangene Entscheidung der Bundesnetzagentur.

§ 34 (aufgehoben)

§ 35 Monitoring und erganzende Informationen

(1) Die Regulierungsbehdrde fihrt zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz,
insbesondere zur Herstellung von Markttransparenz sowie zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dem
Kohleverstromungsbeendigungsgesetz vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1818), ein Monitoring durch Uber

1. die Regeln fir das Management und die Zuweisung von Verbindungskapazitaten; dies erfolgt in
Abstimmung mit der Regulierungsbehdrde oder den Regulierungsbehdrden der Mitgliedstaaten, mit denen
ein Verbund besteht;

2. die Mechanismen zur Behebung von Kapazitatsengpassen im nationalen Elektrizitats- und
Gasversorgungsnetz und bei den Verbindungsleitungen;

3. die Zeit, die von Betreibern von Ubertragungs-, Fernleitungs- und Verteilernetzen fiir die Herstellung von
Anschlissen und Reparaturen benétigt wird;

4, die Verdéffentlichung angemessener Informationen tber Verbindungsleitungen, Netznutzung und
Kapazitatszuweisung fiir interessierte Parteien durch die Betreiber von Ubertragungs-, Fernleitungs- und
Verteilernetzen unter Berlcksichtigung der Notwendigkeit, nicht statistisch aufbereitete Einzeldaten als
Geschaftsgeheimnisse zu behandeln;

5. die technische Zusammenarbeit zwischen Betreibern von Ubertragungsnetzen innerhalb und auRerhalb
der Europaischen Gemeinschaft;

6. die Bedingungen und Tarife flr den Anschluss neuer Elektrizitatserzeuger unter besonderer
Bericksichtigung der Kosten und der Vorteile der verschiedenen Technologien zur Elektrizitatserzeugung
aus erneuerbaren Energien, der dezentralen Erzeugung und der Kraft-Warme-Kopplung;

7. die Bedingungen fur den Zugang zu Gasspeicheranlagen nach den §§ 26 und 28 und insbesondere Uber
Veranderungen der Situation auf dem Speichermarkt, mit dem Ziel, dem Bundesministerium fur Wirtschaft
und Energie eine Uberpriifung der Regelungen im Hinblick auf den Zugang zu Gasspeicheranlagen zu
ermoglichen, sowie die Netzzugangsbedingungen fur Anlagen zur Erzeugung von Biogas und die Zahl der
Biogas in das Erdgasnetz einspeisenden Anlagen, die eingespeiste Biogasmenge in Kilowattstunden und
die nach § 20b der Gasnetzentgeltverordnung bundesweit umgelegten Kosten;
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8. den Umfang, in dem die Betreiber von Ubertragungs-, Fernleitungs- und Verteilernetzen ihren Aufgaben
nach den §§ 11 bis 16a nachkommen;

9. die Erfallung der Verpflichtungen nach § 42;

10.  Preise fur Haushaltskunden, einschlieBlich von Vorauszahlungssystemen, Marktangebot von und
Preisvolatilitat bei Vertragen mit dynamischen Stromtarifen, Lieferanten- und Produktwechsel,
Unterbrechung der Versorgung gemaR § 19 der Stromgrundversorgungsverordnung oder der
Gasgrundversorgungsverordnung, die Beziehungen zwischen Haushalts- und GroBhandelspreisen,
Beschwerden von Haushaltskunden, die Wirksamkeit und die Durchsetzung von MaBhahmen zum
Verbraucherschutz im Bereich Elektrizitat oder Gas, Wartungsdienste am Hausanschluss oder an
Messeinrichtungen sowie die Dienstleistungsqualitat der Netze;

11. den Bestand und die geplanten Stilllegungen von Erzeugungskapazitaten, die Méglichkeit
und die vorhandenen Kapazitaten fur einen Brennstoffwechsel zur Absicherung der Leistung
der Erzeugungskapazitaten, die Investitionen in die Erzeugungskapazitaten mit Blick auf die
Versorgungssicherheit sowie den Bestand, die bereitgestellte Leistung, die gelieferte Strommenge sowie
den voraussichtlichen Zeitpunkt der Auerbetriebnahme von Speichern mit einer Nennleistung von mehr
als 10 Megawatt;

12. den Grad der Transparenz, auch der GroBhandelspreise, sowie den Grad und die Wirksamkeit der
Marktoéffnung und den Umfang des Wettbewerbs auf GroBhandels- und Endkundenebene sowie an
Elektrizitats- und Erdgasbdrsen, soweit diese Aufgabe nicht durch Gesetz einer anderen Stelle lGbertragen
wurde,

13.  die Entwicklung der Ausschreibungen abschaltbarer Lasten durch die Betreiber von Ubertragungsnetzen
nach § 13 Absatz 6 Satz 1, insbesondere soweit die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundestages
eine entsprechende Rechtsverordnung nach § 13i Absatz 1 und 2 erlassen hat.

(1a) Die Regulierungsbehérde kann fiir die Erstellung des Berichts nach § 63 Absatz 3a sowie zur Uberwachung
von Verpflichtungen nach § 13, insbesondere ob eine Abweichung nach § 13 Absatz 3 vorliegt, von den Betreibern
von Erzeugungsanlagen und von Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie erganzende Informationen
erheben, insbesondere

1. Betriebskenndaten der Anlagen sowie
2. Daten zur Bereitstellung von elektrischer Leistung auf Grund sonstiger Verdienstmadglichkeiten.

(2) Zur Durchfiihrung des Monitoring und zur Erhebung der erganzenden Informationen gelten die Befugnisse
nach § 69 entsprechend.

Teil 3a
Fullstandsvorgaben fiir Gasspeicheranlagen und Gewahrleistung der
Versorgungssicherheit

§ 35a Allgemeines

(1) Der Marktgebietsverantwortliche wirkt im Rahmen der Gewahrleistung der Versorgungssicherheit mit
und kann in diesem Rahmen nach MalRgabe der §§ 35b bis 35d angemessene MaRnahmen ergreifen. Das
Bundesministerium far Wirtschaft und Klimaschutz erteilt die Zustimmung im angemessenen Umfang.

(2) Die Vorschriften dieses Teils sind nur fur Gasspeicheranlagen anzuwenden, die mindestens einen
Einspeisepunkt an das deutsche Fernleitungsnetz haben. Die zu Speicherzwecken genutzten Teile von LNG
Anlagen sind von den Vorschriften dieses Teils ausgenommen.

§ 35b Fullstandsvorgaben; Bereitstellung ungenutzter Speicherkapazitaten;
Verordnungsermachtigung

(1) Der Betreiber einer Gasspeicheranlage hat vertragliche Regelungen aufzunehmen, welche die jeweiligen
Rahmenbedingungen zur Erreichung der nachfolgend dargestellten Fillstandsvorgaben definieren, wonach jeweils
im Zeitraum vom 1. Oktober eines Kalenderjahres bis zum 1. Februar des Folgejahres die von ihm betriebenen
Gasspeicheranlagen einen Fiillstand nach Satz 2 aufweisen sollen. Hierbei sind in jeder Gasspeicheranlage die
nachfolgend angegebenen Fillstande als prozentualer Anteil am Arbeitsgasvolumen der Gasspeicheranlage zu
den genannten Stichtagen vorzuhalten (Fillstandsvorgaben):
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1. am 1. Oktober: 80 Prozent.
2. am 1. November: 90 Prozent.
3. am 1. Februar: 40 Prozent.

(2) Um die Einhaltung der Fillstandsvorgaben nach Absatz 1 Satz 2 zu gewahrleisten, hat der Betreiber einer
Gasspeicheranlage bereits am 1. August eines Kalenderjahres einen Fullstand nachzuweisen, der die Erreichung
der Flllstandsvorgaben nicht gefahrdet.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz kann durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates abweichende Regelungen zu den relevanten Stichtagen und Flllstandsvorgaben nach Absatz 1 Satz
2 und Absatz 2 festlegen, soweit die Sicherheit der Gasversorgung dabei angemessen beriicksichtigt bleibt.

(4) Der Betreiber einer Gasspeicheranlage hat den Nachweis Uber die Einhaltung der Vorgaben aus Absatz

1 Satz 2 und Absatz 2 sowie, soweit eine Rechtsverordnung nach Absatz 3 erlassen wurde, die Einhaltung

der darin enthaltenen Vorgaben, gegenliber dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz, der
Bundesnetzagentur und dem Marktgebietsverantwortlichen schriftlich oder elektronisch zu erbringen.

Der Betreiber einer Gasspeicheranlage muss im Rahmen von Satz 1 nachweisen, ob Gas physisch in den
Gasspeicheranlagen in entsprechender Menge eingelagert ist. Zusatzlich zum Nachweis nach Satz 1 hat der
Betreiber einer Gasspeicheranlage der Bundesnetzagentur und dem Marktgebietsverantwortlichen insbesondere
folgende Angaben zu lGbermitteln:

1. die prozentualen Fiillstande sowie die Flllstande in Kilowattstunden,

2. den Nachweis darliber, dass der jeweilige Gasspeicher die Voraussetzungen nach § 35a Absatz 2 Satz 1
erfillt sowie

3. sonstige im Zusammenhang mit der Erflllung der Fillstandsvorgaben relevante Informationen.

Die Mitteilungen nach Satz 3 missen elektronisch in einem mit der Bundesnetzagentur und dem
Marktgebietsverantwortlichen abgestimmten Datenformat einmal wochentlich Ubermittelt werden, auf Verlagen
der Bundesnetzagentur oder des Marktgebietsverantwortlichen in kiirzeren Zeitabstanden. Sofern die Angaben
nach Satz 3 Nummer 1 zur Uberpriifung und Sicherstellung der Fiillstandsvorgaben nicht ausreichend sind, kann
die Bundesnetzagentur die Angaben nach Satz 3 Nummer 1 je Nutzer der Gasspeicheranlage verlangen.

(5) Wenn erkennbar ist, dass die Flllstandsvorgaben nach Absatz 1 Satz 2, soweit eine Rechtsverordnung
nach Absatz 3 erlassen wurde die darin enthaltenen Vorgaben, oder Absatz 3 technisch nicht erreicht

werden kénnen, weil der Nutzer einer Gasspeicheranlage die von ihm auf fester Basis gebuchten
Arbeitsgasvolumina (Speicherkapazitaten) nicht nutzt, ist der Betreiber einer Gasspeicheranlage verpflichtet,
dem Marktgebietsverantwortlichen die nicht genutzten Speicherkapazitaten der Nutzer der Gasspeicheranlage
rechtzeitig anteilig nach dem MaR der Nichtnutzung des Nutzers in dem zur Erreichung der Flllstandsvorgaben
erforderlichen Umfang bis zum Ablauf des Speicherjahres zur Verfligung zu stellen; hierzu gehért auch die Ein-
und Ausspeicherleistung.

(6) Der Betreiber einer Gasspeicheranlage hat in einem Vertrag tGber die Nutzung einer Gasspeicheranlage
vertragliche Bestimmungen aufzunehmen, welche ihn berechtigen, von dem Nutzer nicht genutzte
Speicherkapazitaten dem Marktgebietsverantwortlichen zur Verfligung zu stellen, soweit hinsichtlich des Nutzers
die Voraussetzungen nach Absatz 5 vorliegen. Der Nutzer einer Gasspeicheranlage, dessen Speicherkapazitaten
der Betreiber der Gasspeicheranlage dem Marktgebietsverantwortlichen zur Verfligung gestellt hat, bleibt zur
Zahlung der Entgelte fur die Speichernutzung verpflichtet mit Ausnahme der variablen Speicherentgelte fiir die
Ein- und Ausspeisung. Eine von Satz 2 abweichende vertragliche Vereinbarung ist unwirksam. Auf Aufforderung
der Bundesnetzagentur weist der Betreiber einer Gasspeicheranlage die Umsetzung der Verpflichtung nach
Absatz 5 nach.

(7) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz kann ohne Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung ein von Absatz 5 und 6 abweichendes Verfahren tber die Zurverfugungstellung vom
Nutzer einer Gasspeicheranlage ungenutzter Kapazitaten an den Marktgebietsverantwortlichen regeln, soweit
dies zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit erforderlich ist. Hierzu kann unter Berlcksichtigung der
technischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen insbesondere geregelt werden, ob die vom Nutzer
einer Gasspeicheranlage ungenutzten Speicherkapazitaten als unterbrechbare Kapazitaten durch den
Marktgebietsverantwortlichen genutzt werden dirfen.
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§ 35¢c Ausschreibung von strategischen Optionen zur Vorhaltung von Gas; erganzende MaRnahmen
zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit

(1) Zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit hat der Marktgebietsverantwortliche nach Zustimmung

des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz im Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur in
marktbasierten, transparenten und nichtdiskriminierenden 6ffentlichen Ausschreibungsverfahren strategische
Optionen zur Vorhaltung von Gas (Gas-Optionen) in angemessenem Umfang zur Gewahrleistung der Erreichung
der Flllstande nach § 35b zu beschaffen.

(2) Sollten MaBnahmen nach Absatz 1 sowie Einspeicherungen der Nutzer einer Gasspeicheranlage zur Erreichung
der Flllstdnde nach § 35b Absatz 1 sowie Absatz 3 nicht ausreichen, so ergreift der Marktgebietsverantwortliche
nach Zustimmung des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz im Einvernehmen mit der
Bundesnetzagentur in dem zur Erreichung der Flllstandsvorgaben erforderlichen Umfang zusatzliche
MaBnahmen. Diese umfassen die zusatzliche, auch kurzfristige Ausschreibung von Gas-Optionen fur die

nach § 35b Absatz 5 zur Verfligung gestellten Kapazitaten in einem marktbasierten, transparenten und
nichtdiskriminierenden o6ffentlichen Ausschreibungsverfahren sowie den Erwerb physischen Gases und dessen
Einspeicherung. Sofern die nach § 35b Absatz 5 zur Verfligung gestellten Kapazitaten hierzu nicht ausreichen,
kann der Marktgebietsverantwortliche die benétigten Speicherkapazitaten buchen, wobei als Speicherentgelt
hierfir das durchschnittlich kostenglinstigste Speicherentgelt der letzten drei Speicherjahre fir die jeweilige
Gasspeicheranlage zu Grunde gelegt wird.

§ 35d Freigabeentscheidung

(1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz kann im Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur
und nach Anhérung des Marktgebietsverantwortlichen anordnen, dass der Marktgebietsverantwortliche nach
§ 35c beschaffte Gas-Optionen ganz oder teilweise ausiben darf und dass er nach § 35c Absatz 2 erworbene
Gasmengen ganz oder teilweise ausspeichern darf, insbesondere

1. zur Verhatung unmittelbar drohender oder zur Behebung eingetretener Stérungen in der
Energieversorgung

2. zum Ausgleich eines erheblichen und unerwarteten Riickgangs von Lieferungen von Gas oder

3. zur Behebung regionaler Engpasssituationen.

Satz 1 gilt entsprechend fir die Anordnung, dass voribergehend und in Abweichung von § 35b Absatz 1 Satz 2
einschlieBlich einer Rechtsverordnung nach § 35b Absatz 3 geringere Flllstande vorgehalten werden durfen.

(2) Die Anordnungen nach Absatz 1 sind jeweils mit Wirkung fur die Zukunft zu widerrufen, sobald die sie
begrindenden Umstande nicht mehr vorliegen. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz kann im
Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur und nach Anhérung des Marktgebietsverantwortlichen bestimmen, ob
und in welchem Umfang nach erfolgtem Widerruf einer Anordnung nach Absatz 1 eine Beflllung der Speicher zu
erfolgen hat.

(3) Artikel 13 der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober
2017 Uber MaBnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung

(EU) Nr. 994/2010 (ABI. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), die §§ 16, 16a und 53a dieses Gesetzes, die Vorschriften
des Energiesicherungsgesetzes 1975 vom 20. Dezember 1974 (BGBI. | S. 3681), das zuletzt durch Artikel

86 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, sowie die Vorschriften der
Gassicherungsverordnung vom 26. April 1982 (BGBI. 1 S. 517), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 48 des Gesetzes
vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, bleiben hiervon
unberthrt.

(4) Der Marktgebietsverantwortliche hat die nach § 35c Absatz 2 physisch erworbenen Gasmengen

spatestens ab dem 1. Januar eines Jahres bis zum Ende des Speicherjahres gleichmaliig zu verauliern.

Der Marktgebietsverantwortliche hat das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz sowie die
Bundesnetzagentur mindestens zwei Wochen vor dem Beginn der VerduBerungen nach Satz 1 schriftlich oder
elektronisch zu informieren. Satz 1 gilt nicht, wenn zu erwarten ist, dass die Fullstandsvorgaben nach § 35b
Absatz 1 oder nach der Rechtsverordnung nach § 35b Absatz 3 in der Folgeperiode nicht ohne Malinahmen nach
§ 35c Absatz 2 gewahrleistet werden kénnen oder das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz im
Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur der VerauRerung widersprochen hat. Absatz 1 bleibt unberthrt.

§ 35e Umlage der Kosten des Marktgebietsverantwortlichen; Finanzierung
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Die dem Marktgebietsverantwortlichen im Zusammenhang mit seinen Aufgaben zur Sicherstellung der
Versorgungssicherheit entstehenden Kosten werden diskriminierungsfrei und in einem transparenten Verfahren
auf die Bilanzkreisverantwortlichen im Marktgebiet umgelegt. Hierzu hat der Marktgebietsverantwortliche

die Kosten und Erlése, die im Rahmen der ergriffenen Malnahmen nach diesem Teil, insbesondere nach

den §§ 35c und 35d, entstehen, transparent und flr Dritte nachvollziehbar zu ermitteln. Die Kosten und

Erlése sind zu saldieren. Der Marktgebietsverantwortliche ist berechtigt, von den Bilanzkreisverantwortlichen
Abschlagszahlungen zur Deckung der voraussichtlichen Kosten zu verlangen. Die Einzelheiten genehmigt die
Bundesnetzagentur im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz und dem
Bundesministerium der Finanzen nach § 29 Absatz 1; dem Marktgebietsverantwortlichen ist Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

§ 35f Evaluierung

Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Klimaschutz bewertet bis zum 15. Dezember 2022 die Umsetzung
der Vorschriften dieses Teils und evaluiert bis zum 1. April 2023 die Vorschriften dieses Teils und deren
Auswirkungen. Die Berichte sind unverzlglich dem Deutschen Bundestag vorzulegen.

§ 359 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Die gesetzlichen Regelungen zur Einfihrung von Fillstandsvorgaben fur Gasspeicheranlagen treten am Tag nach
der Verklindung in Kraft. Sie treten am 1. April 2025 aulSer Kraft.

§ 35h AuBerbetriebnahme und Stilllegung von Gasspeichern

(1) Der Betreiber einer Gasspeicheranlage im Sinne des § 35a Absatz 2 ist verpflichtet, der Bundesnetzagentur
eine vorlaufige oder endgultige AuBRerbetriebnahme oder Stilllegung einer Gasspeicheranlage, von Teilen einer
Gasspeicheranlage oder des betreffenden Netzanschlusses am Fernleitungsnetz mindestens zwdlf Monate im
Voraus anzuzeigen. Der Betreiber einer Gasspeicheranlage hat die Griinde hierflr anzugeben.

(2) Die vorlaufige oder endgultige Aullerbetriebnahme oder Stilllegung einer Gasspeicheranlage, von

Teilen einer Gasspeicheranlage oder des betreffenden Netzanschlusses am Fernleitungsnetz bedarf der
vorherigen Genehmigung durch die Bundesnetzagentur. Der Betreiber einer Gasspeicheranlage hat im Rahmen
seines Antrags nach Satz 1 anzugeben und nachzuweisen, ob und inwieweit die Stilllegung aus rechtlichen,
technischen oder betriebswirtschaftlichen Grinden erfolgt. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens hat die
Bundesnetzagentur den Fernleitungsnetzbetreiber, an dessen Netz die Gasspeicheranlage angeschlossen ist,
anzuhoren.

(3) Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn hiervon keine nachteiligen Auswirkungen auf die
Versorgungssicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder der Europaischen Union ausgehen oder

wenn der Weiterbetrieb technisch nicht maglich ist. Nur unerhebliche nachteilige Auswirkungen auf die
Versorgungssicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder der Europaischen Union sind im Rahmen des
Satzes 1 unbeachtlich. Der Betreiber einer Gasspeicheranlage hat im Rahmen der ihm zur Verfiigung stehenden
Moglichkeiten den Nachweis fur das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen zu erbringen.

(4) Wird die Genehmigung versagt, so bleibt der Betreiber einer Gasspeicheranlage zum Betrieb nach § 11
Absatz 1 Satz 1 verpflichtet. Der Betreiber einer Gasspeicheranlage kann die vorlaufige oder endgultige
AuRerbetriebnahme oder Stilllegung friihestens wieder nach Ablauf von 24 Monaten beantragen. Ubertragt

der Betreiber einer Gasspeicheranlage den Betrieb einem Dritten, so ist er so lange zum Weiterbetrieb
verpflichtet, bis der Dritte in der Lage ist, den Betrieb im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 ohne zeitliche
Unterbrechung fortzuflihren. Kann der Betreiber einer Gasspeicheranlage den Betrieb im Sinne des § 11 Absatz
1 Satz 1 selbst nicht mehr gewahrleisten, so hat er unverziglich durch geeignete Manahmen, wie etwa eine
Betriebsibertragung auf Dritte oder die Erbringung der Betriebsfuhrung als Dienstleistung fir einen Dritten oder
durch einen Dritten, den Weiterbetrieb zu gewahrleisten. Bleiben Mafnahmen nach Satz 4 erfolglos, kann die
Bundesnetzagentur im Einzelfall die zur Sicherstellung des Weiterbetriebs erforderlichen Manahmen gegenuber
dem Betreiber einer Gasspeicheranlage treffen. Tragen Dritte zum sicheren Betrieb der Gasspeicheranlage bei
und ist der Weiterbetrieb ohne sie nicht maglich, so gilt die Befugnis nach Satz 5 auch gegenuber diesen Dritten.

(5) Soweit bei Vorhaben nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Bundesberggesetzes vom 13. August
1980 (BGBI. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1760) geandert
worden ist, zur Abwehr dringender Gefahren fir Leib und Leben oder eines Umweltschadens im Sinne des

§ 2 Nummer 1 des Umweltschadensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2021 (BGBI.

I S. 346) oder zur weiteren dauerhaften Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit eine vorlaufige oder
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endgultige AuBerbetriebnahme oder Stilllegung aufgrund einer Anordnung der zustandigen Behérde nach

§ 142 des Bundesberggesetzes notwendig ist, kann die zustandige Behérde abweichend von den Absatzen

1 bis 3 eine entsprechende Anordnung treffen. Die zustandige Behdrde konsultiert vor ihrer Anordnung die
Bundesnetzagentur. Satz 2 gilt nicht, wenn aufgrund von Gefahr in Verzug eine sofortige Anordnung notwendig
ist; in diesem Fall wird die Bundesnetzagentur unverzlglich von der zustandigen Behdrde Uber die Anordnung in
Kenntnis gesetzt. Die nach § 61 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Bundesberggesetzes resultierenden Pflichten des
Unternehmers gelten unbeschadet der Regelungen der Absatze 1 bis 4. Der Betreiber einer Gasspeicheranlage
ist verpflichtet, nach einer Anordnung nach Satz 1 den Speicher oder die Einrichtung unverzlglich wieder in einen
betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit dies technisch mdéglich ist.

(6) Der Betreiber einer Gasspeicheranlage kann bei der Bundesnetzagentur eine Entschadigung fir den Fall einer
anderweitig nicht ausgleichbaren, unbilligen wirtschaftlichen Harte, die ihm infolge der Genehmigungsversagung
nach Absatz 4 entstanden ist, beantragen. Im Rahmen des Antrags hat der Betreiber einer Gasspeicheranlage
insbesondere Folgendes darzulegen:

1. die Grinde, aus denen sich fir ihn eine unbillige wirtschaftliche Harte aus der Versagung der
Genehmigung nach Absatz 4 ergibt,

2. Art und Umfang der voraussichtlichen Kosten fiir den Unterhalt und Weiterbetrieb der Gasspeicheranlage,
flr die eine Entschadigung verlangt wird, und

3. die Grinde dafir, dass die unter Nummer 2 genannten Positionen nicht anderweitig ausgeglichen werden
kénnen.

Uber den Antrag nach Satz 1 entscheidet die Bundesnetzagentur nach § 29 Absatz 1 im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium flur Wirtschaft und Klimaschutz nach billigem Ermessen. Zur Leistung der Entschadigung

ist der Bund verpflichtet. Die Entschadigung soll in Form von Wochen-, Monats- oder Jahresbetragen flr die
Dauer des voraussichtlichen Weiterbetriebs der Anlage festgesetzt werden. Sie muss insgesamt zur Abwendung
unbilliger wirtschaftlicher Harten erforderlich sein und darf die Summe der voraussichtlich notwendigen Kosten
der Unterhaltung und des Weiterbetriebs der Anlage im relevanten Zeitraum abzlglich der voraussichtlich
erzielbaren Einnahmen und sonstiger Ausgleichszahlungen nicht Uberschreiten. Der Betreiber ist verpflichtet,
Nachweis Uber die Verwendung erhaltener Entschadigungszahlungen zu flihren und diese mindestens einmal
jahrlich abzurechnen. Die Bundesnetzagentur kann Vorgaben zu Inhalt und Format der erforderlichen Nachweise
machen. Uberzahlungen, denen keine tatséchlich angefallenen notwendigen Kosten, die nicht anderweitig
ausgeglichen werden konnten, gegenliberstehen, sind zuriickzuerstatten. Eine Erh6hung der Entschadigung findet
auf Antrag des Betreibers nur statt, wenn andernfalls eine unbillige wirtschaftliche Harte eintrate.

(7) Die Umstellung einer Gasspeicheranlage von L-Gas auf H-Gas, sofern diese Umstellung nicht nach

§ 19a durch den Betreiber eines Fernleitungsnetzes veranlasst worden ist, oder die Reduzierung von L-
Gas-Speicherkapazitaten in einer Gasspeicheranlage bedarf der Genehmigung der Bundesnetzagentur im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz. Die Genehmigung nach Satz

1 darf nur versagt werden, wenn die Umstellung der Gasspeicheranlage oder die Reduzierung der L-Gas-
Speicherkapazitaten zu einer Einschrankung der Versorgungssicherheit mit L-Gas flhren wiirde. Im Rahmen der
Prifung sind die Fernleitungsnetzbetreiber, an deren Netz die Gasspeicheranlage angeschlossen ist, anzuhdren.
Die Versagung ist zu befristen. Nach Ablauf der Frist, spatestens jedoch nach 24 Monaten, kann der Betreiber
einer Gasspeicheranlage einen erneuten Antrag stellen.

Teil 4
Energielieferung an Letztverbraucher

§ 36 Grundversorgungspflicht

(1) Energieversorgungsunternehmen haben fiir Netzgebiete, in denen sie die Grundversorgung von
Haushaltskunden durchfiihren, Allgemeine Bedingungen und Allgemeine Preise flir die Versorgung in
Niederspannung oder Niederdruck 6ffentlich bekannt zu geben und im Internet zu veréffentlichen und zu diesen
Bedingungen und Preisen jeden Haushaltskunden zu versorgen. Energieversorgungsunternehmen dirfen bei
den Allgemeinen Bedingungen und Allgemeinen Preisen nicht nach dem Zeitpunkt des Zustandekommens

des Grundversorgungsvertrages unterscheiden. Die Verdffentlichungen im Internet missen einfach auffindbar
sein und unmissverstandlich verdeutlichen, dass es sich um die Preise und Bedingungen der Belieferung

in der Grundversorgung handelt. Die Pflicht zur Grundversorgung besteht nicht, wenn die Versorgung

fur das Energieversorgungsunternehmen aus wirtschaftlichen Griinden nicht zumutbar ist. Die Pflicht zur
Grundversorgung besteht zudem nicht fir die Dauer von drei Monaten seit dem Beginn einer Ersatzversorgung
nach § 38 Absatz 1, sofern der Haushaltskunde bereits zuvor an der betroffenen Entnahmestelle beliefert
wurde und die Entnahmestelle dem bisherigen Lieferanten aufgrund einer Kiindigung des Netznutzungs- oder

- Seite 112 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Bilanzkreisvertrages nicht mehr zugeordnet werden konnte. Ein konkludenter Vertragsschluss durch Entnahme
von Energie ist fur die betroffene Entnahmestelle flr diesen Zeitraum ausgeschlossen.

(2) Grundversorger nach Absatz 1 ist jeweils das Energieversorgungsunternehmen, das die

meisten Haushaltskunden in einem Netzgebiet der allgemeinen Versorgung beliefert. Betreiber von
Energieversorgungsnetzen der allgemeinen Versorgung nach § 18 Abs. 1 sind verpflichtet, alle drei Jahre jeweils
zum 1. Juli, erstmals zum 1. Juli 2006, nach MaRgabe des Satzes 1 den Grundversorger fir die nachsten drei
Kalenderjahre festzustellen sowie dies bis zum 30. September des Jahres im Internet zu veréffentlichen und der
nach Landesrecht zustandigen Behérde schriftlich mitzuteilen. Die nach Landesrecht zustandige Behdrde kann die
zur Sicherstellung einer ordnungsgemafRen Durchfihrung des Verfahrens nach den Satzen 1 und 2 erforderlichen
MaRnahmen treffen. Uber Einwande gegen das Ergebnis der Feststellungen nach Satz 2, die bis zum 31. Oktober
des jeweiligen Jahres bei der nach Landesrecht zustandigen Behdérde einzulegen sind, entscheidet diese nach
MaRgabe der Satze 1 und 2. Stellt der Grundversorger nach Satz 1 seine Geschaftstatigkeit ein, so gelten die
Satze 2 und 3 entsprechend.

(3) Im Falle eines Wechsels des Grundversorgers infolge einer Feststellung nach Absatz 2 gelten die von
Haushaltskunden mit dem bisherigen Grundversorger auf der Grundlage des Absatzes 1 geschlossenen
Energieliefervertrage zu den im Zeitpunkt des Wechsels geltenden Bedingungen und Preisen fort.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht fur geschlossene Verteilernetze.

§ 37 Ausnahmen von der Grundversorgungspflicht

(1) Wer zur Deckung des Eigenbedarfs eine Anlage zur Erzeugung von Energie betreibt oder sich von einem
Dritten versorgen lasst, hat keinen Anspruch auf eine Grundversorgung zu dem Allgemeinen Preis nach § 36
Absatz 1 Satz 1. Er kann aber eine Grundversorgung durch eine Zusatz- und Reserveversorgung in dem Umfang
und zu den Bedingungen verlangen, die fir den Grundversorger wirtschaftlich zumutbar sind. Satz 1 gilt nicht
fur Eigenanlagen, die ausschlieBlich der Sicherstellung des Energiebedarfs bei Aussetzen der 6ffentlichen
Energieversorgung dienen, wenn sie aulRerhalb ihrer eigentlichen Bestimmung nicht mehr als 15 Stunden
monatlich zur Erprobung betrieben werden.

(2) Reserveversorgung ist flr den Grundversorger im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 nur zumutbar, wenn sie den
laufend durch Eigenanlagen gedeckten Bedarf fur den gesamten Haushalt umfasst und ein fester, von der jeweils
gebrauchten Energiemenge unabhangiger angemessener Leistungspreis mindestens flr die Dauer eines Jahres
bezahlt wird. Hierbei ist von der Méglichkeit gleichzeitiger Inbetriebnahme samtlicher an das Leitungsnetz

im Grundversorgungsgebiet nach § 36 Absatz 1 Satz 1 angeschlossener Reserveanschliisse auszugehen und

der normale, im gesamten Niederspannungs- oder Niederdruckleitungsnetz des Grundversorgungsgebietes
vorhandene Ausgleich der Einzelbelastungen zugrunde zu legen.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates regeln, in welchem Umfang und zu welchen Bedingungen eine Grundversorgung nach Absatz

1 Satz 2 wirtschaftlich zumutbar ist. Dabei sind die Interessen der Energieversorgungsunternehmen und der
Haushaltskunden unter Beachtung des Zwecks des § 1 angemessen zu bertcksichtigen.

§ 38 Ersatzversorgung mit Energie

(1) Sofern Letztverbraucher Gber das Energieversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung in Niederspannung
oder Niederdruck Energie beziehen, ohne dass dieser Bezug einer Lieferung oder einem bestimmten Liefervertrag
zugeordnet werden kann, gilt die Energie als von dem Unternehmen geliefert, das nach § 36 Abs. 1 berechtigt
und verpflichtet ist. Die Bestimmungen dieses Teils gelten fur dieses Rechtsverhaltnis mit der MalRgabe, dass der
Grundversorger berechtigt ist, fur diese Energielieferung gesonderte Allgemeine Preise zu veroffentlichen und

fur die Energielieferung in Rechnung zu stellen. In den Fallen des § 36 Absatz 1 Satz 5 besteht ein Anspruch des
Haushaltskunden auf Ersatzversorgung.

(2) Sofern ein Grundversorger flr Haushaltskunden héhere Allgemeine Preise der Ersatzversorgung ausweist,
hat er bei deren Bemessung die Satze 2 und 3 zu beachten. Wird von der Méglichkeit nach Satz 1 Gebrauch
gemacht, hat der Grundversorger die bei der Ermittlung der Allgemeinen Preise der Ersatzversorgung fur
Haushaltskunden bertcksichtigten Beschaffungskosten gesondert auszuweisen. Die Beschaffungskosten der
Ersatzversorgung durfen kalkulatorisch nicht héher angesetzt werden als sie sich fir den Grundversorger im
Falle einer kurzfristigen Beschaffung der flr die durch ihn durchgeflhrten Ersatzversorgung erforderlichen
Energiemengen Uber Borsenprodukte ergeben wirden.
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(3) Der Grundversorger ist unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen berechtigt, die Allgemeinen

Preise der Ersatzversorgung jeweils zum ersten und zum 15. Tag eines Kalendermonats neu zu ermitteln und
ohne Einhaltung einer Frist anzupassen. Die Anderung wird nach Veréffentlichung auf der Internetseite des
Grundversorgers wirksam. Der Grundversorger ist verpflichtet, auf seiner Internetseite die Allgemeinen Preise der
Ersatzversorgung der mindestens letzten sechs Monate vorzuhalten.

(4) Das Rechtsverhaltnis nach Absatz 1 endet, wenn die Energielieferung auf der Grundlage

eines Energieliefervertrages des Kunden erfolgt, spatestens aber drei Monate nach Beginn der
Ersatzenergieversorgung. Das Energieversorgungsunternehmen kann den Energieverbrauch, der auf die nach
Absatz 1 bezogenen Energiemengen entfallt, auf Grund einer rechnerischen Abgrenzung schatzen und den
ermittelten anteiligen Verbrauch in Rechnung stellen.

§ 39 Alilgemeine Preise und Versorgungsbedingungen

(1) Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und fir Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Gestaltung der
Allgemeinen Preise nach § 36 Abs. 1 und § 38 Abs. 1 des Grundversorgers unter Berticksichtigung des § 1 Abs. 1
regeln. Es kann dabei Bestimmungen Uber Inhalt und Aufbau der Allgemeinen Preise treffen sowie die tariflichen
Rechte und Pflichten der Elektrizitatsversorgungsunternehmen und ihrer Kunden regeln.

(2) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und fiir Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die allgemeinen
Bedingungen flr die Belieferung von Haushaltskunden in Niederspannung oder Niederdruck mit Energie im
Rahmen der Grund- oder Ersatzversorgung angemessen gestalten und dabei die Bestimmungen der Vertrage
einheitlich festsetzen und Regelungen Uber den Vertragsabschluss, den Gegenstand und die Beendigung der
Vertrage treffen sowie Rechte und Pflichten der Vertragspartner festlegen. Hierbei sind die beiderseitigen
Interessen angemessen zu berlicksichtigen. Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fiir Bedingungen 6ffentlich-
rechtlich gestalteter Versorgungsverhaltnisse mit Ausnahme der Regelung des Verwaltungsverfahrens.

FuBnote

§ 39 Abs. 1 Satz 1 u. Abs. 2 Satz 1 Kursivdruck: IdF d. Art. 7 Nr. 5 Buchst. a u. b G v. 9.12.2006 | 2833 mWv
17.12.2006 u. d. Art. 311 Nr. 5V v. 31.8.2015 1 1474 mWv 8.9.2015 (abweichend vom Bundesgesetzblatt
wurden an Stelle der Worter "Justiz und fur Verbraucherschutz" die Wérter "Erndhrung Landwirtschaft und
Verbraucherschutz" ersetzt durch "der Justiz und fur Verbraucherschutz")

§ 40 Inhalt von Strom- und Gasrechnungen; Festlegungskompetenz

(1) Rechnungen flr Energielieferungen an Letztverbraucher missen einfach und verstandlich sein. Sie sind dem
Letztverbraucher auf dessen Wunsch verstandlich und unentgeltlich zu erlautern. Der Rechnungsbetrag und das
Datum der Falligkeit des Rechnungsbetrages miissen deutlich erkennbar und hervorgehoben sein.

(2) Energielieferanten sind verpflichtet, in ihren Rechnungen fiir Energielieferungen an Letztverbraucher
gesondert auszuweisen

1. ihren Namen, ihre ladungsfahige Anschrift und das zustandige Registergericht sowie Angaben, die eine
unverzugliche telefonische und elektronische Kontaktaufnahme erméglichen, einschlieflich der Adresse
der elektronischen Post und einer Telefonnummer der Kunden-Hotline,

2. die belieferte Verbrauchsstelle des Letztverbrauchers einschlieRlich der zur Bezeichnung der
Entnahmestelle verwendeten Identifikationsnummer,

die Vertragsdauer und die geltenden Preise,
den nachstmdglichen Kindigungstermin und die Kiindigungsfrist,

den zustandigen Messstellenbetreiber sowie die fir die Belieferung maRgebliche Identifikationsnummer
und die Codenummer des Netzbetreibers,

6. bei einer Verbrauchsabrechnung den Anfangszahlerstand und den Endzahlerstand des abgerechneten
Zeitraums, den ermittelten Verbrauch im Abrechnungszeitraum sowie die Art, wie der Zahlerstand
ermittelt wurde,

7. den auch in grafischer Form dargestellten Vergleich des ermittelten Verbrauchs zu dem Verbrauch des
vergleichbaren Vorjahreszeitraums,
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8. den auch in grafischer Form dargestellten Vergleich des eigenen Jahresverbrauchs zu dem
Jahresverbrauch von Vergleichskundengruppen,

9. die Rechte der Letztverbraucher im Hinblick auf Streitbeilegungsverfahren, die ihnen im Streitfall
zur Verfligung stehen, einschlieBlich der fur Verbraucherbeschwerden nach § 111b einzurichtenden
Schlichtungsstelle und deren Anschrift,

10. die Kontaktdaten des Verbraucherservice der Bundesnetzagentur fur den Bereich Elektrizitat und Gas,
11. Informationen Uber Kontaktstellen, darunter Internetadressen, zur Beratung in Energieangelegenheiten,

12.  Hinweise zu der Verfugbarkeit und den Méglichkeiten eines Lieferantenwechsels sowie Informationen
Uber mit einem Vertrauenszeichen versehene Preisvergleichsinstrumente fiir Vertragsangebote der
Stromlieferanten nach § 41c sowie

13. die einschlagige Tarif- oder Produktbezeichnung sowie den Hinweis, ob die Belieferung im Rahmen der
Grundversorgung oder auBerhalb der Grundversorgung erfolgt ist.

Wenn der Energielieferant den Letztverbraucher im Vorjahreszeitraum nicht beliefert hat, ist der vormalige
Energielieferant verpflichtet, dem neuen Energielieferanten den Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums
mitzuteilen.

(3) Energielieferanten sind verpflichtet, in den Rechnungen folgende Belastungen gesondert auszuweisen, soweit
sie Kalkulationsbestandteile der in die Rechnung einflieBenden Preise sind:

1. die Stromsteuer nach § 3 des Stromsteuergesetzes vom 24. Marz 1999 (BGBI. | S. 378; 2000 | S. 147) oder
die Energiesteuer nach § 2 des Energiesteuergesetzes vom 15. Juli 2006 (BGBI. I S. 1534; 2008 | S. 660,
1007) in der jeweils geltenden Fassung,

2. die Konzessionsabgabe nach MaRRgabe des § 4 Absatz 1 und 2 der Konzessionsabgabenverordnung vom
9. Januar 1992 (BGBI. 1 S. 12, 407), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung vom 1. November
2006 (BGBI. 1 S. 2477) geandert worden ist,

3. jeweils gesondert die Umlagen und Aufschldge nach § 12 Absatz 1 des Energiefinanzierungsgesetzes, §
19 Absatz 2 der Stromnetzentgeltverordnung und § 18 der Verordnung zu abschaltbaren Lasten vom 28.
Dezember 2012 (BGBI. 1 S. 2998) in der jeweils geltenden Fassung,

4, jeweils gesondert die Netzentgelte und, soweit sie Gegenstand des Liefervertrages sind, die Entgelte des
Messstellenbetreibers oder des Betreibers von Energieversorgungsnetzen flr den Messstellenbetrieb und
die Messung,

5. bei Gasrechnungen bis zum 31. Dezember 2025 die Kosten in Cent pro Kilowattstunde flr den Erwerb von

Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S.
2728) in der jeweils geltenden Fassung, die Umlegung saldierter Kosten nach § 35e sowie die saldierte
Preisanpassung aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 26 Absatz 1 des Energiesicherungsgesetzes.

(4) Energielieferanten haben fiir Letztverbraucher die flr die Forderungen maBgeblichen Berechnungsfaktoren
in Rechnungen vollstandig und in allgemein verstandlicher Form unter Verwendung standardisierter Begriffe und
Definitionen auszuweisen.

(5) Die Bundesnetzagentur kann Entscheidungen uber die Konkretisierung des Mindestinhalts von Rechnungen
nach den Absatzen 1 bis 3 sowie Naheres zum standardisierten Format nach Absatz 4 durch Festlegung nach § 29
Absatz 1 gegenliber den Energielieferanten treffen.

§ 40a Verbrauchsermittlung fir Strom- und Gasrechnungen

(1) Der Energielieferant ist berechtigt, zur Ermittlung des Verbrauchs nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 fur die
Zwecke der Abrechnung

1. die Ablesewerte oder rechtmaRig ermittelte Ersatzwerte zu verwenden, die er vom Messstellenbetreiber
oder Netzbetreiber erhalten hat,

2. die Messeinrichtung selbst abzulesen oder

3. die Ablesung der Messeinrichtung vom Letztverbraucher mittels eines Systems der regelmaligen

Selbstablesung und Ubermittlung der Ablesewerte durch den Letztverbraucher zu verlangen, sofern keine
Ferntbermittlung der Verbrauchsdaten erfolgt.

Haushaltskunden kénnen einer Selbstablesung im Einzelfall widersprechen, wenn sie ihnen nicht zumutbar
ist. Der Energielieferant hat bei einem berechtigten Widerspruch nach Satz 2 eine eigene Ablesung der
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Messeinrichtung nach Satz 1 Nummer 2 vorzunehmen und darf hierfur kein gesondertes Entgelt verlangen. Bei
einer Messung mit einem intelligenten Messsystem nach § 2 Satz 1 Nummer 7 des Messstellenbetriebsgesetzes
und bei registrierender Lastgangmessung sind die Werte nach Satz 1 Nummer 1 vorrangig zu verwenden. Der
Energielieferant hat in der Rechnung anzugeben, wie ein von ihm verwendeter Zahlerstand ermittelt wurde.

(2) Soweit ein Letztverbraucher fir einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung
keine Ablesedaten Ubermittelt hat oder der Energielieferant aus anderen Griinden, die er nicht zu vertreten hat,
den tatsachlichen Verbrauch nicht ermitteln kann, dirfen die Abrechnung oder die Abrechnungsinformation auf
einer Verbrauchsschatzung beruhen, die unter angemessener Bertcksichtigung der tatsachlichen Verhaltnisse zu
erfolgen hat. In diesem Fall hat der Energielieferant den geschatzten Verbrauch unter ausdricklichem und optisch
besonders hervorgehobenem Hinweis auf die erfolgte Verbrauchsabschatzung und den einschlagigen Grund fur
deren Zulassigkeit sowie die der Schatzung zugrunde gelegten Faktoren in der Rechnung anzugeben und auf
Wunsch des Letztverbrauchers in Textform und unentgeltlich zu erldutern.

§ 40b Rechnungs- und Informationszeitraume

(1) Energielieferanten sind verpflichtet, den Energieverbrauch nach ihrer Wahl in Zeitabschnitten abzurechnen,
die ein Jahr nicht Gberschreiten dirfen, ohne hierflir ein Entgelt in Rechnung zu stellen. Sie sind verpflichtet, allen
Letztverbrauchern anzubieten

1. eine monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung,
2. die unentgeltliche elektronische Ubermittlung der Abrechnungen und Abrechnungsinformationen sowie
3. mindestens einmal jahrlich die unentgeltliche Ubermittlung der Abrechnungen und

Abrechnungsinformationen in Papierform.

Sofern der Letztverbraucher keinen Abrechnungszeitraum bestimmt, bleibt es bei der Wahl des Zeitraums
durch den Energielieferanten. Im Falle einer Beendigung des Lieferverhaltnisses sind Energielieferanten zur
unentgeltlichen Erstellung einer Abschlussrechnung verpflichtet. Auf Wunsch des Letztverbrauchers sind
Abrechnungen oder Abrechnungsinformationen elektronisch zu Gbermitteln.

(2) Energielieferanten haben Letztverbrauchern, bei denen keine Fernubermittiung der Verbrauchsdaten
erfolgt und die sich fiir eine elektronische Ubermittlung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 entschieden haben,
Abrechnungsinformationen mindestens alle sechs Monate oder auf Verlangen einmal alle drei Monate
unentgeltlich zur Verfligung zu stellen.

(3) Energielieferanten haben Letztverbrauchern, bei denen eine Fernibermittlung der Verbrauchsdaten erfolgt,
eine monatliche Abrechnungsinformation unentgeltlich zur Verfigung zu stellen, dabei kann dies tber das
Internet oder andere geeignete elektronische Medien erfolgen.

(4) Abrechnungsinformationen erfolgen auf Grundlage des nach § 40a ermittelten Verbrauchs.

(5) Energielieferanten sind auf Verlangen eines von ihnen belieferten Letztverbrauchers verpflichtet, erganzende
Informationen zu dessen Verbrauchshistorie, soweit verfugbar, dem Letztverbraucher selbst und zusatzlich auch
einem vom Letztverbraucher benannten Dritten zur Verfigung zu stellen. Die erganzenden Informationen missen
kumulierte Daten mindestens flr die vorangegangenen drei Jahre umfassen, langstens fir den Zeitraum seit
Beginn des Energieliefervertrages, und den Intervallen der Abrechnungsinformationen entsprechen.

§ 40c Zeitpunkt und Falligkeit von Strom- und Gasrechnungen

(1) Rechnungsbetrage und Abschlage werden zu dem von dem Energielieferanten angegebenen Zeitpunkt,
frihestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fallig.

(2) Energielieferanten sind verpflichtet, dem Letztverbraucher die Rechnung spatestens sechs Wochen nach
Beendigung des abzurechnenden Zeitraums und eine Abschlussrechnung spatestens sechs Wochen nach
Beendigung des Lieferverhaltnisses zur Verfugung zu stellen. Erfolgt eine Stromabrechnung nach § 40b Absatz 1
monatlich, betragt die Frist flr diese Abrechnung drei Wochen.

(3) Ergibt sich aus der Abrechnung ein Guthaben flr den Letztverbraucher, ist dieses von dem Energielieferanten
vollstandig mit der nachsten Abschlagszahlung zu verrechnen oder binnen zwei Wochen auszuzahlen. Guthaben,
die aus einer Abschlussrechnung folgen, sind binnen zwei Wochen auszuzahlen.

§ 41 Energieliefervertrage mit Letztverbrauchern
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(1) Vertrage Uber die Belieferung von Letztverbrauchern mit Energie mussen einfach und verstandlich sein. Die
Vertrage mussen insbesondere Angaben enthalten Uber

1. den Namen und die Anschrift des Energielieferanten,

2. die belieferte Verbrauchsstelle des Letztverbrauchers einschliellich der zur Bezeichnung der
Entnahmestelle verwendeten Identifikationsnummer,

3. den Vertragsbeginn, die Vertragsdauer sowie die Bedingungen fur eine Verlangerung und Beendigung des
Vertrags,

4, zu erbringende Leistungen einschlieBlich damit geblndelter Produkte oder Leistungen sowie angebotener

Wartungsdienste, wobei insbesondere anzugeben ist, ob der Messstellenbetrieb und hierfir anfallende
Entgelte von den vertraglichen Leistungen umfasst sind,

5. die Preise, Preisanpassung, Kiindigungstermine und Kiindigungsfristen sowie das Rucktrittsrecht des
Kunden,
6. die einschlagige Tarif- bzw. Produktbezeichnung sowie den Hinweis, ob die Belieferung im Rahmen der

Grundversorgung oder auBerhalb der Grundversorgung erfolgt ist,
den Zeitpunkt der Abrechnungen und die Zahlungsweise,

Haftungs- und Entschadigungsregelungen bei Nichteinhaltung vertraglich vereinbarter Leistungen, wozu
auch ungenaue oder verspatete Abrechnungen zahlen,

9. den unentgeltlichen und zigigen Lieferantenwechsel,

10. die Art und Weise, wie aktuelle Informationen Uber die geltenden Tarife, Wartungsentgelte und
gebundelte Produkte oder Leistungen erhaltlich sind,

11. Informationen Uber die Rechte der Letztverbraucher im Hinblick auf Verbraucherbeschwerden
und Streitbeilegungsverfahren, die ihnen im Streitfall zur VerfiGgung stehen, einschlielich der
fur Verbraucherbeschwerden nach § 111b einzurichtenden Schlichtungsstelle mit deren Anschrift
und Webseite, und Informationen tber die Verpflichtung des Energielieferanten zur Teilnahme am
Schlichtungsverfahren sowie

12. die Kontaktdaten des Verbraucherservice der Bundesnetzagentur flr den Bereich Elektrizitat und Gas.
Die Informationspflichten nach den Artikeln 246 und 246a des Einflihrungsgesetzes zum Blrgerlichen
Gesetzbuche bleiben unberihrt.

(2) Den Letztverbrauchern sind vor Vertragsschluss verschiedene Zahlungsmaéglichkeiten anzubieten.
Unterschiede bei Zahlungsarten oder Vorauszahlungssystemen mussen objektiv, diskriminierungsfrei und
verhaltnismaRig sein. Letztverbrauchern in Rechnung gestellte Kosten fiir die Nutzung der unterschiedlichen
Zahlungsarten oder Vorauszahlungssysteme durfen die unmittelbaren Kosten, die dem Zahlungsempfanger far
die Nutzung der jeweiligen Zahlungsart oder eines Vorauszahlungssystems entstehen, nicht tibersteigen.

(3) Energielieferanten sind verpflichtet, in an Letztverbraucher gerichtetem Werbematerial sowie auf ihrer
Internetseite allgemeine Informationen zu den Bestimmungen nach Absatz 1 Satz 2 anzugeben.

(4) Den Letztverbrauchern ist innerhalb einer angemessenen Frist nach dem Vertragsschluss eine knappe, leicht
verstandliche und klar gekennzeichnete Zusammenfassung der wichtigsten Vertragsbedingungen zur Verfligung
zu stellen. Die Zusammenfassung hat insbesondere zu enthalten

1. die Kontaktdaten des Energielieferanten,
die Verbrauchsstelle,

geltende Preise,

den voraussichtlichen Belieferungsbeginn,
die Kindigungsfrist sowie

o v kA wNnN

etwaige Bonusvereinbarungen und Mindestvertragslaufzeiten.

(5) Energielieferanten, die sich im Vertrag das Recht vorbehalten haben, die Vertragsbedingungen einseitig zu
andern, haben Letztverbraucher rechtzeitig, in jedem Fall vor Ablauf einer Abrechnungsperiode, auf einfache

und verstandliche Weise (iber die beabsichtigte Ausiibung eines Rechts auf Anderung der Preise oder sonstiger
Vertragsbedingungen und iber die Rechte der Letztverbraucher zur Vertragsbeendigung zu unterrichten. Uber
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Preisanderungen ist spatestens zwei Wochen, bei Haushaltskunden spatestens einen Monat, vor Eintritt der
beabsichtigten Anderung zu unterrichten. Die Unterrichtung hat unmittelbar zu erfolgen sowie auf verstandliche
und einfache Weise unter Hinweis auf Anlass, Voraussetzungen und Umfang der Preisanderungen. Ubt der
Energielieferant ein Recht zur Anderung der Preise oder sonstigen Vertragsbedingungen aus, kann der
Letztverbraucher den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderungen
kiindigen, ohne dass vom Energielieferanten hierfiir ein gesondertes Entgelt verlangt werden darf. Eine Anderung
der Vertragsbedingungen liegt auch bei einer Anpassung der vertraglichen Leistungen vor.

(6) Bei unveranderter Weitergabe von umsatzsteuerlichen Mehr- oder Minderbelastungen, die sich aus einer
gesetzlichen Anderung der geltenden Umsatzsteuersatze ergeben sowie bei unveranderter Weitergabe von
Minderbelastungen aufgrund einer Absenkung des Saldos der Kalkulationsbestandteile nach § 40 Absatz 3
Nummer 3 oder Nummer 5, bedarf es keiner Unterrichtung nach Absatz 5 Satz 1 und 2; dabei entsteht kein
auBerordentliches Kiindigungsrecht nach Absatz 5 Satz 4.

(7) Stromliefervertrage durfen keine vertraglichen Regelungen enthalten, die dem Letztverbraucher den Erwerb
oder die VerauBerung von Stromdienstleistungen, die nicht Vertragsgegenstand sind, von einem anderen

oder an ein anderes Elektrizitatsversorgungsunternehmen untersagen. Stromdienstleistungen nach Satz 1
umfassen auch vertragliche Vereinbarungen Uber eine Aggregierung. Letztverbraucher sind verpflichtet, ihren
Stromlieferanten den Abschluss einer vertraglichen Vereinbarung mit einem Dritten Uber eine Aggregierung
unverzuglich mitzuteilen.

§ 41a Lastvariable, tageszeitabhangige oder dynamische und sonstige Stromtarife

(1) Stromlieferanten haben, soweit technisch machbar und wirtschaftlich zumutbar, fir Letztverbraucher von
Elektrizitat einen Tarif anzubieten, der einen Anreiz zu Energieeinsparung oder Steuerung des Energieverbrauchs
setzt. Tarife im Sinne von Satz 1 sind insbesondere lastvariable oder tageszeitabhangige Tarife. Stromlieferanten
haben daneben fir Haushaltskunden mindestens einen Tarif anzubieten, fir den die Datenaufzeichnung und -
Ubermittlung auf die Mitteilung der innerhalb eines bestimmten Zeitraums verbrauchten Gesamtstrommenge
begrenzt bleibt.

(2) Stromlieferanten, die zum 31. Dezember eines Jahres mehr als 200 000 Letztverbraucher beliefern, sind im
Folgejahr verpflichtet, den Abschluss eines Stromliefervertrages mit dynamischen Tarifen fir Letztverbraucher
anzubieten, die Uber ein intelligentes Messsystem im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes verfiigen. Die
Stromlieferanten haben die Letztverbraucher tber die Kosten sowie die Vor- und Nachteile des Vertrags nach

Satz 1 umfassend zu unterrichten sowie Informationen Uber den Einbau eines intelligenten Messsystems im Sinne
des Messstellenbetriebsgesetzes anzubieten. Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt ab dem 1. Januar 2022 fur alle
Stromlieferanten, die zum 31. Dezember eines Jahres mehr als 100 000 Letztverbraucher beliefern, und ab dem 1.
Januar 2025 fur alle Stromlieferanten.

§ 41b Energieliefervertrage mit Haushaltskunden auBerhalb der Grundversorgung;
Verordnungsermachtigung

(1) Energieliefervertrage mit Haushaltskunden aulRerhalb der Grundversorgung und deren Kundigung durch den
Energielieferanten bedurfen der Textform. Der Energielieferant hat dem Haushaltskunden dessen Kiindigung
innerhalb einer Woche nach Zugang unter Angabe des Vertragsendes in Textform zu bestatigen.

(2) Haushaltskunden sind vier Wochen vor einer geplanten Versorgungsunterbrechung wegen Nichtzahlung in
geeigneter Weise Uber Moglichkeiten zur Vermeidung der Versorgungsunterbrechung zu informieren, die fur den
Haushaltskunden keine Mehrkosten verursachen. Dazu kdnnen gehdren

1. Hilfsangebote zur Abwendung einer Versorgungsunterbrechung wegen Nichtzahlung,

2 Vorauszahlungssysteme,

3 Informationen zu Energieaudits,

4 Informationen zu Energieberatungsdiensten,

5. alternative Zahlungsplane verbunden mit einer Stundungsvereinbarung,

6 Hinweis auf staatliche Unterstitzungsmdéglichkeiten der sozialen Mindestsicherung oder
7 eine Schuldnerberatung.

Die Informationen mussen deutlich und leicht verstandlich die MaBnahme selbst sowie die Konsequenzen
aufzeigen.
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(3) Wird eine Voraus- oder Abschlagszahlung vereinbart, muss sich diese nach dem Verbrauch des
vorhergehenden Abrechnungszeitraums oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden richten.
Macht der Haushaltskunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies bei der Bemessung
angemessen zu bertcksichtigen. Eine bei Vertragsabschluss vereinbarte Voraus- oder Abschlagszahlung wird bei
der Belieferung von Haushaltskunden nicht vor Beginn der Lieferung fallig.

(4) Bei einer Unterrichtung nach § 41 Absatz 5 Satz 1 ist bei Stromliefervertragen mit Haushaltskunden auBerhalb
der Grundversorgung darauf hinzuweisen, in welchem Umfang sich der Versorgeranteil gedndert hat.

(5) Haushaltskunden sind im Falle eines Wohnsitzwechsels zu einer aullerordentlichen Kindigung ihres bisherigen
Liefervertrages unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von sechs Wochen berechtigt. Die Kiindigung kann mit
Wirkung zum Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wirkung zu einem spateren Zeitpunkt erklart werden. Die Satze 1
und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der bisherige Energielieferant dem Haushaltskunden binnen zwei Wochen
nach Erhalt der Kiindigung in Textform eine Fortsetzung des Liefervertrages an dessen neuem Wohnsitz zu den
bisherigen Vertragsbedingungen anbietet und die Belieferung an der neuen Entnahmestelle méglich ist. Zu
diesem Zwecke hat der Haushaltskunde in seiner auBerordentlichen Kindigung seine zuklnftige Anschrift oder
eine zur Bezeichnung seiner zukinftigen Entnahmestelle verwendete Identifikationsnummer mitzuteilen.

(6) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und flr Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. nahere Regelungen flr die Belieferung von Haushaltskunden mit Energie aulRerhalb der Grundversorgung
treffen,
2. die Bestimmungen der Vertrage einheitlich festsetzen und insbesondere Regelungen Uber den

Vertragsabschluss, den Gegenstand und die Beendigung der Vertrage treffen sowie
3. Rechte und Pflichten der Vertragspartner festlegen.
Hierbei sind die beiderseitigen Interessen angemessen zu berlicksichtigen. Die jeweils in Anhang | der Richtlinie
(EU) 2019/944 und der Richtlinie 2009/73/EG vorgesehenen Mallnahmen sind zu beachten.

(7) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates den
Mindestbetrag des Anspruchs zu bestimmen, den ein Haushaltskunde gegeniiber dem Energielieferanten auf
Schadensersatz wegen einer vertragswidrigen Beendigung der Belieferung geltend machen kann.

§ 41c Vergleichsinstrumente bei Energielieferungen

(1) Die Bundesnetzagentur stellt nach den Absatzen 3 und 4 sicher, dass Haushaltskunden und
Kleinstunternehmen, die einen voraussichtlichen Jahresverbrauch von weniger als 100 000 Kilowattstunden
haben, unentgeltlich Zugang zu mindestens einem unabhangigen Vergleichsinstrument haben, mit dem sie
verschiedene Stromlieferanten und deren Angebote, einschlieBlich der Angebote fur Vertrage mit dynamischen
Stromtarifen, in Bezug auf die Preise und die Vertragsbedingungen vergleichen und beurteilen kénnen.

(2) Das Vergleichsinstrument nach Absatz 1 muss

1. unabhangig von den Energielieferanten und -erzeugern betrieben werden und sicherstellen, dass die
Energielieferanten bei den Suchergebnissen gleichbehandelt werden;

2. die Inhaber und Betreiber des Vergleichsinstruments sowie dessen Finanzierung und eventuelle
Kontrolleure eindeutig offenlegen;

klare und objektive Kriterien enthalten, auf die sich der Vergleich stitzt, und diese offenlegen;
eine leicht verstandliche und eindeutige Sprache verwenden sowie barrierefrei zuganglich sein;
korrekte und aktuelle Informationen bereitstellen und den Zeitpunkt der letzten Aktualisierung angeben;

o v kW

allen Energielieferanten offenstehen und eine breite Palette an Angeboten umfassen, die den
Gesamtmarkt abdeckt; falls die angebotenen Informationen keine vollstandige Marktibersicht darstellen,
ist eine eindeutige diesbezlgliche Erklarung auszugeben, bevor die Ergebnisse angezeigt werden;

7. ein wirksames Verfahren fir die Meldung falscher Informationen zu veréffentlichten Angeboten und
weiteren Angaben und deren zligiger Korrektur vorsehen;

8. unentgeltlich Preise, Tarife und Vertragsbedingungen von den verschiedenen Angeboten verschiedener
Stromlieferanten vergleichen, die Kunden zur Verfligung stehen;

- Seite 119 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

9. den Schutz personenbezogener Daten gewahrleisten.

(3) Vergleichsinstrumente, die den Anforderungen nach Absatz 2 entsprechen, erhalten auf Antrag des Anbieters
des Vergleichsinstruments von der Bundesnetzagentur ein Vertrauenszeichen. Die Bundesnetzagentur Uberprift
die fortlaufende Erfillung der Voraussetzungen und entzieht das Vertrauenszeichen bei gravierenden Verstélen,
denen innerhalb einer angemessenen Frist nicht abgeholfen wird. Die Bundesnetzagentur kann die Vergabe

des Vertrauenszeichens nach Satz 1 und die Uberpriifung und die Entziehung nach Satz 2 an einen geeigneten
Dritten Ubertragen; dabei ist die Bundesnetzagentur berechtigt, den beliehenen Dritten im Weisungswege zur
rechtmaBigen Aufgabenerflllung anzuhalten. Falls derartige Vergleichsinstrumente im Markt nicht angeboten
werden oder ein Vertrauenszeichen hierfur nicht beantragt wurde, schreibt die Bundesnetzagentur die Leistung
aus.

(4) Die Bundesnetzagentur kann Absatz 3 analog auch auf Vergleichsinstrumente anwenden, die den Vergleich
von verschiedenen Energielieferanten und deren Angeboten in Bezug auf die Preise und die Vertragsbedingungen
fur die Lieferung von Erdgas an Haushaltskunden und Kleinstunternehmen betreffen, um sicherzustellen, dass
Haushaltskunden und Kleinstunternehmen unentgeltlich Zugang zu mindestens einem solchen unabhangigen
Vergleichsinstrument haben.

(5) Dritte dirfen Informationen, die von Energielieferanten verdffentlicht werden, zur Bereitstellung
unabhangiger Vergleichsinstrumente nutzen. Energielieferanten missen eine kostenlose Nutzung unmittelbar
angebotsrelevanter Informationen in offenen Datenformaten ermdglichen.

§ 41d Erbringung von Dienstleistungen auBerhalb bestehender Liefer- oder Bezugsvertrage;
Festlegungskompetenz

(1) GroBhandler und Lieferanten von Elektrizitat sowie betroffene Bilanzkreisverantwortliche haben es Betreibern
einer Erzeugungsanlage und Letztverbrauchern, sofern deren Stromeinspeisung und Stromentnahme jeweils
durch eine Zahlerstandsgangmessung im Sinne des § 2 Satz 2 Nummer 27 des Messstellenbetriebsgesetzes oder
durch eine viertelstlindige registrierende Leistungsmessung gemessen wird, auf Verlangen gegen angemessenes
Entgelt zu erméglichen, Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder
Minderverbrauch elektrischer Arbeit unabhangig von einem bestehenden Liefer- oder Bezugsvertrag gegeniber
Dritten und Uber einen anderen Bilanzkreis zu erbringen. Ein Entgelt ist angemessen, wenn es den GroBhandler
und Lieferanten von Elektrizitat und den Bilanzkreisverantwortlichen, dessen Bilanzkreis die Einspeise- oder
Entnahmestelle des Betreibers einer Erzeugungsanlage oder des Letztverbrauchers zugeordnet ist, wirtschaftlich
so stellt, wie sie ohne die Erbringung der Dienstleistungen durch Betreiber einer Erzeugungsanlage oder den
Letztverbraucher stinden.

(2) Ein vertraglicher Ausschluss der Rechte nach Absatz 1 Satz 1 ist unwirksam. Wird von den Rechten nach
Absatz 1 Satz 1 im Rahmen eines Vertragsverhaltnisses erstmalig Gebrauch gemacht, ist ein GroBhandler
oder Lieferant von Elektrizitadt berechtigt, den Liefer- oder Bezugsvertrag auBerordentlich mit einer Frist von
drei Kalendermonaten zum Monatsende zu kiindigen. Das auerordentliche Kiindigungsrecht nach Satz 2 ist
ausgeschlossen, sofern eine Belieferung von Haushaltskunden erfolgt.

(3) Die Bundesnetzagentur ist berechtigt, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 die in den Absatzen 1 und 2
geregelten Rechte und Pflichten, auch in Bezug auf die Einbeziehung eines Aggregators, naher zu konkretisieren,
insbesondere

1. zum Austausch erforderlicher Informationen,

2. zur Bilanzierung der Energiemengen, wobei sie insbesondere festlegen kann, dass durch Dienstleistungen
im Sinne von Absatz 1 Satz 1 verursachte Bilanzkreisabweichungen bilanziell auszugleichen sind,

zu technischen und administrativen Anforderungen oder Verfahren und

zum angemessenen Entgelt nach Absatz 1 Satz 2, wobei sie insbesondere festlegen kann, dass ein Entgelt
angemessen ist, wenn es auch einen administrativen Aufwand umfasst.

§ 41e Vertrage zwischen Aggregatoren und Betreibern einer Erzeugungsanlage oder
Letztverbrauchern

(1) Vertrage zwischen Aggregatoren und Betreibern einer Erzeugungsanlage oder Letztverbrauchern tber

Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch
elektrischer Arbeit nach § 41d Absatz 1 Satz 1 bedlrfen der Textform. Der Aggregator hat den Betreiber der
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Erzeugungsanlage oder Letztverbraucher vor Vertragsschluss umfassend Uber die Bedingungen zu informieren,
die sich aus einem Vertragsschluss nach § 41d Absatz 1 ergeben.

(2) Letztverbraucher haben das Recht, von dem Aggregator auf Verlangen mindestens einmal in jedem
Abrechnungszeitrum unentgeltlich alle sie betreffenden Laststeuerungsdaten oder Daten Uber die gelieferte und
verkaufte Energie zu erhalten.

§ 42 Stromkennzeichnung, Transparenz der Stromrechnungen, Verordnungsermachtigung

(1) Stromlieferanten sind verpflichtet, in oder als Anlage zu ihren Rechnungen an Letztverbraucher und in an
diese gerichtetem Werbematerial sowie auf ihrer Website flr den Verkauf von Elektrizitat anzugeben:

1. den Anteil der einzelnen Energietrager (Kernkraft, Kohle, Erdgas und sonstige fossile Energietrager,
Mieterstrom, gefordert nach dem EEG, erneuerbare Energien mit Herkunftsnachweis, nicht geférdert
nach dem EEG) an dem Gesamtenergietragermix, den der Lieferant im Land des Liefervertrags im letzten
oder vorletzten Jahr verwendet hat; spatestens ab 1. November eines Jahres sind jeweils die Werte des
vorangegangenen Kalenderjahres anzugeben;

2. Informationen uber die Umweltauswirkungen zumindest in Bezug auf Kohlendioxidemissionen (CO»-

Emissionen) und radioaktiven Abfall, die auf den in Nummer 1 genannten Gesamtenergietragermix zur
Stromerzeugung zurickzufuhren sind;

3. hinsichtlich der erneuerbaren Energien mit Herkunftsnachweis, nicht geférdert nach dem EEG,
die Information, in welchen Staaten die den entwerteten Herkunftsnachweisen zugrunde liegende
Strommenge erzeugt worden ist und deren Anteil an der Liefermenge erneuerbarer Energien mit
Herkunftsnachweis.

(2) Die Informationen zu Energietragermix und Umweltauswirkungen sind mit den entsprechenden
Durchschnittswerten der Stromerzeugung in Deutschland zu erganzen und verbraucherfreundlich und in
angemessener Grole in grafisch visualisierter Form darzustellen.

(3) Sofern ein Stromlieferant im Rahmen des Verkaufs an Letztverbraucher eine Produktdifferenzierung

mit unterschiedlichem Energietragermix vornimmt, gelten fur diese Produkte sowie fiir den verbleibenden
Energietragermix die Absatze 1 und 2 entsprechend mit der MaBgabe, dass zusatzlich zu den Energietragern nach
Absatz 1 Nummer 1 der Anteil der erneuerbaren Energien, geférdert nach dem EEG, als Energietrager anzugeben
ist. Stromlieferanten, die keine Produktdifferenzierung mit unterschiedlichen Energietragermixen vornehmen,
weisen den Gesamtenergietragermix unter Einbeziehung des Anteils der ,erneuerbare Energien, geférdert nach
dem EEG" als ,Unternehmensverkaufsmix” aus. Die Verpflichtungen nach den Absatzen 1 und 2 bleiben davon
unberlhrt.

(3a) Die Anteile der nach Absatz 3 anzugebenden Energietrager mit Ausnahme des Anteils fir Strom aus
erneuerbaren Energien, geférdert nach dem EEG, sind entsprechend anteilig flr den jeweiligen Letztverbraucher
um den Anteil des Stroms aus erneuerbaren Energien, geférdert nach dem EEG, an der Stromerzeugung in
Deutschland zu reduzieren.

(4) Bei Strommengen, die nicht eindeutig erzeugungsseitig einem der in Absatz 1 Nummer 1 genannten
Energietrager zugeordnet werden kénnen, ist der ENTSO-E-Energietragermix fiir Deutschland unter Abzug der
nach Absatz 5 Nummer 1 und 2 auszuweisenden Anteile an Strom aus erneuerbaren Energien zu Grunde zu legen.
Soweit mit angemessenem Aufwand méglich, ist der ENTSO-E-Mix vor seiner Anwendung so weit zu bereinigen,
dass auch sonstige Doppelzahlungen von Strommengen vermieden werden. Zudem ist die Zusammensetzung des
nach Satz 1 und 2 berechneten Energietragermixes aufgeschliisselt nach den in Absatz 1 Nummer 1 genannten
Kategorien zu benennen.

(5) Eine Verwendung von Strom aus erneuerbaren Energien zum Zweck der Stromkennzeichnung nach Absatz 1
Nummer 1 und Absatz 3 liegt nur vor, wenn der Stromlieferant

1. Herkunftsnachweise flir Strom aus erneuerbaren Energien verwendet, die durch die zustandige Behdrde
nach § 79 Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes entwertet wurden,

2. Strom, der nach dem EEG geférdert wird, unter Beachtung der Vorschriften des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes ausweist oder

3. Strom aus erneuerbaren Energien als Anteil des nach Absatz 4 berechneten Energietragermixes nach
Malgabe des Absatz 4 ausweist.
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Stromlieferanten sind berechtigt, fur den Anteil von Strom aus erneuerbaren Energien, gefordert nach dem EEG,
unter Beachtung der Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der Stromkennzeichnung auszuweisen,
in welchem Umfang dieser Stromanteil in regionalem Zusammenhang zum Stromverbrauch erzeugt worden ist,
wenn Regionalnachweise durch die zustandige Behérde nach § 79a Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
entwertet wurden.

(6) Erzeuger und Vorlieferanten von Strom haben im Rahmen ihrer Lieferbeziehungen den nach Absatz 1
Verpflichteten auf Anforderung die Daten so zur Verfligung zu stellen, dass diese ihren Informationspflichten
genugen kdnnen.

(7) Stromlieferanten sind verpflichtet, einmal jahrlich zur Uberpriifung der Richtigkeit der Stromkennzeichnung
die nach den Absatzen 1 bis 4 gegentber den Letztverbrauchern anzugebenden Daten sowie die

der Stromkennzeichnung zugrunde liegenden Strommengen der Bundesnetzagentur zu melden. Die
Bundesnetzagentur (ibermittelt die Daten zum Zwecke der Uberpriifung des Anteils an erneuerbaren

Energien einschlieBlich unternehmensbezogener Daten und Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen an das
Umweltbundesamt. Das Umweltbundesamt ist befugt, die Richtigkeit der Stromkennzeichnung zu Uberprifen,
soweit diese die Ausweisung von Strom aus erneuerbaren Energien betrifft. Im Fall einer Unrichtigkeit dieses
Teils der Stromkennzeichnung kann das Umweltbundesamt gegeniiber dem betreffenden Stromlieferanten

die erforderlichen Mallnahmen zur Sicherstellung der Richtigkeit der Stromkennzeichnung anordnen. Die
Bundesnetzagentur kann Vorgaben zum Format, Umfang und Meldezeitpunkt machen. Stellt sie Formularvorlagen
bereit, sind die Daten in dieser Form elektronisch zu Gbermitteln.

(8) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz wird ermachtigt, im Einvernehmen mit

dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vorgaben zur Darstellung der
Informationen nach den Absatzen 1 bis 4, insbesondere fir eine bundesweit vergleichbare Darstellung, und zur
Bestimmung des Energietragermixes fur Strom, der nicht eindeutig erzeugungsseitig zugeordnet werden kann,
abweichend von Absatz 4 sowie die Methoden zur Erhebung und Weitergabe von Daten zur Bereitstellung der
Informationen nach den Absatzen 1 bis 4 festzulegen. Solange eine Rechtsverordnung nicht erlassen wurde, ist
die Bundesnetzagentur berechtigt, die Vorgaben nach Satz 1 durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 zu bestimmen.

FuBBnote

(+++ § 42 Abs. 5 Satz 1 Eingangssatz: IdF d. Art. 8 Nr. 5 Buchst. d DBuchst. aa aaa G v. 20.7.2022 1 1237 mWv
1.1.2023 (aufgrund offensichtlicher Unrichtigkeit wurden die Wérter "das Elektrizitatsvorsorgungsunternehmen"
durch die "Wérter "der Stromlieferant" ersetzt +++)

§ 42a Mieterstromvertrage

(1) Fur die Belieferung von Letztverbrauchern mit Mieterstrom im Sinn von § 21 Absatz 3 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes sind vorbehaltlich der Absatze 2 bis 4 die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden.

(2) Ein Vertrag Uber die Belieferung von Letztverbrauchern mit Mieterstrom (Mieterstromvertrag) darf nicht
Bestandteil eines Vertrags tber die Miete von Wohnrdumen sein. Bei einem VerstoR gegen dieses Verbot ist der
Mieterstromvertrag nichtig. Die §§ 814 und 817 Satz 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs sind nicht anzuwenden.
Sofern der Mieter dem Vermieter Wertersatz fur den gelieferten Strom zu leisten hat, betrdgt der Wert hdchstens
75 Prozent des in dem jeweiligen Netzgebiet geltenden Grundversorgungstarifs, auf Basis des Grund- und
Arbeitspreises, und nicht mehr als der im Mieterstromvertrag vereinbarte Preis. Satz 1 gilt nicht

1. fur Mietverhaltnisse nach § 549 Absatz 2 Nummer 1 und 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs in der am 1. Juni
2015 gdltigen Fassung,

2. far Mietverhaltnisse, auf die die Ausnahmen des § 11 Absatz 1 Nummer 2 der Heizkostenverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 2009 (BGBI. I S. 3250) Anwendung finden.

Der Mieterstromvertrag muss die umfassende Versorgung des Letztverbrauchers mit Strom auch fur die Zeiten
vorsehen, in denen kein Mieterstrom geliefert werden kann. Bei einer Beendigung des Vertrags Uber die Miete
von Wohnraumen endet der Mieterstromvertrag, ohne dass es einer ausdricklichen Kiindigung bedarf, mit der
Rickgabe der Wohnung.

(3) Bei einem Mieterstromvertrag ist eine die andere Vertragspartei langer als ein Jahr bindende Laufzeit des

Vertrags unwirksam. Die stillschweigende Verlangerung des Vertragsverhaltnisses um mehr als ein Jahr oder eine
langere Kundigungsfrist als drei Monate vor Ablauf der zunachst vorgesehenen oder stillschweigend verlangerten
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Vertragsdauer sind unwirksam. Eine Bestimmung, durch die das Kindigungsrecht wahrend der Dauer des
Mietverhaltnisses ausgeschlossen oder beschrankt wird, ist unwirksam.

(4) Der fur den Mieterstrom und den zusatzlichen Strombezug nach Absatz 2 Satz 6 zu zahlende Preis darf

90 Prozent des in dem jeweiligen Netzgebiet geltenden Grundversorgungstarifs, auf Basis des Grund- und
Arbeitspreises, nicht Ubersteigen. Wird der Hochstpreis nach Satz 1 Uberschritten, erfolgt eine Herabsetzung auf
den Preis, der diesem Hochstpreis entspricht.

(5) Im Fall der Belieferung von Letztverbrauchern mit Mieterstrom nach § 21 Absatz 3 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes ist § 42 Absatz 3a nur fur den Teil des gelieferten Stroms anzuwenden, der nicht Gber den
Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes geférdert wird. Der in einem
Kalenderjahr gelieferte und mit dem Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
geforderte Strom ist zu Zwecken der Stromkennzeichnung auf die jeweiligen Letztverbraucher nach dem
Verhaltnis ihrer Jahresstromverbrauche zu verteilen und den Letztverbrauchern entsprechend auszuweisen. Der
Strom nach Satz 2 ist als Mieterstrom, geférdert nach dem EEG, zu kennzeichnen.

Teil 5
Planfeststellung, Wegenutzung

§ 43 Erfordernis der Planfeststellung

(1) Die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung von folgenden Anlagen bediirfen der Planfeststellung durch
die nach Landesrecht zustandige Behorde:

1. Hochspannungsfreileitungen, ausgenommen Bahnstromfernleitungen, mit einer Nennspannung von 110
Kilovolt oder mehr,

2. Hochspannungsleitungen, die zur Netzanbindung von Windenergieanlagen auf See im Sinne des § 3
Nummer 49 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Klstenmeer als Seekabel und landeinwarts als
Freileitung oder Erdkabel bis zu dem technisch und wirtschaftlich glnstigsten Verknlpfungspunkt
des nachsten Ubertragungs- oder Verteilernetzes verlegt werden sollen, mit Ausnahme von
Nebeneinrichtungen zu Offshore-Anbindungsleitungen,

3. grenziberschreitende Gleichstrom-Hochspannungsleitungen, die nicht unter Nummer 2 fallen und die
im Kistenmeer als Seekabel verlegt werden sollen, sowie deren Fortflihrung landeinwarts als Freileitung
oder Erdkabel bis zu dem technisch und wirtschaftlich glinstigsten Verknlpfungspunkt des nachsten
Ubertragungs- oder Verteilernetzes,

4. Hochspannungsleitungen nach § 2 Absatz 5 und 6 des Bundesbedarfsplangesetzes,
Gasversorgungsleitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 Millimetern und

Anbindungsleitungen von LNG-Anlagen an das Fernleitungsnetz mit einem Durchmesser von mehr als 300
Millimetern.

Leitungen nach § 2 Absatz 1 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz bleiben unberihrt.

(2) Auf Antrag des Tragers des Vorhabens kdnnen durch Planfeststellung durch die nach Landesrecht zustandige
Behdrde zugelassen werden:

1. die fur den Betrieb von Energieleitungen notwendigen Anlagen, insbesondere Konverterstationen,
Phasenschieber, Verdichterstationen, Umspannanlagen und Netzverknupfungspunkte, die auch
in das Planfeststellungsverfahren fur die Energieleitung integriert werden kénnen, einschlieBlich
Nebeneinrichtungen zu Offshore-Anbindungsleitungen; dabei ist eine nachtragliche Integration in die
Entscheidung zur Planfeststellung durch Planerganzungsverfahren maéglich, solange die Entscheidung zur
Planfeststellung gilt,

2. die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung eines Erdkabels fir Hochspannungsleitungen mit
einer Nennspannung von 110 Kilovolt im Kistenbereich von Nord- und Ostsee, die in einem 20 Kilometer
breiten Korridor, der 1angs der Klstenlinie landeinwarts verlauft, verlegt werden sollen; Kistenlinie ist
die in der Seegrenzkarte Nummer 2920 ,Deutsche Nordseekuste und angrenzende Gewasser”, Ausgabe
1994, XII, und in der Seegrenzkarte Nummer 2921 ,Deutsche Ostseekuste und angrenzende Gewasser”,
Ausgabe 1994, XIl, des Bundesamtes fur Seeschifffahrt und Hydrographie jeweils im Mal3stab 1 : 375 000

*
dargestellte Kistenlinie,
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3. die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung eines Erdkabels mit einer Nennspannung von
110 Kilovolt oder mehr zur Anbindung von Kraftwerken oder Pumpspeicherkraftwerken an das
Elektrizitatsversorgungsnetz,

4, die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung eines sonstigen Erdkabels fiir Hochspannungsleitungen
mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt oder weniger, ausgenommen Bahnstromfernleitungen,

5. die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung einer Freileitung mit einer Nennspannung von unter
110 Kilovolt oder einer Bahnstromfernleitung, sofern diese Leitungen mit einer Leitung nach Absatz 1 Satz
1 Nummer 1, 2 oder 3 auf einem Mehrfachgestange gefuhrt werden und in das Planfeststellungsverfahren
fur diese Leitung integriert werden; Gleiches gilt fir Erdkabel mit einer Nennspannung von unter 110
Kilovolt, sofern diese im raumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der BaumaRnahme eines
Erdkabels nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 oder nach den Nummern 2 bis 4 mit verlegt werden,

6. Leerrohre, die im raumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der BaumaBnahme eines Erdkabels nach
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 oder nach den Nummern 2 bis 4 mit verlegt werden,

die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung von Energiekopplungsanlagen,

die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung von GroRspeicheranlagen mit einer Nennleistung ab 50
Megawatt, soweit sie nicht § 126 des Bundesberggesetzes unterfallen und

9. die Errichtung und der Betrieb von Anlagen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des LNG-
Beschleunigungsgesetzes einschlieBlich erforderlicher Nebenanlagen und technischer und baulicher
Nebeneinrichtungen, dabei kann auch eine Verbindung mit einem nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6
durchzuflihrenden Planfeststellungsverfahren erfolgen.

Satz 1 ist fur Erdkabel auch bei Abschnittsbildung anzuwenden, wenn die Erdverkabelung in unmittelbarem
Zusammenhang mit dem beantragten Abschnitt einer Freileitung steht.

(3) Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berihrten éffentlichen und privaten Belange im Rahmen
der Abwagung zu bertcksichtigen.

(4) Fur das Planfeststellungsverfahren sind die §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nach MaRgabe
dieses Gesetzes anzuwenden.

(5) Die MaBgaben sind entsprechend anzuwenden, soweit das Verfahren landesrechtlich durch ein
Verwaltungsverfahrensgesetz geregelt ist.

* Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Bundesamt flir Seeschifffahrt und Hydrographie, Bernhard-Nocht-
StralBe 78, 20359 Hamburg und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmaRig gesichert niedergelegt.

§ 43a Anhorungsverfahren

Fir das Anhérungsverfahren gilt § 73 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgenden MaRgaben:

1. Der Plan ist gemaR § 73 Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang auszulegen.

2. Die Einwendungen und Stellungnahmen sind dem Vorhabentrager und den von ihm Beauftragten zur
Verfligung zu stellen, um eine Erwiderung zu ermdglichen; datenschutzrechtliche Bestimmungen sind
zu beachten; auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht
werden, wenn diese zur ordnungsgemaBen Durchfihrung des Verfahrens nicht erforderlich sind; auf diese
Mdglichkeit ist in der 6ffentlichen Bekanntmachung hinzuweisen.

3. Die Anhérungsbehdrde kann auf eine Erdrterung im Sinne des § 73 Absatz 6 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung verzichten. Ein Erérterungstermin findet nicht statt, wenn

a Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind,

O

ausschlieBlich Einwendungen erhoben worden sind, die auf privatrechtlichen Titeln beruhen, oder

(@)

)
) die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zurickgenommen worden sind,
)
)

[oX

alle Einwender auf einen Erdrterungstermin verzichten.
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Findet keine Erdrterung statt, so hat die Anhdrungsbehdérde ihre Stellungnahme innerhalb von sechs
Wochen nach Ablauf der Einwendungsfrist abzugeben und sie der Planfeststellungsbehérde zusammen mit
den sonstigen in § 73 Absatz 9 des Verwaltungsverfahrensgesetzes aufgefihrten Unterlagen zuzuleiten.

4, Soll ein ausgelegter Plan geandert werden, so kann im Regelfall von der Erdérterung im Sinne des §
73 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung abgesehen werden.

§ 43b Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung

(1) Fir Planfeststellungsbeschluss und Plangenehmigung gelten die §§ 73 und 74 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgenden MaRgaben:

1. Bei Planfeststellungen fiir Vorhaben im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 wird

a) fur ein bis zum 31. Dezember 2010 beantragtes Vorhaben fir die Errichtung und den Betrieb sowie
die Anderung von Hochspannungsfreileitungen oder Gasversorgungsleitungen, das der im Hinblick
auf die Gewahrleistung der Versorgungssicherheit dringlichen Verhinderung oder Beseitigung
langerfristiger Ubertragungs-, Transport- oder Verteilungsengpasse dient,

b) fur ein Vorhaben, das in der Anlage zum Energieleitungsausbaugesetz vom 21. August 2009 (BGBI.
I S. 2870) in der jeweils geltenden Fassung aufgefihrt ist,

die Offentlichkeit einschlieRlich der Vereinigungen im Sinne von § 73 Absatz 4 Satz 5 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes ausschlielllich entsprechend § 18 Absatz 2 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung mit der MaRgabe einbezogen, dass die Gelegenheit zur AuBerung
einschliellich Einwendungen und Stellungnahmen innerhalb eines Monats nach der Einreichung des
vollstandigen Plans flr eine Frist von sechs Wochen zu gewahren ist.

2. Verfahren zur Planfeststellung oder Plangenehmigung bei Vorhaben, deren Auswirkungen Uber das Gebiet
eines Landes hinausgehen, sind zwischen den zustandigen Behdrden der beteiligten Lander abzustimmen.

(2) Die nach Landesrecht zustandige Behorde soll einen Planfeststellungsbeschluss in den Fallen des § 43 Absatz
1 Satz 1 Nummer 2 und 4 fur Offshore-Anbindungsleitungen nach Eingang der Unterlagen innerhalb von zwdlf
Monaten fassen. Die nach Landesrecht zustandige Behérde kann die Frist um drei Monate verlangern, wenn dies
wegen der Schwierigkeit der Prifung oder aus Grunden, die dem Antragsteller zuzurechnen sind, erforderlich ist.
Die Fristverlangerung soll gegenuber dem Antragsteller begrindet werden.

§ 43c Rechtswirkungen der Planfeststellung und Plangenehmigung

Fir die Rechtswirkungen der Planfeststellung und Plangenehmigung gilt § 75 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
mit folgenden MalRgaben:

1. Wird mit der Durchflihrung des Plans nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit
begonnen, so tritt er auler Kraft, es sei denn, er wird vorher auf Antrag des Tragers des Vorhabens von
der Planfeststellungsbehdérde um héchstens flnf Jahre verlangert.

2. Vor der Entscheidung nach Nummer 1 ist eine auf den Antrag begrenzte Anhérung nach den fir die
Planfeststellung oder flr die Plangenehmigung vorgeschriebenen Verfahren durchzufiihren.

3. Flr die Zustellung und Auslegung sowie die Anfechtung der Entscheidung Gber die Verlangerung sind die
Bestimmungen Uber den Planfeststellungsbeschluss entsprechend anzuwenden.

4, (weggefallen)

§ 43d Plananderung vor Fertigstellung des Vorhabens

Fir die Planerganzung und das erganzende Verfahren im Sinne des § 75 Abs. 1a Satz 2 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes und flir die Plananderung vor Fertigstellung des Vorhabens

gilt § 76 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit der MaBgabe, dass im Falle des § 76

Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes von einer Erérterung im Sinne des § 73 Abs. 6

des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitspriifung abgesehen werden kann. Im Ubrigen gelten fiir das neue Verfahren die
Vorschriften dieses Gesetzes.

§ 43e Rechtsbehelfe
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(1) Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine Plangenehmigung

hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der
Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine Plangenehmigung nach § 80 Abs.

5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung des
Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung gestellt und begrindet werden. Darauf ist in der
Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(2) Treten spater Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch
den Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung Beschwerte einen hierauf gestitzten Antrag nach § 80
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer Frist von einem Monat stellen und begrinden. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3)Der Klager hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur Begriindung seiner Klage
dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklarungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser
Frist vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn der Klager die Verspatung genlgend entschuldigt. Der
Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. Satz 2 gilt nicht, wenn es mit
geringem Aufwand mdglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des Klagers zu ermitteln. Die Frist nach
Satz 1 kann durch den Vorsitzenden oder den Berichterstatter auf Antrag verlangert werden, wenn der Klager in
dem Verfahren, in dem die angefochtene Entscheidung ergangen ist, keine Méglichkeit der Beteiligung hatte.

(4) Fur Energieleitungen, die nach § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 planfestgestellt werden, sowie fur Anlagen,
die fur den Betrieb dieser Energieleitungen notwendig sind und die nach § 43 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
planfestgestellt werden, ist § 50 Absatz 1 Nummer 6 der Verwaltungsgerichtsordnung anzuwenden. § 50 Absatz
1 Nummer 6 der Verwaltungsgerichtsordnung ist auch anzuwenden flr auf diese Energieleitungen und auf fur
deren Betrieb notwendige Anlagen bezogene Zulassungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfahren
sowie fir Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz fur Anlagen, die fir den Betrieb dieser
Energieleitungen notwendig sind.

§ 43f Anderungen im Anzeigeverfahren

(1) Unwesentliche Anderungen oder Erweiterungen konnen anstelle des Planfeststellungsverfahrens durch ein
Anzeigeverfahren zugelassen werden. Eine Anderung oder Erweiterung ist nur dann unwesentlich, wenn

1. nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Absatz 2 hierflr keine
Umweltvertraglichkeitsprifung durchzufiihren ist,
2. andere offentliche Belange nicht berhrt sind oder die erforderlichen behérdlichen Entscheidungen

vorliegen und sie dem Plan nicht entgegenstehen und

3. Rechte anderer nicht beeintrachtigt werden oder mit den vom Plan Betroffenen entsprechende
Vereinbarungen getroffen werden.

(2) Abweichend von den Vorschriften des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung ist eine
Umuweltvertraglichkeitsprifung fur die Anderung oder Erweiterung nicht durchzufiihren bei

1. Anderungen oder Erweiterungen von Gasversorgungsleitungen zur Erméglichung des Transports von
Wasserstoff nach § 43| Absatz 4,

2. Umbeseilungen,

3. Zubeseilungen oder

4, standortnahen Mastanderungen.

Satz 1 Nummer 2 und 3 ist nur anzuwenden, wenn die nach Landesrecht zustandige Behorde feststellt, dass die
Vorgaben der §§ 3, 3a und 4 der Verordnung Uber elektromagnetische Felder und die Vorgaben der Technischen
Anleitung zum Schutz gegen Larm vom 26. August 1998 (GMBI S. 503) in der jeweils geltenden Fassung
eingehalten sind. Einer Feststellung, dass die Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm vom
26. August 1998 (GMBI S. 503) in der jeweils geltenden Fassung eingehalten sind, bedarf es nicht bei Anderungen,
welche nicht zu Anderungen der Beurteilungspegel im Sinne der Technischen Anleitung zum Schutz gegen

Larm in der jeweils geltenden Fassung fihren. Satz 1 Nummer 2 bis 4 ist ferner jeweils nur anzuwenden, sofern
einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Vorhaben eine erhebliche Beeintrachtigung eines Natura 2000-
Gebiets oder eines bedeutenden Brut- oder Rastgebiets geschltzter Vogelarten nicht zu erwarten ist. Satz 1
Nummer 2 bis 4 ist bei Hochstspannungsfreileitungen mit einer Nennspannung von 220 Kilovolt oder mehr ferner
nur anzuwenden, wenn die Zubeseilung eine Lange von hdchstens 15 Kilometern hat, oder die standortnahen
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Mastanderungen oder die bei einer Umbeseilung erforderlichen Masterhéhungen raumlich zusammenhangend auf
einer Lange von hdchstens 15 Kilometern erfolgen.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 kann eine Anderung oder Erweiterung auch dann im
Anzeigeverfahren zugelassen werden, wenn die nach Landesrecht zustandige Behérde im Einvernehmen mit der
zustandigen Immissionsschutzbehérde feststellt, dass die Vorgaben nach den §§ 3, 3a und 4 der Verordnung Uber
elektromagnetische Felder und die Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm vom 26. August
1998 (GMBI S. 503) in der jeweils geltenden Fassung eingehalten sind, und wenn weitere éffentliche Belange
nicht beruhrt sind oder die hierflr erforderlichen behérdlichen Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht
entgegenstehen. Absatz 2 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Der Vorhabentrager zeigt gegeniber der nach Landesrecht zustandigen Behérde die von ihm geplante
MaBnahme an. Der Anzeige sind in ausreichender Weise Erlduterungen beizufigen, aus denen sich ergibt,

dass die geplante Anderung oder Erweiterung den Voraussetzungen der Absétze 1 bis 3 geniigt. Insbesondere
bedarf es einer Darstellung zu den zu erwartenden Umweltauswirkungen. Die nach Landesrecht zustandige
Behdrde entscheidet innerhalb eines Monats, ob anstelle des Anzeigeverfahrens ein Plangenehmigungs- oder
Planfeststellungsverfahren durchzufihren ist oder die MaRnahme von einem formlichen Verfahren freigestellt
ist. Priifgegenstand ist nur die jeweils angezeigte Anderung oder Erweiterung; im Falle des Absatzes 2 Satz 1
Nummer 1 bedarf es keiner Prifung der dinglichen Rechte anderer; im Fall der standortnahen Mastanderung
bleibt es unabhangig von den Vorgaben der §§ 3, 3a und 4 der Verordnung Uber elektromagnetische Felder und
den Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm vom 26. August 1998 (GMBI S. 503) in der
jeweils geltenden Fassung beim Anzeigeverfahren. Die Entscheidung ist dem Vorhabentrager bekannt zu machen.

(5) Flr die Zwecke des § 43 und dieses Paragrafen sind die Begriffsbestimmungen des § 3 Nummer 1 des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz entsprechend anzuwenden.

(6) § 43e ist entsprechend anzuwenden.

§ 43g Projektmanager

(1) Die nach Landesrecht zustandige Behdrde kann einen Dritten, der als Verwaltungshelfer beschaftigt
werden kann, auf Vorschlag oder mit Zustimmung des Tragers des Vorhabens und auf dessen Kosten mit der
Vorbereitung und Durchfiihrung von Verfahrensschritten beauftragen wie

1. der Erstellung von Verfahrensleitplanen unter Bestimmung von Verfahrensabschnitten und
Zwischenterminen,

der Fristenkontrolle,

der Koordinierung von erforderlichen Sachverstandigengutachten,

dem Qualitatsmanagement der Antrage und Unterlagen der Vorhabentrager,

der Koordinierung der Enteignungs- und Entschadigungsverfahren nach den §§ 45 und 45a,
dem Entwurf eines Anhérungsberichtes,

der ersten Auswertung der eingereichten Stellungnahmen,

der organisatorischen Vorbereitung eines Erdrterungstermins,

L o N oA WN

der Leitung des Erdrterungstermins und

=
©

dem Entwurf von Entscheidungen.

(2) Die nach Landesrecht zustandige Behdrde soll im Falle einer Beauftragung des Projektmanagers mit diesem
vereinbaren, dass die Zahlungspflicht unmittelbar zwischen Vorhabentrager und Projektmanager entsteht und
eine Abrechnung zwischen diesen erfolgt; Voraussetzung ist, dass der Vorhabentrager einer solchen zugestimmt
hat. Der Projektmanager ist verpflichtet, die Abrechnungsunterlagen ebenfalls der zustadndigen Behdrde zu
Ubermitteln. Die zustandige Behdrde prift, ob die vom Projektmanager abgerechneten Leistungen dem jeweiligen
Auftrag entsprechen, und teilt dem Vorhabentrager das Ergebnis dieser Prifung unverziglich mit.

(3) Die Entscheidung Uber den Planfeststellungsantrag liegt allein bei der zustandigen Behdrde.

§ 43h Ausbau des Hochspannungsnetzes

Hochspannungsleitungen auf neuen Trassen mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt oder weniger sind als
Erdkabel auszufuhren, soweit die Gesamtkosten fur Errichtung und Betrieb des Erdkabels die Gesamtkosten der
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technisch vergleichbaren Freileitung den Faktor 2,75 nicht Gberschreiten und naturschutzfachliche Belange nicht
entgegenstehen; die fur die Zulassung des Vorhabens zustandige Behdrde kann auf Antrag des Vorhabentragers
die Errichtung als Freileitung zulassen, wenn 6ffentliche Interessen nicht entgegenstehen. Soll der Neubau einer
Hochspannungsleitung weit Gberwiegend in oder unmittelbar neben einer Bestandstrasse durchgefuhrt werden,

handelt es sich nicht um eine neue Trasse im Sinne des Satzes 1.

§ 43i Uberwachung

(1) Die furr die Zulassung des Vorhabens zustédndige Behérde hat durch geeignete UberwachungsmaBnahmen
sicherzustellen, dass das Vorhaben im Einklang mit den umweltbezogenen Bestimmungen des
Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung durchgefuhrt wird; dies gilt insbesondere fir
Bestimmungen zu umweltbezogenen Merkmalen des Vorhabens, dem Standort des Vorhabens, fir Malnahmen,
mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden
sollen, flr bodenschonende MaBnahmen sowie flr ErsatzmaBnahmen bei Eingriffen in Natur und Landschaft.
Die Uberwachung nach diesem Absatz kann dem Vorhabentréger aufgegeben werden. Bereits bestehende
Uberwachungsmechanismen, Daten und Informationsquellen kénnen fiir die UberwachungsmaRnahmen genutzt
werden.

(2) Die fur die Zulassung des Vorhabens zustandige Behérde kann die erforderlichen MaBnahmen treffen,
um sicherzustellen, dass das Vorhaben im Einklang mit den umweltbezogenen Bestimmungen des
Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung durchgeflhrt wird.

(3) § 28 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung ist nicht anzuwenden.

§ 43j Leerrohre fiir Hochspannungsleitungen

Bei Vorhaben im Sinne von § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 kénnen
Leerrohre nach § 43 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 in ein Planfeststellungsverfahren einbezogen werden, wenn

1. die Leerrohre im raumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der Baumalnahme eines Erdkabels
verlegt werden und

2. die zustandige Behdrde anhand der Umstande des Einzelfalls davon ausgehen kann, dass die Leerrohre
innerhalb von 15 Jahren nach der Planfeststellung zur Durchfihrung einer Stromleitung im Sinne von § 43
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 genutzt werden.

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens und des Planfeststellungsbeschlusses sind die Verlegung der
Leerrohre, die spatere Durchfiihrung der Stromleitung und deren anschlieBender Betrieb. Fur die Nutzung der
Leerrohre zur Durchflihrung einer Stromleitung und zu deren anschlieBendem Betrieb bedarf es keines weiteren
Genehmigungsverfahrens, wenn mit der Durchfihrung der Stromleitung innerhalb der Frist des § 43¢ Nummer
1 begonnen wird und sich die im Planfeststellungsverfahren zugrunde gelegten Merkmale des Vorhabens nicht
geandert haben. Die Einbeziehung von Leerrohren nach Satz 1 kann auf einzelne Abschnitte des betroffenen
Vorhabens beschrankt werden.

§ 43k Zurverfiigungstellung von Geodaten

Soweit fiir die Planfeststellung, die Plangenehmigung oder das Anzeigeverfahren Geodaten, die bei einer Behérde
oder einem Dritten zur Erflllung &ffentlicher Aufgaben vorhanden sind, benétigt werden, sind diese Daten auf
Verlangen dem Vorhabentrager, den von ihm Beauftragten oder den zustandigen Planfeststellungsbehérden der
Lander fiir die Zwecke der Planfeststellung, der Plangenehmigung oder des Anzeigeverfahrens zur Verfligung

zu stellen. Der Betreiber von Einheiten Kritischer Infrastrukturen im Sinne von § 2 Absatz 5 der Verordnung zur
Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz kann die Herausgabe von Geodaten verweigern,
wenn diese Daten besonders schutzbediirftig sind. Der Betreiber kann in diesem Fall die Geodaten uber ein
geeignetes Verfahren zur Verfiigung stellen, wenn ihm die Datenhoheit lber seine Geodaten garantiert wird. Die
§§ 8 und 9 des Umweltinformationsgesetzes und entsprechende Regelungen des Landesrechts bleiben unberiihrt.

§ 431 Regelungen zum Auf- und Ausbau von Wasserstoffnetzen

(1) Der Begriff der Gasversorgungsleitung in Teil 5 dieses Gesetzes umfasst auch Wasserstoffnetze. Die
Errichtung von Wasserstoffleitungen liegt bis zum 31. Dezember 2025 im Uberragenden &ffentlichen Interesse.

(2) Die Errichtung und der Betrieb sowie die Anderung von Wasserstoffleitungen einschlieBlich der

Anbindungsleitungen von Anlandungsterminals fur Wasserstoff mit einem Durchmesser von mehr als
300 Millimetern bedurfen der Planfeststellung durch die nach Landesrecht fir Verfahren nach § 43 Absatz 1 Satz 1
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Nummer 5 zustédndige Behdrde. Anlage 1 Nummer 19.2 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprufung ist
auf Wasserstoffnetze entsprechend anzuwenden.

(3) Auf Antrag des Tragers des Vorhabens kann die nach Landesrecht flr Verfahren nach § 43 Absatz 1 Satz 1
Nummer 5 zustandige Behdrde die Errichtung und den Betrieb sowie die Anderung von Wasserstoffleitungen
einschliellich der Anbindungsleitungen von Anlandungsterminals fur Wasserstoff mit einem Durchmesser von 300
Millimeter oder weniger durch Planfeststellung zulassen. § 43 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bleibt unberihrt.

(4) Behérdliche Zulassungen fiir die Errichtung, die Anderung und den Betrieb einer Gasversorgungsleitung

far Erdgas einschlieRlich der fur den Betrieb notwendigen Anlagen, soweit sie in ein Planfeststellungsverfahren
integriert wurden und keine nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedirftigen Anlagen
sind, gelten auch als Zulassung fir den Transport von Wasserstoff. Das Gleiche ist fur Gasversorgungsleitungen
far Erdgas anzuwenden, fur die zum Zeitpunkt der Errichtung ein Anzeigenvorbehalt bestand. Die §§ 49 und
113c bleiben unberiihrt. Fiir erforderliche Anderungen oder Erweiterungen von Gasversorgungsleitungen zur
Ermaglichung des Transports von Wasserstoff bleibt § 43f unberihrt.

(5) Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden auf behérdliche Zulassungen und Anzeigenvorbehalte fur Gas-,
Wasserstoff- und Produktleitungen auf Grundlage eines anderen Gesetzes.

(6) Die anlagenbezogenen Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bleiben unberuhrt.

(7) Der in § 35 Absatz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches verwendete Begriff des Gases sowie derin§ 1 Satz 1
Nummer 14 der Raumordnungsverordnung genannte Begriff der Gasleitungen umfassen auch Wasserstoffnetze.

(8) Die Absatze 1 bis 7 sind entsprechend anzuwenden fur MaBnahmen bei Errichtung und Betrieb sowie bei
Anderungen und Erweiterungen von Gasversorgungsleitungen einschlieBlich der Anbindungsleitungen von LNG-
Terminals sowie Nebenanlagen, die der Vorbereitung auf einen Transport von Wasserstoff dienen.

§ 43m Anwendbarkeit von Artikel 6 der Verordnung (EU) 2022/2577

(1) Bei Vorhaben, fir die die Bundesfachplanung nach § 12 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes
Ubertragungsnetz abgeschlossen wurde oder fiir die ein Praferenzraum nach § 12c Absatz 2a ermittelt

wurde und flr sonstige Vorhaben im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 und des § 1 des
Bundesbedarfsplangesetzes und des § 1 des Energieleitungsausbaugesetzes, die in einem fir sie vorgesehenen
Gebiet liegen, fur das eine Strategische Umweltprifung durchgefiihrt wurde, ist von der Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung und einer Priifung des Artenschutzes nach den Vorschriften des § 44 Absatz 1
des Bundesnaturschutzgesetzes abzusehen. § 18 Absatz 4 Satz 1 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes
Ubertragungsnetz und § 43 Absatz 3 sind mit der MaRgabe anzuwenden, dass Belange, die nach Satz 1 nicht zu
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten sind, nur insoweit im Rahmen der Abwagung zu bericksichtigen sind,
als diese Belange im Rahmen der zuvor durchgeflihrten Strategischen Umweltprifung ermittelt, beschrieben und
bewertet wurden.

(2) Die zustandige Behorde stellt sicher, dass auf Grundlage der vorhandenen Daten geeignete und
verhaltnismaRige Minderungsmalnahmen ergriffen werden, um die Einhaltung der Vorschriften des § 44
Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu gewahrleisten, soweit solche MaRnahmen verfligbar und
geeignete Daten vorhanden sind. Der Betreiber hat ungeachtet des Satzes 1 einen finanziellen Ausgleich far
nationale Artenhilfsprogramme nach § 45d Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu zahlen, mit denen der
Erhaltungszustand der betroffenen Arten gesichert oder verbessert wird. Die Zahlung ist von der zustandigen
Behérde zusammen mit der Zulassungsentscheidung als einmalig zu leistender Betrag festzusetzen. Die
Hohe der Zahlung betragt 25 000 Euro je angefangenem Kilometer Trassenlange. Sie ist von dem Betreiber
als zweckgebundene Abgabe an den Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundesministerium fiir Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet. Sie sind fir Maknahmen nach § 45d
Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu verwenden, flir die nicht bereits nach anderen Vorschriften eine
rechtliche Verpflichtung besteht. Eine Ausnahme nach § 45 Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes ist nicht
erforderlich.

(3) Die Bestimmungen der Absatze 1 und 2 sind auf alle Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren
anzuwenden, bei denen der Antragsteller den Antrag bis zum Ablauf des 30. Juni 2024 stellt. Sie sind ebenfalls
auf bereits laufende Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren anzuwenden, bei denen der Antragsteller
den Antrag vor dem 29. Marz 2023 gestellt hat und noch keine endglltige Entscheidung ergangen ist, wenn

der Antragsteller dies gegenliber der zustandigen Behérde verlangt. Die Satze 1 und 2 sind flr das gesamte
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Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren anzuwenden, ungeachtet dessen, ob es bis zum Ablauf des
30. Juni 2024 abgeschlossen wird.

(4) Bei Vorhaben nach Absatz 1 Satz 1 ist auch im Sinne von § 25 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz und § 43f Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 keine Prifung
durchzuflihren, ob eine Umweltvertraglichkeitsprifung erforderlich ist. Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

§ 44 Vorarbeiten

(1) Eigentimer und sonstige Nutzungsberechtigte haben zur Vorbereitung der Planung und der

Baudurchflihrung eines Vorhabens oder von UnterhaltungsmaBnahmen notwendige Vermessungen, Boden-

und Grundwasseruntersuchungen einschlieBlich der voriibergehenden Anbringung von Markierungszeichen,
bauvorbereitende MaBnahmen zur bodenschonenden Bauausfiihrung, Kampfmitteluntersuchungen und
archaologische Voruntersuchungen einschlieBlich erforderlicher BergungsmaBnahmen sowie sonstige Vorarbeiten
durch den Trager des Vorhabens oder von ihm Beauftragte zu dulden.

(2) Die Absicht, solche Arbeiten auszuflihren, ist dem Eigentlimer oder sonstigen Nutzungsberechtigten
mindestens zwei Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt unmittelbar oder durch ortslbliche Bekanntmachung
in den Gemeinden, in denen die Vorarbeiten durchzufiihren sind, durch den Trager des Vorhabens bekannt zu
geben. Auf Antrag des Tragers des Vorhabens soll die Planfeststellungsbehdrde die Duldung der Vorarbeiten
anordnen. Eine durch Allgemeinverfligung erlassene Duldungsanordnung ist éffentlich bekannt zu geben.

(3) Entstehen durch eine MaBnahme nach Absatz 1 einem Eigentimer oder sonstigen Nutzungsberechtigten
unmittelbare Vermdgensnachteile, so hat der Trager des Vorhabens eine angemessene Entschadigung in Geld

zu leisten. Kommt eine Einigung Uber die Geldentschadigung nicht zustande, so setzt die nach Landesrecht
zustandige Behorde auf Antrag des Tragers des Vorhabens oder des Berechtigten die Entschadigung fest. Vor der
Entscheidung sind die Beteiligten zu héren.

(4) Ein Rechtsbehelf gegen eine Duldungsanordnung nach Absatz 2 Satz 2 einschlieBlich damit verbundener
Vollstreckungsmalnahmen nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz hat keine aufschiebende Wirkung.
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der
Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine Duldungsanordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der
Zustellung oder Bekanntgabe der Duldungsanordnung gestellt und begriindet werden. Darauf ist in der
Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden.

§ 44a Veranderungssperre, Vorkaufsrecht

(1) Vom Beginn der Auslegung der Plane im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den
Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen, durfen auf den vom Plan betroffenen Flachen bis

zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die geplante Baumallnahmen erheblich erschwerende
Veranderungen nicht vorgenommen werden (Veranderungssperre). Veranderungen, die in rechtlich zulassiger
Weise vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortfihrung einer bisher ausgeibten
Nutzung werden davon nicht berthrt. Unzulassige Veranderungen bleiben bei Anordnungen nach § 74 Abs. 2 Satz
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und im Entschadigungsverfahren unbericksichtigt.

(2) Dauert die Veranderungssperre Uber vier Jahre, im Falle von Hochspannungsleitungen tber funf Jahre, kénnen
die Eigentimer fir die dadurch entstandenen Vermdgensnachteile Entschadigung verlangen. Sie kénnen ferner
die Vereinbarung einer beschrankt persénlichen Dienstbarkeit fur die vom Plan betroffenen Flachen verlangen,
wenn es ihnen mit Ricksicht auf die Veranderungssperre wirtschaftlich nicht zuzumuten ist, die Grundsticke in
der bisherigen oder einer anderen zulassigen Art zu benutzen. Kommt keine Vereinbarung nach Satz 2 zustande,
so konnen die Eigentiimer die entsprechende Beschrankung des Eigentums an den Flachen verlangen. Im Ubrigen
Qilt § 45.

(3) In den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 steht dem Trager des Vorhabens an den betroffenen Flachen ein
Vorkaufsrecht zu.

8§ 44b Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Ist der sofortige Beginn von Bauarbeiten geboten und weigert sich der Eigentimer oder Besitzer, den
Besitz eines fiir den Bau, die Anderung oder Betriebsanderung von Hochspannungsfreileitungen, Erdkabeln
oder Gasversorgungsleitungen im Sinne des § 43 bendétigten Grundstlcks durch Vereinbarung unter Vorbehalt
aller Entschadigungsanspriche zu tberlassen, so hat die Enteignungsbehdrde den Trager des Vorhabens

auf Antrag nach Feststellung des Plans oder Erteilung der Plangenehmigung in den Besitz einzuweisen. Der
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Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung mussen vollziehbar sein. Weiterer Voraussetzungen bedarf
es nicht.

(1a) Der Trager des Vorhabens kann verlangen, dass nach Abschluss des Anhdrungsverfahrens gemald §

43a eine vorzeitige Besitzeinweisung durchgefihrt wird. In diesem Fall ist der nach dem Verfahrensstand zu

erwartende Planfeststellungsbeschluss dem vorzeitigen Besitzeinweisungsverfahren zugrunde zu legen. Der

Besitzeinweisungsbeschluss ist mit der aufschiebenden Bedingung zu erlassen, dass sein Ergebnis durch den
Planfeststellungsbeschluss bestatigt wird. Anderenfalls ist das vorzeitige Besitzeinweisungsverfahren auf der
Grundlage des ergangenen Planfeststellungsbeschlusses zu erganzen.

(2) Die Enteignungsbehdrde hat spatestens sechs Wochen nach Eingang des Antrags auf Besitzeinweisung

mit den Beteiligten mundlich zu verhandeln. Hierzu sind der Antragsteller und die Betroffenen zu laden. Dabei

ist den Betroffenen der Antrag auf Besitzeinweisung mitzuteilen. Die Ladungsfrist betragt drei Wochen. Mit

der Ladung sind die Betroffenen aufzufordern, etwaige Einwendungen gegen den Antrag vor der mindlichen
Verhandlung bei der Enteignungsbehdérde einzureichen. Die Betroffenen sind auBerdem darauf hinzuweisen, dass
auch bei Nichterscheinen Uber den Antrag auf Besitzeinweisung und andere im Verfahren zu erledigende Antrage
entschieden werden kann.

(3) Soweit der Zustand des Grundstuicks von Bedeutung ist, hat die Enteignungsbehérde diesen bis zum Beginn
der mandlichen Verhandlung in einer Niederschrift festzustellen oder durch einen Sachverstandigen ermitteln zu
lassen. Den Beteiligten ist eine Abschrift der Niederschrift oder des Ermittlungsergebnisses zu tbersenden.

(4) Der Beschluss Uber die Besitzeinweisung ist dem Antragsteller und den Betroffenen spatestens zwei Wochen
nach der mindlichen Verhandlung zuzustellen. Die Besitzeinweisung wird in dem von der Enteignungsbehérde
bezeichneten Zeitpunkt wirksam. Dieser Zeitpunkt soll auf hdchstens zwei Wochen nach Zustellung der
Anordnung Uber die vorzeitige Besitzeinweisung an den unmittelbaren Besitzer festgesetzt werden. Durch die
Besitzeinweisung wird dem Besitzer der Besitz entzogen und der Trager des Vorhabens Besitzer. Der Trager des
Vorhabens darf auf dem Grundsttick das im Antrag auf Besitzeinweisung bezeichnete Bauvorhaben durchfiihren
und die dafur erforderlichen MaBnahmen treffen.

(5) Der Trager des Vorhabens hat fir die durch die vorzeitige Besitzeinweisung entstehenden Vermdgensnachteile
Entschadigung zu leisten, soweit die Nachteile nicht durch die Verzinsung der Geldentschadigung flr die
Entziehung oder Beschrankung des Eigentums oder eines anderen Rechts ausgeglichen werden. Art und Héhe der
Entschadigung sind von der Enteignungsbehdrde in einem Beschluss festzusetzen.

(6) Wird der festgestellte Plan oder die Plangenehmigung aufgehoben, so sind auch die vorzeitige
Besitzeinweisung aufzuheben und der vorherige Besitzer wieder in den Besitz einzuweisen. Der Trager des
Vorhabens hat fir alle durch die Besitzeinweisung entstandenen besonderen Nachteile Entschadigung zu leisten.

(7) Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige Besitzeinweisung hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf
Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur
innerhalb eines Monats nach der Zustellung des Besitzeinweisungsbeschlusses gestellt und begriindet werden.

§ 44c Zulassung des vorzeitigen Baubeginns

(1) In einem Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren soll die fur die Feststellung des Plans oder flir
die Erteilung der Plangenehmigung zustandige Behdrde vorlaufig zulassen, dass bereits vor Feststellung des Plans
oder der Erteilung der Plangenehmigung in Teilen mit der Errichtung oder Anderung eines Vorhabens im Sinne
des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 2 einschlieBlich der Vorarbeiten begonnen wird, wenn

1. unter Berlcksichtigung der Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange einschlieBlich der
Gebietskdrperschaften bei einer summarischen Prifung mit einer Entscheidung im Planfeststellungs- oder
Plangenehmigungsverfahren zugunsten des Vorhabentragers gerechnet werden kann,

2. der Vorhabentrager ein berechtigtes oder ein &ffentliches Interesse an der Zulassung des vorzeitigen
Baubeginns darlegt,

der Vorhabentrager nur MaBnahmen durchfuhrt, die reversibel sind und
der Vorhabentrager sich verpflichtet,

a) alle Schaden zu ersetzen, die bis zur Entscheidung im Planfeststellungs- oder
Plangenehmigungsverfahren durch die MaBnahmen verursacht worden sind, und
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b) sofern kein Planfeststellungsbeschluss oder keine Plangenehmigung erfolgt, einen im
Wesentlichen gleichartigen Zustand herzustellen.

Bei Infrastrukturvorhaben im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22.
Dezember 2022 zur Festlegung eines Rahmens fur einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer
Energien sowie bei Vorhaben im Sinne des § 1 Absatz 1 des Bundesbedarfsplangesetzes, des § 1 Absatz 2

des Energieleitungsausbaugesetzes und des § 1 des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz
ist es fUr die Berlcksichtigung der Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange einschlielSlich der
Gebietskdrperschaften nach Satz 1 Nummer 1 ausreichend, wenn die Stellungnahmen derjenigen Trager
offentlicher Belange und Gebietskérperschaften berlcksichtigt werden, deren Belange am Ort der konkreten
Mallnahme, die durch den vorzeitigen Baubeginn zugelassen wird, berihrt sind. Malinahmen sind reversibel
gemal Satz 1 Nummer 3, wenn ein im Wesentlichen gleichartiger Zustand hergestellt werden kann und die
hierfir notwendigen Mallnahmen in einem angemessenen Zeitraum umgesetzt werden kénnen. Ausnahmsweise
kénnen irreversible MaBnahmen zugelassen werden, wenn sie nur wirtschaftliche Schaden verursachen und fur
diese Schaden eine Entschadigung in Geld geleistet wird. Die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns erfolgt auf
Antrag des Vorhabentragers und unter dem Vorbehalt des Widerrufs. § 44 bleibt unberlhrt.

(2) Die flr die Feststellung des Plans oder fur die Erteilung der Plangenehmigung zustandige Behdrde kann
die Leistung einer Sicherheit verlangen, soweit dies erforderlich ist, um die Erflllung der Verpflichtungen des
Vorhabentragers nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 sowie Absatz 1 Satz 2 zu sichern. Soweit die zugelassenen
MaBnahmen durch die Planfeststellung oder Plangenehmigung fur unzuldssig erklart sind, ordnet die Behdrde
gegenuber dem Trager des Vorhabens an, einen im Wesentlichen gleichartigen Zustand herzustellen. Dies gilt
auch, wenn der Antrag auf Planfeststellung oder Plangenehmigung zuriickgenommen wurde.

(3) Die Entscheidung Uber die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns ist den anliegenden Gemeinden und den
Beteiligten zuzustellen.

(4) Ein Rechtsbehelf gegen die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns einschliel8lich damit verbundener
VollstreckungsmaBnahmen nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der
Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns kann nur innerhalb eines Monats
nach der Zustellung oder Bekanntgabe der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns gestellt und begrindet werden.
Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend
anzuwenden. Im Ubrigen ist § 43e Absatz 3 entsprechend anzuwenden.

§ 45 Enteignung

(1) Die Entziehung oder die Beschrankung von Grundeigentum oder von Rechten am Grundeigentum im Wege der
Enteignung ist zulassig, soweit sie zur Durchfiihrung

1. eines Vorhabens nach § 43 oder § 43b Nr. 1, flr das der Plan festgestellt oder genehmigt ist, oder

2. eines sonstigen Vorhabens zum Zwecke der Energieversorgung

erforderlich ist.

(2) Einer weiteren Feststellung der Zulassigkeit der Enteignung bedarf es in den Fallen des Absatzes 1 Nummer

1 nicht; der festgestellte oder genehmigte Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und fir die
Enteignungsbehdrde bindend. Hat sich ein Beteiligter mit der Ubertragung oder Beschrankung des Eigentums
oder eines anderen Rechtes schriftlich einverstanden erklart, kann das Entschadigungsverfahren unmittelbar

durchgeflihrt werden. Die Zulassigkeit der Enteignung in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 2 stellt die nach
Landesrecht zustandige Behorde fest.

(3) Das Enteignungsverfahren wird durch Landesrecht geregelt.

§ 45a Entschadigungsverfahren

Soweit der Vorhabentrager auf Grund eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung verpflichtet
ist, eine Entschadigung in Geld zu leisten, und Uber die Hohe der Entschadigung keine Einigung zwischen dem
Betroffenen und dem Trager des Vorhabens zustande kommt, entscheidet auf Antrag eines der Beteiligten die
nach Landesrecht zustandige Behorde; flr das Verfahren und den Rechtsweg gelten die Enteignungsgesetze der
Lander entsprechend.

§ 45b Parallelfiihrung von Planfeststellungs- und Enteignungsverfahren
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Der Trager des Vorhabens kann verlangen, dass nach Abschluss der Anhérung ein vorzeitiges
Enteignungsverfahren durchgefihrt wird. Dabei ist der nach dem Verfahrensstand zu erwartende
Planfeststellungsbeschluss dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen. Der Enteignungsbeschluss ist mit der
aufschiebenden Bedingung zu erlassen, dass sein Ergebnis durch den Planfeststellungsbeschluss bestatigt wird.
Anderenfalls ist das Enteignungsverfahren auf der Grundlage des ergangenen Planfeststellungsbeschlusses zu
erganzen.

§ 46 Wegenutzungsvertrage

(1) Gemeinden haben ihre 6ffentlichen Verkehrswege flir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen,
einschlieBlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehér, zur unmittelbaren Versorgung von
Letztverbrauchern im Gemeindegebiet diskriminierungsfrei durch Vertrag zur Verfligung zu stellen. Unbeschadet
ihrer Verpflichtungen nach Satz 1 kénnen die Gemeinden den Abschluss von Vertragen ablehnen, solange das
Energieversorgungsunternehmen die Zahlung von Konzessionsabgaben in Héhe der Héchstsatze nach § 48 Absatz
2 verweigert und eine Einigung Uber die Hohe der Konzessionsabgaben noch nicht erzielt ist.

(2) Vertrage von Energieversorgungsunternehmen mit Gemeinden Uber die Nutzung 6ffentlicher Verkehrswege
fur die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die zu einem Energieversorgungsnetz der allgemeinen
Versorgung im Gemeindegebiet gehoren, dirfen héchstens flr eine Laufzeit von 20 Jahren abgeschlossen werden.
Werden solche Vertrage nach ihrem Ablauf nicht verlangert, so ist der bisher Nutzungsberechtigte verpflichtet,
seine flr den Betrieb der Netze der allgemeinen Versorgung im Gemeindegebiet notwendigen Verteilungsanlagen
dem neuen Energieversorgungsunternehmen gegen Zahlung einer wirtschaftlich angemessenen Vergitung zu
Ubereignen. Das neue Energieversorgungsunternehmen kann statt der Ubereignung verlangen, dass ihm der
Besitz hieran eingeraumt wird. Fir die wirtschaftlich angemessene Vergutung ist der sich nach den zu erzielenden
Erlésen bemessende objektivierte Ertragswert des Energieversorgungsnetzes mafRgeblich. Die Mglichkeit zur
Einigung auf eine anderweitig basierte Vergitung bleibt unberthrt.

(3) Die Gemeinden machen spatestens zwei Jahre vor Ablauf von Vertragen nach Absatz 2 das Vertragsende und
einen ausdricklichen Hinweis auf die nach § 46a von der Gemeinde in geeigneter Form zu veréffentlichenden
Daten sowie den Ort der Ver6ffentlichung durch Veréffentlichung im Bundesanzeiger bekannt. Wenn im
Gemeindegebiet mehr als 100 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar an das Versorgungsnetz angeschlossen
sind, hat die Bekanntmachung zusatzlich im Amtsblatt der Europaischen Union zu erfolgen. Beabsichtigen
Gemeinden eine Verlangerung von Vertragen nach Absatz 2 vor Ablauf der Vertragslaufzeit, so sind die
bestehenden Vertrage zu beenden und die vorzeitige Beendigung sowie das Vertragsende nach MaRgabe der
Satze 1 und 2 &ffentlich bekannt zu geben.

(4) Die Gemeinde ist bei der Auswahl des Unternehmens den Zielen des § 1 Absatz 1 verpflichtet. Unter Wahrung
netzwirtschaftlicher Anforderungen, insbesondere der Versorgungssicherheit und der Kosteneffizienz, konnen
auch Angelegenheiten der értlichen Gemeinschaft beriicksichtigt werden. Bei der Gewichtung der einzelnen
Auswahlkriterien ist die Gemeinde berechtigt, den Anforderungen des jeweiligen Netzgebietes Rechnung zu
tragen. Die Gemeinde hat jedem Unternehmen, das innerhalb einer von der Gemeinde in der Bekanntmachung
nach Absatz 3 Satz 1 oder 3 gesetzten Frist von mindestens drei Kalendermonaten ein Interesse an der Nutzung
der &ffentlichen Verkehrswege bekundet, die Auswahlkriterien und deren Gewichtung in Textform mitzuteilen.

(5) Die Gemeinde hat die Unternehmen, deren Angebote nicht angenommen werden sollen, tber die Griinde der
vorgesehenen Ablehnung ihres Angebots und Uber den friihesten Zeitpunkt des beabsichtigten Vertragsschlusses
in Textform zu informieren. Die Gemeinde macht bei Neuabschluss oder Verlangerung von Vertragen nach Absatz
2 ihre Entscheidung unter Angabe der maBgeblichen Griinde 6ffentlich bekannt.

(6) Die Absatze 2 bis 5 finden flir Eigenbetriebe der Gemeinden entsprechende Anwendung.

(7) Die Aufgaben und Zustandigkeiten der Kartellbehérden nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen
bleiben unberihrt.

§ 46a Auskunftsanspruch der Gemeinde

Der bisherige Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, der Gemeinde spatestens ein Jahr vor Bekanntmachung
der Gemeinde nach § 46 Absatz 3 diejenigen Informationen Uber die technische und wirtschaftliche Situation
des Netzes zur Verfiigung zu stellen, die flr eine Bewertung des Netzes im Rahmen einer Bewerbung um
den Abschluss eines Vertrages nach § 46 Absatz 2 Satz 1 erforderlich sind. Zu den Informationen tber die
wirtschaftliche Situation des Netzes gehéren insbesondere
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1. die im Zeitpunkt der Errichtung der Verteilungsanlagen jeweils erstmalig aktivierten Anschaffungs- und
Herstellungskosten gemaR § 255 des Handelsgesetzbuchs,

das Jahr der Aktivierung der Verteilungsanlagen,
die jeweils in Anwendung gebrachten betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauern und

die jeweiligen kalkulatorischen Restwerte und Nutzungsdauern laut den betreffenden Bescheiden der
jeweiligen Regulierungsbehdrde.

Die Bundesnetzagentur kann im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt Entscheidungen Uber den
Umfang und das Format der zur Verfluigung zu stellenden Daten durch Festlegung gegenliber den
Energieversorgungsunternehmen treffen.

§ 47 Rigeobliegenheit, Praklusion

(1) Jedes beteiligte Unternehmen kann eine Rechtsverletzung durch Nichtbeachtung der Grundsatze eines
transparenten und diskriminierungsfreien Verfahrens nach § 46 Absatz 1 bis 4 nur geltend machen, soweit es
diese nach MaRgabe von Absatz 2 gerlgt hat. Die Rlge ist in Textform gegeniuber der Gemeinde zu erklaren und
Zu begrinden.

(2) Rechtsverletzungen, die aufgrund einer Bekanntmachung nach § 46 Absatz 3 erkennbar sind, sind innerhalb
der Frist aus § 46 Absatz 4 Satz 4 zu rigen. Rechtsverletzungen, die aus der Mitteilung nach § 46 Absatz 4 Satz 4
erkennbar sind, sind innerhalb von 15 Kalendertagen ab deren Zugang zu rigen. Rechtsverletzungen im Rahmen
der Auswahlentscheidung, die aus der Information nach § 46 Absatz 5 Satz 1 erkennbar sind, sind innerhalb

von 30 Kalendertagen ab deren Zugang zu rigen. Erfolgt eine Akteneinsicht nach Absatz 3, beginnt die Frist
nach Satz 3 fur den Antragsteller erneut ab dem ersten Tag, an dem die Gemeinde die Akten zur Einsichtnahme
bereitgestellt hat.

(3) Zur Vorbereitung einer Rige nach Absatz 2 Satz 3 hat die Gemeinde jedem beteiligten Unternehmen auf
Antrag Einsicht in die Akten zu gewahren und auf dessen Kosten Ausfertigungen, Auszlge oder Abschriften zu
erteilen. Der Antrag auf Akteneinsicht ist in Textform innerhalb einer Woche ab Zugang der Information nach § 46
Absatz 5 Satz 1 zu stellen. Die Gemeinde hat die Einsicht in die Unterlagen zu versagen, soweit dies zur Wahrung
von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen geboten ist.

(4) Hilft die Gemeinde der Rige nicht ab, so hat sie das rigende Unternehmen hiertber in Textform zu
informieren und ihre Entscheidung zu begriunden.

(5) Beteiligte Unternehmen kdnnen gertigte Rechtsverletzungen, denen die Gemeinde nicht abhilft, nur innerhalb
von 15 Kalendertagen ab Zugang der Information nach Absatz 4 vor den ordentlichen Gerichten geltend machen.
Es gelten die Vorschriften der Zivilprozessordnung uber das Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfigung.
Ein Verflgungsgrund braucht nicht glaubhaft gemacht zu werden.

(6) Ein Vertrag nach § 46 Absatz 2 darf erst nach Ablauf der Fristen aus Absatz 2 Satz 3 und Absatz 5 Satz 1
geschlossen werden.

§ 48 Konzessionsabgaben

(1) Konzessionsabgaben sind Entgelte, die Energieversorgungsunternehmen fur die Einrdumung des Rechts zur
Benutzung offentlicher Verkehrswege flr die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren
Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, entrichten. Eine Versorgung

von Letztverbrauchern im Sinne dieser Vorschrift liegt auch vor, wenn ein Weiterverteiler Gber 6ffentliche
Verkehrswege mit Elektrizitat oder Gas beliefert wird, der diese Energien ohne Benutzung solcher Verkehrswege
an Letztverbraucher weiterleitet.

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Zuldssigkeit und
Bemessung der Konzessionsabgaben regeln. Es kann dabei jeweils fur Elektrizitat oder Gas, flr verschiedene
Kundengruppen und Verwendungszwecke und gestaffelt nach der Einwohnerzahl der Gemeinden unterschiedliche
Hochstsatze in Cent je gelieferter Kilowattstunde festsetzen.

(3) Konzessionsabgaben sind in der vertraglich vereinbarten Hohe von dem Energieversorgungsunternehmen zu
zahlen, dem das Wegerecht nach § 46 Abs. 1 eingeraumt wurde.
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(4) Die Pflicht zur Zahlung der vertraglich vereinbarten Konzessionsabgaben besteht auch nach Ablauf des
Wegenutzungsvertrages bis zur Ubertragung der Verteilungsanlagen auf einen neuen Vertragspartner nach § 46
Absatz 2 fort. Satz 1 gilt nicht, wenn die Gemeinde es unterlassen hat, ein Verfahren nach § 46 Absatz 3 bis 5
durchzufthren.

Teil 6
Sicherheit und Zuverlassigkeit der Energieversorgung

§ 49 Anforderungen an Energieanlagen; Verordnungsermachtigung

(1) Energieanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewahrleistet ist. Dabei
sind vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten.

(2) Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, wenn bei Anlagen zur
Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von

1. Elektrizitat die technischen Regeln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V.,
2. Gas und Wasserstoff die technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V.

eingehalten worden sind. Die Bundesnetzagentur kann zu Grundsatzen und Verfahren der Einfihrung technischer
Sicherheitsregeln, insbesondere zum zeitlichen Ablauf, im Verfahren nach § 29 Absatz 1 nahere Bestimmungen
treffen, soweit die technischen Sicherheitsregeln den Betrieb von Energieversorgungsnetzen betreffen. Dabei hat
die Bundesnetzagentur die Grundsatze des DIN Deutsches Institut fiir Normung e. V. zu bericksichtigen.

(2a) Unbeschadet sonstiger Anforderungen nach Absatz 1 missen bei der Errichtung oder Erneuerung von
Anlagen zur landseitigen Stromversorgung flr den Seeverkehr die technischen Spezifikationen der Norm |IEC/

ISO/IEEE 80005-1, Edition 1.0, Juli 2012,* eingehalten werden, soweit sie auf die landseitige Stromversorgung
anwendbar sind.

(2b) Witterungsbedingte Anlagengerausche von Héchstspannungsnetzen gelten unabhangig von der

Haufigkeit und Zeitdauer der sie verursachenden Wetter- und insbesondere Niederschlagsgeschehen bei der
Beurteilung des Vorliegens schadlicher Umwelteinwirkungen im Sinne von § 3 Absatz 1 und § 22 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes als seltene Ereignisse im Sinne der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm). Bei diesen seltenen Ereignissen
kann der Nachbarschaft eine hohere als die nach Nummer 6.1 der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm
zulassige Belastung zugemutet werden. Die in Nummer 6.3 der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm
genannten Werte dlrfen nicht Gberschritten werden. Nummer 7.2 Absatz 2 Satz 3 der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm ist nicht anzuwenden.

(3) Bei Anlagen oder Bestandteilen von Anlagen, die nach den in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum geltenden
Regelungen oder Anforderungen rechtmaRBig hergestellt und in den Verkehr gebracht wurden und die gleiche
Sicherheit gewahrleisten, ist davon auszugehen, dass die Anforderungen nach Absatz 1 an die Beschaffenheit
der Anlagen erfullt sind. In begriindeten Einzelfallen ist auf Verlangen der nach Landesrecht zustandigen Behorde
nachzuweisen, dass die Anforderungen nach Satz 1 erfullt sind.

(4) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, zur Gewahrleistung der technischen
Sicherheit, der technischen und betrieblichen Flexibilitat von Energieanlagen sowie der Interoperabilitat von
Ladepunkten fiir Elektromobile durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. Anforderungen an die technische Sicherheit dieser Anlagen, ihre Errichtung und ihren Betrieb festzulegen;

2. das Verwaltungsverfahren zur Sicherstellung der Anforderungen nach Nummer 1 zu regeln, insbesondere
zu bestimmen,

a) dass und wo die Errichtung solcher Anlagen, ihre Inbetriebnahme, die Vornahme von Anderungen
oder Erweiterungen und sonstige die Anlagen betreffenden Umstande angezeigt werden mussen,

b) dass der Anzeige nach Buchstabe a bestimmte Nachweise beigefligt werden mussen und

) dass mit der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen erst nach Ablauf bestimmter Pruffristen
begonnen werden darf;
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3. Prafungen vor Errichtung und Inbetriebnahme und Uberpriifungen der Anlagen vorzusehen und
festzulegen, dass diese Prifungen und Uberprifungen durch behérdlich anerkannte Sachverstandige zu
erfolgen haben;

4, behdérdliche Anordnungsbefugnisse festzulegen, insbesondere die Befugnis, den Bau und den Betrieb
von Energieanlagen zu untersagen, wenn das Vorhaben nicht den in der Rechtsverordnung geregelten
Anforderungen entspricht;

5. zu bestimmen, welche Auskunfte die zustandige Behdrde vom Betreiber der Energieanlage gemaR Absatz
6 Satz 1 verlangen kann;
6. die Einzelheiten des Verfahrens zur Anerkennung von Sachverstandigen, die bei der Prifung der

Energieanlagen tatig werden, sowie der Anzeige der vorlibergehenden Tatigkeit von Sachverstandigen
aus anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens Gber
den Europaischen Wirtschaftsraum zu bestimmen;

7. Anforderungen sowie Meldepflichten festzulegen, die Sachverstandige nach Nummer 6 und die Stellen,
denen sie angehdren, erflllen mlssen, insbesondere zur Gewahrleistung ihrer fachlichen Qualifikation,
Unabhangigkeit und Zuverlassigkeit;

8. Anforderungen an die technische und betriebliche Flexibilitat neuer Anlagen zur Erzeugung von Energie zu
treffen;
9. Rechte und Pflichten der Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen und der Betreiber von

Energieanlagen fiir den Fall festzulegen, dass an das jeweilige Elektrizitatsversorgungsnetz
angeschlossene Energieanlagen nicht den Anforderungen einer nach Nummer 3 erlassenen
Rechtsverordnung entsprechen, und dabei insbesondere vorzusehen, dass diese Energieanlagen
vom Elektrizitatsversorgungsnetz zu trennen sind, und festzulegen, unter welchen Bedingungen sie
wieder in Betrieb genommen werden kénnen, sowie Regelungen zur Erstattung der dem Betreiber
von Elektrizitatsversorgungsnetzen durch die Netztrennung und die etwaige Wiederherstellung des
Anschlusses entstandenen Kosten durch den Betreiber der Energieanlage zu treffen.

Die Regelungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes bleiben davon
unberthrt. In einer nach Satz 1 Nummer 3 und 9 bis einschlieBlich 30. Juni 2023 erlassenen Rechtsverordnung
kann vorgesehen werden, dass die Regelungen bereits frihestens mit Wirkung vom 29. Juli 2022 in Kraft treten.

(4a) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates einen Ausschuss zur Beratung in Fragen der technischen Sicherheit von
Gasversorgungsnetzen und Gas-Direktleitungen einschlieflich der dem Leitungsbetrieb dienenden Anlagen
einzusetzen. Diesem Ausschuss kann insbesondere die Aufgabe Gbertragen werden, vorzuschlagen, welches
Anforderungsprofil Sachverstandige, die die technische Sicherheit dieser Energieanlagen priifen, erfullen mussen,
um den in einer Verordnung nach Absatz 4 festgelegten Anforderungen zu genlgen. Das Bundesministerium fur
Wirtschaft und Energie kann das Anforderungsprofil im Bundesanzeiger veréffentlichen. In den Ausschuss sind
sachverstandige Personen zu berufen, insbesondere aus dem Kreis

1. der Sachverstandigen, die bei der Priifung der Energieanlagen tatig werden,
2 der Stellen, denen Sachverstandige nach Nummer 1 angehéren,

3. der zustandigen Behérden und

4 der Betreiber von Energieanlagen.

(5) Die nach Landesrecht zustandige Behdrde kann im Einzelfall die zur Sicherstellung der Anforderungen an die
technische Sicherheit von Energieanlagen erforderlichen Malnahmen treffen.

(6) Die Betreiber von Energieanlagen haben auf Verlangen der nach Landesrecht zustandigen Behérde Auskiinfte
Uber technische und wirtschaftliche Verhaltnisse zu geben, die zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 5
erforderlich sind. Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehérigen der Gefahr
strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz iiber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde.

(7) Die von der nach Landesrecht zustandigen Behdrde mit der Aufsicht beauftragten Personen sind berechtigt,
Betriebsgrundstiicke, Geschaftsraume und Einrichtungen der Betreiber von Energieanlagen zu betreten, dort
Prifungen vorzunehmen sowie die geschaftlichen und betrieblichen Unterlagen der Betreiber von Energieanlagen
einzusehen, soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 5 erforderlich ist.
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* Amtlicher Hinweis: Die Norm ist bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen.

FuBnote

(+++ § 49 Abs. 2: Zur Anwendung vgl. § 3 Abs. 4 LSV +++) *
(+++ § 49 Uberschrift: Entsprechend der Anderung des Inhaltsverzeichnisses gem. Art. 4 Nr. 1 Gv. 7.3.2011 | 338
mWv 12.3.2011 angepasst +++)

§ 49a Elektromagnetische Beeinflussung

(1) Besteht die Gefahr, dass der Ausbau oder die Ertlichtigung, Umbeseilungen oder Zubeseilungen oder
Anderungen des Betriebskonzepts eines Ubertragungsnetzes technische Infrastrukturen elektromagnetisch
beeinflussen kénnen, so hat der Betreiber technischer Infrastrukturen

1. dem verantwortlichen Ubertragungsnetzbetreiber auf dessen Anfrage unverziiglich Auskunft zu erteilen
Uber

a) den Standort der technischen Infrastrukturen,
b) die technischen Eigenschaften der technischen Infrastrukturen und

) getroffene technische Vorkehrungen zur Vermeidung einer elektromagnetischen Beeinflussung
und

2. Messungen des verantwortlichen Ubertragungsnetzbetreibers zu dulden.

Zur Ermittlung der potenziell von der elektromagnetischen Beeinflussung betroffenen Betreiber technischer
Infrastrukturen geniigt eine Anfrage und die Nachweisfiihrung durch den Ubertragungsnetzbetreiber unter
Verwendung von Informationssystemen zur Leitungsrecherche, die allen Betreibern technischer Infrastrukturen
fur die Eintragung eigener Infrastrukturen und fir die Auskunft Gber fremde Infrastrukturen diskriminierungsfrei
zuganglich sind. Zusatzlich hat der Ubertragungsnetzbetreiber MaRnahmen nach Satz 1 im Bundesanzeiger

zu verdffentlichen und die betroffenen Gemeinden zu informieren. Betroffene Gemeinden sind solche, auf
deren Gebiet eine elektromagnetische Beeinflussung oder MaBnahmen nach Satz 1 wirksam werden kénnen.
Den Betreibern technischer Infrastrukturen ist die Gelegenheit zu geben, sich innerhalb von zwei Wochen ab
Veroffentlichung im Bundesanzeiger oder nach Information an die Gemeinde als betroffener Betreiber technischer
Infrastrukturen bei dem Ubertragungsnetzbetreiber zu melden. Der Ubertragungsnetzbetreiber hat die so
ermittelten Betreiber technischer Infrastrukturen Gber den Ausbau oder die Ertlchtigung, Gber Umbeseilungen
oder Zubeseilungen sowie Uber Anderungen des Betriebskonzepts eines Ubertragungsnetzes zu informieren.

(2) Der verantwortliche Ubertragungsnetzbetreiber hat dem betroffenen Betreiber technischer Infrastrukturen
auf dessen Nachfrage unverzuglich Auskunft zu erteilen Uber alle fir die Beurteilung der elektromagnetischen
Beeinflussung nétigen technischen, betrieblichen und organisatorischen Parameter.

(3) Werden durch den Ausbau oder die Ertichtigung, durch Umbeseilungen oder Zubeseilungen oder durch
Anderungen des Betriebskonzepts eines Ubertragungsnetzes technische Infrastrukturen erstmals oder starker
elektromagnetisch beeinflusst, so haben der Ubertragungsnetzbetreiber und der betroffene Betreiber technischer
Infrastrukturen

1. MaBnahmen zur Reduzierung und Sicherung der auftretenden Beeinflussung zu prufen,
2. die technisch und wirtschaftlich vorzugswurdige Lésung gemeinsam zu bestimmen und
3. die gemeinsam bestimmte Lésung in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich unverzuglich umzusetzen.

Wenn neue oder weitergehende technische Schutzmanahmen an den beeinflussten technischen Infrastrukturen
erforderlich sind oder die Malinahmen an den beeinflussten technischen Infrastrukturen den MaBnahmen

am Ubertragungsnetz wegen der Dauer der Umsetzung oder wegen der Wirtschaftlichkeit vorzuziehen sind,

hat der Ubertragungsnetzbetreiber dem Betreiber technischer Infrastrukturen die notwendigen Kosten fiir

die betrieblichen, organisatorischen und technischen Schutzmafnahmen einschlielich der notwendigen

Kosten flr Unterhaltung und Betrieb fur eine Dauer, die der zu erwartenden Nutzungsdauer der technischen
Schutzmalinahme entspricht, im Wege einer einmaligen Ersatzzahlung zu erstatten. Auf die zu erstattenden
Kosten ist ein Aufschlag in Hohe von 5 Prozent zu gewahren, wenn der Betreiber technischer Infrastrukturen
binnen sechs Monaten nach Anfrage durch den Ubertragungsnetzbetreiber in Textform gegeniiber diesem die
unbedingte Freigabe zur Inbetriebnahme der Mallnahmen nach Satz 1 erklart. Ein weitergehender Ersatzanspruch
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gegen den Ubertragungsnetzbetreiber ist ausgeschlossen. Wird erst nach der Durchfiihrung einer MaRnahme zum
Ausbau oder zur Ertiichtigung, zu Umbeseilungen oder Zubeseilungen oder zur Anderung des Betriebskonzepts
eines Ubertragungsnetzes bekannt, dass durch die MaBnahme die technischen Infrastrukturen elektromagnetisch
beeinflusst werden, bleiben die Rechte und Pflichten des Betreibers technischer Infrastrukturen unberihrt.

(4) Besteht Uneinigkeit zwischen dem Ubertragungsnetzbetreiber und dem betroffenen Betreiber technischer
Infrastrukturen Gber das Ausmal der elektromagnetischen Beeinflussung oder Uber die technisch und
wirtschaftlich vorzugswurdige Lésung der zu ergreifenden SchutzmaBnahmen nach Absatz 3 Satz 1 oder
Uber die fur die Schutzmalnahmen und fur deren Unterhaltung und Betrieb notwendigen Kosten, so ist

Uber die offenen Streitfragen spatestens sechs Monate nach Beginn der Uneinigkeit ein Gutachten eines
unabhangigen technischen Sachverstandigen auf Kosten des Ubertragungsnetzbetreibers einzuholen. Der
unabhangige technische Sachverstiandige soll im Einvernehmen von dem Ubertragungsnetzbetreiber und dem
Betreiber technischer Infrastrukturen bestimmt werden. Kann kein Einvernehmen erzielt werden, schlagt der
Ubertragungsnetzbetreiber drei unabhéngige technische Sachverstandige vor und der Betreiber technischer
Infrastrukturen benennt binnen zwei Wochen ab Ubermittlung des Vorschlags in Textform einen dieser
Sachverstandigen fur die Klarung.

(5) Haben sich der Ubertragungsnetzbetreiber und der Betreiber technischer Infrastrukturen dariiber geeinigt,
ob und welche SchutzmaRnahmen die technisch und wirtschaftlich vorzugswurdige Lésung darstellen, so
haben sie unverzlglich die Durchfuhrung der erforderlichen technischen Schutzmanahmen sicherzustellen,
auch durch voriabergehende SchutzmaBnahmen betrieblicher oder organisatorischer Art. Besteht zwischen
dem Ubertragungsnetzbetreiber und dem Betreiber technischer Infrastrukturen kein Einvernehmen,

so erstreckt sich das Gutachten des technischen Sachverstandigen auch auf die Frage, ob und welche
Schutzmallnahmen technisch und wirtschaftlich vorzugswurdig sind und welche Kosten bei der Bemessung
des Ersatzanspruches nach Absatz 3 Satz 2 als notwendig zu bericksichtigen sind. In diesem Fall haben der
Ubertragungsnetzbetreiber und der Betreiber technischer Infrastrukturen unverziiglich nach dem Vorliegen des
Sachverstandigengutachtens die Umsetzung der erforderlichen Schutzmanahmen sicherzustellen, auch durch
vorubergehende SchutzmaBnahmen betrieblicher oder organisatorischer Art.

(6) FUr die Zwecke dieses Paragrafen sind die Begriffsbestimmungen des § 3 Nummer 1 des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz entsprechend anzuwenden.

§ 49b Temporare Hoherauslastung

(1) DUrfen Betreiber von Anlagen, die nach § 13b Absatz 4 und 5, nach § 13d und nach MalRgabe der
Netzreserveverordnung in der Netzreserve vorgehalten werden und die kein Erdgas zur Erzeugung elektrischer
Energie einsetzen, aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 50a befristet am Strommarkt teilnehmen, ist wahrend
dieses Zeitraums eine betriebliche Hoherauslastung des Hochstspannungsnetzes ohne vorherige Genehmigung
zuldssig (temporare Hoherauslastung). Die Héherauslastung im Sinne dieser Vorschrift ist die Erhdhung der
Stromtragfahigkeit ohne Erhéhung der zuldssigen Betriebsspannung. MaBnahmen, die flr eine temporare
Héherauslastung erforderlich sind und die unter Beibehaltung der Masten lediglich die Auslastung der Leitung
anpassen und keine oder allenfalls geringfiigige und punktuelle bauliche Anderungen erfordern, sind zulassig.

§ 4 Absatz 1 und 2 der Verordnung Uber elektromagnetische Felder in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. August 2013 (BGBI. | S. 3266) ist bei Anderungen von Niederfrequenzanlagen, die durch den Beginn oder die
Beendigung der temporaren Héherauslastung bedingt sind, nicht anzuwenden.

(2) Der zustandigen Behdrde ist die temporare Héherauslastung vor deren Beginn anzuzeigen. Der Anzeige ist
ein Nachweis Uber die Einhaltung der Anforderungen an die magnetische Flussdichte nach den §§ 3 und 3a der
Verordnung uber elektromagnetische Felder beizufligen. Anzeige und Nachweis ersetzen die Anzeige nach § 7
Absatz 2 der Verordnung Uber elektromagnetische Felder. Die Beendigung der temporaren Héherauslastung ist
der zustandigen Behdrde ebenfalls anzuzeigen.

(3) Durch eine temporare Hoherauslastung verursachte oder verstarkte elektromagnetische

Beeinflussungen technischer Infrastrukturen hat der Betreiber technischer Infrastrukturen zu dulden. Der
Ubertragungsnetzbetreiber hat die betroffenen Betreiber technischer Infrastrukturen rechtzeitig (iber eine
geplante temporare Héherauslastung und Uber den voraussichtlichen Beginn der temporaren Héherauslastung
zu informieren und die Betreiber aufzufordern, die wegen der temporaren Hoherauslastung erforderlichen
Schutz- und SicherungsmaBnahmen im Verantwortungsbereich des Betreibers technischer Infrastrukturen

zu ergreifen. Zur Ermittlung der potenziell von der elektromagnetischen Beeinflussung betroffenen Betreiber
technischer Infrastrukturen geniigt eine Anfrage und die Nachweisfiihrung durch den Ubertragungsnetzbetreiber
unter Verwendung von Informationssystemen zur Leitungsrecherche, die allen Betreibern technischer
Infrastrukturen fiir die Eintragung eigener Infrastrukturen und fir die Auskunft Gber fremde Infrastrukturen
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diskriminierungsfrei zuganglich sind. Uber den tatsachlichen Beginn der temporéaren Héherauslastung hat der
Ubertragungsnetzbetreiber die betroffenen Betreiber technischer Infrastrukturen mindestens zwei Wochen

vor dem voraussichtlichen Beginn der temporaren Héherauslastung zu informieren, es sei denn, dass in der
Information nach Satz 2 ein konkreter Zeitpunkt flr den Beginn der temporaren Héherauslastung genannt wurde
und diese Information mindestens vier Wochen und nicht Ianger als zehn Wochen vor dem Beginn der temporaren
Héherauslastung erfolgt ist. Der Ubertragungsnetzbetreiber hat den Betreiber technischer Infrastrukturen
unverzuglich nach Beendigung der temporaren Hoherauslastung zu informieren.

(4) Der Betreiber technischer Infrastrukturen hat den Ubertragungsnetzbetreiber unverziiglich nach Umsetzung
der wegen der temporaren Héherauslastung erforderlichen Schutz- und SicherungsmaBBnahmen nach

Absatz 3 Satz 2 Uber die hinreichende Wirksamkeit der MaBnahmen insbesondere zur Sicherstellung des
Personenschutzes zu informieren. Der Ubertragungsnetzbetreiber hat dem Betreiber technischer Infrastrukturen
die notwendigen Kosten, die diesem wegen der aufgrund der temporaren Héherauslastung ergriffenen
betrieblichen, organisatorischen und technischen SchutzmaRnahmen entstanden sind, einschlieRlich der
notwendigen Kosten fur Unterhaltung und Betrieb zu erstatten. § 49a Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden.

(5) Der Ubertragungsnetzbetreiber hat die Héherauslastung im Bundesanzeiger zu verdffentlichen und die
betroffenen Gemeinden Uber die temporare Hoherauslastung zu informieren. Die Veréffentlichung und die
Information missen mindestens Angaben Uber den voraussichtlichen Beginn, das voraussichtliche Ende, den
voraussichtlichen Umfang sowie die voraussichtlich betroffenen Leitungen beinhalten. Betroffene Gemeinden
sind solche, auf deren Gebiet eine elektromagnetische Beeinflussung nach Absatz 3 Satz 1 oder Schutz- und
SicherungsmaBnahmen nach Absatz 4 Satz 1 wirksam werden kénnen.

(6) Die Zulassung einer dauerhaften Héherauslastung nach den gesetzlichen Vorschriften bleibt von der
Zulassigkeit der temporaren Héherauslastung unberuhrt.

(7) Zustandige Behérde im Sinne des Absatzes 2 ist die zustandige Immissionsschutzbehérde.

§ 50 Vorratshaltung zur Sicherung der Energieversorgung

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, zur Sicherung der Energieversorgung durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1. Vorschriften zu erlassen (ber die Verpflichtung von Energieversorgungsunternehmen sowie solcher
Eigenerzeuger von Elektrizitat, deren Kraftwerke eine elektrische Nennleistung von mindestens 100
Megawatt aufweisen, fur ihre Anlagen zur Erzeugung von

a) Elektrizitat standig diejenigen Mengen an Mineraldl, Kohle oder sonstigen fossilen Brennstoffen,
b) Gas aus Flussiggas standig diejenigen Mengen an FlUssiggas

als Vorrat zu halten, die erforderlich sind, um bei Betrieb der Anlage zur Erzeugung elektrischer Energie
mit der maximal mdéglichen Nettonennleistung bis zu 60 Tage ihre Abgabeverpflichtungen an Elektrizitat
oder Gas erflllen oder ihren eigenen Bedarf an Elektrizitat decken zu kénnen,

2. Vorschriften zu erlassen Uber die Freistellung von einer solchen Vorratspflicht und die zeitlich begrenzte
Freigabe von Vorratsmengen, soweit dies erforderlich ist, um betriebliche Schwierigkeiten zu vermeiden
oder die Brennstoffversorgung aufrechtzuerhalten,

3. den flr die Berechnung der Vorratsmengen maRgeblichen Zeitraum zu verlangern, soweit dies
erforderlich ist, um die Vorratspflicht an Rechtsakte der Europaischen Gemeinschaften uber
Mindestvorrate fossiler Brennstoffe anzupassen.

§ 50a MaBnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, befristete Teilnahme am
Strommarkt von Anlagen aus der Netzreserve; Verordnungsermachtigung

(1) Die Bundesregierung kann nach Ausrufung der Alarmstufe oder Notfallstufe nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe
b und Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates vom

25. Oktober 2017 Uber MaRnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung

der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABI. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung

(EU) 2022/517 (ABI. L 104 vom 1.4.2022, S. 53) geandert worden ist, in Verbindung mit dem Notfallplan

Gas des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie vom September 2019, der auf der Internetseite des
Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz veréffentlicht ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates zulassen, dass die Betreiber solcher Anlagen, die nach § 13b Absatz 4 und 5 und § 13d sowie
nach Malgabe der Netzreserveverordnung in der Netzreserve vorgehalten werden und die kein Erdgas zur
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Erzeugung elektrischer Energie einsetzen, befristet am Strommarkt teilnehmen. In der Rechtsverordnung
nach Satz 1 ist zugleich der Zeitraum fur die befristete Teilnahme am Strommarkt nach Satz 1 festzulegen, die
langstens bis zum Ablauf des 31. Marz 2024 zul3dssig ist.

(2) Die befristete Teilnahme am Strommarkt nach Absatz 1 ist durch den Anlagenbetreiber mindestens funf
Werktage vor Beginn gegentber der Bundesnetzagentur und dem Betreiber des Ubertragungsnetzes mit
Regelzonenverantwortung, in dessen Regelzone sich die Anlage befindet, anzuzeigen.

(3) Wahrend der befristeten Teilnahme am Strommarkt nach Absatz 1 darf der Betreiber

1. die elektrische Leistung oder Arbeit und die thermische Leistung der Anlage ganz oder teilweise verauBern
und
2. Kohle verfeuern.

Der Betreiber der Anlage ist insoweit von den Beschrankungen des § 13c Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, des §
13d Absatz 3 und des § 7 Absatz 1 der Netzreserveverordnung und von dem Verbot der Kohleverfeuerung nach §
51 Absatz 1 Satz 1 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes ausgenommen. § 13b Absatz 4 und 5 sowie § 13d
sind entsprechend anzuwenden.

(4) Endgultige Stilllegungen von Anlagen, fur die nach § 51 Absatz 1 und 2 Nummer 1 Buchstabe c und d

des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes in den Jahren 2022 und 2023 ein Verbot der Kohleverfeuerung
wirksam wird, sind bis zum 31. Marz 2024 verboten, soweit ein Weiterbetrieb technisch und rechtlich méglich

ist. Anlagen nach Satz 1 werden durch die Betreiber von Ubertragungsnetzen ab dem Zeitpunkt, zu dem das
Verbot der Kohleverfeuerung wirksam wird, in entsprechender Anwendung von § 13d zum Zweck der Vorsorge
vor einer moglichen Gefahrdung der Gasversorgung in der Netzreserve vorgehalten. § 13b Absatz 4 Satz 4, §

13b Absatz 5 Satz 11, die §§ 13c und 13d und die Netzreserveverordnung sind entsprechend anzuwenden. Auf
die Anlagen nach Satz 1 sind die Absatze 1 bis 3 sowie die §§ 50b und 50c ebenfalls anwendbar. Das Verbot der
Kohleverfeuerung nach § 51 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes ist fur eine Anlage unwirksam, solange
sie nach Satz 2 in der Netzreserve vorgehalten wird.

(5) Vorlaufige und endgultige Stilllegungen von Anlagen, die am 12. Juli 2022 nach § 13b Absatz 4 und 5 und §
13d sowie nach MaRgabe der Netzreserveverordnung in der Netzreserve vorgehalten werden, sind bis zum 31.
Marz 2024 verboten, soweit ein Weiterbetrieb rechtlich und technisch méglich ist. § 13b Absatz 4 Satz 4, Absatz 5
Satz 11, die §§ 13c und 13d und die Netzreserveverordnung sind entsprechend anzuwenden.

FuBnote

(+++ § 50a Abs. 5: Zur Anwendung vgl. § 50b Abs. 6 (bis 31.3.2024 +++)

§ 50b MaBnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, Pflicht zur Betriebsbereitschaft
und Brennstoffbevorratung fiir die befristete Teilnahme am Strommarkt von Anlagen aus der
Netzreserve

(1) Der Betreiber einer Anlage, die nach § 13b Absatz 4 und 5 und § 13d sowie nach Mallgabe der
Netzreserveverordnung in der Netzreserve vorgehalten wird, muss die Anlage wahrend des Zeitraums, in dem

die Frihwarnstufe, Alarmstufe oder Notfallstufe nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 11 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 Uber Mallnahmen
zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABI. L
280 vom 28.10.2017, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/517 (ABI. L 104 vom 1.4.2022, S.

53) geandert worden ist, in Verbindung mit dem Notfallplan Gas des Bundesministeriums fur Wirtschaft und
Energie vom September 2019, der auf der Internetseite des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz
verdffentlicht ist, ausgerufen ist, frihestens aber ab dem 1. November 2022 fir die befristete Teilnahme am
Strommarkt im Dauerbetrieb betriebsbereit halten.

(2) Zur Einhaltung der Verpflichtung zur Betriebsbereitschaft der Anlage nach Absatz 1 muss der Betreiber
insbesondere

1. jeweils zum 1. November der Jahre 2022 und 2023 und jeweils zum 1. Februar der Jahre 2023 und 2024
Brennstoffvorrate in einem Umfang bereithalten, die es ermdéglichen,

a) bei Einsatz von Kohle zur Erzeugung elektrischer Energie flr 30 Kalendertage die
Abgabeverpflichtungen an Elektrizitat bei Betrieb der Anlage mit der maximal maéglichen
Nettonennleistung zu decken oder
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b) bei Einsatz von Mineraldl zur Erzeugung elektrischer Energie fir zehn Kalendertage die
Abgabeverpflichtung an Elektrizitat bei Betrieb der Anlage mit der maximal méglichen
Nettonennleistung zu decken,

2. die Brennstoffversorgung fur einen Dauerbetrieb auch bei einer befristeten Teilnahme am Strommarkt
nach § 50a sicherstellen und

3. der Bundesnetzagentur und dem Betreiber des Ubertragungsnetzes mit Regelzonenverantwortung ab
dem 1. November 2022 monatlich nachweisen, dass die Verpflichtungen nach den Nummern 1 und 2
eingehalten werden.

(3) Die Brennstoffvorrate nach Absatz 2 Nummer 1 missen am Standort der Anlage gelagert werden. Die
Lagerung an einem anderen Lagerort ist zulassig, wenn

1. es sich hierbei um ein erganzendes Lager zu dem Lager am Standort der Anlage handelt und

2. der Transport der weiteren Brennstoffvorrate zu dem Standort der Anlage innerhalb von zehn
Kalendertagen gewahrleistet ist.

Ist die Einhaltung der Anforderungen an Bevorratung und Lagerung nach Satz 1 und Absatz 2 Nummer 1 flir den
Betreiber der Erzeugungsanlage im Einzelfall unméglich, kann die Bundesnetzagentur auf Antrag zulassen, dass
die Verpflichtung zur Betriebsbereitschaft als erfillt gilt, wenn der Betreiber der Erzeugungsanlage in jedem
Kalendermonat nachweist, dass die vorhandenen Lagerkapazitaten vollstandig mit Brennstoffen beflllt sind.

(4) Die Verpflichtung zur Betriebsbereitschaft der Anlage nach Absatz 1 umfasst auch, dass die Anlage

wahrend der befristeten Teilnahme am Strommarkt in einem Zustand erhalten wird, der eine Anforderung zur
weiteren Vorhaltung der Betriebsbereitschaft nach § 13b Absatz 4 sowie fir Anforderungen fur Anpassungen

der Einspeisung durch die Ubertragungsnetzbetreiber nach § 13 Absatz 1 und 2 und § 13a Absatz 1 jederzeit
wahrend der befristeten Teilnahme am Strommarkt ermdglicht. Dies ist auch anzuwenden fiir die Zeit nach der
befristeten Teilnahme am Strommarkt, wenn die Anlage weiterhin in der Netzreserve vorgehalten wird. Absatz 2
Nummer 1 und Absatz 3 sind flir eine Anlage wahrend der Dauer der befristeten Teilnahme am Strommarkt nicht
anzuwenden. Der jeweilige Betreiber des Ubertragungsnetzes mit Regelzonenverantwortung ist in den Fallen
des Satzes 3 berechtigt, gegenliber dem Betreiber einer Anlage Vorgaben zur Brennstoffbevorratung zu machen,
sofern dies fir die Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungsnetzes erforderlich ist.

(5) Die Absatze 1 bis 3 sind auch flir Betreiber von Anlagen anzuwenden, die erst ab dem 1. November 2022 in
der Netzreserve vorgehalten werden. § 13c Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 ist fur MaBnahmen, die zur Herstellung
oder Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft der Anlage vor dem 1. November 2022 vorgenommen werden,
entsprechend anzuwenden.

(6) Der Betreiber einer Anlage, die nach § 13b Absatz 4 und 5 und nach § 13d sowie nach MaRgabe der
Netzreserveverordnung in der Netzreserve vorgehalten wird und die vor dem 1. Januar 1970 in Betrieb
genommen wurde, kann dem Betreiber des Ubertragungsnetzes mit Regelzonenverantwortung, in dessen
Regelzone sich die Anlage befindet, und der Bundesnetzagentur bis zum 9. August 2022 anzeigen, dass er
von den Regelungen nach den Absatzen 1 bis 3 ausgenommen werden mdchte. Eine befristete Teilnahme
am Strommarkt nach § 50a ist nach einer Anzeige nach Satz 1 ausgeschlossen und § 50a Absatz 5 ist nicht
anwendbar.

FuBRnote

(+++ § 50b: Zur Anwendung vgl. § 50a Abs. 4 (bis 31.3.2024) +++)

§ 50c MaBnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, Ende der befristeten Teilnahme
am Strommarkt und erganzende Regelungen zur Kostenerstattung

(1) Die befristete Teilnahme am Strommarkt endet spatestens zu dem in der Rechtsverordnung nach § 50a Absatz
1 Satz 2 festgelegten Datum.

(2) Der Anlagenbetreiber kann die befristete Teilnahme am Strommarkt fir eine Anlage vorzeitig beenden.
Der Anlagenbetreiber hat den Zeitpunkt der vorzeitigen Beendigung gegenuber der Bundesnetzagentur und
dem Betreiber des Ubertragungsnetzes mit Regelzonenverantwortung, in dessen Regelzone sich die Anlage
befindet, unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen vor der Beendigung anzuzeigen. Nach einer vorzeitigen
Beendigung ist eine erneute befristete Teilnahme dieser Anlage am Strommarkt ausgeschlossen. Wird durch
Rechtsverordnung nach § 50a Absatz 1 Satz 1 und 2 ein weiterer Zeitraum zur befristeten Teilnahme am
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Strommarkt bestimmt, darf der Betreiber der Anlage abweichend von Satz 3 auch in diesem weiteren Zeitraum
befristet am Strommarkt teilnehmen.

(3) Mit der Beendigung oder der vorzeitigen Beendigung der befristeten Teilnahme am Strommarkt gelten
wieder die Rechte und Pflichten, die aufgrund der Vorhaltung in der Netzreserve gemal § 13c Absatz 2 Satz 1,
Absatz 4 Satz 1, § 13d Absatz 3 und § 7 der Netzreserveverordnung bestehen. Dies gilt nur, wenn die Anlage
noch als systemrelevant ausgewiesen ist. Sofern die Systemrelevanz einer Anlage am 31. Marz 2024 im Fall
einer angezeigten endgdltigen Stilllegung nicht mehr ausgewiesen ist, hat der Betreiber die Anlage endglltig
stillzulegen.

(4) Die befristete Teilnahme am Strommarkt nach § 50a wird bei der Bestimmung des Zeitpunktes fur die
Ermittlung der Rlckerstattung investiver Vorteile nach § 13c Absatz 4 Satz 3 im Fall einer endgultigen
Stilllegung und nach § 13c Absatz 2 Satz 3 im Fall einer vorldufigen Stilllegung nicht bertcksichtigt.
Wiederherstellungskosten, die nach dem 1. Juni 2022 entstanden sind, kénnen zeitanteilig der Netzreserve und
dem Zeitraum der befristeten Teilnahme am Strommarkt zugeordnet und erstattet werden. Im Ubrigen findet
wahrend der befristeten Teilnahme am Strommarkt keine Kostenerstattung nach § 13c sowie nach § 9 Absatz 2
und § 10 der Netzreserveverordnung statt.

FuBBnote

(+++ § 50c: Zur Anwendung vgl. § 50a Abs. 4 (bis 31.3.2024 +++)

§ 50d MaBnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, befristete Versorgungsreserve
Braunkohle; Verordnungsermachtigung

(1) Die in § 13g Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 genannten Erzeugungsanlagen (Reserveanlagen) werden ab
dem 1. Oktober 2022 bis zum 31. Marz 2024 in eine Reserve (Versorgungsreserve) Uberflhrt. Die Reserveanlagen
dirfen bis zum 31. Marz 2024 nicht endgultig stillgelegt werden. Mit Ablauf des 31. Marz 2024 mussen sie
endgultig stillgelegt werden. § 13g Absatz 1 Satz 3 ist nicht anwendbar.

(2) Die Reserveanlagen dienen dem Zweck, dem Elektrizitatsversorgungssystem kurzfristig zusatzliche
Erzeugungskapazitaten, insbesondere zur Einsparung von Erdgas in der Stromerzeugung, zur Verfliigung zu
stellen. Die Bundesregierung kann nach Ausrufung der Alarmstufe oder Notfallstufe nach Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe b und Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 25. Oktober 2017 Uber MaBnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung

der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABI. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung

(EU) 2022/517 (ABI. L 104 vom 1.4.2022, S. 53) gedndert worden ist, in Verbindung mit dem Notfallplan

Gas des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie vom September 2019, der auf der Internetseite des
Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz veréffentlicht ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates zulassen, dass die Betreiber die Reserveanlagen befristet am Strommarkt einsetzen.
Voraussetzung fur den Erlass der Rechtsverordnung nach Satz 2 ist die Prifung und Berlcksichtigung der
Auswirkungen auf die Trinkwasserversorgung sowie die Feststellung, dass die Ruckkehr der Anlagen, die aufgrund
von § 50a befristet am Strommarkt teilnehmen, nicht ausreicht, um die Versorgung mit Gas gewahrleisten zu
kénnen. In der Rechtsverordnung ist zu regeln, fur welchen Zeitraum der befristete Einsatz am Strommarkt
erlaubt ist (Abrufzeitraum), jedoch langstens bis zum Ablauf des 31. Marz 2024.

(3) Wahrend der Versorgungsreserve missen die Anlagenbetreiber jederzeit sicherstellen, dass die
Reserveanlagen innerhalb von 240 Stunden nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach Absatz 2
betriebsbereit sind.

(4) Wahrend der Abrufzeitraume entscheiden die Anlagenbetreiber eigenverantwortlich Uber die Fahrweise der
Reserveanlagen. Die Anlagenbetreiber veraufBern den Strom am Strommarkt.

(5) Die Betreiber der Reserveanlagen erhalten fir den Zeitraum in der Versorgungsreserve auBerhalb der
Abrufzeitraume eine Vergltung. Diese Vergutung umfasst

1. die nachgewiesenen notwendigen Kosten, die fiir die betreffenden Reserveanlagen zur Herstellung
der Versorgungsreserve entstanden sind, sofern sie Uber die MaBnahmen der Sicherheitsbereitschaft
hinausgehen, und

2. die nachgewiesenen notwendigen Kosten fur die Vorhaltung der betreffenden Reserveanlagen,
insbesondere flur das Personal, die Instandhaltung und Wartung.
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Im Fall der Reserveanlagen nach § 13g Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 richtet sich die Vergutung fur die Vorhaltung
nach Satz 2 Nummer 2 bis zum 1. Oktober 2023 ausschlieBlich nach § 13g Absatz 5 Satz 1 und 2 und ab

dem 1. Oktober 2023 ausschlieBlich nach Satz 2 Nummer 2. Weitergehende Kosten, insbesondere sonstige
Vergutungsbestandteile der Sicherheitsbereitschaft, sind nicht erstattungsfahig. § 13g Absatz 5 Satz 3 ist fur
Reserveanlagen ab dem 1. Dezember 2022 entsprechend anzuwenden. Wahrend der Abrufzeitrdume besteht kein
Vergutungsanspruch.

(6) Nach Ablauf der Versorgungsreserve

1. haben die Betreiber einen Anspruch auf Zahlung der Vergitung nach Absatz 5, soweit die ihnen
zustehende Vergltung nach Absatz 5 groer ist als die Halfte der von den Betreibern in den
Abrufzeitraumen mit den Reserveanlagen erwirtschafteten Uberschisse, und

2. ist der Restwert der investiven Vorteile bei wiederverwertbaren Anlagenteilen, die der Betreiber der
Reserveanlage im Rahmen der Vergitung nach Absatz 5 erhalten hat, von dem Betreiber zu erstatten;
malgeblich ist der Restwert zu dem Zeitpunkt, ab dem sich die Reserveanlage nicht mehr in der
Versorgungsreserve befindet.

(7) Die Hohe der am Ende der Versorgungsreserve nach den Absatzen 5 und 6 zu zahlenden Vergitung wird
durch die Bundesnetzagentur nach Beendigung der Versorgungsreserve auf Verlangen eines Betreibers fur diesen
festgesetzt. Der Betreiber der Reserveanlage hat gegen den zustindigen Betreiber eines Ubertragungsnetzes

mit Regelzonenverantwortung einen Vergutungsanspruch in der von der Bundesnetzagentur festgesetzten Hohe.
Die Bundesnetzagentur kann zur geeigneten und angemessenen Berucksichtigung der bei den Betreibern von
Ubertragungsnetzen anfallenden Kosten in den Netzentgelten Festlegungen nach § 29 Absatz 1 treffen.

(8) Fur die Reserveanlagen ist § 13g ab dem 1. Oktober 2022 nicht mehr anzuwenden, soweit in den Absatzen 1
bis 7 nichts anderes geregelt ist.

(9) Die Absatze 1 bis 8 dlrfen nur nach MalRgabe und fur die Dauer einer beihilferechtlichen Genehmigung der
Europaischen Kommission angewendet werden.

§ 50e Verordnungsermachtigung zu MaBnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots und
Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur

(1) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, nahere Bestimmungen zu erlassen Uber Einzelheiten des Verfahrens zur befristeten Teilnahme am
Strommarkt von Anlagen aus der Netzreserve nach den §§ 50a bis 50c und zur befristeten Versorgungsreserve
Braunkohle nach § 50d.

(2) Die Bundesregierung kann nach Ausrufung der Alarmstufe oder Notfallstufe nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe
b und Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europadischen Parlaments und des Rates vom

25. Oktober 2017 uber MaRnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung

der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABI. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung

(EU) 2022/517 (ABI. L 104 vom 1.4.2022, S. 53) geandert worden ist, in Verbindung mit dem Notfallplan

Gas des Bundesministeriums flr Wirtschaft und Energie vom September 2019, der auf der Internetseite

des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz veréffentlicht ist, oder nach Ubermittiung einer
Frihwarnung gemaR Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/941 des Europaischen Parlaments und

des Rates vom 5. Juni 2019 Uber die Risikovorsorge im Elektrizitatssektor und zur Aufhebung der Richtlinie
2005/89/EG, durch Deutschland oder einen Mitgliedsstaat, dessen Ubertragungsnetzbetreiber mit den deutschen
Ubertragungsnetzbetreibern dasselbe regionale Koordinierungszentrum nach MaRgabe von Artikel 36 der
Verordnung (EU) 2019/943 teilt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
zulassen, dass die Betreiber von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung befristet Anlagen, die nach
§ 13b Absatz 4 und 5, § 13d oder § 50a Absatz 4 Satz 2 sowie nach MalRgabe der Netzreserveverordnung in

der Netzreserve im Inland vorgehalten werden, zur VerduBerung von Strommengen aus diesen Anlagen am
Strommarkt einsetzen oder die Betreiber dieser Anlagen zu einer VerauBerung dieser Strommengen auffordern
(Vermarktung von Reserveanlagen). In der Rechtsverordnung sollen insbesondere Regelungen getroffen werden

1. zur Regelung konkretisierender Einsatzkriterien,

2. zur naheren Bestimmung der nach Satz 1 einzusetzenden Anlagen der Netzreserve,
deren Erzeugungsmengen am Strommarkt eingesetzt werden kénnen, insbesondere zur
Regelung einer Ausnahme fur die Anlagen, die nach § 50a Absatz 1 in Verbindung mit der
Stromangebotsausweitungsverordnung befristet am Strommarkt teilnehmen,
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3. zu den Einzelheiten und der operativen Ausgestaltung der Vermarktung gemaR derer die
Ubertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung die erzeugten Strommengen am
Strommarkt einsetzen dirfen und deren Verhaltnis zu den bestehenden Netzreservevertragen,
dies schliel8t die Vermarktung von Strommengen durch die Anlagenbetreiber auf Anweisung des
Ubertragungsnetzbetreibers mit Regelzonenverantwortung ein,

4, zur Konkretisierung des Zeitraums in dem die Vermarktung zugelassen wird, die langstens bis zum Ablauf
des 31. Marz 2024 zulassig ist,

5. zur Regelung der Erstattung von Kosten, die durch den Einsatz in der Vermarktung von Reserveanlagen
entstehen, soweit diese nicht bereits anderweitig ersetzt werden,

6. zum Verhaltnis der Vergltungsregelungen in den Reserven nach § 13c dieses Gesetzes sowie § 6 der
Netzreserveverordnung,

7. zur Verwendung von Strommarkterldsen, soweit diese durch die Vermarktung erzielt werden und

8. zur Einhaltung und Herstellung von Transparenz fiir die Regulierungsbehdérde und alle Marktteilnehmer.

Wahrend der Vermarktung von Reserveanlagen nach Satz 1 darf der Betreiber, in dem Fall, dass dieser die
Mengen verauBert, die elektrische Leistung oder Arbeit und die thermische Leistung der Anlage ganz oder
teilweise am Strommarkt veraufern und Kohle verfeuern.

(3) Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegungen nach § 29 Absatz 1 ndhere Bestimmungen zu den
Nachweisen nach § 50b Absatz 2 Nummer 3 erlassen.

§ 50f Verordnungsermachtigung fiir MaBnahmen zur Reduzierung der Gasverstromung zur reaktiven
und befristeten Gaseinsparung

(1) Die Bundesregierung kann nach Ausrufung der Alarmstufe oder Notfallstufe nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe
b und Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates vom

25. Oktober 2017 Uber MaBnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung

der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABI. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung

(EU) 2022/517 (ABI. L 104 vom 1.4.2022, S. 53) geandert worden ist, in Verbindung mit dem Notfallplan

Gas des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie vom September 2019, der auf der Internetseite des
Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz verdffentlicht ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates Regelungen zur Verringerung oder zum vollstandigen Ausschluss der Erzeugung elektrischer
Energie durch den Einsatz von Erdgas fUr einen Zeitraum von langstens neun Monaten erlassen. Insbesondere
kénnen durch Rechtsverordnung Regelungen getroffen werden

1. zu den Anlagen, auf die die Rechtsverordnung anzuwenden ist; hierfur kann auf die GroRe der Anlage
und zu deren Ermittlung insbesondere auf die elektrische Nettonennleistung der Anlagen zur Erzeugung
elektrischer Energie durch den Einsatz von Erdgas abgestellt werden,

2. zur rechtlichen Begrenzung oder zum rechtlichen Ausschluss des Betriebs der Anlagen, in denen
elektrische Energie durch den Einsatz von Erdgas erzeugt wird,

3. zur Sicherstellung, dass die Anlagen, auf die die Rechtsverordnung nach Satz 1 anzuwenden ist, auf
Anforderung der Betreiber von Ubertragungsnetzen fiir MaBnahmen nach § 13 zur Verfliigung stehen,

4, zur Ermittlung und zur Hohe eines angemessenen Ausgleichs fur den Ausschluss oder die Begrenzung der
Vollbenutzungsstunden fur die Erzeugung elektrischer Energie durch den Einsatz von Erdgas,

5. zur Sicherstellung, dass Erdgas, das durch die Verringerung oder den Ausschluss der Erzeugung
elektrischer Energie durch den Einsatz von Erdgas eingespart wird, in vorhandenen Gasspeicheranlagen
eingespeichert wird, insbesondere durch ein Vorkaufsrecht des Marktgebietsverantwortlichen, und

6. zu den Entscheidungsbefugnissen der Bundesnetzagentur.
In der Rechtsverordnung nach Satz 1 muss die Bundesregierung
1. Anlagen, soweit darin Warme erzeugt wird, die nicht dauerhaft auf andere Weise erzeugt werden kann,

2. Anlagen der Bundeswehr einschlieBlich ihrer Unternehmen zur Erfullung ihrer auBerhalb einer Teilnahme
am Strommarkt liegenden Aufgaben und

3. Anlagen, soweit sie Fahrstrom fur Eisenbahnen erzeugen,
von der rechtlichen Begrenzung oder dem Ausschluss des Betriebs der Anlagen ausnehmen.
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(2) Die Versorgung geschutzter Kunden im Sinne der Verordnung (EU) 2017/1938 darf durch eine
Rechtsverordnung nach Absatz 1 nicht beeintrachtigt werden.

§ 509 Flexibilisierung der Gasbelieferung

(1) In einem Vertrag, der die Mindestbelieferung eines Letztverbrauchers mit Gas in einem bestimmten
Zeitraum zum Gegenstand hat, sind Vereinbarungen, die eine WeiterverauBerung nicht verbrauchter
Mindestabnahmemengen untersagen, unwirksam.

(2) Verzichtet ein Letztverbraucher in einem Vertrag, der die Mindestbelieferung einer Anlage mit einer
Anschlussleistung von mehr als 10 Megawatt mit Gas zum Gegenstand hat, ganz oder teilweise auf den Bezug der
Mindestabnahmemengen, hat der Letztverbraucher gegenliber dem Lieferanten einen Anspruch auf Verrechnung
der entsprechenden Abnahmemengen. Der Anspruch auf Verrechnung besteht fir den jeweils zu dem nach dem
Zeitraum korrespondierenden, borslichen GroBhandelspreis abzlglich einer Aufwandspauschale in Hohe von 10
Prozent der nicht bezogenen Gasmengen.

§ 50h Vertragsanalyse der Gaslieferanten fiir Letztverbraucher

(1) Gaslieferanten stellen den von ihnen belieferten Letztverbrauchern mit registrierender Leistungsmessung
jahrlich zum 1. Oktober eine Vertragsanalyse zur Verfligung.

(2) Die Vertragsanalyse nach Absatz 1 hat alle erforderlichen Informationen zu enthalten, damit Gaslieferanten
und Letztverbraucher bewerten kdénnen, inwieweit auf die jeweils relevanten Gasgrofhandelspreise an der
Borse reagiert werden kann und inwieweit das Potenzial besteht, sich Uber den Gaslieferanten oder direkt am
GasgroBhandelsmarkt zu beteiligen. Die Vertragsanalyse muss insbesondere Angaben enthalten

1. zu den jeweils relevanten GasgroBhandelspreisen an der Borse,

2. zu den Maglichkeiten eines Weiterverkaufs der kontrahierten Mengen durch den Gaslieferanten und den
Letztverbraucher,

3. zu den Maglichkeiten einer Partizipation des Letztverbrauchers an dem Verkaufserlds, wenn er zu Gunsten

eines Weiterverkaufs seinen Bezug an Gas einstellt oder verringert und

4, zu den moglichen Vertragsanderungen, um eine Partizipation wie unter den Nummern 2 und 3 dargestellt
zu ermdglichen.

(3) Um die Einhaltung der Verpflichtung nach Absatz 1 zu Uberprufen, kann die Bundesnetzagentur den
Gaslieferanten auffordern, die Vertragsanalyse vorzulegen.

§ 50i Verhaltnis zum Energiesicherungsgesetz

Die Vorschriften des Energiesicherungsgesetzes vom 20. Dezember 1974 (BGBI. | S. 3681), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 2022 (BGBI. 1 S. 730) geandert worden ist, bleiben von den §§ 50a bis 50h
unberlhrt.

§ 50j Evaluierung der MaBnahmen nach den §§ 50a bis 50h

(1) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag zum 12. Juli 2023, ob es erforderlich und angemessen ist, die
Malnahmen nach den §§ 50a bis 50h insbesondere in Bezug auf ihre Auswirkungen auf die Energiewirtschaft und
den Klimaschutz beizubehalten. Die Bundesregierung veroéffentlicht den Bericht.

(2) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag zum 12. Juli 2023 Uber die globalen Auswirkungen von
Steinkohleimporten aus Abbauregionen aullerhalb Deutschlands aufgrund der MaBnahmen nach den §§ 50a bis
50h auf die Abbauregionen in Bezug auf die lokale Umwelt, die Wasserversorgung, die Menschenrechte und den
Stand von Strukturwandelprojekten in den Abbauregionen. Die Bundesregierung verdffentlicht den Bericht.

(3) Nach Ablauf des 31. Marz 2024 pruft das Bundesministerium far Wirtschaft und Klimaschutz, ob und wie viele
zusatzliche Treibhausgasemissionen im Rahmen der Gesetzesanwendung ausgestoBen wurden und macht bis
spatestens zum Ablauf des 30. Juni 2024 Vorschlage, mit welchen MaBnahmen diese zusatzlichen Emissionen
kompensiert werden kénnen. Eine Kombination mehrerer erganzender MaBnahmen zur Kompensation ist méglich,
wenn die vollstdndige Kompensation der zusatzlichen Emissionen dadurch sichergestellt wird.
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§ 51 Monitoring der Versorgungssicherheit

(1) Die Bundesnetzagentur flhrt in Abstimmung mit dem Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie fortlaufend
ein Monitoring der Versorgungssicherheit nach den Absatzen 2 bis 4 durch. Die §§ 73, 75 bis 89 und 106 bis 108
sind entsprechend anzuwenden. Bei der Durchfiihrung des Monitorings nach den Absatzen 3 und 4 berlcksichtigt
die Bundesnetzagentur die nach § 12 Absatz 4 und 5 (ibermittelten Informationen.

(2) Das Monitoring nach Absatz 1 betrifft im Bereich der Versorgung mit Erdgas insbesondere

1. das heutige und kiinftige Verhaltnis zwischen Angebot und Nachfrage auf dem deutschen Markt und auf
dem internationalen Markt,

2. bestehende sowie in der Planung und im Bau befindliche Produktionskapazitaten und Transportleitungen,

3. die erwartete Nachfrageentwicklung,

4, die Qualitat und den Umfang der Netzwartung,

5. eine Analyse von Netzstérungen und von MaBnahmen der Netzbetreiber zur kurz- und langerfristigen
Gewabhrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit des Gasversorgungssystems,

6. MaBnahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Bewaltigung von Ausfallen eines oder mehrerer
Versorger sowie

7. das verfligbare Angebot auch unter Berucksichtigung der Bevorratungskapazitat und des Anteils von

Einfuhrvertragen mit einer Lieferzeit von mehr als zehn Jahren (langfristiger Erdgasliefervertrag) sowie
deren Restlaufzeit.

(3) Das Monitoring nach Absatz 1 betrifft im Bereich der Versorgung mit Elektrizitat insbesondere

1. das heutige und kunftige Verhaltnis zwischen Angebot und Nachfrage auf den europaischen
Strommarkten mit Auswirkungen auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland als Teil des
Elektrizitatsbinnenmarktes,

2. bestehende sowie in der Planung und im Bau befindliche Erzeugungskapazitaten unter Beriicksichtigung
von Erzeugungskapazitaten fir die Netzreserve nach § 13d sowie die Kapazitatsreserve nach § 13e und
Anlagen zur Speicherung von elektrischer Energie,

3. bestehende Verbindungsleitungen sowie in der Planung oder im Bau befindliche Vorhaben einschlieBlich
der in den Anlagen zum Energieleitungsausbaugesetz und zum Bundesbedarfsplangesetz genannten
Vorhaben,

die erwartete Nachfrageentwicklung,
die Qualitat und den Umfang der Netzwartung,

6. eine Analyse von Netzstérungen und von MalBnahmen der Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen
zur kurz- und langerfristigen Gewahrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems einschlief8lich des Einsatzes von Erzeugungskapazitat im Rahmen der
Netzreserve nach § 13d sowie der Kapazitatsreserve nach § 13e und

7. MaBnahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Bewaltigung von Ausfallen eines oder mehrerer
Versorger.

Bei dem Monitoring sind auch grenziberschreitende Ausgleichseffekte bei erneuerbaren Energien, Lasten und
Kraftwerksausfallen sowie der heutige und kinftige Beitrag von Lastmanagement und von Netzersatzanlagen
zur Versorgungssicherheit sowie Anpassungsprozesse an den Strommarkten auf Basis von Preissignalen zu
analysieren und zu bericksichtigen. Zudem sollen mdégliche Hemmnisse fur die Nutzung von Lastmanagement
und von Netzersatzanlagen dargestellt werden.

(4) Das Monitoring nach Absatz 3 umfasst Markte und Netze und wird in den Berichten nach § 63 integriert dargestellt.

(4a) Das Monitoring der Versorgungssicherheit an den Strommarkten nach Absatz 3 erfolgt auf Basis von

1. Indikatoren, die zur Messung der Versorgungssicherheit an den europadischen Strommarkten mit
Auswirkungen auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland als Teil des Elektrizitatsbinnenmarktes
geeignet sind, sowie
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2. Schwellenwerten, bei deren Uberschreiten oder Unterschreiten eine Priifung und bei Bedarf eine Umsetzung
angemessener Mallnahmen zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit erfolgt.

Die Messung der Versorgungssicherheit an den Strommarkten nach Satz 1 erfolgt auf Grundlage
wahrscheinlichkeitsbasierter Analysen. Die Anforderungen der Verordnung (EU) 2019/943, insbesondere nach den
Artikeln 23 und 24 fir Abschatzungen der Angemessenheit der Ressourcen, sind einzuhalten. Die Analysen nach Satz
2 erfolgen nach dem Stand der Wissenschaft. Sie erfolgen insbesondere auf Basis eines integrierten Investitions-
und Einsatzmodells, das wettbewerbliches Marktverhalten und Preisbildung auf dem deutschen und europaischen
Strommarkt abbildet; dabei sind auch kritische historische Wetter- und Lastjahre, ungeplante Kraftwerksausfalle
sowie zeitliche und technische Restriktionen beim Kraftwerkszubau zu berlcksichtigen.

(4b) Zum Monitoring der Versorgungssicherheit nach Absatz 3 mit Bezug auf die Netze erfolgt eine Analyse, inwieweit
aktuell und zukilnftig die Sicherheit, Zuverlassigkeit und Leistungsfahigkeit der Elektrizitdtsversorgungsnetze
gewahrleistet ist und ob MaBnahmen zur kurz- und langerfristigen Gewahrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit
des Elektrizitatsversorgungssystems im Sinne von § 12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 erforderlich sind. Bei der
Analyse nach Satz 1 ist die langfristige Netzanalyse der Betreiber der Ubertragungsnetze nach § 34 Absatz 1 des
Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes zu bertcksichtigen, soweit diese vorliegt. In diesem Rahmen ist auch zu
untersuchen, inwieweit netztechnische Aspekte die Ergebnisse der Analysen nach Absatz 4a beeinflussen. Die
Bundesnetzagentur legt dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie bis zum 31. Oktober 2020 einen Bericht
Uber die auf die Netze bezogene Analyse nach Satz 1 vor.

(5) Bei dem Monitoring nach den Absatzen 3 und 4 werden die Betreiber von Ubertragungsnetzen sowie das
Bundesministerium far Wirtschaft und Energie regelmaRig bei allen wesentlichen Verfahrensschritten einbezogen.
Die Regulierungsbehoérde Gbermittelt auf Verlangen dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die

bei ihr verfigbaren und zur Beobachtung und Bewertung der Versorgungssicherheit notwendigen Daten. Das
Bundesministerium far Wirtschaft und Energie darf diese Daten einschlielSlich der unternehmensbezogenen Daten
an beauftragte Dritte zu Zwecken der Aus- und Bewertung Gbermitteln, sofern die vertrauliche Behandlung der
Daten gewahrleistet ist.

§ 51a Monitoring des Lastmanagements

(1) Die Regulierungsbehérde kann zur Durchfiihrung des Monitorings nach § 51 ein Monitoring des Beitrags von
Lastmanagement zur Versorgungssicherheit durchfihren. Dazu kann die Regulierungsbehdérde von Unternehmen
und Vereinigungen von Unternehmen, die einen jahrlichen Stromverbrauch von mehr als 50 Gigawattstunden
haben, Informationen verlangen, die erforderlich sein kdnnen, um den heutigen und kinftigen Beitrag von
Lastmanagement im Adressatenkreis flur die Versorgungssicherheit an den Strommarkten zu analysieren. Auf
Verlangen des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie muss die Regulierungsbehdérde die Informationen
einholen und diesem in angemessener Frist sowie in geeigneter Form zur Verfligung stellen.

(2) Die Regulierungsbehdrde soll das Marktstammdatenregister nach § 111e nutzen, sobald und soweit darin
Daten im Sinne des Absatzes 1 gespeichert sind.

§ 52 Meldepflichten bei Versorgungsstorungen

Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben der Bundesnetzagentur bis zum 30. April eines Jahres Uber alle in
ihrem Netz im letzten Kalenderjahr aufgetretenen Versorgungsunterbrechungen einen Bericht vorzulegen. Dieser
Bericht hat mindestens folgende Angaben fir jede Versorgungsunterbrechung zu enthalten:

1. den Zeitpunkt und die Dauer der Versorgungsunterbrechung,
2. das Ausmal der Versorgungsunterbrechung und
3. die Ursache der Versorgungsunterbrechung.

In dem Bericht hat der Netzbetreiber die auf Grund des Stérungsgeschehens ergriffenen Matnahmen zur
Vermeidung klnftiger Versorgungsstérungen darzulegen. Daruber hinaus ist in dem Bericht die durchschnittliche
Versorgungsunterbrechung in Minuten je angeschlossenem Letztverbraucher fir das letzte Kalenderjahr
anzugeben. Die Bundesnetzagentur kann Vorgaben zur formellen Gestaltung des Berichts machen sowie
Erganzungen und Erlauterungen des Berichts verlangen, soweit dies zur Prufung der Versorgungszuverlassigkeit
des Netzbetreibers erforderlich ist. Sofortige Meldepflichten flr Stérungen mit Uberregionalen Auswirkungen
richten sich nach § 13 Absatz 8.

§ 53 Ausschreibung neuer Erzeugungskapazitaten im Elektrizitatsbereich
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Sofern die Versorgungssicherheit im Sinne des § 1 durch vorhandene Erzeugungskapazitdten oder getroffene
Energieeffizienz- und NachfragesteuerungsmaBnahmen allein nicht gewahrleistet ist, kann die Bundesregierung
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates ein Ausschreibungsverfahren oder ein diesem
hinsichtlich Transparenz und Nichtdiskriminierung gleichwertiges Verfahren auf der Grundlage von Kriterien

fir neue Kapazitaten oder Energieeffizienz- und NachfragesteuerungsmaBnahmen vorsehen, die das
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie im Bundesanzeiger verdffentlicht.

§ 53a Sicherstellung der Versorgung von Haushaltskunden mit Erdgas

Gasversorgungsunternehmen haben zu gewahrleisten, dass mindestens in den in Artikel 6 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 Gber MaBnahmen
zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Abschaffung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (Abl.

L 280 vom 28.10.2017, S. 1) genannten Fallen versorgt werden die von ihnen direkt belieferten

1. Haushaltskunden sowie weitere Letztverbraucher im Erdgasverteilernetz, bei denen standardisierte
Lastprofile anzuwenden sind, oder Letztverbraucher im Erdgasverteilernetz, die Haushaltskunden zum
Zwecke der Warmeversorgung beliefern und zwar zu dem Teil, der fir die Warmelieferung benétigt wird,

2. grundlegenden soziale Dienste im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Verordnung (EU) 2017/1938
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 im Erdgasverteilernetz und im
Fernleitungsnetz,

3. Fernwarmeanlagen, soweit sie Warme an Kunden im Sinne der Nummern 1 und 2 liefern, an ein
Erdgasverteilernetz oder ein Fernleitungsnetz angeschlossen sind und keinen Brennstoffwechsel
vornehmen kdnnen, und zwar zu dem Teil, der fur die Warmelieferung benétigt wird.

Daruber hinaus haben Gasversorgungsunternehmen im Falle einer teilweisen Unterbrechung der Versorgung mit
Erdgas oder im Falle auBergewdhnlich hoher Gasnachfrage Kunden im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 mit
Erdgas zu versorgen, solange die Versorgung aus wirtschaftlichen Grinden zumutbar ist. Zur Gewahrleistung
einer sicheren Versorgung von Kunden im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 und 2 mit Erdgas kann insbesondere auf
marktbasierte MaBnahmen zuritickgegriffen werden.

§ 53b (weggefallen)

Teil 7
Behorden

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§ 54 Allgemeine Zustandigkeit

(1) Die Aufgaben der Regulierungsbehdérde nehmen die Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) und nach MalRgabe des Absatzes 2 die
Landesregulierungsbehorden wabhr.

(2) Den Landesregulierungsbehérden obliegt

1. die Genehmigung der Entgelte fir den Netzzugang nach § 23a,

2. die Genehmigung oder Festlegung im Rahmen der Bestimmung der Entgelte flir den Netzzugang im Wege
einer Anreizregulierung nach § 21a,

3. die Genehmigung oder Untersagung individueller Entgelte fur den Netzzugang, soweit diese in einer nach
§ 24 Satz 1 Nr. 3 erlassenen Rechtsverordnung vorgesehen sind,

4, die Uberwachung der Vorschriften zur Entflechtung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 6a bis 7a,

die Uberwachung der Vorschriften zur Systemverantwortung der Betreiber von Energieversorgungsnetzen
nach § 14 Absatz 1, §§ 14a, 14b und 15 bis 16a,

6. die Uberwachung der Vorschriften zum Netzanschluss nach den §§ 17 und 18 mit Ausnahme der
Vorschriften zur Festlegung oder Genehmigung der technischen und wirtschaftlichen Bedingungen
fur einen Netzanschluss oder die Methoden flr die Bestimmung dieser Bedingungen durch die
Regulierungsbehdérde, soweit derartige Vorschriften in einer nach § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 erlassenen
Rechtsverordnung vorgesehen sind,
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die Uberwachung der technischen Vorschriften nach § 19,
die Missbrauchsaufsicht nach den §§ 30 und 31 sowie die Vorteilsabschdpfung nach § 33,
die Entscheidung Uber das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 110 Absatz 2 und 4,

10. die Festlegung und Feststellung der notwendigen technischen Anpassungen und Kosten im Rahmen der
Umstellung der Gasqualitat nach § 19a Absatz 2,

11.  die Verdffentlichung nach § 23b Absatz 1, mit Ausnahme von § 23b Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und 10 bis
13, die zugleich auch die Bundesnetzagentur wahrnehmen kann, und

12.  die Genehmigung der vollstandig integrierten Netzkomponenten nach § 11b Absatz 1 Nummer 2 zweiter
Halbsatz.

soweit Energieversorgungsunternehmen betroffen sind, an deren Elektrizitats- oder Gasverteilernetz jeweils
weniger als 100 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind. Satz 1 gilt nicht, wenn ein
Elektrizitats- oder Gasverteilernetz tber das Gebiet eines Landes hinausreicht. Satz 1 Nummer 6, 7 und 8 gilt
nicht, soweit die Erfullung der Aufgaben mit dem Anschluss von Biogasanlagen im Zusammenhang steht. Fir die
Feststellung der Zahl der angeschlossenen Kunden sind die Verhaltnisse am 13. Juli 2005 fir das Jahr 2005 und
das Jahr 2006 und danach diejenigen am 31. Dezember eines Jahres jeweils fiir die Dauer des folgenden Jahres
maflgeblich. Begonnene behérdliche oder gerichtliche Verfahren werden von der Behdrde beendet, die zu Beginn
des behérdlichen Verfahrens zustandig war.

(3) Weist eine Vorschrift dieses Gesetzes eine Zustandigkeit nicht einer bestimmten Behdrde zu, so nimmt die
Bundesnetzagentur die in diesem Gesetz der Behdrde Ubertragenen Aufgaben und Befugnisse wahr. Ist zur
Wahrung gleichwertiger wirtschaftlicher Verhaltnisse im Bundesgebiet eine bundeseinheitliche Festlegung nach §
29 Absatz 1 erforderlich, so nimmt die Bundesnetzagentur die in diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes
vorgesehenen Festlegungsbefugnisse wahr. Sie ist insbesondere zustandig fiir die bundesweit einheitliche
Festlegung

1. von Preisindizes nach den Verordnungen nach § 24,
2. von Eigenkapitalzinssatzen nach den Verordnungen nach § 24,
3. von Vorgaben zur Erhebung von Vergleichsparametern zur Ermittlung der Effizienzwerte sowie zur

angemessenen Berlcksichtigung eines Zeitverzugs beim Ausbau der Verteilernetze im Effizienzvergleich
nach den Verordnungen nach § 21a Absatz 6,

des generellen sektoralen Produktivitatsfaktors nach den Verordnungen nach § 21a Absatz 6,
Methoden zur Bestimmung des Qualitatselementes aufgrund einer Verordnung nach § 21a Absatz 6 und

von Vorgaben betreffend das Verfahren fir die Genehmigung von vollstandig integrierten
Netzkomponenten nach § 11b Absatz 5 zweite Alternative in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 2 zweiter
Halbsatz.

Beabsichtigt die Bundesnetzagentur bundeseinheitliche Festlegungen im Sinne des Satzes 2 zu treffen, die
nicht die in Satz 3 genannten Bereiche betreffen, hat sie vor einer Festlegung den Landerausschuss bei der
Bundesnetzagentur mit dem geplanten Inhalt der angestrebten Festlegung zu befassen. Die Bundesnetzagentur
berlcksichtigt die mehrheitliche Auffassung des Landerausschusses bei der Bundesnetzagentur bei ihrer
Festlegung so weit wie mdglich.

FuBnote

(+++ § 54: Zur Anwendung vgl. § 3 Abs. 4 MessbG +++)
§ 54a Zustandigkeiten gemaR der Verordnung (EU) 2017/1938, Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz ist zustandige Behdrde fur die Durchfiihrung der in der
Verordnung (EU) 2017/1938 festgelegten MaBnahmen. Die §§ 3, 4 und 16 des Energiesicherungsgesetzes und die
§§ 5, 8 und 21 des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1968
(BGBI. I S. 1069), das zuletzt durch Artikel 134 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2407) geandert
worden ist, bleiben hiervon unberihrt.

(2) Folgende in der Verordnung (EU) 2017/1938 bestimmte Aufgaben werden auf die Bundesnetzagentur
Ubertragen:

1. die Durchfiihrung der Risikobewertung gemaR Artikel 7,
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2. folgende Aufgaben betreffend den Ausbau bidirektionaler Lastflisse: die Aufgaben im Rahmen des
Verfahrens gemals Anhang lll, die Uberwachung der Erfullung der Verpflichtung nach Artikel 5 Absatz 4,
Aufgaben gemaR Artikel 5 Absatz 8,

3. die in Artikel 5 Absatz 1 und 8 Unterabsatz 1 genannten Aufgaben sowie
4, die nationale Umsetzung von Solidaritdtsmalnahmen nach Artikel 13.

Die Bundesnetzagentur nimmt diese Aufgaben unter der Aufsicht des Bundesministeriums fir Wirtschaft und
Klimaschutz wahr. Die Zustandigkeit des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz gemaR Absatz 1 fur
Regelungen im Hinblick auf die in Artikel 5 Absatz 1 bis 3 und Artikel 6 in Verbindung mit Artikel 2 Nummer 5 der
Verordnung (EU) 2017/1938 genannten Standards bleibt hiervon unberihrt.

(3) Die Bestimmung der wesentlichen Elemente, die im Rahmen der Risikobewertung zu berticksichtigen und zu
untersuchen sind, einschlieBlich der Szenarien, die gemal Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU)
2017/1938 zu analysieren sind, bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums flr Wirtschaft und Klimaschutz.
Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegung gemaR § 29 Einzelheiten zu Inhalt und Verfahren der Ubermittiung
von Informationen gemaR Artikel 7 Absatz 6, zum Verfahren gemaR Anhang Ill sowie zur Kostenaufteilung gemaR
Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2017/1938 regeln.

(4) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf:

1. zum Zwecke der Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2017/1938 weitere Aufgaben an die
Bundesnetzagentur zu Ubertragen,

2. Verfahren und Zustandigkeiten von Bundesbehérden beziiglich der Ubermittlung von Daten geméaB Artikel
14 der Verordnung (EU) 2017/1938 festzulegen sowie zu bestimmen, welchen Erdgasunternehmen die
dort genannten Informationspflichten obliegen,

3. Verfahren und Inhalt der Berichtspflichten gemal Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe k der Verordnung (EU)
2017/1938 festzulegen sowie

4, weitere Berichts- und Meldepflichten zu regeln, die zur Bewertung der Gasversorgungssicherheitslage
erforderlich sind.

§ 54b Zustandigkeiten gemaR der Verordnung (EU) 2019/941, Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Klimaschutz ist zustandige Behdérde fur die Durchfihrung der
in der Verordnung (EU) 2019/941 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 Uber die
Risikovorsorge im Elektrizitatssektor und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/89/EG (ABI. L 158 vom 14.6.2019,
S. 1) festgelegten Mallnahmen. Die 8§ 3, 4 und 16 des Energiesicherungsgesetzes und die §§ 5, 8 und 21 des
Wirtschaftssicherstellungsgesetzes bleiben hiervon unberihrt.

(2) Folgende in der Verordnung (EU) 2019/941 bestimmte Aufgaben werden auf die Bundesnetzagentur
Ubertragen:

1. die Mitwirkung an der Bestimmung regionaler Szenarien fur Stromversorgungskrisen nach Artikel 6 der
Verordnung (EU) 2019/941 und

2. die Bestimmung von nationalen Szenarien flir Stromversorgungskrisen nach Artikel 7 der Verordnung (EU)
2019/941.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zum Zwecke der Durchfuhrung der Verordnung (EU) 2019/941 weitere
Aufgaben an die Bundesnetzagentur zu (ibertragen.

(4) Die Bundesnetzagentur nimmt diese Aufgaben unter der Aufsicht des Bundesministeriums fir Wirtschaft

und Klimaschutz wahr. Die Bestimmung der im Sinne des Artikels 7 der Verordnung (EU) 2019/941 wichtigsten
nationalen Szenarien fiir Stromversorgungskrisen bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums fur Wirtschaft
und Klimaschutz.

§ 55 Bundesnetzagentur, Landesregulierungsbehérde und nach Landesrecht zustandige Behorde

(1) Fur Entscheidungen der Regulierungsbehdérde nach diesem Gesetz gelten hinsichtlich des behérdlichen und
gerichtlichen Verfahrens die Vorschriften des Teiles 8, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Leitet
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die Bundesnetzagentur ein Verfahren ein, fihrt sie Ermittlungen durch oder schlief3t sie ein Verfahren ab, so
benachrichtigt sie gleichzeitig die Landesregulierungsbehérden, in deren Gebiet die betroffenen Unternehmen
ihren Sitz haben.

(2) Leitet die nach Landesrecht zustandige Behdrde ein Verfahren nach § 4 oder § 36 Abs. 2 ein, flhrt sie nach
diesen Bestimmungen Ermittlungen durch oder schlief8t sie ein Verfahren ab, so benachrichtigt sie unverziglich
die Bundesnetzagentur, sofern deren Aufgabenbereich berihrt ist.

§ 56 Tatigwerden der Bundesnetzagentur beim Vollzug des europaischen Rechts
(1) Die Bundesnetzagentur nimmt die Aufgaben wahr, die den Regulierungsbehdérden der Mitgliedstaaten mit
folgenden Rechtsakten Ubertragen sind:

1. Verordnung (EU) 2019/943 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 lber den
Elektrizitatsbinnenmarkt und den auf Grundlage dieser Verordnung erlassenen Verordnungen der
Europaischen Kommission sowie den auf Grundlage des Artikels 6 oder des Artikels 18 der Verordnung
(EG) Nr. 714/2009 erlassenen Verordnungen der Europaischen Kommission,

2. Verordnung (EG) Nr. 715/2009 und den auf Grundlage des Artikels 6 oder Artikels 23 dieser Verordnung
erlassenen Verordnungen der Europaischen Kommission,

Verordnung (EU) 2017/1938,
Verordnung (EU) Nr. 1227/2011,
Verordnung (EU) Nr. 347/2013,
Verordnung (EU) 2019/941 und

Verordnung (EU) 2019/942 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Grindung
einer Agentur der Europaischen Union flr die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehérden.

No v kW

Zur Erfullung dieser Aufgaben hat die Bundesnetzagentur die Befugnisse, die ihr auf Grund der in Satz 1
genannten Verordnungen und bei der Anwendung dieses Gesetzes zustehen. Es sind die Verfahrensvorschriften
dieses Gesetzes anzuwenden.

(2) Die Bundesnetzagentur nimmt die Aufgaben wahr, die den Mitgliedstaaten mit der Verordnung (EU) 2015/1222
der Europaischen Kommission und mit Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/943 des Europaischen
Parlamentes und des Rates vom 5. Juni 2019 Uber den Elektrizitdtsbinnenmarkt Ubertragen worden sind. Absatz 1
Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

§ 57 Zusammenarbeit mit Regulierungsbehorden anderer Mitgliedstaaten, der Agentur fur die
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehorden und der Europaischen Kommission

(1) Die Bundesnetzagentur arbeitet zum Zwecke der Anwendung energierechtlicher Vorschriften

mit den Regulierungsbehdrden anderer Mitgliedstaaten, der Agentur flir die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehdrden und der Europaischen Kommission zusammen. Bei Fragen der Gasinfrastruktur, die
in einen Drittstaat hinein- oder aus einem Drittstaat herausflihrt, kann die Regulierungsbehérde, wenn der erste
Kopplungspunkt im Hoheitsgebiet Deutschlands liegt, mit den zustandigen Behdrden des betroffenen Drittstaates
nach MalRgabe des Verfahrens nach Artikel 41 Absatz 1 der Richtlinie 2009/73/EG zusammenarbeiten.

(2) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Verordnungen kann die Bundesnetzagentur Sachverhalte und Entscheidungen von Regulierungsbehérden
anderer Mitgliedstaaten bertcksichtigen, soweit diese Auswirkungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes

haben kénnen. Die Bundesnetzagentur kann auf Antrag eines Netzbetreibers und mit Zustimmung der
betroffenen Regulierungsbehérden anderer Mitgliedstaaten von der Regulierung von Anlagen oder Teilen eines
grenzlberschreitenden Energieversorgungsnetzes absehen, soweit dieses Energieversorgungsnetz zu einem
weit Uberwiegenden Teil aulerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes liegt und die Anlage oder der im
Geltungsbereich dieses Gesetzes liegende Teil des Energieversorgungsnetzes keine hinreichende Bedeutung

fur die Energieversorgung im Inland hat. Satz 2 gilt nur, soweit die Anlage oder der im Geltungsbereich dieses
Gesetzes liegende Teil der Regulierung durch eine Regulierungsbehdérde eines anderen Mitgliedstaates unterliegt
und dies zu keiner wesentlichen Schlechterstellung der Betroffenen flihrt. Ebenso kann die Bundesnetzagentur auf
Antrag eines Netzbetreibers und mit Zustimmung der betroffenen Regulierungsbehdrden anderer Mitgliedstaaten
die Vorschriften dieses Gesetzes auf Anlagen oder Teile eines grenziiberschreitenden Energieversorgungsnetzes,
die auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes liegen und eine weit Gberwiegende Bedeutung fir

die Energieversorgung im Inland haben, anwenden, soweit die betroffenen Regulierungsbehérden anderer
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Mitgliedstaaten von einer Regulierung absehen und dies zu keiner wesentlichen Schlechterstellung der
Betroffenen flhrt.

(3) Um die Zusammenarbeit bei der Regulierungstatigkeit zu verstarken, kann die Bundesnetzagentur mit
Zustimmung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie allgemeine Kooperationsvereinbarungen mit
Regulierungsbehérden anderer Mitgliedstaaten schlieRen.

(4) Die Bundesnetzagentur kann im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 den Regulierungsbehérden
anderer Mitgliedstaaten, der Agentur fur die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden und der
Europaischen Kommission die fur die Aufgabenerfillung dieser Behérden aus dem Recht der Europaischen
Union erforderlichen Informationen Gbermitteln, soweit dies erforderlich ist, damit diese Behdrden ihre Aufgaben
aus dem Recht der Europaischen Union erfiillen kénnen. Bei der Ubermittlung von Informationen nach Satz 1
kennzeichnet die Bundesnetzagentur vertrauliche Informationen.

(5) Soweit die Bundesnetzagentur im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 Informationen

von den Regulierungsbehérden anderer Mitgliedstaaten, der Agentur flr die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehérden oder der Europaischen Kommission erhalt, stellt sie eine vertrauliche Behandlung
aller als vertraulich gekennzeichneten Informationen sicher. Die Bundesnetzagentur ist dabei an dasselbe Mal§ an
Vertraulichkeit gebunden wie die GUbermittelnde Behdrde oder die Behdrde, welche die Informationen erhoben hat.
Die Regelungen Uber die Rechtshilfe in Strafsachen sowie Amts- und Rechtshilfeabkommen bleiben unberihrt.

§ 57a Uberpriifungsverfahren

(1) Die Bundesnetzagentur kann die Agentur fiir die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehérden um
eine Stellungnahme dazu ersuchen, ob eine von einer anderen nationalen Regulierungsbehérde getroffene
Entscheidung im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2019/944, der Richtlinie 2009/73/EG, der Verordnung (EU)
2019/943, der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder den nach diesen Vorschriften erlassenen Leitlinien steht.

(2) Die Bundesnetzagentur kann der Europaischen Kommission jede Entscheidung einer Regulierungsbehdérde
eines anderen Mitgliedstaates mit Belang flr den grenzliberschreitenden Handel innerhalb von zwei Monaten ab
dem Tag, an dem die fragliche Entscheidung ergangen ist, zur Priifung vorlegen, wenn die Bundesnetzagentur
der Auffassung ist, dass die Entscheidung der anderen Regulierungsbehérde nicht mit den gemaR der Richtlinie
2009/73/EG oder der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 erlassenen Leitlinien oder mit den gemaR der Richtlinie (EU)
2019/944 oder Kapitel VIl der Verordnung (EU) 2019/943 erlassenen Netzkodizes und Leitlinien in Einklang steht.

(3) Die Bundesnetzagentur ist befugt, eine eigene Entscheidung nachtraglich zu andern, soweit dies erforderlich
ist, um einer Stellungnahme der Agentur flr die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden zu geniigen
nach

1. Artikel 63 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/944,

2. Artikel 43 Absatz 2 der Richtlinie 2009/73/EG oder

3. Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2019/942.

Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberihrt.

(4) Die Bundesnetzagentur ist befugt, jede eigene Entscheidung auf das Verlangen der Europaischen Kommission
nach Artikel 63 Absatz 6 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2019/944 oder Artikel 43 Absatz 6 Buchstabe b der
Richtlinie 2009/73/EG nachtraglich zu andern oder aufzuheben.

(5) Die Regelungen uber die Rechtshilfe in Strafsachen sowie Amts- und Rechtshilfeabkommen bleiben unberihrt.

§ 57b Zustandigkeit fir regionale Koordinierungszentren; Festlegungskompetenz

(1) Die Bundesnetzagentur ist die zustandige Behdrde fur die in der Netzregion eingerichteten regionalen
Koordinierungszentren im Sinne des Artikels 35 in Verbindung mit Artikel 37 der Verordnung (EU) 2019/943 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 Uber den Elektrizitatsbinnenmarkt.

(2) Folgende Aufgaben werden auf die Bundesnetzagentur Ubertragen:

1. Billigung des Vorschlags zur Einrichtung eines regionalen Koordinierungszentrums,
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2. Genehmigung der Ausgaben, die im Zusammenhang mit den Tatigkeiten der regionalen
Koordinierungszentren von den Ubertragungsnetzbetreibern entstehen und bei der Entgeltberechnung
bertcksichtigt werden, soweit sie verninftig und angemessen sind,

Genehmigung des Verfahrens zur kooperativen Entscheidungsfindung,

4, Sicherstellung entsprechender personeller, technischer, materieller und finanzieller Ausstattung
der regionalen Koordinierungszentren, die zur Erfullung ihrer Pflichten und zur unabhangigen und
unparteiischen Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind,

5. Unterbreitung von Vorschlagen zur Ubertragung etwaiger zusatzlichen Aufgaben oder Befugnisse an die
regionalen Koordinierungszentren,

6. Sicherstellung der Erfullung der Verpflichtungen durch die regionalen Koordinierungszentren, die sich aus
den einschlagigen Rechtsakten ergeben,

7. Uberwachung der Netzkoordination, die durch die regionalen Koordinierungszentren geleistet wird und
Berichterstattung an die Agentur fur die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehérden.

(3) Die Bundesnetzagentur kann zur Durchfuhrung der ihr nach Absatz 2 dieser Vorschrift Gbertragenen Aufgaben
nach § 29 Absatz 1 Festlegungen treffen und Genehmigungen erteilen.

§ 58 Zusammenarbeit mit den Kartellbehorden

(1) In den Fallen des § 65 in Verbindung mit den §§ 6 bis 6b, 7 bis 7b und 9 bis 10e, des § 25 Satz 2, des § 28a
Abs. 3 Satz 1, des § 56 in Verbindung mit Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 714/2009
und von Entscheidungen, die nach einer Rechtsverordnung nach § 24 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Satz 2 Nr.
5 vorgesehen sind, entscheidet die Bundesnetzagentur im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt, wobei
jedoch hinsichtlich der Entscheidung nach § 65 in Verbindung mit den §§ 6 bis 6a, 7 bis 7b und 9 bis 10e das
Einvernehmen nur beziglich der Bestimmung des Verpflichteten und hinsichtlich der Entscheidung nach §

28a Abs. 3 Satz 1 das Einvernehmen nur beziiglich des Vorliegens der Voraussetzungen des § 28a Absatz

1 Nummer 1 und 5, jeweils ausgenommen die Voraussetzungen der Versorgungssicherheit, des effizienten
Funktionierens der betroffenen regulierten Netze sowie der Erdgasversorgungssicherheit der Europaischen
Union erforderlich ist. Trifft die Bundesnetzagentur Entscheidungen nach den Bestimmungen des Teiles 3, gibt
sie dem Bundeskartellamt und der Landesregulierungsbehdérde, in deren Bundesland der Sitz des betroffenen
Netzbetreibers belegen ist, rechtzeitig vor Abschluss des Verfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme.

(2) FUhrt die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen zustandige Kartellbehdrde im Bereich der
leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizitdt und Gas Verfahren nach den §§ 19, 20 und 29 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen, Artikel 102 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union
oder nach § 40 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen durch, gibt sie der Bundesnetzagentur
rechtzeitig vor Abschluss des Verfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme.

(2a) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn die Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht ein Verfahren im
Bereich der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizitdt oder Gas einleitet.

(2b) Die Bundesnetzagentur arbeitet mit der Europaischen Kommission bei der Durchfiihrung von
wettbewerblichen Untersuchungen durch die Europaische Kommission im Bereich der leitungsgebundenen
Versorgung mit Elektrizitdt und Gas zusammen.

(3) Bundesnetzagentur und Bundeskartellamt wirken auf eine einheitliche und den Zusammenhang mit dem
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen wahrende Auslegung dieses Gesetzes hin.

(4) Die Regulierungsbehdrden und die Kartellbehérden kdnnen unabhangig von der jeweils gewahlten
Verfahrensart untereinander Informationen einschliefRlich personenbezogener Daten und Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse austauschen, soweit dies zur Erflllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderlich ist, sowie
diese in ihren Verfahren verwerten. Beweisverwertungsverbote bleiben unberuhrt.

§ 58a Zusammenarbeit zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011
(1) Zur Durchflhrung der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 arbeitet die Bundesnetzagentur mit der Bundesanstalt

fur Finanzdienstleistungsaufsicht, mit dem Bundeskartellamt sowie mit den Bérsenaufsichtsbehdérden und den
Handelsiberwachungsstellen zusammen.
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(2) Die Bundesnetzagentur und die dort eingerichtete Markttransparenzstelle, die Bundesanstalt
fir  Finanzdienstleistungsaufsicht, das Bundeskartellamt, die  Bdrsenaufsichtsbehérden und die
Handelsiberwachungsstellen haben einander unabhangig von der jeweils gewahlten Verfahrensart solche
Informationen, Beobachtungen und Feststellungen einschlielllich personenbezogener Daten sowie Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse mitzuteilen, die fur die Erflllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderlich sind. Sie kdnnen
diese Informationen, Beobachtungen und Feststellungen in ihren Verfahren verwerten. Beweisverwertungsverbote
bleiben unberihrt.

(3) Ein Anspruch auf Zugang zu den in Absatz 2 und in Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 genannten
amtlichen Informationen besteht Uber den in Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 bezeichneten
Fall hinaus nicht.

(4) Die Bundesnetzagentur kann zur Durchfihrung der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 durch Festlegungen nach §
29 Absatz 1 nadhere Bestimmungen treffen, insbesondere zur Verpflichtung zur Veréffentlichung von Informationen
nach Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011, zur Registrierung der Marktteilnehmer nach Artikel 9 Absatz 4
und 5 und zur Datenmeldung nach Artikel 8 Absatz 1 oder Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011, soweit nicht
die Europaische Kommission entgegenstehende Vorschriften nach Artikel 8 Absatz 2 oder Absatz 6 der Verordnung
(EU) Nr. 1227/2011 erlassen hat. Festlegungen, die ndhere Bestimmungen zu den Datenmeldepflichten nach Artikel
8 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 treffen, erfolgen mit Zustimmung der Markttransparenzstelle.

§ 58b Beteiligung der Bundesnetzagentur und Mitteilungen in Strafsachen

(1) Die Staatsanwaltschaft informiert die Bundesnetzagentur Uber die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens,
welches Straftaten nach § 95a oder § 95b betrifft. Werden im Ermittlungsverfahren Sachverstandige bendétigt,
kénnen fachkundige Mitarbeiter der Bundesnetzagentur herangezogen werden. Erwagt die Staatsanwaltschaft, das
Verfahren einzustellen, so hat sie die Bundesnetzagentur zu hoéren.

(2) Das Gericht teilt der Bundesnetzagentur in einem Verfahren, welches Straftaten nach § 95a oder § 95b betrifft,
den Termin zur Hauptverhandlung mit.

(3) Der Bundesnetzagentur ist auf Antrag Akteneinsicht zu gewahren, es sei denn, schutzwirdige Interessen des
Betroffenen stehen dem entgegen oder der Untersuchungserfolg der Ermittlungen wird dadurch gefahrdet.

(4) In Strafverfahren, die Straftaten nach § 95a oder § 95b zum Gegenstand haben, ist der Bundesnetzagentur im
Fall der Erhebung der &ffentlichen Klage Folgendes zu Ubermitteln:

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
2. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und
3. die das Verfahren abschlieBende Entscheidung mit Begriindung; ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel

eingelegt worden, ist sie unter Hinweis darauf zu Ubermitteln.

In Verfahren wegen leichtfertig begangener Straftaten wird die Bundesnetzagentur Gber die in den Nummern 1
und 2 bestimmten Ubermittlungen nur dann informiert, wenn aus der Sicht der Gbermittelnden Stelle unverzuglich
Entscheidungen oder andere MaBnahmen der Bundesnetzagentur geboten sind.

Abschnitt 2
Bundesbehorden

§ 59 Organisation
(1) Die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach diesem Gesetz werden von den Beschlusskammern
getroffen. Satz 1 gilt nicht far

1. die Erstellung und Uberpriifung von Katalogen von Sicherheitsanforderungen nach § 11 Absatz 1a und 1b
sowie die Festlegung nach § 11 Absatz 1g,

2. die Aufgaben nach § 11 Absatz 2,
2a. die Anforderung der Berichte und die Uberwachung der Berichtspflichten nach § 12 Absatz 3b und 3c,

3. die Datenerhebung zur Erfullung von Berichtspflichten einschlieBlich der Anforderung von Angaben nach §
12 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4,

4, die Aufgaben nach den §§ 12a bis 12f,
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die Uberwachung der Vorgaben nach § 13 Absatz 3 Satz 4 und 5,

Entscheidungen nach § 13b Absatz 5, § 13e Absatz 5, § 13f Absatz 1, § 139 Absatz 6, auf Grund einer
Verordnung nach § 13h Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 und 11 sowie 12 bis 23, Festlegungen auf Grund §
13h Absatz 2 zur ndheren Bestimmung der Regelungen nach § 13h Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 und 11
sowie 12 bis 20,

Entscheidungen, die auf Grund von Verordnungen nach § 13i Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a, b, c,
f sowie Nummer 2 und Absatz 4 getroffen werden, mit Ausnahme der Kriterien einer angemessenen
Vergutung,

Festlegungen nach § 13j Absatz 2 Nummer 3, 5 bis 7 und 9, Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 13i Absatz
3 Nummer 1 Buchstabe a, b, c und f, § 13j Absatz 3 Satz 2 hinsichtlich des § 13b sowie nach § 13j Absatz
4,5, 7 Nummer 1 und 2 und Absatz 6,

Aufgaben nach § 14 Absatz 2 und den §§ 14c bis 14e,

die Aufgaben nach den §§ 153, 15b,

die Aufgaben nach den §§ 17a bis 17¢c,

Aufgaben nach den §§ 28p und 28q sowie Aufgaben nach § 41c,

Datenerhebungen zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 54a Absatz 2, Entscheidungen im
Zusammenhang mit dem Ausbau bidirektionaler Gasflisse nach § 54a Absatz 2 in Verbindung mit Artikel
5 Absatz 4 und 8 Unterabsatz 1 sowie Anhang Il der Verordnung (EU) 2017/1938 sowie Festlegungen
gemaR § 54a Absatz 3 Satz 2 mit Ausnahme von Festlegungen zur Kostenaufteilung,

Entscheidungen im Zusammenhang mit der Uberwachung der EnergiegroBhandelsmérkte nach § 56
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 sowie Festlegungen
gemal § 5b Absatz 1 Satz 2 und § 58a Absatz 4,

Entscheidungen auf der Grundlage der Artikel 9, 65 und 68 der Verordnung (EU) 2015/1222 der
Kommission vom 24. Juli 2015 zur Festlegung einer Leitlinie fir die Kapazitatsvergabe und das
Engpassmanagement (ABI. L 197 vom 25.7.2015, S. 24),

Entscheidungen zur Durchsetzung der Verpflichtungen fiir Datenlieferanten nach Artikel 4 Absatz 6 der
Verordnung (EU) Nr. 543/2013,

die Erhebung von Gebiihren nach § 91,

Vollstreckungsmafnahmen nach § 94,

die Aufgaben und Festlegungen im Zusammenhang mit der nationalen Informationsplattform nach § 111d,
die Aufgaben im Zusammenhang mit dem Marktstammdatenregister nach den §§ 111e und 111f,

Entscheidungen auf der Grundlage der Artikel 4, 30 und 36 der Verordnung (EU) 2016/1719 der
Kommission vom 26. September 2016 zur Festlegung einer Leitlinie fur die Vergabe langfristiger Kapazitat
(ABI. L 259 vom 27.9.2016, S. 42; L 267 vom 18.10.2017, S. 17),

Entscheidungen auf der Grundlage der Artikel 6 und 7 der Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission
vom 2. August 2017 zur Festlegung einer Leitlinie fiir den Ubertragungsnetzbetrieb (ABI. L 220 vom
25.8.2017, S. 1), mit Ausnahme der Durchfihrung von Streitbeilegungsverfahren gemaR Artikel 6 Absatz
10 der Verordnung (EU) 2017/1485,

Entscheidungen auf der Grundlage des Artikels 4 der Verordnung (EU) 2017/2196 der Kommission vom
24. November 2017 zur Festlegung eines Netzkodex Uber den Notzustand und den Netzwiederaufbau des
Ubertragungsnetzes (ABI. L 312 vom 28.11.2017, S. 54; L 31 vom 1.2.2019, S. 108), mit Ausnahme der
Durchfihrung von Streitbeilegungsverfahren gemag Artikel 4 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2017/2196,

Entscheidungen auf der Grundlage der Artikel 11, 13, 15, 16, 17 und 35 der Verordnung (EU) 2019/943,

die Uberpriifung der Einhaltung der Vorgaben, die sich aus einer Verordnung aufgrund von § 49 Absatz 4
hinsichtlich der technischen Sicherheit und Interoperabilitat von Ladepunkten ergeben,

Entscheidungen nach den §§ 11a und 11b,
Entscheidungen nach § 50b Absatz 3 Satz 3 und
Festlegungen nach § 50e Absatz 2.

Die Beschlusskammern werden nach Bestimmung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie gebildet.
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(2) Die Beschlusskammern entscheiden in der Besetzung mit einem oder einer Vorsitzenden und zwei
Beisitzenden. Vorsitzende und Beisitzende missen Beamte sein und die Befahigung zum Richteramt oder fUr eine
Laufbahn des héheren Dienstes haben.

(3) Die Mitglieder der Beschlusskammern dirfen weder ein Unternehmen der Energiewirtschaft innehaben oder
leiten noch dirfen sie Mitglied des Vorstandes oder Aufsichtsrates eines Unternehmens der Energiewirtschaft sein
oder einer Regierung oder einer gesetzgebenden Kérperschaft des Bundes oder eines Landes angehdren.

FuBBnote

(+++ Anderungsanweisung gem. Art. 1 Nr. 53 Buchst. a G v. 16.7.2021 | 3026 ist aufgrund textlicher
Unstimmigkeit nicht ausfihrbar +++)

§ 60 Aufgaben des Beirates

Der Beirat nach § 5 des Gesetzes Uber die Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post
und Eisenbahnen hat die Aufgabe, die Bundesnetzagentur bei der Erstellung der Berichte nach § 63 Absatz 3 zu
beraten. Er ist gegenuber der Bundesnetzagentur berechtigt, Auskinfte und Stellungnahmen einzuholen. Die
Bundesnetzagentur ist insoweit auskunftspflichtig.

§ 60a Aufgaben des Landerausschusses

(1) Der Landerausschuss nach § 8 des Gesetzes uber die Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Landerausschuss) dient der Abstimmung zwischen der
Bundesnetzagentur und den Landesregulierungsbehdrden mit dem Ziel der Sicherstellung eines
bundeseinheitlichen Vollzugs.

(2) Vor dem Erlass von Allgemeinverfliigungen, insbesondere von Festlegungen nach § 29 Abs. 1, und
Verwaltungsvorschriften, Leitfaden und vergleichbaren informellen Regelungen durch die Bundesnetzagentur
nach den Teilen 2 und 3 ist dem Landerausschuss Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. In dringlichen Fallen
kdnnen Allgemeinverfligungen erlassen werden, ohne dass dem Landerausschuss Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben worden ist; in solchen Fallen ist der Landerausschuss nachtraglich zu unterrichten.

(3) Der Landerausschuss ist berechtigt, im Zusammenhang mit dem Erlass von Allgemeinverfliigungen im Sinne
des Absatzes 2 Auskinfte und Stellungnahmen von der Bundesnetzagentur einzuholen. Die Bundesnetzagentur
ist insoweit auskunftspflichtig.

(4) Der Bericht der Bundesnetzagentur nach § 112a Abs. 1 zur Einfihrung einer Anreizregulierung ist
im Benehmen mit dem Landerausschuss zu erstellen. Der Landerausschuss ist zu diesem Zwecke durch
die Bundesnetzagentur regelmaRig iber Stand und Fortgang der Arbeiten zu unterrichten. Absatz 3 gilt
entsprechend.

§ 61 Veroffentlichung allgemeiner Weisungen des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie

Soweit das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie der Bundesnetzagentur allgemeine Weisungen fur den
Erlass oder die Unterlassung von Verfugungen nach diesem Gesetz erteilt, sind diese Weisungen mit Begriindung
im Bundesanzeiger zu verdffentlichen.

§ 62 Gutachten der Monopolkommission

(1) Die Monopolkommission erstellt alle zwei Jahre ein Gutachten, in dem sie den Stand und die absehbare
Entwicklung des Wettbewerbs und die Frage beurteilt, ob funktionsfahiger Wettbewerb auf den Markten der
leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizitat und Gas in der Bundesrepublik Deutschland besteht, die
Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes Uber die Regulierung und Wettbewerbsaufsicht wirdigt und zu
sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizitat und Gas
Stellung nimmt. Das Gutachten soll in dem Jahr abgeschlossen sein, in dem kein Hauptgutachten nach § 44 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen vorgelegt wird. Die Monopolkommission kann Einsicht nehmen in
die bei der Bundesnetzagentur geflhrten Akten einschlieBlich der Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, soweit
dies zur ordnungsgemaRen Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Fur den vertraulichen Umgang mit den Akten
gilt § 46 Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen entsprechend.
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(2) Die Monopolkommission leitet ihre Gutachten der Bundesregierung zu. Die Bundesregierung legt Gutachten
nach Absatz 1 Satz 1 den gesetzgebenden Kérperschaften unverzlglich vor und nimmt zu ihnen in angemessener
Frist Stellung. Die Gutachten werden von der Monopolkommission verdéffentlicht. Bei Gutachten nach Absatz 1
Satz 1 erfolgt dies zu dem Zeitpunkt, zu dem sie von der Bundesregierung der gesetzgebenden Kérperschaft
vorgelegt werden.

§ 63 Berichterstattung

(1) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag jahrlich (iber den Netzausbau, den Kraftwerksbestand

sowie Energieeffizienz und die sich daraus ergebenden Herausforderungen und legt erforderliche
Handlungsempfehlungen vor (Monitoringbericht). Bei der Erstellung des Berichts nach Satz 1 hat das
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die Befugnisse nach den §§ 12a, 12b, 14 Absatz 1a und 1b, den §§
68, 69 und 71.

(2) Die Bundesnetzagentur erstellt bis zum 31. Oktober 2022 und dann mindestens alle zwei Jahre jeweils die
folgenden Berichte:

1. einen Bericht zum Stand und zur Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich der Versorgung mit
Erdgas sowie

2. einen Bericht zum Stand und zur Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich der Versorgung mit
Elektrizitat.

Zusatzlich zu den Berichten nach Satz 1 ver6ffentlicht das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie einmalig
zum 31. Oktober 2020 eine Abschatzung der Angemessenheit der Ressourcen gemaR den Anforderungen der
Verordnung (EU) 2019/943. Diese Analyse ist ab 2022 in den Bericht nach Satz 1 Nummer 2 zu integrieren. In die
Berichte nach Satz 1 sind auch die Erkenntnisse aus dem Monitoring der Versorgungssicherheit nach § 51 sowie
getroffene oder geplante MaBnahmen aufzunehmen. In den Berichten nach Satz 1 stellt die Bundesnetzagentur
jeweils auch dar, inwieweit Importe zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit in Deutschland beitragen. Das
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie stellt zu den Berichten nach Satz 1 Einvernehmen innerhalb der
Bundesregierung her. Die Bundesregierung veréffentlicht die Berichte der Bundesnetzagentur nach Satz 1 und
legt dem Bundestag erstmals zum 31. Januar 2023 und dann mindestens alle vier Jahre Handlungsempfehlungen
vor.

(2a) Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie veréffentlicht jeweils bis zum 31. Juli 2017 und 31.
Dezember 2018 sowie flr die Dauer des Fortbestehens der Maknahmen nach den §§ 13a bis 13d sowie 13f,
13i und 13 sowie § 16 Absatz 2a mindestens alle zwei Jahre jeweils einen Bericht Gber die Wirksamkeit

und Notwendigkeit dieser Malnahmen einschlieflich der dafiir entstehenden Kosten. Ab dem Jahr 2020
umfasst der Bericht auch auf Grundlage der Uberpriifungen nach § 13e Absatz 5 die Wirksamkeit und
Notwendigkeit von MaBnahmen nach § 13e oder der Rechtsverordnung nach § 13h einschlieBlich der fiir die
MaBnahmen entstehenden Kosten. Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie evaluiert in dem zum
31. Dezember 2022 zu verdffentlichenden Bericht auch, ob eine Fortgeltung der Regelungen nach Satz 1
und der Netzreserveverordnung Uber den 31. Dezember 2023 hinaus zur Gewahrleistung der Sicherheit oder
Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems weiterhin notwendig ist.

(3) Die Bundesnetzagentur veréffentlicht jahrlich einen Bericht Uber ihre Tatigkeit sowie im Einvernehmen mit
dem Bundeskartellamt, soweit wettbewerbliche Aspekte betroffen sind, Uber das Ergebnis ihrer Monitoring-
Tatigkeit und legt ihn der Europaischen Kommission und der Europaischen Agentur fir die Zusammenarbeit

der Energieregulierungsbehdrden vor. In den Bericht ist der vom Bundeskartellamt im Einvernehmen mit der
Bundesnetzagentur, soweit Aspekte der Regulierung der Leitungsnetze betroffen sind, erstellte Bericht tiber das
Ergebnis seiner Monitoring-Tatigkeit nach § 48 Absatz 3 in Verbindung mit § 53 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen aufzunehmen (Monitoringbericht Elektrizitats- und Gasmarkt). In den Bericht
sind allgemeine Weisungen des Bundesministeriums flr Wirtschaft und Energie nach § 61 aufzunehmen.

(3a) Die Regulierungsbehdrde verdffentlicht bis zum 31. Marz 2017, 30. Juni 2019, 30. Juni 2021, 30. Juni 2024
und dann mindestens alle zwei Jahre auf Grundlage der Informationen und Analysen nach § 12 Absatz 5 Satz

1 Nummer 4 und nach § 35 Absatz 1a jeweils einen Bericht Gber die Mindesterzeugung, Uber die Faktoren, die
die Mindesterzeugung in den Jahren des jeweiligen Betrachtungszeitraums maRgeblich beeinflusst haben, sowie
Uber den Umfang, in dem die Einspeisung aus erneuerbaren Energien durch diese Mindesterzeugung beeinflusst
worden ist (Bericht Uber die Mindesterzeugung). In den Bericht nach Satz 1 ist auch die zukUnftige Entwicklung
der Mindesterzeugung aufzunehmen.
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(4) Die Bundesnetzagentur kann in ihrem Amtsblatt oder auf ihrer Internetseite jegliche Information
veroéffentlichen, die fur Haushaltskunden Bedeutung haben kann, auch wenn dies die Nennung von
Unternehmensnamen beinhaltet. Sonstige Rechtsvorschriften, namentlich zum Schutz personenbezogener Daten
und zum Presserecht, bleiben unberuhrt.

(4a) (weggefallen)

(5) Das Statistische Bundesamt unterrichtet die Europaische Kommission alle drei Monate Uber in den
vorangegangenen drei Monaten getatigte Elektrizitatseinfuhren in Form physikalisch geflossener Energiemengen
aus Landern auBerhalb der Europaischen Union.

§ 64 Wissenschaftliche Beratung

(1) Die Bundesnetzagentur kann zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen oder zur Begutachtung von Fragen
der Regulierung wissenschaftliche Kommissionen einsetzen. Ihre Mitglieder missen auf dem Gebiet der
leitungsgebundenen Energieversorgung ber besondere volkswirtschaftliche, betriebswirtschaftliche,
verbraucherpolitische, technische oder rechtliche Erfahrungen und Uber ausgewiesene wissenschaftliche
Kenntnisse verfiigen.

(2) Die Bundesnetzagentur darf sich bei der Erflllung ihrer Aufgaben fortlaufend wissenschaftlicher Unterstitzung
bedienen. Diese betrifft insbesondere

1. die regelmaRige Begutachtung der volkswirtschaftlichen, betriebswirtschaftlichen, technischen und
rechtlichen Entwicklung auf dem Gebiet der leitungsgebundenen Energieversorgung,

2. die Aufbereitung und Weiterentwicklung der Grundlagen fur die Gestaltung der Regulierung des
Netzbetriebs, die Regeln tber den Netzanschluss und -zugang sowie den Kunden- und Verbraucherschutz.

§ 64a Zusammenarbeit zwischen den Regulierungsbehérden

(1) Die Bundesnetzagentur und die Landesregulierungsbehérden unterstitzen sich gegenseitig bei der
Wahrnehmung der ihnen nach § 54 obliegenden Aufgaben. Dies gilt insbesondere fir den Austausch der fur die
Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 notwendigen Informationen.

(2) Die Landesregulierungsbehdrden unterstitzen die Bundesnetzagentur bei der Wahrnehmung der dieser
nach den 8§ 35, 60, 63 und 64 obliegenden Aufgaben; soweit hierbei Aufgaben der Landesregulierungsbehdrden
berthrt sind, gibt die Bundesnetzagentur den Landesregulierungsbehérden auf geeignete Weise Gelegenheit zur
Mitwirkung. Dies kann auch Uber den Landerausschuss nach § 60a erfolgen.

Teil 8
Verfahren und Rechtsschutz bei uberlangen Gerichtsverfahren

FuBBnote

(+++ Teil 8: Zur Anwendung mit AuBnahme d. § 69 Abs. 1 Satz 2 u. Abs. 10, §§ 71a u. 91, §§ 95 bis 101 u. d.
Abschn. 6 vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG +++)

(+++ Teil 8: Zur Anwendung mit AuBnahme d. Abschn. 6 vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)

(+++ Teil 8: Zur Anwendung mit AuBnahme d. § 69 Abs. 1 Satz 2 u. Abs. 10, § 91, §§ 95 bis 101 u. § 105 vgl. § 61
Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

Abschnitt 1
Behordliches Verfahren

FuBnote

(+++ Abschn. 1: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 65 AufsichtsmafBnahmen

(1) Die Regulierungsbehdrde kann Unternehmen oder Vereinigungen von Unternehmen verpflichten, ein
Verhalten abzustellen, das den Bestimmungen dieses Gesetzes sowie den auf Grund dieses Gesetzes ergangenen
Rechtsvorschriften entgegensteht. Sie kann hierzu alle erforderlichen AbhilfemaBnahmen verhaltensorientierter

- Seite 158 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

oder struktureller Art vorschreiben, die gegenuber der festgestellten Zuwiderhandlung verhaltnismalig und fur
eine wirksame Abstellung der Zuwiderhandlung erforderlich sind. AbhilfemaBnahmen struktureller Art kénnen nur
in Ermangelung einer verhaltensorientierten AbhilfemaRnahme von gleicher Wirksamkeit festgelegt werden oder
wenn letztere im Vergleich zu Abhilfemallnahmen struktureller Art mit einer groReren Belastung fur die beteiligten
Unternehmen verbunden ware.

(2) Kommt ein Unternehmen oder eine Vereinigung von Unternehmen seinen Verpflichtungen nach diesem
Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nicht nach, so kann die
Regulierungsbehdérde die Malnahmen zur Einhaltung der Verpflichtungen anordnen.

(2a) Hat ein Betreiber von Transportnetzen aus anderen als zwingenden, von ihm nicht zu beeinflussenden
Grinden eine Investition, die nach dem Netzentwicklungsplan nach § 12c Absatz 4 Satz 1 und 3 oder § 15a

in den folgenden drei Jahren nach Eintritt der Verbindlichkeit nach § 12c Absatz 4 Satz 1 oder § 15a Absatz 3
Satz 8 durchgefihrt werden musste, nicht durchgefihrt, fordert die Regulierungsbehdrde ihn mit Fristsetzung
zur Durchflhrung der betreffenden Investition auf, sofern die Investition unter Zugrundelegung des jlingsten
Netzentwicklungsplans noch relevant ist. Um die Durchfihrung einer solchen Investition sicherzustellen, kann
die Regulierungsbehdrde nach Ablauf der Frist nach Satz 1 ein Ausschreibungsverfahren zur Durchfihrung der
betreffenden Investition durchfiihren oder den Transportnetzbetreiber verpflichten, eine Kapitalerhdhung im
Hinblick auf die Finanzierung der notwendigen Investitionen durchzufihren und dadurch unabhangigen Investoren
eine Kapitalbeteiligung zu ermdglichen. Die Regulierungsbehdérde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 zum
Ausschreibungsverfahren nahere Bestimmungen treffen.

(3) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Regulierungsbehérde auch eine Zuwiderhandlung
feststellen, nachdem diese beendet ist.

(4) § 30 Abs. 2 bleibt unberuhrt.

(5) Die Absatze 1 und 2 sowie die §§ 68, 69 und 71 sind entsprechend anzuwenden auf die Uberwachung von
Bestimmungen dieses Gesetzes und von auf Grund dieser Bestimmungen ergangenen Rechtsvorschriften durch
die nach Landesrecht zustandige Behdrde, soweit diese fiir die Uberwachung der Einhaltung dieser Vorschriften
zustandig ist und dieses Gesetz im Einzelfall nicht speziellere Vorschriften Gber AufsichtsmaBnahmen enthalt.

(6) Die Bundesnetzagentur kann gegenlber Personen, die gegen Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011
verstoBen, samtliche MaBnahmen nach den Absatzen 1 bis 3 ergreifen, soweit sie zur Durchsetzung der Vorschriften
der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erforderlich sind.

FuBBnote

(+++ § 65: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
(+++ § 65 Abs. 2a: Zur Anwendung vgl. § 17d Abs. 8 +++)

§ 66 Einleitung des Verfahrens, Beteiligte
(1) Die Regulierungsbehdrde leitet ein Verfahren von Amts wegen oder auf Antrag ein.

(2) An dem Verfahren vor der Regulierungsbehdrde sind beteiligt,
wer die Einleitung eines Verfahrens beantragt hat,
natlrliche und juristische Personen, gegen die sich das Verfahren richtet,

3. Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen durch die Entscheidung erheblich berthrt werden
und die die Regulierungsbehdrde auf ihren Antrag zu dem Verfahren beigeladen hat, wobei Interessen der
Verbraucherzentralen und anderer Verbraucherverbande, die mit 6ffentlichen Mitteln gefordert werden,
auch dann erheblich berthrt werden, wenn sich die Entscheidung auf eine Vielzahl von Verbrauchern
auswirkt und dadurch die Interessen der Verbraucher insgesamt erheblich berthrt werden.

(3) An Verfahren vor den nach Landesrecht zustandigen Behérden ist auch die Regulierungsbehdérde beteiligt.
FuBnote

(+++ § 66: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
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§ 66a Vorabentscheidung liber Zustandigkeit

(1) Macht ein Beteiligter die ortliche oder sachliche Unzustandigkeit der Regulierungsbehérde geltend, so kann
die Regulierungsbehdérde uber die Zustandigkeit vorab entscheiden. Die Verfligung kann selbstandig mit der
Beschwerde angefochten werden.

(2) Hat ein Beteiligter die ortliche oder sachliche Unzustandigkeit der Regulierungsbehérde nicht geltend
gemacht, so kann eine Beschwerde nicht darauf gestltzt werden, dass die Regulierungsbehérde ihre
Zustandigkeit zu Unrecht angenommen hat.

FuBnote

(+++ § 66a: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 67 Anhorung, miindliche Verhandlung

(1) Die Regulierungsbehdérde hat den Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Vertretern der von dem Verfahren berlhrten Wirtschaftskreise kann die Regulierungsbehérde in geeigneten
Fallen Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

(3) Auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen kann die Regulierungsbehdrde eine 6ffentliche miindliche
Verhandlung durchfiihren. Fiir die Verhandlung oder fiir einen Teil davon ist die Offentlichkeit auszuschlieBen,
wenn sie eine Gefahrdung der éffentlichen Ordnung, insbesondere der Sicherheit des Staates, oder die
Gefahrdung eines wichtigen Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisses besorgen lasst.

(4) Die §§ 45 und 46 des Verwaltungsverfahrensgesetzes sind anzuwenden.
FuBnote

(+++ § 67: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 68 Ermittlungen

(1) Die Regulierungsbehérde kann alle Ermittlungen flhren und alle Beweise erheben, die erforderlich sind.

(2) Fir den Beweis durch Augenschein, Zeugen und Sachverstandige sind § 372 Abs. 1, §§ 376, 377, 378, 380
bis 387, 390, 395 bis 397, 398 Abs. 1, §§ 401, 402, 404, 404a, 406 bis 409, 411 bis 414 der Zivilprozessordnung
sinngemal anzuwenden; Haft darf nicht verhangt werden. Fur die Entscheidung Uber die Beschwerde ist das
Oberlandesgericht zustandig.

(3) Uber die Zeugenaussage soll eine Niederschrift aufgenommen werden, die von dem ermittelnden Mitglied der
Regulierungsbehoérde und, wenn ein Urkundsbeamter zugezogen ist, auch von diesem zu unterschreiben ist. Die
Niederschrift soll Ort und Tag der Verhandlung sowie die Namen der Mitwirkenden und Beteiligten ersehen lassen.

(4) Die Niederschrift ist dem Zeugen zur Genehmigung vorzulesen oder zur eigenen Durchsicht vorzulegen. Die
erteilte Genehmigung ist zu vermerken und von dem Zeugen zu unterschreiben. Unterbleibt die Unterschrift, so
ist der Grund hierflr anzugeben.

(5) Bei der Vernehmung von Sachverstandigen sind die Bestimmungen der Absatze 3 und 4 anzuwenden.

(6) Die Regulierungsbehorde kann das Amtsgericht um die Beeidigung von Zeugen ersuchen, wenn sie die
Beeidigung zur Herbeiflhrung einer wahrheitsgemaRen Aussage flr notwendig erachtet. Uber die Beeidigung
entscheidet das Gericht.

(7) Die Bundesnetzagentur darf personenbezogene Daten, die ihr zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) Nr.
1227/2011 mitgeteilt werden, nur verarbeiten, soweit dies zur Erflllung der in ihrer Zustandigkeit liegenden
Aufgaben und fiir die Zwecke der Zusammenarbeit nach Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr.
1227/2011 erforderlich ist.

(8) Die Bundesnetzagentur kann zur Erfullung ihrer Aufgaben auch Wirtschaftsprifer oder Sachverstandige als
Verwaltungshelfer bei Ermittlungen oder Uberprifungen einsetzen.
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FuBBnote

(+++ § 68: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 68a Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft

Die Bundesnetzagentur hat Tatsachen, die den Verdacht einer Straftat nach § 95a oder § 95b begriinden, der
zustandigen Staatsanwaltschaft unverzlglich anzuzeigen. Sie kann die personenbezogenen Daten der betroffenen
Personen, gegen die sich der Verdacht richtet oder die als Zeugen in Betracht kommen, der Staatsanwaltschaft
Ubermitteln, soweit dies fur Zwecke der Strafverfolgung erforderlich ist. Die Staatsanwaltschaft entscheidet Gber die
Vornahme der erforderlichen ErmittlungsmaBnahmen, insbesondere Gber Durchsuchungen, nach den Vorschriften
der Strafprozessordnung. Die Befugnisse der Bundesnetzagentur nach § 56 Absatz 1 Satz 2 und § 69 Absatz 3 und
11 bleiben hiervon unberihrt, soweit

1. sie fur die Durchfihrung von VerwaltungsmaBnahmen oder die Zusammenarbeit nach Artikel 7 Absatz 2
und Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erforderlich sind und
2. eine Gefahrdung des Untersuchungszwecks von Ermittlungen der Strafverfolgungsbehdrden oder der far

Strafsachen zustandigen Gerichte nicht zu erwarten ist.

FuBnote

(+++ § 68a: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 69 Auskunftsverlangen, Betretungsrecht

(1) Soweit es zur Erfullung der in diesem Gesetz der Regulierungsbehérde Gbertragenen Aufgaben erforderlich ist,
kann die Regulierungsbehérde bis zur Bestandskraft ihrer Entscheidung

1. von Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen Auskunft Uber ihre technischen und
wirtschaftlichen Verhaltnisse sowie die Herausgabe von Unterlagen verlangen; dies umfasst auch
allgemeine Marktstudien, die der Regulierungsbehdrde bei der Erflllung der ihr Gbertragenen Aufgaben,
insbesondere bei der Einschatzung oder Analyse der Wettbewerbsbedingungen oder der Marktlage,
dienen und sich im Besitz des Unternehmens oder der Vereinigung von Unternehmen befinden;

2. von Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen Auskunft Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse
von mit ihnen nach Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 verbundenen Unternehmen
sowie die Herausgabe von Unterlagen dieser Unternehmen verlangen, soweit sie die Informationen zur
Verfligung haben oder soweit sie auf Grund bestehender rechtlicher Verbindungen zur Beschaffung der
verlangten Informationen Uber die verbundenen Unternehmen in der Lage sind;

3. bei Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen innerhalb der Ublichen Geschaftszeiten die
geschaftlichen Unterlagen einsehen und prifen.

Gegenuber Wirtschafts- und Berufsvereinigungen der Energiewirtschaft gilt Satz 1 Nr. 1 und 3 entsprechend
hinsichtlich ihrer Tatigkeit, Satzung und Beschliisse sowie Anzahl und Namen der Mitglieder, fir die die
Beschliisse bestimmt sind.

(2) Die Inhaber der Unternehmen oder die diese vertretenden Personen, bei juristischen Personen, Gesellschaften
und nichtrechtsfahigen Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen Personen, sind
verpflichtet, die verlangten Unterlagen herauszugeben, die verlangten Ausklnfte zu erteilen, die geschaftlichen
Unterlagen zur Einsichtnahme vorzulegen und die Prifung dieser geschaftlichen Unterlagen sowie das Betreten
von Geschaftsraumen und -grundsticken wahrend der Ublichen Geschaftszeiten zu dulden.

(3) Personen, die von der Regulierungsbehorde mit der Vornahme von Priifungen beauftragt sind, dirfen
Betriebsgrundstiicke, Bliro- und Geschaftsraume und Einrichtungen der Unternehmen und Vereinigungen von
Unternehmen wahrend der Ublichen Geschaftszeiten betreten. Das Betreten ist aulerhalb dieser Zeit oder wenn
die Geschaftsraume sich in einer Wohnung befinden ohne Einverstandnis nur insoweit zulassig und zu dulden, wie
dies zur Verhltung von dringenden Gefahren flr die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist und wie
bei der auskunftspflichtigen Person Anhaltspunkte fur einen VerstoB gegen Artikel 3 oder 5 der Verordnung (EU)
Nr. 1227/2011 vorliegen. Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschrankt.

(4) Durchsuchungen kénnen nur auf Anordnung des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Durchsuchung erfolgen
soll, vorgenommen werden. Durchsuchungen sind zulassig, wenn zu vermuten ist, dass sich in den betreffenden
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Raumen Unterlagen befinden, die die Regulierungsbehdrde nach Absatz 1 einsehen, prufen oder herausverlangen
darf. Auf die Anfechtung dieser Anordnung finden die §§ 306 bis 310 und 311a der Strafprozessordnung
entsprechende Anwendung. Bei Gefahr im Verzuge kénnen die in Absatz 3 bezeichneten Personen wahrend der
Geschaftszeit die erforderlichen Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung vornehmen. An Ort und Stelle ist
eine Niederschrift Uber die Durchsuchung und ihr wesentliches Ergebnis aufzunehmen, aus der sich, falls keine
richterliche Anordnung ergangen ist, auch die Tatsachen ergeben, die zur Annahme einer Gefahr im Verzuge
geflhrt haben. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird
insoweit eingeschrankt.

(5) Gegenstande oder geschaftliche Unterlagen kdnnen im erforderlichen Umfang in Verwahrung genommen
werden oder, wenn sie nicht freiwillig herausgegeben werden, beschlagnahmt werden. Dem von der
Durchsuchung Betroffenen ist nach deren Beendigung auf Verlangen ein Verzeichnis der in Verwahrung oder
Beschlag genommenen Gegenstande, falls dies nicht der Fall ist, eine Bescheinigung hiertber zu geben.

(6) Zur Auskunft Verpflichtete kénnen die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung

sie selbst oder in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichnete Angehérige der Gefahr
strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz tGber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wirde. Die durch Auskiinfte oder MaBnahmen nach Absatz 1 erlangten Kenntnisse und Unterlagen dirfen

fur ein Besteuerungsverfahren oder ein BuRgeldverfahren wegen einer Steuerordnungswidrigkeit oder einer
Devisenzuwiderhandlung sowie flr ein Verfahren wegen einer Steuerstraftat oder einer Devisenstraftat nicht
verwendet werden; die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1
der Abgabenordnung sind insoweit nicht anzuwenden. Satz 2 gilt nicht fir Verfahren wegen einer Steuerstraftat
sowie eines damit zusammenhangenden Besteuerungsverfahrens, wenn an deren Durchfiihrung ein zwingendes
offentliches Interesse besteht, oder bei vorsatzlich falschen Angaben der Auskunftspflichtigen oder der fir sie
tatigen Personen.

(7) Die Bundesnetzagentur fordert die Auskiinfte nach Absatz 1 Nr. 1 durch Beschluss, die
Landesregulierungsbehdrde fordert sie durch schriftliche Einzelverfiigung an. Darin sind die Rechtsgrundlage, der
Gegenstand und der Zweck des Auskunftsverlangens anzugeben und eine angemessene Frist zur Erteilung der
Auskunft zu bestimmen.

(8) Die Bundesnetzagentur ordnet die Prifung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 durch Beschluss mit Zustimmung des
Prasidenten oder der Prasidentin, die Landesregulierungsbehérde durch schriftliche Einzelverfigung an. In der
Anordnung sind Zeitpunkt, Rechtsgrundlage, Gegenstand und Zweck der Prifung anzugeben.

(9) Soweit Prifungen einen VerstoR gegen Anordnungen oder Entscheidungen der Regulierungsbehdérde ergeben
haben, hat das Unternehmen der Regulierungsbehérde die Kosten flr diese Prifungen zu erstatten.

(10) Lassen Umstande vermuten, dass der Wettbewerb im Anwendungsbereich dieses Gesetzes beeintrachtigt
oder verfalscht ist, kann die Regulierungsbehérde die Untersuchung eines bestimmten Wirtschaftszweiges oder
einer bestimmten Art von Vereinbarungen oder Verhalten durchfihren. Im Rahmen dieser Untersuchung kann die
Regulierungsbehdrde von den betreffenden Unternehmen die Auskiinfte verlangen, die zur Durchsetzung dieses
Gesetzes und der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 erforderlich sind und die dazu erforderlichen Ermittlungen
durchfihren. Die Absatze 1 bis 9 sowie die §§ 68 und 71 sowie 72 bis 74 gelten entsprechend.

(11) Die Bundesnetzagentur kann von allen natlrlichen und juristischen Personen Auskinfte und die Herausgabe
von Unterlagen verlangen sowie Personen laden und vernehmen, soweit Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass dies
fur die Uberwachung der Einhaltung der Artikel 3 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erforderlich ist. Sie kann
insbesondere die Angabe von Bestandsveranderungen in EnergiegroShandelsprodukten sowie Auskinfte Uber die
Identitat weiterer Personen, insbesondere der Auftraggeber und der aus Geschaften berechtigten oder verpflichteten
Personen, verlangen. Die Absatze 1 bis 9 sowie die §§ 68 und 71 sowie 72 bis 74 sind anzuwenden. Gesetzliche
Auskunfts- oder Aussageverweigerungsrechte sowie gesetzliche Verschwiegenheitspflichten bleiben unberihrt.

FuBnote
(+++ § 69: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)

(+++ § 69 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 9 u. Abs. 11: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG u. § 61 Abs. 3 Satz 1
KVBG +++)

§ 70 Beschlagnahme
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(1) Die Regulierungsbehérde kann Gegenstande, die als Beweismittel fir die Ermittlung von Bedeutung sein
kénnen, beschlagnahmen. Die Beschlagnahme ist dem davon Betroffenen unverziglich bekannt zu geben.

(2) Die Regulierungsbehdérde hat binnen drei Tagen um die richterliche Bestatigung des Amtsgerichts, in dessen
Bezirk die Beschlagnahme vorgenommen ist, nachzusuchen, wenn bei der Beschlagnahme weder der davon
Betroffene noch ein erwachsener Angehériger anwesend war oder wenn der Betroffene und im Falle seiner
Abwesenheit ein erwachsener Angehdriger des Betroffenen gegen die Beschlagnahme ausdricklich Widerspruch
erhoben hat.

(3) Der Betroffene kann gegen die Beschlagnahme jederzeit um die richterliche Entscheidung nachsuchen.
HierUber ist er zu belehren. Uber den Antrag entscheidet das nach Absatz 2 zustandige Gericht.

(4) Gegen die richterliche Entscheidung ist die Beschwerde zulassig. Die §§ 306 bis 310 und 311a der
Strafprozessordnung gelten entsprechend.

FuBBnote

(+++ § 70: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 71 Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse

Zur Sicherung ihrer Rechte nach § 30 des Verwaltungsverfahrensgesetzes haben alle, die nach diesem Gesetz
zur Vorlage von Informationen verpflichtet sind, unverzlglich nach der Vorlage diejenigen Teile zu kennzeichnen,
die Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse enthalten. In diesem Fall missen sie zusatzlich eine Fassung vorlegen,
die aus ihrer Sicht ohne Preisgabe von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen eingesehen werden kann. Erfolgt
dies nicht, kann die Regulierungsbehérde von ihrer Zustimmung zur Einsicht ausgehen, es sei denn, ihr sind
besondere Umstande bekannt, die eine solche Vermutung nicht rechtfertigen. Halt die Regulierungsbehérde die
Kennzeichnung der Unterlagen als Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse fur unberechtigt, so muss sie vor der
Entscheidung Uber die Gewahrung von Einsichtnahme an Dritte die vorlegenden Personen héren.

FuBnote
(+++ § 71: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 71a Netzentgelte vorgelagerter Netzebenen

Soweit Entgelte fir die Nutzung vorgelagerter Netzebenen im Netzentgelt des Verteilernetzbetreibers enthalten
sind, sind diese von den Landesregulierungsbehdrden zugrunde zu legen, soweit nicht etwas anderes durch eine
sofort vollziehbare oder bestandskraftige Entscheidung der Bundesnetzagentur oder ein rechtskraftiges Urteil
festgestellt worden ist.

FuBnote

(+++ § 71a: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 72 Vorlaufige Anordnungen

Die Regulierungsbehdérde kann bis zur endgultigen Entscheidung vorlaufige Anordnungen treffen.

FuBnote

(+++ § 72: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 73 Verfahrensabschluss, Begriindung der Entscheidung, Zustellung

(1) Entscheidungen der Regulierungsbehdrde sind zu begrinden und mit einer Belehrung Uber das zulassige
Rechtsmittel den Beteiligten nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes zuzustellen. § 5 Abs.

4 des Verwaltungszustellungsgesetzes und § 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind entsprechend
anzuwenden auf Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen. Entscheidungen, die gegendber einem
Unternehmen mit Sitz im Ausland ergehen, stellt die Regulierungsbehdérde der Person zu, die das Unternehmen
der Regulierungsbehdérde als im Inland zustellungsbevollmachtigt benannt hat. Hat das Unternehmen keine
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zustellungsbevollmachtigte Person im Inland benannt, so stellt die Regulierungsbehérde die Entscheidungen
durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger zu.

(1a) Werden Entscheidungen der Regulierungsbehdérde durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 oder durch
Anderungsbeschluss nach § 29 Absatz 2 gegeniiber allen oder einer Gruppe von Netzbetreibern oder von
sonstigen Verpflichteten einer Vorschrift getroffen, kann die Zustellung nach Absatz 1 Satz 1 durch 6ffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden. Die 6ffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfliigende
Teil der Festlegung oder des Anderungsbeschlusses, die Rechtsbehelfsbelehrung und ein Hinweis auf die
Veroffentlichung der vollstandigen Entscheidung auf der Internetseite der Regulierungsbehérde im Amtsblatt
der Regulierungsbehérde bekannt gemacht werden. Die Festlegung oder der Anderungsbeschluss gilt mit
dem Tag als zugestellt, an dem seit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Regulierungsbehérde
zwei Wochen verstrichen sind; hierauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. § 41 Absatz 4 Satz 4

des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. Fur Entscheidungen der Regulierungsbehdérde in
Auskunftsverlangen gegenlber einer Gruppe von Unternehmen gelten die Satze 1 bis 5 entsprechend, soweit den
Entscheidungen ein einheitlicher Auskunftszweck zugrunde liegt.

(2) Soweit ein Verfahren nicht mit einer Entscheidung abgeschlossen wird, die den Beteiligten nach Absatz 1
zugestellt wird, ist seine Beendigung den Beteiligten mitzuteilen.

(3) Die Regulierungsbehérde kann die Kosten einer Beweiserhebung den Beteiligten nach billigem Ermessen
auferlegen.

FuBnote
(+++ § 73: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 74 Veroffentlichung von Verfahrenseinleitungen und Entscheidungen

Die Einleitung von Verfahren nach § 29 Abs. 1 und 2 und Entscheidungen der Regulierungsbehdérde auf der
Grundlage des Teiles 3 sind auf der Internetseite und im Amtsblatt der Regulierungsbehorde zu veroffentlichen.
Im Ubrigen kdnnen Entscheidungen von der Regulierungsbehérde verdffentlicht werden.

FuBnote

(+++ § 74: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

Abschnitt 2
Beschwerde

FuBnote
(+++ Abschn. 2: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 75 Zulassigkeit, Zustandigkeit

(1) Gegen Entscheidungen der Regulierungsbehérde ist die Beschwerde zulassig. Sie kann auch auf neue
Tatsachen und Beweismittel gestitzt werden.

(2) Die Beschwerde steht den am Verfahren vor der Regulierungsbehdérde Beteiligten zu.

(3) Die Beschwerde ist auch gegen die Unterlassung einer beantragten Entscheidung der Regulierungsbehdérde
zuldssig, auf deren Erlass der Antragsteller einen Rechtsanspruch geltend macht. Als Unterlassung qgilt es
auch, wenn die Regulierungsbehdrde den Antrag auf Erlass der Entscheidung ohne zureichenden Grund in
angemessener Frist nicht beschieden hat. Die Unterlassung ist dann einer Ablehnung gleich zu achten.

(4) Uber die Beschwerde entscheidet ausschlieRlich das fiir den Sitz der Regulierungsbehérde zustandige
Oberlandesgericht, in den Fallen des § 51 ausschlieBlich das fur den Sitz der Bundesnetzagentur
zustandige Oberlandesgericht, und zwar auch dann, wenn sich die Beschwerde gegen eine Verfligung des
Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie richtet. § 36 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.
FuBnote

(+++ § 75: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
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§ 76 Aufschiebende Wirkung

(1) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung, soweit durch die angefochtene Entscheidung nicht eine
Entscheidung zur Durchsetzung der Verpflichtungen nach den §§ 7 bis 7b und 8 bis 10d getroffen wird.

(2) Wird eine Entscheidung, durch die eine vorlaufige Anordnung nach § 72 getroffen wurde, angefochten, so kann
das Beschwerdegericht anordnen, dass die angefochtene Entscheidung ganz oder teilweise erst nach Abschluss
des Beschwerdeverfahrens oder nach Leistung einer Sicherheit in Kraft tritt. Die Anordnung kann jederzeit
aufgehoben oder geandert werden.

(3) § 72 qgilt entsprechend fiir das Verfahren vor dem Beschwerdegericht. Dies gilt nicht fir die Falle des § 77.
FuBnote

(+++ § 76: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 77 Anordnung der sofortigen Vollziehung und der aufschiebenden Wirkung

(1) Die Regulierungsbehdérde kann in den Fallen des § 76 Abs. 1 die sofortige Vollziehung der Entscheidung
anordnen, wenn dies im 6ffentlichen Interesse oder im Uberwiegenden Interesse eines Beteiligten geboten ist.

(2) Die Anordnung nach Absatz 1 kann bereits vor der Einreichung der Beschwerde getroffen werden.
(3) Auf Antrag kann das Beschwerdegericht die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen,
wenn

1. die Voraussetzungen fiir die Anordnung nach Absatz 1 nicht vorgelegen haben oder nicht mehr vorliegen
oder

ernstliche Zweifel an der RechtmaRigkeit der angefochtenen Verfligung bestehen oder

3. die Vollziehung flr den Betroffenen eine unbillige, nicht durch lberwiegende 6ffentliche Interessen
gebotene Harte zur Folge hatte.

In den Fallen, in denen die Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hat, kann die Regulierungsbehérde die
Vollziehung aussetzen. Die Aussetzung soll erfolgen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 3 vorliegen.
Das Beschwerdegericht kann auf Antrag die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen, wenn die
Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 oder 3 vorliegen.

(4) Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 oder 4 ist schon vor Einreichung der Beschwerde zulassig. Die Tatsachen,

auf die der Antrag gestitzt wird, sind vom Antragsteller glaubhaft zu machen. Ist die Entscheidung der
Regulierungsbehérde schon vollzogen, kann das Gericht auch die Aufhebung der Vollziehung anordnen. Die
Wiederherstellung und die Anordnung der aufschiebenden Wirkung kénnen von der Leistung einer Sicherheit oder
von anderen Auflagen abhangig gemacht werden. Sie kédnnen auch befristet werden.

(5) Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und Beschlisse Uber Antrage nach Absatz 3 Satz 4 kdnnen jederzeit
geandert oder aufgehoben werden.

FuBBnote

(+++ § 77: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 78 Frist und Form

(1) Die Beschwerde ist binnen einer Frist von einem Monat bei der Regulierungsbehdrde schriftlich einzureichen.
Die Frist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung der Regulierungsbehdérde. Es gentgt, wenn die Beschwerde
innerhalb der Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht.

(2) Ergeht auf einen Antrag keine Entscheidung, so ist die Beschwerde an keine Frist gebunden.
(3) Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fur die Beschwerdebegrindung betragt einen Monat; sie beginnt

mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts
verlangert werden.
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(4) Die Beschwerdebegriindung muss enthalten

1. die Erklarung, inwieweit die Entscheidung angefochten und ihre Abanderung oder Aufhebung beantragt
wird,
2. die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stitzt.

(5) Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegrindung missen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein;
dies gilt nicht fir Beschwerden der Regulierungsbehérde.

FuBnote
(+++ § 78: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 79 Beteiligte am Beschwerdeverfahren

(1) An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht sind beteiligt
1. der Beschwerdefthrer,
die Regulierungsbehérde,

3. Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen durch die Entscheidung erheblich berlhrt werden
und die die Regulierungsbehdérde auf ihren Antrag zu dem Verfahren beigeladen hat.

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen eine Entscheidung einer nach Landesrecht zustandigen Behérde, ist auch
die Regulierungsbehdérde an dem Verfahren beteiligt.

FuBRnote

(+++ § 79: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 80 Anwaltszwang

Vor dem Beschwerdegericht missen die Beteiligten sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmachtigten vertreten
lassen. Die Regulierungsbehorde kann sich durch ein Mitglied der Behorde vertreten lassen.

FuBBnote

(+++ § 80: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 81 Miindliche Verhandlung

(1) Das Beschwerdegericht entscheidet Gber die Beschwerde auf Grund mundlicher Verhandlung; mit
Einverstandnis der Beteiligten kann ohne mundliche Verhandlung entschieden werden.

(2) Sind die Beteiligten in dem Verhandlungstermin trotz rechtzeitiger Benachrichtigung nicht erschienen oder
gehorig vertreten, so kann gleichwohl in der Sache verhandelt und entschieden werden.

FuBBnote

(+++ § 81: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 82 Untersuchungsgrundsatz

(1) Das Beschwerdegericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen.

(2) Der oder die Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, dass Formfehler beseitigt, unklare Antrage erlautert,
sachdienliche Antrage gestellt, ungenigende tatsachliche Angaben erganzt, ferner alle fur die Feststellung und
Beurteilung des Sachverhalts wesentlichen Erklarungen abgegeben werden.

(3) Das Beschwerdegericht kann den Beteiligten aufgeben, sich innerhalb einer zu bestimmenden Frist
Uber aufklarungsbedurftige Punkte zu dulern, Beweismittel zu bezeichnen und in ihren Handen befindliche
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Urkunden sowie andere Beweismittel vorzulegen. Bei Versaumung der Frist kann nach Lage der Sache ohne
Bericksichtigung der nicht beigebrachten Unterlagen entschieden werden.

(4) Wird die Anforderung nach § 69 Abs. 7 oder die Anordnung nach § 69 Abs. 8 mit der Beschwerde angefochten,
hat die Regulierungsbehdérde die tatsachlichen Anhaltspunkte glaubhaft zu machen. § 294 Abs. 1 der
Zivilprozessordnung findet Anwendung.

FuBBnote

(+++ § 82: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 83 Beschwerdeentscheidung

(1) Das Beschwerdegericht entscheidet durch Beschluss nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des
Verfahrens gewonnenen Uberzeugung. Der Beschluss darf nur auf Tatsachen und Beweismittel gestiitzt

werden, zu denen die Beteiligten sich dullern konnten. Das Beschwerdegericht kann hiervon abweichen, soweit
Beigeladenen aus wichtigen Griinden, insbesondere zur Wahrung von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen,
Akteneinsicht nicht gewahrt und der Akteninhalt aus diesen Grinden auch nicht vorgetragen worden ist. Dies gilt
nicht fir solche Beigeladene, die an dem streitigen Rechtsverhaltnis derart beteiligt sind, dass die Entscheidung
auch ihnen gegenuber nur einheitlich ergehen kann.

(2) Halt das Beschwerdegericht die Entscheidung der Regulierungsbehdrde fur unzuldssig oder unbegriindet,

so hebt es sie auf. Hat sich die Entscheidung vorher durch Zuriicknahme oder auf andere Weise erledigt, so
spricht das Beschwerdegericht auf Antrag aus, dass die Entscheidung der Regulierungsbehdrde unzulassig oder
unbegrindet gewesen ist, wenn der Beschwerdefuhrer ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat.

(3) Hat sich eine Entscheidung nach den §§ 29 bis 31 wegen nachtréaglicher Anderung der tatséchlichen
Verhaltnisse oder auf andere Weise erledigt, so spricht das Beschwerdegericht auf Antrag aus, ob, in welchem
Umfang und bis zu welchem Zeitpunkt die Entscheidung begrindet gewesen ist.

(4) Halt das Beschwerdegericht die Ablehnung oder Unterlassung der Entscheidung fur unzuldssig oder
unbegrindet, so spricht es die Verpflichtung der Regulierungsbehdrde aus, die beantragte Entscheidung
vorzunehmen.

(5) Die Entscheidung ist auch dann unzuldssig oder unbegriindet, wenn die Regulierungsbehdérde von ihrem
Ermessen fehlsamen Gebrauch gemacht hat, insbesondere wenn sie die gesetzlichen Grenzen des Ermessens
Uberschritten oder durch die Ermessensentscheidung Sinn und Zweck dieses Gesetzes verletzt hat.

(6) Der Beschluss ist zu begrinden und mit einer Rechtsmittelbelehrung den Beteiligten zuzustellen.
FuBnote

(+++ § 83: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 83a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehér

(1) Auf die Rige eines durch eine gerichtliche Entscheidung beschwerten Beteiligten ist das Verfahren
fortzufihren, wenn

1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gegeben ist und

2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehér in entscheidungserheblicher Weise
verletzt hat.

Gegen eine der Entscheidung vorausgehende Entscheidung findet die Riige nicht statt.

(2) Die Ruge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen Gehors zu erheben;
der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu machen. Nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntgabe der
angegriffenen Entscheidung kann die Rige nicht mehr erhoben werden. Formlos mitgeteilte Entscheidungen
gelten mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Die Rige ist schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung
angegriffen wird. Die Rlige muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen und das Vorliegen der in Absatz 1
Satz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen.
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(3) Den UGbrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Ist die Rige nicht statthaft oder nicht in der gesetzlichen Form oder Frist erhoben, so ist sie als unzulassig zu
verwerfen. Ist die Ruge unbegrindet, weist das Gericht sie zurlick. Die Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren
Beschluss. Der Beschluss soll kurz begrindet werden.

(5) Ist die Rige begrindet, so hilft ihr das Gericht ab, indem es das Verfahren fortfiihrt, soweit dies aufgrund der
Rige geboten ist. Das Verfahren wird in die Lage zurlckversetzt, in der es sich vor dem Schluss der mundlichen
Verhandlung befand. Im schriftlichen Verfahren tritt an die Stelle des Schlusses der mundlichen Verhandlung
der Zeitpunkt, bis zu dem Schriftsatze eingereicht werden kénnen. Fir den Ausspruch des Gerichts ist § 343 der
Zivilprozessordnung anzuwenden.

(6) § 149 Abs. 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden.
FuBnote

(+++ § 83a: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 84 Akteneinsicht

(1) Die in § 79 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 bezeichneten Beteiligten kdnnen die Akten des Gerichts einsehen und
sich durch die Geschaftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Ausziige und Abschriften erteilen lassen. § 299 Abs.
3 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.

(2) Einsicht in Vorakten, Beiakten, Gutachten und Auskunfte sind nur mit Zustimmung der Stellen zulassig, denen
die Akten gehdren oder die die AuBerung eingeholt haben. Die Regulierungsbehdrde hat die Zustimmung zur
Einsicht in ihre Unterlagen zu versagen, soweit dies aus wichtigen Grinden, insbesondere zur Wahrung von
Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen, geboten ist. Wird die Einsicht abgelehnt oder ist sie unzuldssig, durfen
diese Unterlagen der Entscheidung nur insoweit zugrunde gelegt werden, als ihr Inhalt vorgetragen worden ist.
Das Beschwerdegericht kann die Offenlegung von Tatsachen oder Beweismitteln, deren Geheimhaltung aus
wichtigen Grunden, insbesondere zur Wahrung von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen, verlangt wird, nach
Anhdrung des von der Offenlegung Betroffenen durch Beschluss anordnen, soweit es fur die Entscheidung auf
diese Tatsachen oder Beweismittel ankommt, andere Méglichkeiten der Sachaufklarung nicht bestehen und
nach Abwagung aller Umstande des Einzelfalles die Bedeutung der Sache das Interesse des Betroffenen an
der Geheimhaltung Uberwiegt. Der Beschluss ist zu begrinden. In dem Verfahren nach Satz 4 muss sich der
Betroffene nicht anwaltlich vertreten lassen.

(3) Den in § 79 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Beteiligten kann das Beschwerdegericht nach Anhérung des
Verfugungsberechtigten Akteneinsicht in gleichem Umfang gewahren.

FuBnote

(+++ § 84: ZZur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 85 Geltung von Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Zivilprozessordnung

Far Verfahren vor dem Beschwerdegericht gelten, soweit nicht anderes bestimmt ist, entsprechend

1. die Vorschriften der §§ 169 bis 201 des Gerichtsverfassungsgesetzes (iber Offentlichkeit, Sitzungspolizei,
Gerichtssprache, Beratung und Abstimmung sowie Gber den Rechtsschutz bei Uberlangen
Gerichtsverfahren;

2. die Vorschriften der Zivilprozessordnung Uber AusschlieBung und Ablehnung eines Richters, tGber
Prozessbevollmachtigte und Beistande, Uber die Zustellung von Amts wegen, Uber Ladungen, Termine und
Fristen, Gber die Anordnung des personlichen Erscheinens der Parteien, tUber die Verbindung mehrerer
Prozesse, Uber die Erledigung des Zeugen- und Sachverstandigenbeweises sowie Uber die sonstigen Arten
des Beweisverfahrens, Uber die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versaumung einer Frist
sowie Uber den elektronischen Rechtsverkehr.

FuBnote

(+++ § 85: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
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Abschnitt 3
Rechtsbeschwerde

FuBRnote

(+++ Abschn. 3: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 86 Rechtsheschwerdegriinde

(1) Gegen die in der Hauptsache erlassenen Beschlisse der Oberlandesgerichte findet die Rechtsbeschwerde an
den Bundesgerichtshof statt, wenn das Oberlandesgericht die Rechtsbeschwerde zugelassen hat.

(2) Die Rechtsbeschwerde ist zuzulassen, wenn

1. eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung zu entscheiden ist oder

2. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des
Bundesgerichtshofs erfordert.

(3) Uber die Zulassung oder Nichtzulassung der Rechtsbeschwerde ist in der Entscheidung des
Oberlandesgerichts zu befinden. Die Nichtzulassung ist zu begrinden.

(4) Einer Zulassung zur Einlegung der Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen des Beschwerdegerichts bedarf
es nicht, wenn einer der folgenden Mangel des Verfahrens vorliegt und gerigt wird:
1. wenn das beschlieBende Gericht nicht vorschriftsmaRig besetzt war,

2. wenn bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, der von der Ausubung des Richteramtes kraft
Gesetzes ausgeschlossen oder wegen Besorgnis der Befangenheit mit Erfolg abgelehnt war,

wenn einem Beteiligten das rechtliche Gehor versagt war,

wenn ein Beteiligter im Verfahren nicht nach Vorschrift des Gesetzes vertreten war, sofern er nicht der
Flhrung des Verfahrens ausdricklich oder stillschweigend zugestimmt hat,

5. wenn die Entscheidung auf Grund einer mindlichen Verhandlung ergangen ist, bei der die Vorschriften
Uber die Offentlichkeit des Verfahrens verletzt worden sind, oder

6. wenn die Entscheidung nicht mit Griinden versehen ist.

FuBnote

(+++ § 86: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 87 Nichtzulassungsbeschwerde

(1) Die Nichtzulassung der Rechtsbeschwerde kann selbstandig durch Nichtzulassungsbeschwerde angefochten
werden.

(2) Uber die Nichtzulassungsbeschwerde entscheidet der Bundesgerichtshof durch Beschluss, der zu begriinden
ist. Der Beschluss kann ohne mundliche Verhandlung ergehen.

(3) Die Nichtzulassungsbeschwerde ist binnen einer Frist von einem Monat schriftlich bei dem Oberlandesgericht
einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der angefochtenen Entscheidung.

(4) Fur die Nichtzulassungsbeschwerde gelten die §§ 77, 78 Abs. 3, 4 Nr. 1 und Abs. 5, §§ 79, 80, 84 und 85 Nr. 2
dieses Gesetzes sowie die §§ 192 bis 201 des Gerichtsverfassungsgesetzes Uber die Beratung und Abstimmung
sowie Uber den Rechtsschutz bei Uberlangen Gerichtsverfahren entsprechend. Fur den Erlass einstweiliger
Anordnungen ist das Beschwerdegericht zustandig.

(5) Wird die Rechtsbeschwerde nicht zugelassen, so wird die Entscheidung des Oberlandesgerichts mit der

Zustellung des Beschlusses des Bundesgerichtshofs rechtskraftig. Wird die Rechtsbeschwerde zugelassen, so
beginnt mit der Zustellung des Beschlusses des Bundesgerichtshofs der Lauf der Beschwerdefrist.
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FuBBnote

(+++ § 87: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 88 Beschwerdeberechtigte, Form und Frist
(1) Die Rechtsbeschwerde steht der Regulierungsbehdrde sowie den am Beschwerdeverfahren Beteiligten zu.

(2) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestitzt werden, dass die Entscheidung auf einer Verletzung des
Rechts beruht; die §§ 546, 547 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

(3) Die Rechtsbeschwerde ist binnen einer Frist von einem Monat schriftlich bei dem Oberlandesgericht
einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der angefochtenen Entscheidung.

(4) Der Bundesgerichtshof ist an die in der angefochtenen Entscheidung getroffenen tatsachlichen Feststellungen
gebunden, aulRer wenn in Bezug auf diese Feststellungen zuldssige und begriindete Rechtsbeschwerdegrinde
vorgebracht sind.

(5) Fir die Rechtsbeschwerde gelten im Ubrigen die §§ 76, 78 Abs. 3, 4 Nr. 1 und Abs. 5, §§ 79 bis 81 sowie §§ 83
bis 85 entsprechend. Fur den Erlass einstweiliger Anordnungen ist das Beschwerdegericht zustandig.

FuBnote

(+++ § 88: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

Abschnitt 4
Gemeinsame Bestimmungen

FuBnote

(+++ Abschn. 4: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 89 Beteiligtenfahigkeit

Fahig, am Verfahren vor der Regulierungsbehérde, am Beschwerdeverfahren und am Rechtsbeschwerdeverfahren
beteiligt zu sein, sind auer natlrlichen und juristischen Personen auch nichtrechtsfahige Personenvereinigungen.

FuBnote

(+++ § 89: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 90 Kostentragung und -festsetzung

Im Beschwerdeverfahren und im Rechtsbeschwerdeverfahren kann das Gericht anordnen, dass die Kosten,

die zur zweckentsprechenden Erledigung der Angelegenheit notwendig waren, von einem Beteiligten ganz
oder teilweise zu erstatten sind, wenn dies der Billigkeit entspricht. Hat ein Beteiligter Kosten durch ein
unbegriindetes Rechtsmittel oder durch grobes Verschulden veranlasst, so sind ihm die Kosten aufzuerlegen.
Juristische Personen des 6ffentlichen Rechts und Behdrden kénnen an Stelle ihrer tatsachlichen notwendigen
Aufwendungen flr Post- und Telekommunikationsdienstleistungen den in Nummer 7002 der Anlage 1 des
Rechtsanwaltsverglitungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718, 788), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 8
des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2154) geandert worden ist, bestimmten Hochstsatz der Pauschale
fordern. Im Ubrigen gelten die Vorschriften der Zivilprozessordnung tiber das Kostenfestsetzungsverfahren und
die Zwangsvollstreckung aus Kostenfestsetzungsbeschlissen entsprechend.

FuBnote

(+++ § 90: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 90a (weggefallen)
§ 91 Gebiihrenpflichtige Handlungen

(1) Die Regulierungsbehérde erhebt Kosten (GeblUhren und Auslagen) fur folgende gebihrenpflichtige Leistungen:
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1. Zertifizierungen nach § 4a Absatz 1;

2. Untersagungen nach § 5 Satz 4;

3. Amtshandlungen auf Grund von § 33 Absatz 1 und § 36 Absatz 2 Satz 3;

4, Amtshandlungen auf Grund der §§ 7¢, 11a, 11b, 12a, 12c, 12d, 13b, 14 Absatz 2, § 14c Absatz 2 bis 4,
§ 14d Absatz 4, § 14e Absatz 5, der §§ 15a, 15b, 17c, 17d, 19a Absatz 2, der §§ 21a, 23a, 28a Absatz 3, §
28b Absatz 1 und 5, § 28f Absatz 1, § 280 Absatz 1, § 28p Absatz 1 und 5, der §§ 29, 30 Absatz 2 und 3,
der §§ 41c, 57 Absatz 2 Satz 2 und 4, § 57b sowie der §§ 65, 110 Absatz 2 und 4;

5. Amtshandlungen auf Grund des § 31 Absatz 2 und 3;

6. Amtshandlungen auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 12g Absatz 3 und § 24 Satz 1 Nummer 3;

7. Amtshandlungen auf Grund des § 56;

8. Erteilung von beglaubigten Abschriften aus den Akten der Regulierungsbehérde und die Herausgabe von

Daten nach § 12f Absatz 2;
9. Registrierung der Marktteilnehmer nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011.

Daneben werden als Auslagen die Kosten fur weitere Ausfertigungen, Kopien und Auszlge sowie die in
entsprechender Anwendung des Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetzes zu zahlenden Betrage erhoben.
FUr Entscheidungen, die durch 6éffentliche Bekanntmachung nach § 73 Absatz 1a zugestellt werden, werden keine
Gebuhren erhoben. Abweichend von Satz 3 kann eine GebUhr erhoben werden, wenn die Entscheidung zu einem
Uberwiegenden Anteil an einen bestimmten Adressatenkreis gerichtet ist und die Regulierungsbehdérde diesem die
Entscheidung oder einen schriftlichen Hinweis auf die 6ffentliche Bekanntmachung férmlich zustellt.

(2) GebUhren und Auslagen werden auch erhoben, wenn ein Antrag auf Vornahme einer in Absatz 1 bezeichneten
Amtshandlung abgelehnt wird. Wird ein Antrag zurickgenommen oder im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5
beiderseitig fur erledigt erklart, bevor dariber entschieden ist, so ist die Halfte der Gebuhr zu entrichten.

(2a) Tritt nach Einleitung eines Missbrauchsverfahrens nach § 30 Absatz 2 dadurch Erledigung ein, dass die
Zuwiderhandlung abgestellt wird, bevor eine Verfigung der Regulierungsbehdérde ergangen ist, so ist die Halfte
der Gebuhr zu entrichten.

(3) Die Gebuhrensatze sind so zu bemessen, dass die mit den Amtshandlungen verbundenen Kosten gedeckt
sind. DarUber hinaus kann der wirtschaftliche Wert, den der Gegenstand der gebUhrenpflichtigen Handlung

hat, beriicksichtigt werden. Ist der Betrag nach Satz 1 im Einzelfall auBergewdhnlich hoch, kann die Geblhr aus
Grinden der Billigkeit ermaligt werden.

(4) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Amtshandlungen kénnen Pauschalgeblihrensatze, die den geringen
Umfang des Verwaltungsaufwandes berlcksichtigen, vorgesehen werden.

(5) Gebuhren durfen nicht erhoben werden
1. fur mindliche und schriftliche Auskinfte und Anregungen;
2. wenn sie bei richtiger Behandlung der Sache nicht entstanden waren.

(6) Kostenschuldner ist

1. (weggefallen)

2. in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4, 6 bis 8, wer durch einen Antrag die Tatigkeit der
Regulierungsbehorde veranlasst hat, oder derjenige, gegen den eine Verfliigung der Regulierungsbehoérde
ergangen ist;

2a. inden Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5 der Antragsteller, wenn der Antrag abgelehnt wird, oder
der Netzbetreiber, gegen den eine Verfliigung nach § 31 Absatz 3 ergangen ist; wird der Antrag teilweise
abgelehnt, sind die Kosten verhaltnismaRig zu teilen; einem Beteiligten kédnnen die Kosten ganz auferlegt
werden, wenn der andere Beteiligte nur zu einem geringen Teil unterlegen ist; erklaren die Beteiligten
Ubereinstimmend die Sache fir erledigt, tragen sie die Kosten zu gleichen Teilen;

3. in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 9, wer die Herstellung der Abschriften oder die Herausgabe
von Daten nach § 12f Absatz 2 veranlasst hat;
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4, in den Fallen des Absatzes 1 Satz 4 derjenige, dem die Regulierungsbehérde die Entscheidung oder einen
schriftlichen Hinweis auf die 6ffentliche Bekanntmachung formlich zugestellt hat;
5. in den Fallen des Absatzes 2a der Betreiber von Energieversorgungsnetzen, gegen den ein

Missbrauchsverfahren nach § 30 Absatz 2 bereits eingeleitet war.

Kostenschuldner ist auch, wer die Zahlung der Kosten durch eine vor der Regulierungsbehérde abgegebene oder
ihr mitgeteilte Erklarung ibernommen hat oder wer fur die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.

(7) Eine Festsetzung von Kosten ist bis zum Ablauf des vierten Kalenderjahres nach Entstehung der Schuld
zulassig (Festsetzungsverjahrung). Wird vor Ablauf der Frist ein Antrag auf Aufhebung oder Anderung der
Festsetzung gestellt, ist die Festsetzungsfrist so lange gehemmt, bis Gber den Antrag unanfechtbar entschieden
wurde. Der Anspruch auf Zahlung von Kosten verjahrt mit Ablauf des funften Kalenderjahres nach der Festsetzung
(Zahlungsverjahrung). Im Ubrigen gilt § 20 des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14. August 2013
geltenden Fassung.

(8) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Gebuhrensatze
und die Erhebung der Geblhren vom Gebuhrenschuldner in Durchfihrung der Vorschriften der Absatze 1 bis 6
sowie die Erstattung der Auslagen flr die in § 73 Abs. 1 Satz 4 und § 74 Satz 1 bezeichneten Bekanntmachungen
und Verdffentlichungen zu regeln, soweit es die Bundesnetzagentur betrifft. Hierbei kann geregelt werden, auf
welche Weise der wirtschaftliche Wert des Gegenstandes der jeweiligen Amtshandlung zu ermitteln ist. Des
Weiteren kénnen in der Verordnung auch Vorschriften Gber die Kostenbefreiung von juristischen Personen des
offentlichen Rechts, Uber die Verjahrung sowie Uber die Kostenerhebung vorgesehen werden.

(8a) Fur die Amtshandlungen der Landesregulierungsbehdrden werden die Bestimmungen nach Absatz 8 durch
Landesrecht getroffen.

(9) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates das Nahere Uber die Erstattung der durch das Verfahren vor der Regulierungsbehdérde
entstehenden Kosten nach den Grundsatzen des § 90 zu bestimmen.

(10) Fir Leistungen der Regulierungsbehdérde in Bundeszusténdigkeit gilt im Ubrigen das
Verwaltungskostengesetz in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung.

FuBnote

(+++ § 91: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)
§ 92 (weggefallen)
§ 93 Mitteilung der Bundesnetzagentur

Die Bundesnetzagentur verdffentlicht einen jahrlichen Uberblick Gber ihre Verwaltungskosten und die insgesamt
eingenommenen Abgaben. Soweit erforderlich, werden Gebihren- und Beitragssatze in den Verordnungen nach §
91 Abs. 8 und § 92 Abs. 3 fUr die Zukunft angepasst.

FuBnote
(+++ § 93: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

Abschnitt 5
Sanktionen, BuRgeldverfahren

FuBnote
(+++ Abschn. 5: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 94 Zwangsgeld

Die Regulierungsbehérde kann ihre Anordnungen nach den fur die Vollstreckung von Verwaltungsmanahmen
geltenden Vorschriften durchsetzen. Sie kann auch Zwangsmittel gegen juristische Personen des 6ffentlichen
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Rechts anwenden. Die Hdhe des Zwangsgeldes betragt mindestens 1 000 Euro und héchstens zehn Millionen

Euro.

FuBBnote

(+++ § 94: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 95 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

1a.
1b.

1c.

1d.

2.

2a.

2b.

3a.

3b.

3c.

3d.

3e.

3f.

39.
3h.

3i.

ohne Genehmigung nach § 4 Abs. 1 ein Energieversorgungsnetz betreibt,
ohne eine Zertifizierung nach § 4a Absatz 1 Satz 1 ein Transportnetz betreibt,

entgegen § 4c Satz 1 oder Satz 2 die Regulierungsbehdrde nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig unterrichtet,

entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz, § 13b Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz oder § 113c Absatz 3
Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erstattet,

entgegen § 5 Absatz 2 Satz 3 die Tatigkeit beendet,

entgegen § 5 Absatz 3 Satz 1 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
vornimmt,

entgegen § 11 Absatz 1a oder 1b den Katalog von Sicherheitsanforderungen nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig einhalt,

entgegen § 11 Absatz 1c eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
vornimmt,

einer vollziehbaren Anordnung nach

a) § 5 Absatz 4 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 1, § 12c Absatz 1 Satz 2, § 15a Absatz 3 Satz 5, § 65 Abs. 1
oder 2 oder § 69 Absatz 7 Satz 1, Absatz 8 Satz 1 oder Absatz 11 Satz 1 oder Satz 2 oder

b) § 30 Abs. 2
zuwiderhandelt,

entgegen § 5a Absatz 1 Satz 1 dort genannten Daten nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig Gbermittelt,

entgegen § 12b Absatz 5, § 12c Absatz 5 oder § 15a Absatz 1 Satz 1 einen Entwurf oder einen
Netzentwicklungsplan nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 12g Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 einen Bericht
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 12g Absatz 2 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 einen Sicherheitsplan
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erstellt oder einen Sicherheitsbeauftragten
nicht oder nicht rechtzeitig bestimmt,

(weggefallen)
entgegen § 13b Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 5 Satz 1 eine dort genannte Anlage stilllegt,
entgegen § 13e Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 Erzeugungsleistung oder Erzeugungsarbeit veraulSert,

entgegen § 13e Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 oder § 13g Absatz 1 Satz 1 oder 3 eine dort genannte Anlage
nicht oder nicht rechtzeitig stilllegt,

entgegen § 13g Absatz 4 Satz 1 Strom erzeugt,
entgegen § 30 Abs. 1 Satz 1 eine Marktstellung missbraucht oder
einer Rechtsverordnung nach

a) § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, § 24 Satz 1 Nr. 1 oder § 27 Satz 5, soweit die Rechtsverordnung
Verpflichtungen zur Mitteilung, Geheimhaltung, Mitwirkung oder Veréffentlichung enthalt,

b) § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, § 21a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3, § 24 Satz 1 Nr. 2 oder 3 oder § 29 Abs. 3,
c) § 49 Abs. 4 oder § 50,
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d) § 50f Absatz 1,
e) § 111f Nummer 1 bis 3, 5 bis 7, 10 oder Nummer 14 Buchstabe b oder
f) § 111f Nummer 8 Buchstabe a oder Buchstabe b, Nummer 9 oder Nummer 13

oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die
Rechtsverordnung fur einen bestimmten Tatbestand auf diese BulRgeldvorschrift verweist.

(1a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig
1. entgegen § 5b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 eine andere Person in Kenntnis setzt oder

2. entgegen § 12 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 eine dort genannte Information nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig Ubermittelt.

(1b) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen Artikel 5 in Verbindung mit Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a der
Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Europadischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 (ber die
Integritat und Transparenz des Energiegrohandelsmarkts (ABI. L 326 vom 8.12.2011, S. 1) eine Marktmanipulation
auf einem EnergiegroBhandelsmarkt vornimmt.

(1c) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 verstdéRt, indem er vorsatzlich oder
leichtfertig
1. als Person nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e

a) entgegen Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b eine Insiderinformation an Dritte weitergibt oder

b) entgegen Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c einer anderen Person empfiehlt oder sie dazu verleitet, ein
EnergiegroBhandelsprodukt zu erwerben oder zu veraullern,

2. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 eine Insiderinformation nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht
unverzlglich nach Kenntniserlangung bekannt gibt,

3. entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 eine Insiderinformation nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig Ubermittelt,

4, entgegen Artikel 4 Absatz 3 Satz 1 die Bekanntgabe einer Insiderinformation nicht sicherstellt,

entgegen Artikel 4 Absatz 3 Satz 2 nicht dafiir sorgt, dass eine Insiderinformation bekannt gegeben wird,

entgegen Artikel 5 in Verbindung mit Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b Satz 1 eine Marktmanipulation auf
einem EnergiegroBhandelsmarkt vornimmt,

7. entgegen Artikel 8 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit einer Verordnung nach Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 eine
dort genannte Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig Ubermittelt,

8. entgegen Artikel 8 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit einer Verordnung nach Artikel 8 Absatz 6 Satz 1 eine
dort genannte Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig Ubermittelt oder

9. entgegen Artikel 15 Absatz 1 die Bundesnetzagentur als nationale Regulierungsbehdrde nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig informiert.

(1d) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 verstoRt, indem er vorsatzlich oder
fahrlassig

1. entgegen Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 sich nicht oder nicht rechtzeitig bei der Bundesnetzagentur registrieren
lasst oder
2. entgegen Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 sich bei mehr als einer nationalen Regulierungsbehérde registrieren lasst.

(1e) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2019/943 des Europaischen Parlaments und des
Rates verstoRt, indem er vorsatzlich oder fahrlassig die den Marktteilnehmern zur Verfligung zu stellende
Verbindungskapazitat zwischen Gebotszonen Uber das nach Artikel 15 Absatz 2 und Artikel 16 Absatz 3, 4, 8 und 9
der Verordnung (EU) 2019/943 des Europaischen Parlaments und des Rates vorgesehene Mal§ hinaus einschrankt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 3f bis 3i mit einer GeldbuRe bis zu finf

Millionen Euro, in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1a, 1d, 3 Buchstabe b, Nummer 4 und 5 Buchstabe b, der
Absatze 1b und 1c Nummer 2 und 6 mit einer Geldbule bis zu einer Million Euro, Uber diesen Betrag hinaus bis
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zur dreifachen Hohe des durch die Zuwiderhandlung erlangten Mehrerléses, in den Fallen des Absatzes 1 Nummer
5 Buchstabe f mit einer GeldbulRe bis zu dreihunderttausend Euro, in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 2 und

5 Buchstabe e mit einer GeldbuRe bis zu funfzigtausend Euro, in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 5 Buchstabe a
sowie des Absatzes 1a Nummer 2 und des Absatzes 1¢ Nummer 7 und 8 mit einer GeldbuRe bis zu zehntausend
Euro und in den Gbrigen Fallen mit einer GeldbuRe bis zu hunderttausend Euro geahndet werden. Die Hdhe des
Mehrerléses kann geschatzt werden. Gegenuber einem Transportnetzbetreiber oder gegeniber einem vertikal
integrierten Unternehmen kann Uber Satz 1 hinaus in Fallen des Absatzes 1 Nummer 3 Buchstabe b und des
Absatzes 1le eine hohere GeldbuBe verhangt werden. Diese darf

1. in Fallen des Absatzes 1 Nummer 3 Buchstabe b 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den der
Transportnetzbetreiber oder das vertikal integrierte Unternehmen in dem der Behérdenentscheidung
vorausgegangenen Geschaftsjahr weltweit erzielt hat, nicht Ubersteigen oder

2. in Fallen des Absatzes 1e 10 Prozent des Gesamtumsatzes, den der Transportnetzbetreiber oder das
vertikal integrierte Unternehmen in dem der Behérdenentscheidung vorausgegangenen Geschaftsjahr
weltweit erzielt hat, abzuglich der Umlagen nach § 12 des Energiefinanzierungsgesetzes nicht
Ubersteigen.

Die HGhe des Gesamtumsatzes kann geschatzt werden. Ein durch die Zuwiderhandlung erlangter Mehrerlds bleibt
unbericksichtigt.

(3) Die Regulierungsbehdérde kann allgemeine Verwaltungsgrundsatze Gber die Austbung ihres Ermessens bei der
Bemessung der GeldbufRe festlegen.

(4) Die Verjahrung der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 richtet sich nach den Vorschriften
des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten. Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe b und Nummer 4 und 5 verjahrt in fUnf Jahren.

(5) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist in den
Fallen des Absatzes 1 Nummer 2b das Bundesamt flr Sicherheit in der Informationstechnik, im Ubrigen die nach §
54 zustandige Behdorde.

FuBnote

(+++ § 95: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)
(++4++ § 95 Abs. 1: Anderungsanweisung Art. 1 Nr. 60 Buchst. a DBuchst. aa G v. 26.7.2011 1 1554 mWv 4.8.2011
nicht ausgefuhrt, fihrt zu textlichen Unstimmigkeiten ++4)

§ 95a Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine in § 95 Absatz 1b oder Absatz 1c
Nummer 6 bezeichnete vorsatzliche Handlung begeht und dadurch auf den Preis eines EnergiegroShandelsprodukts
einwirkt.

(2) Ebenso wird bestraft, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 25. Oktober 2011 uber die Integritat und Transparenz des EnergiegroShandelsmarkts (ABI. L 326 vom
8.12.2011, S. 1) verstolt, indem er

1. entgegen Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a eine Insiderinformation nutzt oder
2. als Person nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a, b, ¢ oder Buchstabe d oder Absatz 5
a) entgegen Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b eine Insiderinformation an Dritte weitergibt oder

b) entgegen Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c einer anderen Person empfiehlt oder sie dazu verleitet, ein
EnergiegroBhandelsprodukt zu erwerben oder zu veraulern.

(3) In den Fallen des Absatzes 2 ist der Versuch strafbar.

(4) Handelt der Tater in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder Geldstrafe.

FuBBnote

(+++ § 95a: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)
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§ 95b Strafvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 12 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 nicht sicherstellt, dass ein Betriebs- und Geschaftsgeheimnis
ausschlieBlich in der dort genannten Weise genutzt wird, oder

2. eine in § 95 Absatz 1b oder Absatz 1c Nummer 2 oder Nummer 6 bezeichnete vorsatzliche Handlung
beharrlich wiederholt.

FuBnote

(+++ § 95b: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)

§ 96 Zustandigkeit fir Verfahren wegen der Festsetzung einer GeldbuBe gegen eine juristische
Person oder Personenvereinigung

Die Regulierungsbehorde ist flir Verfahren wegen der Festsetzung einer GeldbulSe gegen eine juristische Person
oder Personenvereinigung (§ 30 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten) in Fallen ausschlieBlich zustandig,
denen

1. eine Straftat, die auch den Tatbestand des § 95 Abs. 1 Nr. 4 verwirklicht, oder

2. eine vorsatzliche oder fahrlassige Ordnungswidrigkeit nach § 130 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten, bei der eine mit Strafe bedrohte Pflichtverletzung auch den Tatbestand des § 95
Abs. 1 Nr. 4 verwirklicht,

zugrunde liegt. Dies gilt nicht, wenn die Behérde das § 30 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten betreffende
Verfahren an die Staatsanwaltschaft abgibt.

FuBBnote

(+++ § 96: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)
§ 97 Zustandigkeiten im gerichtlichen BuBgeldverfahren

Sofern die Regulierungsbehdérde als Verwaltungsbehdrde des Vorverfahrens tatig war, erfolgt die Vollstreckung
der GeldbuBRe und des Geldbetrages, dessen Einziehung nach § 29a des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten
angeordnet wurde, durch die Regulierungsbehdrde als Vollstreckungsbehdrde auf Grund einer von dem
Urkundsbeamten der Geschaftsstelle des Gerichts zu erteilenden, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit
versehenen beglaubigten Abschrift der Urteilsformel entsprechend den Vorschriften tber die Vollstreckung

von BuBgeldbescheiden. Die GeldbuBen und die Geldbetrage, deren Einziehung nach § 29a des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten angeordnet wurde, flieBen der Bundeskasse zu, die auch die der Staatskasse auferlegten
Kosten tragt.

§ 98 Zustandigkeit des Oberlandesgerichts im gerichtlichen Verfahren

(1) Im gerichtlichen Verfahren wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 95 entscheidet das Oberlandesgericht,

in dessen Bezirk die zustandige Regulierungsbehdrde ihren Sitz hat; es entscheidet auch Uber einen Antrag auf
gerichtliche Entscheidung (§ 62 des Gesetzes lber Ordnungswidrigkeiten) in den Fallen des § 52 Abs. 2 Satz 3 und
des § 69 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten. § 140 Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung in
Verbindung mit § 46 Abs. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten findet keine Anwendung.

(2) Das Oberlandesgericht entscheidet in der Besetzung von drei Mitgliedern mit Einschluss des vorsitzenden
Mitglieds.

FuBnote

(+++ § 98: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)

§ 99 Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof

Uber die Rechtsbeschwerde (§ 79 des Gesetzes liber Ordnungswidrigkeiten) entscheidet der Bundesgerichtshof.
Hebt er die angefochtene Entscheidung auf, ohne in der Sache selbst zu entscheiden, so verweist er die Sache an
das Oberlandesgericht, dessen Entscheidung aufgehoben wird, zurlick.
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FuBnote
(+++ § 99: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)
§ 100 Wiederaufnahmeverfahren gegen BuRgeldbescheid

Im Wiederaufnahmeverfahren gegen den BuBgeldbescheid der Regulierungsbehodrde (§ 85 Abs. 4 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten) entscheidet das nach § 98 zustandige Gericht.

FuBnote
(+++ § 100: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)
§ 101 Gerichtliche Entscheidungen bei der Vollstreckung

Die bei der Vollstreckung notwendig werdenden gerichtlichen Entscheidungen (§ 104 des Gesetzes lber
Ordnungswidrigkeiten) werden von dem nach § 98 zustandigen Gericht erlassen.

FuBnote

(+++ § 101: Zur Anwendung vgl. § 76 Abs. 4 MessbG +++)

Abschnitt 6
Burgerliche Rechtsstreitigkeiten

FuBnote
(+++ Abschn. 6: Zur Anwendung mit Ausnahme d. § 105 vgl. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 102 AusschlieBliche Zustandigkeit der Landgerichte

(1) Fur burgerliche Rechtsstreitigkeiten, die sich aus diesem Gesetz ergeben, sind ohne Ricksicht auf den Wert
des Streitgegenstandes die Landgerichte ausschlieBlich zustandig. Satz 1 gilt auch, wenn die Entscheidung eines
Rechtsstreits ganz oder teilweise von einer Entscheidung abhangt, die nach diesem Gesetz zu treffen ist.

(2) Die Rechtsstreitigkeiten sind Handelssachen im Sinne der §§ 93 bis 114 des Gerichtsverfassungsgesetzes.
FuBnote

(+++ § 102: Zur Anwendung vgl. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 103 Zustandigkeit eines Landgerichts fiir mehrere Gerichtsbezirke

(1) Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung burgerliche Rechtsstreitigkeiten, fir
die nach § 102 ausschlieBlich die Landgerichte zustandig sind, einem Landgericht fir die Bezirke mehrerer
Landgerichte zuzuweisen, wenn eine solche Zusammenfassung der Rechtspflege, insbesondere der Sicherung
einer einheitlichen Rechtsprechung, dienlich ist. Die Landesregierungen kénnen die Ermachtigung auf die
Landesjustizverwaltungen Ubertragen.

(2) Durch Staatsvertrage zwischen Landern kann die Zustandigkeit eines Landgerichts flir einzelne Bezirke oder
das gesamte Gebiet mehrerer Lander begriindet werden.

(3) Die Parteien kénnen sich vor den nach den Absatzen 1 und 2 bestimmten Gerichten auch anwaltlich durch
Personen vertreten lassen, die bei dem Gericht zugelassen sind, vor das der Rechtsstreit ohne die Regelung nach
den Absatzen 1 und 2 gehdéren wirde.

FuBnote

(+++ §103: Zur Anwendung vgl. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

§ 104 Benachrichtigung und Beteiligung der Regulierungshehorde
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(1) Das Gericht hat die Regulierungsbehérde Uber alle Rechtsstreitigkeiten nach § 102 Abs. 1 zu unterrichten. Das
Gericht hat der Regulierungsbehérde auf Verlangen Abschriften von allen Schriftsatzen, Protokollen, Verfigungen
und Entscheidungen zu Gbersenden.

(2) Der Prasident oder die Prasidentin der Regulierungsbehdrde kann, wenn er oder sie es zur Wahrung des
offentlichen Interesses als angemessen erachtet, aus den Mitgliedern der Regulierungsbehérde eine Vertretung
bestellen, die befugt ist, dem Gericht schriftliche Erkldrungen abzugeben, auf Tatsachen und Beweismittel
hinzuweisen, den Terminen beizuwohnen, in ihnen Ausfihrungen zu machen und Fragen an Parteien, Zeugen
und Sachverstandige zu richten. Schriftliche Erklarungen der vertretenden Personen sind den Parteien von dem
Gericht mitzuteilen.

FuBBnote

(+++ § 104: Zur Anwendung vgl. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 105 Streitwertanpassung

(1) Macht in einer Rechtsstreitigkeit, in der ein Anspruch nach dem § 32 geltend gemacht wird, eine Partei
glaubhaft, dass die Belastung mit den Prozesskosten nach dem vollen Streitwert ihre wirtschaftliche Lage
erheblich gefahrden wurde, so kann das Gericht auf ihren Antrag anordnen, dass die Verpflichtung dieser Partei
zur Zahlung von Gerichtskosten sich nach einem ihrer Wirtschaftslage angepassten Teil des Streitwerts bemisst.
Das Gericht kann die Anordnung davon abhangig machen, dass die Partei glaubhaft macht, dass die von ihr zu
tragenden Kosten des Rechtsstreits weder unmittelbar noch mittelbar von einem Dritten Gbernommen werden.
Die Anordnung hat zur Folge, dass die begunstigte Partei die Gebuhren ihres Rechtsanwalts ebenfalls nur nach
diesem Teil des Streitwerts zu entrichten hat. Soweit ihr Kosten des Rechtsstreits auferlegt werden oder soweit
sie diese Ubernimmt, hat sie die von dem Gegner entrichteten Gerichtsgeblihren und die Gebuhren seines
Rechtsanwalts nur nach dem Teil des Streitwerts zu erstatten. Soweit die auBergerichtlichen Kosten dem Gegner
auferlegt oder von ihm Gdbernommen werden, kann der Rechtsanwalt der beginstigten Partei seine Geblihren von
dem Gegner nach dem flr diesen geltenden Streitwert beitreiben.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 kann vor der Geschaftsstelle des Gerichts zur Niederschrift erklart werden. Er ist
vor der Verhandlung zur Hauptsache anzubringen. Danach ist er nur zulassig, wenn der angenommene oder
festgesetzte Streitwert spater durch das Gericht heraufgesetzt wird. Vor der Entscheidung Gber den Antrag ist der
Gegner zu héren.

Abschnitt 7
Gemeinsame Bestimmungen fiir das gerichtliche Verfahren

FuBnote
(+++ Abschn. 7: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 106 Zustandiger Senat beim Oberlandesgericht

(1) Die nach § 91 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen bei den Oberlandesgerichten gebildeten
Kartellsenate entscheiden Uber die nach diesem Gesetz den Oberlandesgerichten zugewiesenen Rechtssachen, in
den Fallen des § 102 Uber die Berufung gegen Endurteile und die Beschwerde gegen sonstige Entscheidungen in
birgerlichen Rechtsstreitigkeiten sowie Uber Verbandsklagen nach dem Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetz,
die Anspruche und Rechtsverhaltnisse in den in § 102 aufgeflhrten blrgerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffen.

(2) Die §§ 92 und 93 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen gelten entsprechend.
FuBnote

(+++ § 106: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 107 Zustandiger Senat beim Bundesgerichtshof

(1) Der nach § 94 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen beim Bundesgerichtshof gebildete
Kartellsenat entscheidet Gber folgende Rechtsmittel:
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1. in Verwaltungssachen Uber die Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen der Oberlandesgerichte (§§ 86
und 88) und Uber die Nichtzulassungsbeschwerde (§ 87);

in BuBgeldverfahren Uber die Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen der Oberlandesgerichte (§ 99);
3. in blrgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die sich aus diesem Gesetz ergeben,

a) Uber die Revision einschlieflich der Nichtzulassungsbeschwerde gegen Endurteile der
Oberlandesgerichte,

b) Uber die Sprungrevision gegen Endurteile der Landgerichte,
) Uber die Rechtsbeschwerde gegen Beschliisse der Oberlandesgerichte in den Fallen des § 574 Abs.
1 der Zivilprozessordnung;
4, in Verbandsklageverfahren nach dem Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetz, die Anspriiche und
Rechtsverhaltnisse in den in § 102 aufgefihrten blrgerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffen,

a) Uber die Revision gegen Urteile der Oberlandesgerichte und

b) Uber die Rechtsbeschwerde gegen Beschlisse der Oberlandesgerichte in den Fallen des § 574
Absatz 1 der Zivilprozessordnung.

(2) § 94 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen gilt entsprechend.

FuBnote

(+++ § 107: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)
§ 108 AusschlieBliche Zustandigkeit

Die Zustandigkeit der nach diesem Gesetz zur Entscheidung berufenen Gerichte ist ausschlieflich.

FuBnote
(+++ § 108: Zur Anwendung vgl. § 78 Abs. 1 WindSeeG, § 76 Abs. 4 MessbG u. § 61 Abs. 3 Satz 1 KVBG +++)

Teil 9
Sonstige Vorschriften

§ 109 Unternehmen der 6ffentlichen Hand, Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz findet auch Anwendung auf Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum der 6ffentlichen
Hand stehen oder die von ihr verwaltet oder betrieben werden.

(2) Dieses Gesetz findet Anwendung auf alle Verhaltensweisen, die sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes
auswirken, auch wenn sie auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes veranlasst werden.

§ 110 Geschlossene Verteilernetze

(1) § 7 Absatz 1 Satz 2, § 7c Absatz 1, die §§ 12h, 14 Absatz 2, die §§ 14a, 14c, 14d, 14e, 18, 19, 214, 22 Absatz 1,
die §§ 23a und 32 Absatz 2 sowie die §§ 33, 35 und 52 sind auf den Betrieb eines geschlossenen Verteilernetzes
nicht anzuwenden.

(2) Die Regulierungsbehdrde stuft ein Energieversorgungsnetz, mit dem Energie zum Zwecke der Erméglichung
der Versorgung von Kunden in einem geografisch begrenzten Industrie- oder Gewerbegebiet oder einem Gebiet
verteilt wird, in dem Leistungen gemeinsam genutzt werden, als geschlossenes Verteilernetz ein, wenn

1. die Tatigkeiten oder Produktionsverfahren der Anschlussnutzer dieses Netzes aus konkreten technischen
oder sicherheitstechnischen Griinden verknupft sind oder

2. mit dem Netz in erster Linie Energie an den Netzeigentlimer oder -betreiber oder an mit diesen
verbundene Unternehmen verteilt wird; malgeblich ist der Durchschnitt der letzten drei Kalenderjahre;
gesicherte Erkenntnisse ber klnftige Anteile sind zu berlcksichtigen.

Die Einstufung erfolgt nur, wenn keine Letztverbraucher, die Energie fur den Eigenverbrauch im Haushalt
kaufen, Uber das Netz versorgt werden oder nur eine geringe Zahl von solchen Letztverbrauchern, wenn diese

- Seite 179 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

ein Beschaftigungsverhaltnis oder eine vergleichbare Beziehung zum Eigentimer oder Betreiber des Netzes
unterhalten.

(3) Die Einstufung erfolgt auf Antrag des Netzbetreibers. Der Antrag muss folgende Angaben enthalten:
1 Firma und Sitz des Netzbetreibers und des Netzeigentimers,

2 Angaben nach § 23c Absatz 1 oder § 23¢ Absatz 4 Nummer 1 bis 5,

3. Anzahl der versorgten Haushaltskunden,
4

vorgelagertes Netz einschlieRlich der Spannung oder des Drucks, mit der oder dem das Verteilernetz
angeschlossen ist,

5. weitere Verteilernetze, die der Netzbetreiber betreibt.

Das Verteilernetz gilt ab vollstandiger Antragstellung bis zur Entscheidung der Regulierungsbehdrde als
geschlossenes Verteilernetz.

(4) Jeder Netznutzer eines geschlossenen Verteilernetzes kann eine Uberprifung der Entgelte durch die
Regulierungsbehorde verlangen; § 31 findet insoweit keine Anwendung. Es wird vermutet, dass die Bestimmung
der Netznutzungsentgelte den rechtlichen Vorgaben entspricht, wenn der Betreiber des geschlossenen
Verteilernetzes kein héheres Entgelt fordert als der Betreiber des vorgelagerten Energieversorgungsnetzes flr

die Nutzung des an das geschlossene Verteilernetz angrenzenden Energieversorgungsnetzes der allgemeinen
Versorgung auf gleicher Netz-oder Umspannebene; grenzen mehrere Energieversorgungsnetze der allgemeinen
Versorgung auf gleicher Netz- oder Umspannebene an, ist das niedrigste Entgelt maRgeblich. § 31 Absatz 1, 2 und
4 sowie § 32 Absatz 1 und 3 bis 5 finden entsprechend Anwendung.

§ 111 Verhaltnis zum Gesetz gegen Wetthewerbsbeschrankungen

(1) Die §§ 19, 20 und 29 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen sind nicht anzuwenden, soweit durch
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Rechtsverordnungen ausdricklich abschliefende
Regelungen getroffen werden. Die Aufgaben und Zustandigkeiten der Kartellbehdrden bleiben unberihrt.

(2) Die Bestimmungen des Teiles 3 und die auf Grundlage dieser Bestimmungen erlassenen Rechtsverordnungen
sind abschlieBende Regelungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1.

(3) In Verfahren der Kartellbehdrden nach den §§ 19, 20 und 29 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen, die Preise von Energieversorgungsunternehmen fir die Belieferung von
Letztverbrauchern betreffen, deren tatsachlicher oder kalkulatorischer Bestandteil Netzzugangsentgelte im Sinne
des § 20 Abs. 1 sind, sind die von Betreibern von Energieversorgungsnetzen nach § 20 Abs. 1 verdffentlichten
Netzzugangsentgelte als rechtmaRig zugrunde zu legen, soweit nicht ein anderes durch eine sofort vollziehbare
oder bestandskraftige Entscheidung der Regulierungsbehdrde oder ein rechtskraftiges Urteil festgestellt worden
ist.

§ 111a Verbraucherbeschwerden

Energieversorgungsunternehmen, Messstellenbetreiber und Messdienstleister (Unternehmen) sind

verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 des Biirgerlichen Gesetzesbuchs
(Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitat von Leistungen des Unternehmens
(Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie

die Messung der Energie betreffen, innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu
beantworten. Wird der Verbraucherbeschwerde durch das Unternehmen nicht abgeholfen, hat das Unternehmen
die Griinde in Textform darzulegen und auf das Schlichtungsverfahren nach § 111b unter Angabe der Anschrift
und der Webseite der Schlichtungsstelle hinzuweisen. Das Unternehmen hat zugleich anzugeben, dass es

zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren verpflichtet ist. Das Unternehmen hat auf seiner Webseite auf das
Schlichtungsverfahren nach § 111b, die Anschrift und die Webseite der Schlichtungsstelle sowie seine Pflicht

zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren hinzuweisen. Das mit der Beanstandung befasste Unternehmen hat
andere Unternehmen, die an der Belieferung des beanstandenden Verbrauchers beziiglich des Anschlusses an
das Versorgungsnetz, der Belieferung mit Energie oder der Messung der Energie beteiligt sind, Gber den Inhalt der
Beschwerde zu informieren, wenn diese Unternehmen der Verbraucherbeschwerde abhelfen kdnnen.

§ 111b Schlichtungsstelle, Verordnungsermachtigung

(1) Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen und Verbrauchern Gber den Anschluss an
das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie kann die anerkannte
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oder beauftragte Schlichtungsstelle angerufen werden. Sofern ein Verbraucher eine Schlichtung bei der
Schlichtungsstelle beantragt, ist das Unternehmen verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen.
Der Antrag des Verbrauchers auf Einleitung des Schlichtungsverfahrens ist erst zuldssig, wenn das Unternehmen
im Verfahren nach § 111a der Verbraucherbeschwerde nicht abgeholfen hat. Die Schlichtungsstelle kann

andere Unternehmen, die an der Belieferung des den Antrag nach Satz 2 stellenden Verbrauchers bezlglich des
Anschlusses an das Versorgungsnetz, der Belieferung mit Energie oder der Messung der Energie beteiligt sind,
als Beteiligte im Schlichtungsverfahren hinzuziehen. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein
anderes Verfahren nach diesem Gesetz zu beantragen, bleibt unberthrt.

(2) Sofern wegen eines Anspruchs, der durch das Schlichtungsverfahren betroffen ist, ein Mahnverfahren
eingeleitet wurde, soll der das Mahnverfahren betreibende Beteiligte auf Veranlassung der Schlichtungsstelle das
Ruhen des Mahnverfahrens bewirken.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und flr Verbraucherschutz eine privatrechtlich organisierte Einrichtung als zentrale Schlichtungsstelle

zur auBergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten nach Absatz 1 anerkennen. Die Anerkennung ist im
Bundesanzeiger bekannt zu machen und der Zentralen Anlaufstelle fir Verbraucherschlichtung nach § 32 Absatz
2 und 4 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes vom 19. Februar 2016 (BGBI. | S. 254), das durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 30. November 2019 (BGBI. | S. 1942) geandert worden ist, mitzuteilen.

(4) Eine privatrechtlich organisierte Einrichtung kann nach Absatz 3 Satz 1 als Schlichtungsstelle anerkannt
werden, wenn sie die Voraussetzungen fur eine Anerkennung als Verbraucherschlichtungsstelle nach dem
Verbraucherstreitbeilegungsgesetz erflllt, soweit das Energiewirtschaftsgesetz keine abweichenden Regelungen
trifft.

(5) Die anerkannte Schlichtungsstelle hat dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie und dem
Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz jahrlich Gber ihre Organisations- und Finanzstruktur zu
berichten. § 34 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes bleibt unberihrt.

(6) Die anerkannte Schlichtungsstelle kann fiir ein Schlichtungsverfahren von den nach Absatz 1 Satz 2 und
4 beteiligten Unternehmen ein Entgelt erheben. Die H6he des Entgelts nach Satz 1 muss im Verhaltnis zum
Aufwand der anerkannten Schlichtungsstelle angemessen sein und den ordnungsgemalien Geschaftsbetrieb
sicherstellen. Bei offensichtlich missbrauchlichen Antragen nach Absatz 1 Satz 2 kann auch von dem
Verbraucher ein Entgelt verlangt werden, welches 30 Euro nicht Uberschreiten darf. Einwande gegen
Rechnungen berechtigen gegenlber der anerkannten Schlichtungsstelle zum Zahlungsaufschub oder zur
Zahlungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Mdglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. Fur
Streitigkeiten Uber Schlichtungsentgelte ist 6rtlich ausschlieBlich das Gericht zustandig, in dessen Bezirk die
anerkannte Schlichtungsstelle ihren Sitz hat.

(7) Solange keine privatrechtlich organisierte Einrichtung als Schlichtungsstelle nach Absatz 4 anerkannt

worden ist, hat das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die Aufgaben der Schlichtungsstelle durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz ohne
Zustimmung des Bundesrates einer Bundesoberbehdrde oder Bundesanstalt (beauftragte Schlichtungsstelle)
zuzuweisen und deren Verfahren sowie die Erhebung von Gebihren und Auslagen zu regeln. Soweit dieses Gesetz
keine abweichenden Regelungen trifft, muss die beauftragte Schlichtungsstelle die Anforderungen nach dem
Verbraucherstreitbeilegungsgesetz erfillen.

(8) Die anerkannte und die beauftragte Schlichtungsstelle sind Verbraucherschlichtungsstellen nach dem
Verbraucherstreitbeilegungsgesetz. Das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz ist anzuwenden, soweit das
Energiewirtschaftsgesetz keine abweichenden Regelungen trifft. Die Schlichtungsstellen sollen regelmalig
Schlichtungsvorschlage von allgemeinem Interesse flr den Verbraucher auf ihrer Webseite verdéffentlichen.

(9) Die Befugnisse der Regulierungsbehdrden auf der Grundlage dieses Gesetzes sowie der Kartellbehérden auf
Grundlage des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen bleiben unberihrt.

§ 111c Zusammentreffen von Schlichtungsverfahren und Missbrauchs- oder Aufsichtsverfahren

(1) Erhalt die Schlichtungsstelle Kenntnis davon, dass gegen den Betreiber eines Energieversorgungsnetzes im
Zusammenhang mit dem Sachverhalt, der einem Antrag auf Durchfiihrung eines Schlichtungsverfahrens nach §
111b zugrunde liegt, ein Missbrauchsverfahren nach § 30 Absatz 2 oder ein besonderes Missbrauchsverfahren

nach § 31 oder gegen ein Unternehmen (§ 111a Satz 1) ein Aufsichtsverfahren nach § 65 eingeleitet worden ist,
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ist das Schlichtungsverfahren auszusetzen. Die Schlichtungsstelle teilt den Parteien mit, dass sich die Dauer des
Schlichtungsverfahrens wegen besonderer Schwierigkeit der Streitigkeit verlangert.

(2) Das nach Absatz 1 ausgesetzte Schlichtungsverfahren ist mit Abschluss des Missbrauchsverfahrens oder
Aufsichtsverfahrens unverziiglich fortzusetzen.

(3) Die Schlichtungsstelle und die Regulierungsbehérden kédnnen untereinander Informationen einschlieRlich
personenbezogener Daten Uber anhangige Schlichtungs- und Missbrauchsverfahren austauschen, soweit dies zur
Erflllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderlich ist. Es ist sicherzustellen, dass die Vertraulichkeit wirtschaftlich
sensibler Daten im Sinne des § 6a gewahrt wird.

Teil 9a
Transparenz

§ 111d Einrichtung einer nationalen Informationsplattform

(1) Die Bundesnetzagentur errichtet und betreibt spatestens ab dem 1. Juli 2017 eine elektronische Plattform, um
der Offentlichkeit jederzeit die aktuellen Informationen insbesondere zu der Erzeugung von Elektrizitat, der Last,
der Menge der Im- und Exporte von Elektrizitat, der Verfugbarkeit von Netzen und von Energieerzeugungsanlagen
sowie zu Kapazitaten und der Verfligbarkeit von grenziiberschreitenden Verbindungsleitungen zur Verfigung

zu stellen (nationale Informationsplattform). Zu dem Zweck nach Satz 1 veréffentlicht sie auf der nationalen
Informationsplattform in einer fir die Gebotszone der Bundesrepublik Deutschland aggregierten Form
insbesondere die Daten, die

1. von den Betreibern von Ubertragungsnetzen nach Artikel 4 Absatz 1 in Verbindung mit den Artikeln
6 bis 17 der Verordnung (EU) Nr. 543/2013 der Kommission vom 14. Juni 2013 iiber die Ubermittiung
und die Veréffentlichung von Daten in Strommarkten und zur Anderung des Anhangs | der Verordnung
(EG) Nr. 714/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates (ABI. L 163 vom 15.6.2013, S. 1;
Transparenzverordnung) an den Européaischen Verbund der Ubertragungsnetzbetreiber (ENTSO-Strom)
Ubermittelt und von ENTSO-Strom verdffentlicht werden oder

2. von Primareigentimern im Sinne von Artikel 2 Nummer 23 nach Artikel 4 Absatz 2 der
Transparenzverordnung an ENTSO-Strom Ubermittelt und von ENTSO-Strom verdffentlicht werden.

Die Bundesnetzagentur kann uber die Daten nach Satz 2 hinaus zusatzliche ihr vorliegende Daten veréffentlichen,
um die Transparenz im Strommarkt zu erhdhen.

(2) Die Bundesnetzagentur kann die Ubermittlung der Daten nach Absatz 1 Satz 2 von den Betreibern von
Ubertragungsnetzen sowie den Primareigentiimern im Sinne von Absatz 1 Satz 2 verlangen. In diesem Fall
mussen die Betreiber von Ubertragungsnetzen sowie die Primareigentiimer auf Verlangen der Bundesnetzagentur
dieser die Daten nach Absatz 1 Satz 2 Uber eine zum automatisierten Datenaustausch eingerichtete Schnittstelle
innerhalb der von der Bundesnetzagentur gesetzten Frist zur Verfligung stellen. Die Méglichkeit der Betreiber

von Ubertragungsnetzen, Informationen zu Anlagen und deren Standorten nach Artikel 10 Absatz 4 und

nach Artikel 11 Absatz 4 Satz 2 der Transparenzverordnung nicht anzugeben, bleibt hiervon unberihrt. Die
Bundesnetzagentur darf die ihr nach Satz 1 zur Kenntnis gelangten Daten, die Betriebs-und Geschaftsgeheimnisse
enthalten, nur in anonymisierter Form verdéffentlichen. Die Bundesnetzagentur darf Daten, die geeignet sind,

die Sicherheit oder Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems oder die Sicherheit und Ordnung zu
gefahrden, oder die europaische kritische Anlagen betreffen, nur im Einvernehmen mit den Betreibern der
Ubertragungsnetze veréffentlichen; Absatz 4 Satz 1 bleibt hiervon unber(hrt.

(3) Die Bundesnetzagentur soll die in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannten Daten in einer fiir die Gebotszone der
Bundesrepublik Deutschland aggregierten Form und in deutscher Sprache unter Beriicksichtigung der in der
Transparenzverordnung festgelegten Zeitpunkte verodffentlichen, soweit dies jeweils technisch méglich ist. Die
Art der Veréffentlichung der Daten soll in einer fir die Offentlichkeit verstandlichen Darstellung und in leicht
zuganglichen Formaten erfolgen, um die Offentlichkeit besser in die Lage zu versetzen, die Informationen des
Strommarktes und die Wirkungszusammenhange nachvollziehen zu kénnen. Die Daten missen frei zuganglich
sein und von den Nutzern gespeichert werden kénnen.

(4) Die Bundesnetzagentur wird ermachtigt, wenn die nach den Nummern 1 und 3 zu Ubermittelnden Daten fir

den Zweck der nationalen Informationsplattform erforderlich sind und soweit diese Daten bei den Betreibern der
Elektrizitatsversorgungsnetze vorliegen, Festlegungen nach § 29 Absatz 1 zu treffen insbesondere
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1. zur Ubermittlung von Daten und zu der Form der Ubermittiung durch die Betreiber von
Elektrizitatsversorgungsnetzen,

2. zu den Zeitpunkten der Ubermittlung der Daten unter Beriicksichtigung der in der Transparenzverordnung
festgelegten Zeitpunkte sowie

3. zur Ubermittlung von Daten zu Erzeugungseinheiten mit einer installierten Erzeugungskapazitat zwischen
10 Megawatt und 100 Megawatt.

§ 111e Marktstammdatenregister
(1) Die Bundesnetzagentur errichtet und betreibt ein elektronisches Verzeichnis mit energiewirtschaftlichen Daten
(Marktstammdatenregister). Das Marktstammdatenregister dient dazu,

1. die Verfugbarkeit und Qualitat der energiewirtschaftlichen Daten zur Unterstutzung des Zwecks und der
Ziele nach § 1 fur die im Energieversorgungssystem handelnden Personen sowie flr die zustandigen
Behorden zur Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben zu verbessern,

2. den Aufwand zur Erfullung von Meldepflichten zu verringern und

2a. die Prozesse der Energieversorgung durchgangig zu digitalisieren und dafur insbesondere den
Netzanschluss und den Anlagenbetrieb im Hinblick auf Energievermarktung, Férderung, Abrechnung und
die Besteuerung auf eine einheitliche Datenbasis zu stellen,

3. die Transformation des Energieversorgungssystems gegeniiber der Offentlichkeit transparent
darzustellen.

Die Bundesnetzagentur stellt durch fortlaufende Weiterentwicklung sicher, dass das Marktstammdatenregister
jederzeit dem Stand der digitalen Technik und den Nutzungsgewohnheiten in Onlinesystemen entspricht.
(2) Das Marktstammdatenregister umfasst folgende Daten Uber die Unternehmen und Anlagen der Elektrizitats-
und Gaswirtschaft:
1. in der Elektrizitatswirtschaft insbesondere Daten Gber

a) Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von elektrischer Energie sowie deren Betreiber,

b) Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen und

) Bilanzkreisverantwortliche und

2. in der Gaswirtschaft insbesondere Daten tber

a Gasproduktionsanlagen und Gasspeicheranlagen sowie deren Betreiber,

O T

)

) Betreiber von Gasversorgungsnetzen,
) Marktgebietsverantwortliche und

)

o

Bilanzkreisverantwortliche.

(3) Die Bundesnetzagentur muss bei der Errichtung und bei dem Betrieb des Marktstammdatenregisters

1. europarechtliche und nationale Regelungen hinsichtlich der Vertraulichkeit, des Datenschutzes und der
Datensicherheit beachten sowie

2. die erforderlichen technischen und organisatorischen MaBnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und
Datensicherheit ergreifen, und zwar

a) unter Beachtung der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung und

b) unter Berlcksichtigung der einschldgigen Standards und Empfehlungen des Bundesamtes fur
Sicherheit in der Informationstechnik.

(4) Die Bundesnetzagentur muss in einem nach der Rechtsverordnung nach § 111f Nummer 8 Buchstabe ¢ zu
bestimmenden Umfang Behérden den Zugang zum Marktstammdatenregister er6ffnen, soweit diese Behérden die
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gespeicherten Daten zur Erflllung ihrer jeweiligen Aufgaben bendtigen. Daten, die im Marktstammdatenregister
erfasst sind, sollen von Organisationseinheiten in Behérden, die fiir die Uberwachung und den Vollzug
energierechtlicher Bestimmungen zustandig sind oder Daten zu energiestatistischen Zwecken bendtigen, nicht
erneut erhoben werden, soweit

1. die organisatorischen und technischen Voraussetzungen fur den Zugriff auf das Marktstammdatenregister
gewahrleistet sind,

2. nicht zur Umsetzung europaischen Rechts eine eigenstandige Datenerhebung erforderlich ist und

3. die jeweils bendtigten Daten nach Mallgabe der Rechtsverordnung nach § 111f vollstandig und richtig an

das Marktstammdatenregister Ubermittelt worden sind.

(5) Die Bundesnetzagentur nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse nach den Absatzen 1 bis 4 sowie nach der
Rechtsverordnung nach § 111f nur im 6ffentlichen Interesse wahr.

(6) Die Bundesnetzagentur berichtet der Bundesregierung erstmals zum 31. Dezember 2022 und danach alle zwei
Jahre Gber den aktuellen Stand und Fortschritt des Marktstammdatenregisters. Im Bericht ist insbesondere darauf
einzugehen, wie das Marktstammdatenregister technisch weiterentwickelt wurde, wie die Nutzung des Registers
und der registrierten Daten zur Erfiillung von Meldepflichten beigetragen haben, wie durch die Digitalisierung die
Prozesse der Energieversorgung vereinfacht wurden und welche organisatorischen und technischen MaBnahmen
zur Verbesserung der 6ffentlichen Datenverfligbarkeit getroffen wurden.

(7) Die Ubertragungsnetzbetreiber erstatten der Bundesnetzagentur die Sachmittel fiir den Betrieb, die Erhaltung
und die Weiterentwicklung des Registers, soweit diese von der Bundesnetzagentur fir externe Dienstleistungen
zu entrichten sind, als Gesamtschuldner.

§ 111f Verordnungsermachtigung zum Marktstammdatenregister
Zur naheren Ausgestaltung des Marktstammdatenregisters wird das Bundesministerium fur Wirtschaft und
Energie ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu regeln:

1. zur Umsetzung des § 111e Absatz 2 die registrierungspflichtigen Personen und die zu erfassenden
Energieanlagen,

2. welche weiteren Personen registriert und welche weiteren Anlagen zur Erreichung der Zwecke nach §
111e Absatz 1 erfasst werden mussen oder kdnnen; dies sind insbesondere:

a) Personen:
aa) Betreiber von geschlossenen Verteilernetzen,

bb)  Direktvermarktungsunternehmer nach § 3 Nummer 17 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes,

cc) Strom- und Gaslieferanten, die Letztverbraucher beliefern,
dd) Messstellenbetreiber,

ee) Marktteilnehmer nach Artikel 2 Nummer 7 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des
Europaischen Parlaments und des Rates Uber die Integritat und Transparenz des
EnergiegroBhandelsmarkts,

ff) Betreiber von organisierten Marktplatzen nach Artikel 2 Nummer 4 der
Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 1348/2014 der Kommission vom 17. Dezember
2014 Uber die Datenmeldung gemaR Artikel 8 Absatz 2 und 6 der Verordnung (EU)
Nr. 1227/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates Uber die Integritat und
Transparenz des EnergiegroBhandelsmarkts (ABI. L 363 vom 18.12.2014, S. 121),

b) Anlagen, wobei auch ihre Betreiber zur Registrierung verpflichtet werden kénnen:
aa) energiewirtschaftlich relevante Energieverbrauchsanlagen,
bb)  Netzersatzanlagen,

cc) Ladepunkte fir Elektromobile,

3. die Erfassung offentlich-rechtlicher Zulassungen fir Anlagen und die Registrierung ihrer Inhaber,
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die Registrierung von Behdérden, die energiewirtschaftliche Daten zur Erfullung ihrer jeweiligen Aufgaben
bendtigen,

die Voraussetzungen und den Umfang einer freiwilligen Registrierung von Personen, die nicht nach den
Nummern 1 bis 3 hierzu verpflichtet sind,

welche Daten (ibermittelt werden miissen und wer zur Ubermittlung verpflichtet ist, wobei mindestens
folgende Daten zu Ubermitteln sind, soweit diese nicht bereits der Bundesnetzagentur vorliegen; in diesen
Fallen kann eine Speicherung der Daten im Marktstammdatenregister ohne ihre Ubermittlung geregelt
werden:

a) der Name des Ubermittelnden, seine Anschrift, seine Telefonnummer und seine E-Mail-Adresse,
) der Standort der Anlage,

) die genutzten Energietrager,
) die installierte Leistung der Anlage,
) technische Eigenschaften der Anlage,

f) Daten zum Energieversorgungsnetz, an das die Anlage angeschlossen ist,

das Verfahren der Datenibermittlung einschlieBlich
a) Anforderungen an die Art, die Formate und den Umfang der zu UbermitteInden Daten,
b) der anzuwendenden Fristen und Ubergangfristen,

) Regelungen zur Ubernahme der Verantwortung fiir die Richtigkeit der Daten in Fallen, in
denen nach Nummer 6 zweiter Halbsatz die Daten ohne ihre vorherige Ubermittiung im
Marktstammdatenregister gespeichert werden,

die Uberpriifung der im Marktstammdatenregister gespeicherten Daten einschlieBlich der hierzu
erforderlichen Mitwirkungspflichten von Personen nach Nummer 1 und 2,

die Nutzung des Marktstammdatenregisters einschlieRlich der Méglichkeit zum automatisierten Abruf von
Daten durch

a) die zur Registrierung verpflichteten Personen einschlieflich ihrer Rechte, bestimmte Daten
einzusehen und diese zu bestimmten Zwecken zu nutzen,

b) freiwillig registrierte Personen,
) Behdrden einschlielllich

aa) ihrer Befugnis, bestimmte Daten einzusehen und zum Abgleich mit eigenen Registern und
Datensatzen oder sonst zur Erfullung ihrer Aufgaben zu nutzen,

bb)  der Regelung, welche Behdrden in den Anwendungsbereich des § 111e Absatz 4 fallen,
sowie bei Behdrden nach § 111e Absatz 4 Satz 2 die Rechte der Dateninhaber, die
Ubermittlung von Daten an diese Behérden zu verweigern, wenn die Voraussetzungen
des § 111e Absatz 4 Satz 2 erfiillt sind; hierfiir sind angemessene Ubergangsfristen
vorzusehen, die es den betroffenen Behérden erlauben, ihrerseits die organisatorischen
und technischen Mallnahmen zur Anpassung eigener Prozesse, Register und Datenbanken
zu ergreifen,

die Art und den Umfang der Veréffentlichung der im Marktstammdatenregister gespeicherten
Daten unter Beachtung datenschutzrechtlicher Anforderungen, der Anforderungen an die Sicherheit
und Zuverlassigkeit des Energieversorgungssystems sowie unter Wahrung von Betriebs- und
Geschaftsgeheimnissen,

die Pflichten der fur die U_bermittlung der Daten Verantwortlichen, die im Marktstammdatenregister
gespeicherten Daten bei Anderungen zu aktualisieren,

die Rechtsfolgen in Fallen der Nichteinhaltung von Verpflichtungen auf Grund einer Rechtsverordnung
nach den Nummern 1, 2, 3, 6 und 7; dies umfasst insbesondere Regelungen, wonach die
Inanspruchnahme einzelner oder samtlicher der folgenden Férderungen und Beglinstigungen die
Datentbermittlung an das Marktstammdatenregister voraussetzt, wenn und soweit die betreffenden
Bestimmungen dies zulassen, wobei angemessene Ubergangsfristen vorzusehen sind:

a) die finanzielle Férderung nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,
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b) die Zahlung des Zuschlags nach § 7 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes,
) die Zahlung vermiedener Netznutzungsentgelte nach § 18 der Stromnetzentgeltverordnung,
d) Beglnstigungen

aa) nach § 19 Absatz 2 und 3 der Stromnetzentgeltverordnung,

bb)  nach den §§ 20 und 20a der Gasnetzentgeltverordnung und nach § 35 der
Gasnetzzugangsverordnung,

cc) nachden §§ 3, 3a, 44, 46, 47, 53a und 53b des Energiesteuergesetzes sowie
dd) nach § 9 des Stromsteuergesetzes,

nahere Vorgaben zu den Folgen fehlerhafter Eintragungen einschlieBlich Regelungen Gber Aufgaben und
Befugnisse der Bundesnetzagentur zur Sicherung der Datenqualitat,

nahere Vorgaben zur Gewahrleistung von Datensicherheit und Datenschutz; dies umfasst insbesondere
Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit den nach Nummer 6 zu
Ubermittelnden Daten einschlieBlich Aufklarungs-, Auskunfts- und Léschungspflichten,

die Ermachtigung der Bundesnetzagentur, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 unter Beachtung der
Zwecke des § 111e Absatz 1 sowie der Anforderungen des Datenschutzes zu regeln:

a) Definitionen der registrierungspflichtigen Personen sowie der zu Ubermittelnden Daten,
b) weitere zu Ubermittelnde Daten, einschlieBlich der hierzu Verpflichteten,

) dass abweichend von einer Rechtsverordnung nach Nummer 3 oder einer Festlegung nach
Buchstabe a bestimmte Daten nicht mehr zu GUbermitteln sind oder bestimmte Personen,
Einrichtungen oder 6ffentlich-rechtliche Zulassungen nicht mehr registriert werden mussen, soweit
diese nicht langer zur Erreichung der Ziele nach § 111e Absatz 1 Satz 2 erforderlich sind; hiervon
ausgenommen sind die nach Nummer 6 zweiter Halbsatz mindestens zu Gibermittelnden Daten.

Teil 10
Evaluierung, Schlussvorschriften

§ 112 Evaluierungsbericht

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Kérperschaften bis zum 1. Juli 2007 einen Bericht Uber die
Erfahrungen und Ergebnisse mit der Regulierung vorzulegen (Evaluierungsbericht). Sofern sich aus dem Bericht
die Notwendigkeit von gesetzgeberischen Manahmen ergibt, soll die Bundesregierung einen Vorschlag machen.
Der Bericht soll insbesondere

1.

Vorschlage fur Methoden der Netzregulierung enthalten, die Anreize zur Steigerung der Effizienz des
Netzbetriebs setzen,

Auswirkungen der Regelungen dieses Gesetzes auf die Umweltvertraglichkeit der Energieversorgung
darlegen,

Auswirkungen der Netzregulierung sowie der Regelungen nach Teil 4 auf die Letztverbraucher
untersuchen,

eine Prafung beinhalten, ob fur die Planung des Verteilernetzausbaus die Aufnahme einer Ermachtigung
zum Erlass einer Rechtsverordnung notwendig wird um sicherzustellen, dass nachfragesteuernde und
effizienzsteigernde Mallnahmen angemessen beachtet werden,

die Bedingungen der Beschaffung und des Einsatzes von Ausgleichsenergie darstellen sowie
gegebenenfalls Vorschlage zur Verbesserung des Beschaffungsverfahrens, insbesondere der
gemeinsamen regelzonenlbergreifenden Ausschreibung, und zu einer mdglichen Zusammenarbeit der
Betreiber von Ubertragungsnetzen zur weiteren Verringerung des Aufwandes fiir Regelenergie machen,

die Mdglichkeit der Einfiihrung eines einheitlichen Marktgebiets bei Gasversorgungsnetzen
erdrtern und Vorschlage zur Entwicklung eines netzlibergreifenden Regelzonenmodells bei
Elektrizitdtsversorgungsnetzen prifen sowie

den Wettbewerb bei Gasspeichern und die Netzzugangsbedingungen fir Anlagen zur Erzeugung von
Biogas prufen.
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§ 112a Bericht der Bundesnetzagentur zur Einfiihrung einer Anreizregulierung

(1) Die Bundesnetzagentur hat der Bundesregierung bis zum 1. Juli 2006 einen Bericht zur Einfiihrung

der Anreizregulierung nach § 21a vorzulegen. Dieser Bericht hat ein Konzept zur Durchfilhrung einer
Anreizregulierung zu enthalten, das im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben umsetzbar ist. Zur Vorbereitung und
zur Erstellung des Berichts stehen der Bundesnetzagentur die Ermittlungsbefugnisse nach diesem Gesetz zu.

(2) Die Bundesnetzagentur soll den Bericht unter Beteiligung der Lander, der Wissenschaft und der
betroffenen Wirtschaftskreise erstellen sowie die internationalen Erfahrungen mit Anreizregulierungssystemen
berlcksichtigen. Sie gibt den betroffenen Wirtschaftskreisen nach der Erstellung eines Berichtsentwurfs
Gelegenheit zur Stellungnahme; sie verdffentlicht die erhaltenen Stellungnahmen im Internet. Unterlagen der
betroffenen Wirtschaftskreise zur Entwicklung einer Methodik der Anreizregulierung sowie der Stellungnahme
nach Satz 2 sind von den Regelungen nach § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 sowie Satz 2 ausgenommen.

(3) Die Bundesnetzagentur hat der Bundesregierung zwei Jahre nach der erstmaligen Bestimmung von
Netzzugangsentgelten im Wege einer Anreizregulierung nach § 21a einen Bericht Gber die Erfahrungen
damit vorzulegen. Die Bundesregierung hat den Bericht binnen dreier Monate an den Deutschen Bundestag
weiterzuleiten; sie kann ihm eine Stellungnahme hinzufiigen.

§ 112b Berichte des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz sowie der
Bundesnetzagentur zur Evaluierung der Wasserstoffnetzregulierung

(1) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz veréffentlicht bis zum 31. Dezember 2023 ein Konzept
zum weiteren Aufbau des deutschen Wasserstoffnetzes. Bis zum 30. Juni 2023 ist ein validierter Zwischenbericht
vorzulegen. Das Konzept soll im Lichte sich entwickelnder unionsrechtlicher Grundlagen vor dem Hintergrund
des Ziels einer Anpassung des regulatorischen Rahmens zur gemeinsamen Regulierung und Finanzierung der
Gas- und der Wasserstoffnetze Uberlegungen zu einer Transformation von Gasnetzen zu Wasserstoffnetzen
einschlieBlich einer schrittweise integrierten Systemplanung beinhalten.

(2) Die Bundesnetzagentur hat der Bundesregierung bis zum 30. Juni 2025 einen Bericht Uber die Erfahrungen
und Ergebnisse mit der Regulierung von Wasserstoffnetzen sowie Vorschlage zu deren weiterer Ausgestaltung
vorzulegen. In diesem Bericht ist darauf einzugehen, welche Erfahrungen mit der Regulierung von
Gasversorgungsnetzen im Hinblick auf die Beimischung von Wasserstoff gesammelt wurden und insbesondere
welche Auswirkungen auf die Netzentgelte sich hieraus ergeben haben.

§ 113 Laufende Wegenutzungsvertrage

Laufende Wegenutzungsvertrage, einschlieBlich der vereinbarten Konzessionsabgaben, bleiben unbeschadet ihrer
Anderung durch die §§ 36, 46 und 48 im Ubrigen unberuhrt.

§ 113a Uberleitung von Wegenutzungsrechten auf Wasserstoffleitungen

(1) Ist nach bestehenden Gestattungsvertragen, beschrankt persdnlichen Dienstbarkeiten oder sonstigen
Vereinbarungen, die keine Eintragung einer beschrankt persénlichen Dienstbarkeit vorsehen, fir Grundstlcke, die
Errichtung und der Betrieb von Gasversorgungsleitungen gestattet, so sind diese im Zweifel so auszulegen, dass
von ihnen auch die Errichtung und der Betrieb der Leitungen zum Transport von Wasserstoff umfasst ist. Dies
umfasst auch die Begriffe ,Gasleitung”, ,Ferngasleitung” oder , Erdgasleitung”.

(2) Solange zugunsten der Betreiber von Energieversorgungsnetzen Wegenutzungsvertrage im Sinne des § 46 flr
Gasleitungen einschlieBlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehér bestehen, gelten diese auch fir
Transport und Verteilung von Wasserstoff bis zum Ende ihrer vereinbarten Laufzeit fort.

(3) Werden die Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht mehr erfiillt, haben die Gemeinden dem Betreiber
des Wasserstoffnetzes ihre déffentlichen Verkehrswege auf Basis von Wegenutzungsvertragen nach § 46 zur
Verfligung zu stellen, die fUr einzelne oder alle Gase im Sinne dieses Gesetzes gelten, einschlieBlich der
Gestattungen nach § 46 Absatz 1 Satz 1 fiir Wasserstoffleitungen, und deren Bedingungen nicht schlechter sein
durfen als die der Vertrage nach Absatz 2 Satz 1.

§ 113b Umstellung von Erdgasleitungen im Netzentwicklungsplan Gas der Fernleitungsnetzbetreiber

Fernleitungsnetzbetreiber kdnnen im Rahmen des Netzentwicklungsplans Gas gemaR § 15a
Gasversorgungsleitungen kenntlich machen, die perspektivisch auf eine Wasserstoffnutzung umgestellt
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werden kénnten. Es ist darzulegen, dass im Zeitpunkt einer Umstellung solcher Leitungen auf Wasserstoff
sichergestellt ist, dass das verbleibende Fernleitungsnetz die dem Szenariorahmen zugrunde gelegten
Kapazitatsbedarfe erfullen kann; hierflr kann der Netzentwicklungsplan Gas zusatzliche Ausbaumalnahmen des
Erdgasnetzes in einem geringfugigen Umfang ausweisen. Die Entscheidung nach § 15a Absatz 3 Satz 5 kann mit
Nebenbestimmungen verbunden werden, soweit dies erforderlich ist, um zu gewahrleisten, dass die Vorgaben des
Satzes 2 erfullt werden.

§ 113c Ubergangsregelungen zu Sicherheitsanforderungen; Anzeigepflicht und Verfahren zur Priifung
von Umstellungsvorhaben

(1) FGr Wasserstoffleitungen, die fur einen maximal zulassigen Betriebsdruck von mehr als 16 Bar ausgelegt
sind, ist die Gashochdruckleitungsverordnung vom 18. Mai 2011 (BGBI. I S. 928), die zuletzt durch Artikel 24 des
Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) geandert worden ist, entsprechend anzuwenden.

(2) Bis zum Erlass von technischen Regeln flir Wasserstoffanlagen ist § 49 Absatz 2 entsprechend anzuwenden,
wobei die technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. auf Wasserstoffanlagen
unter Beachtung der spezifischen Eigenschaften des Wasserstoffes sinngemaR anzuwenden sind. Die zustandige
Behorde kann die Einhaltung der technischen Anforderungen nach § 49 Absatz 1 regelmaBig Uberprifen. § 49
Absatz 5 bis 7 bleibt unberthrt.

(3) Die Umstellung einer Leitung flr den Transport von Erdgas auf den Transport von Wasserstoff ist der
zustandigen Behodrde mindestens acht Wochen vor dem geplanten Beginn der Umstellung unter Beifligung aller
fur die Beurteilung der Sicherheit erforderlichen Unterlagen schriftlich oder durch Ubermittlung in elektronischer
Form anzuzeigen und zu beschreiben. Der Anzeige ist die gutachterliche AuRerung eines Sachverstandigen
beizufligen, aus der hervorgeht, dass die angegebene Beschaffenheit der genutzten Leitung den Anforderungen
des § 49 Absatz 1 entspricht. Die zustandige Behdrde kann die geplante Umstellung innerhalb einer Frist von acht
Wochen beanstanden, wenn die angegebene Beschaffenheit der zu nutzenden Leitung nicht den Anforderungen
des § 49 Absatz 1 entspricht. Die Frist beginnt, sobald die vollstandigen Unterlagen und die gutachterliche
AuBerung der zustandigen Behdrde vorliegen.

§ 114 Wirksamwerden der Entflechtungsbestimmungen

Auf Rechnungslegung und interne Buchflihrung findet § 10 erstmals zu Beginn des jeweils ersten vollstandigen
Geschaftsjahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes Anwendung. Bis dahin sind die §§ 9 und 9a des
Energiewirtschaftsgesetzes vom 24. April 1998 (BGBI. | S. 730), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.
Mai 2003 (BGBI. | S. 686) geandert worden ist, weiter anzuwenden.

§ 115 Bestehende Vertrage

(1) Bestehende Vertrage Uber den Netzanschluss an und den Netzzugang zu den Energieversorgungsnetzen mit
einer Laufzeit bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bleiben unberuhrt. Vertrage
mit einer langeren Laufzeit sind spatestens sechs Monate nach Inkrafttreten einer zu diesem Gesetz nach den §§
17, 18 oder 24 erlassenen Rechtsverordnung an die jeweils entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes und die
jeweilige Rechtsverordnung nach MaRgabe dieser Rechtsverordnung anzupassen, soweit eine Vertragspartei dies
verlangt. § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
findet nach MalRgabe des § 111 Anwendung.

(1a) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 sind die dort genannten Vertrage hinsichtlich der Entgelte, soweit diese
nach § 23a zu genehmigen sind, unabhangig von einem Verlangen einer Vertragspartei anzupassen.

(2) Bestehende Vertrage Uber die Belieferung von Letztverbrauchern mit Energie im Rahmen der bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden allgemeinen Versorgungspflicht mit einer Laufzeit bis zum

Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bleiben unberihrt. Bis dahin gelten die
Voraussetzungen des § 310 Abs. 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs als erflllt, sofern die bestehenden Vertrage
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes diese Voraussetzungen erflllt haben. Vertrage mit einer
langeren Laufzeit sind spatestens sechs Monate nach Inkrafttreten einer zu diesem Gesetz nach § 39 oder § 41
erlassenen Rechtsverordnung an die jeweils entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes und die jeweilige
Rechtsverordnung nach MaRgabe dieser Rechtsverordnung anzupassen.

(3) Bestehende Vertrage Uber die Belieferung von Haushaltskunden mit Energie auBerhalb der bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden allgemeinen Versorgungspflicht mit einer Restlaufzeit von zwdolf
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bleiben unberihrt. Bis dahin gelten die Voraussetzungen des § 310
Abs. 2 des Blrgerlichen Gesetzbuchs als erfillt, sofern die bestehenden Vertrage im Zeitpunkt des Inkrafttretens
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dieses Gesetzes diese Voraussetzungen erfullt haben. Vertrage mit einer langeren Laufzeit sind spatestens
zwolf Monate nach Inkrafttreten einer zu diesem Gesetz nach § 39 oder § 41 erlassenen Rechtsverordnung an
die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes und die jeweilige Rechtsverordnung nach MaRgabe dieser
Rechtsverordnung anzupassen. Sonstige bestehende Liefervertrage bleiben im Ubrigen unberiihrt.

§ 116 Bisherige Tarifkundenvertrage

Unbeschadet des § 115 sind die §§ 10 und 11 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 24. April 1998 (BGBI. | S. 730),
das zuletzt durch Artikel 126 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBI. | S. 2304) geandert worden ist,
sowie die Verordnung Uber Allgemeine Bedingungen fur die Elektrizitatsversorgung von Tarifkunden vom 21. Juni
1979 (BGBI. | S. 684), zuletzt geandert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3214),
und die Verordnung tber Allgemeine Bedingungen fiir die Gasversorgung von Tarifkunden vom 21. Juni 1979
(BGBI. I S. 676), zuletzt geandert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3214), auf
bestehende Tarifkundenvertrage, die nicht mit Haushaltskunden im Sinne dieses Gesetzes abgeschlossen worden
sind, bis zur Beendigung der bestehenden Vertrage weiter anzuwenden. Bei Anderungen dieser Vertrage und bei
deren Neuabschluss gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes sowie der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen.

§ 117 Konzessionsabgaben fiir die Wasserversorgung

Fir die Belieferung von Letztverbrauchern im Rahmen der &ffentlichen Wasserversorgung gilt § 48 entsprechend.

§ 117a Regelung bei Stromeinspeisung in geringem Umfang

Betreiber

1. von Anlagen im Sinne des § 3 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit einer elektrischen
Leistung von bis zu 500 Kilowatt oder

2. von Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 14 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes mit einer elektrischen
Leistung von bis zu 500 Kilowatt,

die nur deswegen als Energieversorgungsunternehmen gelten, weil sie Elektrizitat nach den Vorschriften

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in ein Netz einspeisen oder

im Sinne des § 3 Nummer 16 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes direkt vermarkten, sind hinsichtlich dieser
Anlagen von den Bestimmungen des § 10 Abs. 1 ausgenommen. Mehrere Anlagen zur Erzeugung von Strom
aus solarer Strahlungsenergie gelten unabhangig von den Eigentumsverhaltnissen und ausschlieBlich zum
Zweck der Ermittlung der elektrischen Leistung im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 als eine Anlage, wenn sie
sich auf demselben Grundstiick oder sonst in unmittelbarer raumlicher Nahe befinden und innerhalb von

zwolf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb genommen worden sind. Satz 1 gilt nicht, wenn der
Betreiber ein vertikal integriertes Unternehmen ist oder im Sinne des § 3 Nr. 38 mit einem solchen verbunden ist.
Bilanzierungs-, Prifungs- und Veréffentlichungspflichten aus sonstigen Vorschriften bleiben unberiihrt. Mehrere
Anlagen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 und 2, die unmittelbar an einem Standort miteinander verbunden sind,
gelten als eine Anlage, wobei die jeweilige elektrische Leistung zusammenzurechnen ist.

§ 117b Verwaltungsvorschriften

Die Bundesregierung erlasst mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften tGber die
Durchfihrung der Verfahren nach den §§ 43 bis 43d sowie 43f und 43g, insbesondere Uber

1. die Vorbereitung des Verfahrens,

2 den behérdlichen Dialog mit dem Vorhabentréger und der Offentlichkeit,

3 die Festlegung des Prifungsrahmens,

4, den Inhalt und die Form der Planunterlagen,

5 die Einfachheit, ZweckmaRigkeit und Zugigkeit der Verfahrensablaufe und der vorzunehmenden

Prifungen,

die Durchfiihrung des Anhérungsverfahrens,

die Einbeziehung der Umweltvertraglichkeitspriifung in das Verfahren,
die Beteiligung anderer Behérden und

© L N o

die Bekanntgabe der Entscheidung.
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§ 118 Ubergangsregelungen
(1) (weggefallen)
(2) (weggefallen)
(3) (weggefallen)
(4) (weggefallen)
(5) (weggefallen)

(6) Nach dem 31. Dezember 2008 neu errichtete Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie, die ab 4.
August 2011, innerhalb von 15 Jahren in Betrieb genommen werden, sind flir einen Zeitraum von 20 Jahren

ab Inbetriebnahme hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden elektrischen Energie von den Entgelten

fur den Netzzugang freigestellt. Pumpspeicherkraftwerke, deren elektrische Pump- oder Turbinenleistung
nachweislich um mindestens 7,5 Prozent oder deren speicherbare Energiemenge nachweislich um mindestens
5 Prozent nach dem 4. August 2011 erhdht wurden, sind flr einen Zeitraum von zehn Jahren ab Inbetriebnahme
hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden elektrischen Energie von den Entgelten flr den Netzzugang
freigestellt. Die Freistellung nach Satz 1 wird nur gewahrt, wenn die elektrische Energie zur Speicherung in
einem elektrischen, chemischen, mechanischen oder physikalischen Stromspeicher aus einem Transport-

oder Verteilernetz entnommen und die zur Ausspeisung zurlickgewonnene elektrische Energie zeitlich
verzogert wieder in dasselbe Netz eingespeist wird. Die Freistellung nach Satz 2 setzt voraus, dass auf

Grund vorliegender oder prognostizierter Verbrauchsdaten oder auf Grund technischer oder vertraglicher
Gegebenheiten offensichtlich ist, dass der Hochstlastbeitrag der Anlage vorhersehbar erheblich von der
zeitgleichen Jahreshdchstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- oder Umspannebene abweicht. Sie erfolgt

durch Genehmigung in entsprechender Anwendung der verfahrensrechtlichen Vorgaben nach § 19 Absatz 2
Satz 3 bis 5 und 8 bis 10 der Stromnetzentgeltverordnung. Als Inbetriebnahme gilt der erstmalige Bezug von
elektrischer Energie flr den Probebetrieb, bei bestehenden Pumpspeicherkraftwerken der erstmalige Bezug nach
Abschluss der MaBnahme zur Erhéhung der elektrischen Pump- oder Turbinenleistung und der speicherbaren
Energiemenge. Die Satze 2 und 3 sind nicht flr Anlagen anzuwenden, in denen durch Wasserelektrolyse
Wasserstoff erzeugt oder in denen Gas oder Biogas durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und
anschlieBende Methanisierung hergestellt worden ist. Diese Anlagen sind zudem von den Einspeiseentgelten

in das Gasnetz, an das sie angeschlossen sind, befreit. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen haben ab dem

1. Januar 2023 nachgelagerten Betreibern von Elektrizitatsverteilernetzen entgangene Erlése zu erstatten, die
aus der Freistellung von den Entgelten fiir den Netzzugang von Anlagen nach Satz 7 resultieren, soweit sie
durch Wasserelektrolyse Wasserstoff erzeugen. Satz 9 ist flir nach dem 1. Januar 2023 neu errichtete Anlagen
nur anzuwenden, wenn der zustandige Betreiber von Ubertragungsnetzen dem Anschluss der Anlage an das
Verteilernetz zugestimmt hat. § 19 Absatz 2 Satz 14 und 15 der Stromnetzentgeltverordnung ist flr die Zahlungen
nach Satz 9 entsprechend anzuwenden.

(7) (weggefallen)

(8) (weggefallen)

(9) (weggefallen)

(10) (weggefallen)

(11) (weggefallen)

(12) Auf Windenergieanlagen auf See, die bis zum 29. August 2012 eine unbedingte oder eine bedingte
Netzanbindungszusage erhalten haben und im Falle der bedingten Netzanbindungszusage spatestens zum 1.
September 2012 die Voraussetzungen fiir eine unbedingte Netzanbindungszusage nachgewiesen haben, ist § 17
Absatz 2a und 2b in der bis zum 28. Dezember 2012 geltenden Fassung anzuwenden.

(13) (weggefallen)

(14) (weggefallen)
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(15) Fir § 6¢ in der durch das Gesetz zur Anderung des Handelsgesetzbuchs vom 4. Oktober 2013 (BGBI.
I S. 3746) geanderten Fassung gilt Artikel 70 Absatz 3 des Einflhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
entsprechend.

(16) (weggefallen)
(17) (weggefallen)
(18) (weggefallen)
(19) (weggefallen)

(20) Der Offshore-Netzentwicklungsplan fir das Zieljahr 2025 enthalt alle MaBnahmen, die erforderlich sind, um
einen hinreichenden Wettbewerb unter den bestehenden Projekten im Rahmen der Ausschreibung nach § 26
des Windenergie-auf-See-Gesetzes zu gewahrleisten. Der Offshore-Netzentwicklungsplan fur das Zieljahr 2025
soll fir die Ostsee die zur Erreichung der in § 27 Absatz 3 und 4 des Windenergie-auf-See-Gesetzes festgelegten
Menge erforderlichen MaRnahmen mit einer geplanten Fertigstellung ab dem Jahr 2021 vorsehen, jedoch eine
Ubertragungskapazitat von 750 Megawatt insgesamt nicht tiberschreiten. Der Offshore-Netzentwicklungsplan fiir
das Zieljahr 2025 soll fir die Nordsee die zur Erreichung der Verteilung nach § 27 Absatz 4 des Windenergie-auf-
See-Gesetzes erforderlichen MaBnahmen mit einer geplanten Fertigstellung ab dem Jahr 2022 vorsehen.

(21) Fur Windenergieanlagen auf See, die eine unbedingte Netzanbindungszusage nach Absatz 12 oder eine
Kapazitatszuweisung nach § 17d Absatz 3 Satz 1 in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung erhalten
haben, sind die §§ 17d und 17e in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung anzuwenden.

(22) § 13 Absatz 6a ist nach dem 30. Juni 2023 nicht mehr anzuwenden. Zuvor nach § 13 Absatz 6a geschlossene
Vertrage laufen bis zum Ende der vereinbarten Vertragslaufzeit weiter. Nach § 13 Absatz 6a in der Fassung bis
zum 27. Juli 2021 geschlossene Vertrage laufen bis zum Ende der vereinbarten Vertragslaufzeit weiter.

(23) § 47 ist auf Verfahren zur Vergabe von Wegenutzungsrechten zur leitungsgebundenen Energieversorgung, in
denen am 3. Februar 2017 von der Gemeinde bereits Auswahlkriterien samt Gewichtung im Sinne des § 46 Absatz
4 Satz 4 bekannt gegeben wurden, mit der MaBgabe anwendbar, dass die in § 47 Absatz 2 Satz 1 bis 3 genannten
Fristen mit Zugang einer Aufforderung zur Rage beim jeweiligen Unternehmen beginnen.

(24) § 17f Absatz 5 Satz 2 darf erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europaische Kommission
und flr die Dauer der Genehmigung angewendet werden.

(25) Stromerzeugungsanlagen im Sinne der Verordnung (EU) 2016/631 sind als bestehend anzusehen, sofern sie
bis zum 31. Dezember 2020 in Betrieb genommen wurden und flr sie vor dem 27. April 2019

1. eine Baugenehmigung oder eine Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz erteilt wurde
oder
2. der Anschluss an das Netz begehrt wurde und eine Baugenehmigung oder eine Genehmigung nach dem

Bundes-Immissionsschutzgesetz nicht erforderlich ist.

Der Betreiber der Anlage kann auf die Einstufung als Bestandsanlage verzichten. Der Verzicht ist schriftlich
gegenuber dem Netzbetreiber zu erklaren.

(25a) Auf Malnahmen nach § 13 Absatz 1, die vor dem 1. Oktober 2021 durchgefihrt worden sind, ist § 13a

in der bis zum 30. September 2021 geltenden Fassung anzuwenden. Fur Anlagen nach § 3 Nummer 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes, die nach dem am 31. Dezember 2011 geltenden Inbetriebnahmebegriff nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind, und fur KWK-
Anlagen, die vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind, ist § 13a Absatz 2 Satz 3 Nummer 5 mit
der MaRRgabe anzuwenden, dass fur die Bestimmung des angemessenen finanziellen Ausgleichs 100 Prozent der
entgangenen Einnahmen anzusetzen sind.

(26) Bis zum 31. Dezember 2023 ist in dem Netzentwicklungsplan nach § 12b héchstens eine Testfeld-
Anbindungsleitung mit einer Anschlusskapazitat von hochstens 300 Megawatt erforderlich.

(27) Auf Antrage nach § 28a Absatz 3 Satz 1, die vor dem 12. Dezember 2019 bei der Regulierungsbehdrde
eingegangen sind, sind die bis zum Ablauf des 11. Dezember 2019 geltenden Vorschriften weiter anzuwenden.
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(28) Die Verpflichtung nach § 14c Absatz 1 ist fUr die jeweilige Flexibilitatsdienstleistung ausgesetzt, bis die
Bundesnetzagentur hierflr erstmals Spezifikationen nach § 14c Absatz 2 genehmigt oder nach § 14c Absatz 3
festgelegt hat.

(29) Bis zur erstmaligen Erstellung der Netzausbauplane nach § 14d ab dem Jahr 2022 kann die
Regulierungsbehérde von den nach § 14d verpflichteten Betreibern von Elektrizitdtsverteilernetzen
Netzausbauplédne nach § 14d Absatz 1 und 3 verlangen.

(30) Die Bundesnetzagentur soll eine Festlegung nach § 41d Absatz 3 erstmalig bis zum 31. Dezember 2022
erlassen.

(31) Die bundesweit einheitliche Festlegung von Methoden zur Bestimmung des Qualitatselements nach § 54
Absatz 3 Satz 3 Nummer 4 ist erstmals zum 1. Januar 2024 durchzufthren.

(32) § 6b Absatz 3 sowie die §§ 28k und 28l in der ab dem 27. Juli 2021 geltenden Fassung sind erstmals auf
Jahresabschllsse sowie Tatigkeitsabschltsse flr das nach dem 31. Dezember 2020 beginnende Geschaftsjahr
anzuwenden.

(33) Fur besondere netztechnische Betriebsmittel, fur die bis zum 30. November 2020 ein Vergabeverfahren
begonnen wurde, ist § 11 Absatz 3 in der bis zum 27. Juli 2021 geltenden Fassung anzuwenden. Satz 1 ist
auch anzuwenden, wenn ein bereits vor dem 30. November 2020 begonnenes Vergabeverfahren aufgrund
rechtskraftiger Entscheidung nach dem 30. November 2020 neu durchgefihrt werden muss.

(34) Ladepunkte, die von Betreibern von Elektrizitatsverteilernetzen bereits vor dem 27. Juli 2021 entwickelt,
verwaltet oder betrieben worden sind, gelten bis zum 31. Dezember 2023 als aufgrund eines regionalen
Marktversagens im Sinne von § 7c Absatz 2 Satz 1 genehmigt. Betreiber von Elektrizitatsverteilernetzen haben
ihre Tatigkeiten in Bezug auf diese Ladepunkte der Bundesnetzagentur in Textform bis zum 31. Dezember

2023 anzuzeigen und bis zum 31. Dezember 2023 einzustellen, wenn nicht die Bundesnetzagentur zuvor eine
Genehmigung nach § 7c Absatz 2 erteilt hat. Der Zugang zu diesen Ladepunkten ist Dritten zu angemessenen und
diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewahren.

(35) § 6b Absatz 4 und § 6¢c Absatz 1 und 2 in der ab dem 1. August 2022 geltenden Fassung sind erstmals auf
Rechnungslegungsunterlagen flr das nach dem 31. Dezember 2021 beginnende Geschaftsjahr anzuwenden.
Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften in der bis einschlieBlich 31. Juli 2022 geltenden Fassung sind letztmals
anzuwenden auf Rechnungslegungsunterlagen flr das vor dem 1. Januar 2022 beginnende Geschaftsjahr.

(36) § 35b Absatz 6 ist auf Nutzungsvertrage zwischen Betreibern und Nutzern von Gasspeicheranlagen, die vor
dem 30. April 2022 geschlossen wurden und keine Bestimmungen nach § 35b Absatz 6 enthalten, erst nach dem
14. Juli 2022 anzuwenden. Stimmt der Nutzer der Gasspeicheranlage der Aufnahme von Bestimmungen nach §
35b Absatz 6 in den Vertrag bis zum 1. Juli 2022 nicht zu, kann der Betreiber den Vertrag ohne Einhaltung einer
Frist kindigen.

(37) Grundversorger sind verpflichtet, zum 1. Juli 2022 ihre Allgemeinen Preise flr die Versorgung in
Niederspannung nach § 36 Absatz 1 Satz 1 und fur die Ersatzversorgung in Niederspannung nach § 38 Absatz 1
Satz 2 vor Umsatzsteuer um den Betrag zu mindern, um den die Umlage nach § 60 Absatz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes gemal § 60 Absatz 1a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum 1. Juli 2022 gesenkt wird. § 41
Absatz 6 ist anzuwenden. Eine 6ffentliche Bekanntmachung ist nicht erforderlich; es genlgt eine Verdéffentlichung
auf der Internetseite des Grundversorgers.

(38) Soweit die Umlage nach § 60 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in die Kalkulation der Preise von
Stromliefervertrdgen auBerhalb der Grundversorgung einflieBt und dem Energielieferanten ein Recht zu einer
Preisinderung, das den Fall einer Anderung dieser Umlage umfasst, zusteht, ist der Energielieferant verpflichtet,
fur diese Stromliefervertrage zum 1. Juli 2022 die Preise vor Umsatzsteuer um den Betrag zu mindern, um den die
Umlage nach § 60 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes gemal § 60 Absatz 1a des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes flr den betreffenden Letztverbraucher zum 1. Juli 2022 gesenkt wird. § 41 Absatz 6 ist anzuwenden.

Es wird vermutet, dass die Umlage nach § 60 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in die Kalkulation der
Preise eingeflossen ist, es sei denn, der Stromlieferant weist nach, dass dies nicht erfolgt ist.

(39) Bei Stromliefervertragen auBerhalb der Grundversorgung, die nicht unter Absatz 38 fallen, ist der

Energielieferant verpflichtet, die Preise vor Umsatzsteuer fur den Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis zum 31.
Dezember 2022 um den Betrag pro Kilowattstunde zu mindern, um den die Umlage nach § 60 Absatz 1 des
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Erneuerbare-Energien-Gesetzes gemaR § 60 Absatz 1a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fir den betreffenden
Letztverbraucher zum 1. Juli 2022 gesenkt wird, sofern

1. die Umlage nach § 60 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ein Kalkulationsbestandteil dieser
Preise ist und

2. die Stromliefervertrage vor dem 23. Februar 2022 geschlossen worden sind.

§ 41 Absatz 6 ist entsprechend anzuwenden. Es wird vermutet, dass die Umlage nach § 60 Absatz 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes gemal Satz 1 Nummer 1 Kalkulationsbestandteil ist, es sei denn, der
Stromlieferant weist nach, dass dies nicht erfolgt ist. Endet ein Stromliefervertrag vor dem 31. Dezember 2022,
endet die Verpflichtung nach Satz 1 zu dem Zeitpunkt, an dem der bisherige Stromliefervertrag endet.

(40) Sofern in den Fallen der Absatze 37 bis 39 zum 1. Juli 2022 keine Verbrauchsermittlung erfolgt, wird

der fUr den ab dem 1. Juli 2022 geltenden Preis maligebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet, dabei sind
jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage der maRgeblichen Erfahrungswerte angemessen

zu berucksichtigen. Der Betrag, um den sich die Stromrechnung nach den Absatzen 37 bis 39 gemindert hat, ist
durch den Energielieferanten in den Stromrechnungen transparent auszuweisen. Eine zeitgleiche Preisanpassung
aus einem anderen Grund in Verbindung mit einer Preisanpassung nach den Absatzen 37 bis 39 zum 1. Juli 2022
ist nicht zulassig; im Ubrigen bleiben vertragliche Rechte der Energielieferanten zu Preisanpassungen unberiihrt.

(41) Bei der Prufung und der Bestatigung des Netzentwicklungsplans nach den §§ 12b und 12c¢, der sich an die
Genehmigung des am 10. Januar 2022 von den Betreibern von Ubertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung
vorgelegten Szenariorahmens anschliefRt, werden die erweiterten Betrachtungszeitraume im Sinne des § 12a
Absatz 1 einbezogen.

(42) § 10c Absatz 4 Satz 1 ist fur die Ubrigen Beschaftigten des Unabhangigen Transportnetzbetreibers mit der
MaRgabe anzuwenden, dass Beteiligungen an Unternehmensteilen des vertikal integrierten Unternehmens,

die vor dem 3. Marz 2012 erworben wurden, bis zum Ablauf des 30. September 2025 zu verauRern sind. Fur
Beteiligungen an Unternehmensteilen des vertikal integrierten Unternehmens im Sinne des § 3 Nummer 38,

die ab dem 3. Marz 2012 durch die Ubrigen Beschaftigten erworben wurden und die solche Unternehmensteile
betreffen, die erst mit Inkrafttreten der Anpassung von § 3 Nummer 38 am 29. Juli 2022 der Begriffsbestimmung
des § 3 Nummer 38 unterfallen, ist die Frist zur VerauBerung nach Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(43) § 13 Absatz 6b Satz 7 darf erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europaische Kommission
und nur fir die Dauer der Genehmigung angewendet werden.

(44) Grundversorger sind verpflichtet, die Allgemeinen Bedingungen und Allgemeinen Preise ihrer
Grundversorgungsvertrage, die am 28. Juli 2022 bestanden haben, spatestens bis zum 1. November 2022 an die
ab dem 29. Juli 2022 geltenden Vorgaben nach § 36 anzupassen.

(45) § 21b Absatz 1 in der ab dem 29. Juli 2022 geltenden Fassung ist anzuwenden auf Jahresabschlisse,
Tatigkeitsabschlisse und Konzernabschlisse, die sich jeweils auf Geschaftsjahre mit einem nach dem 30.
Dezember 2022 liegenden Abschlussstichtag beziehen.

(46) Die Regulierungsbehérde kann fur Unternehmen, die im Zusammenhang mit erheblich reduzierten
Gesamtimportmengen nach Deutschland ihre Produktion aufgrund einer Verminderung ihres Gasbezuges
reduzieren, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 bestimmen, dass flr das Kalenderjahr 2022 ein Anspruch
auf Weitergeltung der Vereinbarung individueller Netzentgelte nach § 19 Absatz 2 Satz 2 bis 4 der
Stromnetzentgeltverordnung besteht, sofern

1. eine solche Vereinbarung bis zum 30. September 2021 bei der Regulierungsbehdrde angezeigt worden
und die angezeigte Vereinbarung rechtmaRig ist,

die Voraussetzungen fir diese Vereinbarung im Kalenderjahr 2021 erfiillt worden sind und

3. die Alarmstufe oder Notfallstufe nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 11 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2017/1938 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 Uber
Malnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU)
Nr. 994/2010 (ABI. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/517
(ABI. L 104 vom 1.4.2022, S. 53) geandert worden ist, in Verbindung mit dem Notfallplan Gas des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie vom September 2019, der auf der Internetseite des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz veréffentlicht ist, ausgerufen worden ist.
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Wird im Fall einer Festlegung nach Satz 1 der Anspruch geltend gemacht, ist fir die tatsachliche Erfillung

der Voraussetzungen eines solchen individuellen Netzentgeltes auf das Kalenderjahr 2021 abzustellen. Die
Regulierungsbehdérde kann in der Festlegung nach Satz 1 insbesondere auch vorgeben, wie Unternehmen eine
Verminderung ihres Gasbezugs als Voraussetzung zur Weitergeltung der Vereinbarung individueller Netzentgelte
nachzuweisen haben.

(46a) Um die Flexibilisierung der Netznutzung zu férdern sowie Beitrdge zur Stutzung der netztechnischen
Leistungsbilanz oder zur Gewahrleistung des sicheren Netzbetriebs zu ermdglichen, kann die
Regulierungsbehdérde durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 fur den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2025
Regelungen zu den Sonderfallen der Netznutzung und den Voraussetzungen flr die Vereinbarung individueller
Entgelte flr den Netzzugang treffen, die von einer Rechtsverordnung nach § 24 abweichen oder eine
Rechtsverordnung nach § 24 erganzen. Im Rahmen einer Festlegung nach Satz 1 kann die Regulierungsbehérde
insbesondere

1. die Methoden zur Ermittlung sachgerechter individueller Netzentgelte naher ausgestalten und

2. die Voraussetzungen anpassen oder erganzen, unter denen im Einzelfall individuelle Entgelte flr den
Netzzugang vorgesehen werden kdnnen.

Voraussetzungen nach Satz 2 Nummer 2 kénnen insbesondere auch auf eine von den Unternehmen bei ihrem
Strombezug zu erreichende Benutzungsstundenzahl bezogen sein sowie Vorgaben dazu sein, wie bei der
Bemessung oder Ermittlung einer erforderlichen Benutzungsstundenzahl eine Teilnahme von Unternehmen

am Regelleistungsmarkt oder eine Reduzierung sowie spatere Erhdhung oder eine Erh6hung sowie spatere
Reduzierung ihres Strombezugs bei in der Festlegung bestimmten Preishéhen am bdrslichen GroBhandelsmarkt
far Strom zu berlcksichtigen ist. Sofern eine Vereinbarung Uber individuelle Netzentgelte bis zum 30. September
2021 oder bis zum 30. September 2022 bei der Regulierungsbehérde angezeigt wurde, die angezeigte
Vereinbarung rechtmaRig ist und die Voraussetzungen der Vereinbarung im Jahr 2021 oder 2022 erfullt worden
sind, darf die Regulierungsbehdrde nicht zu Lasten der betroffenen Unternehmen von den Voraussetzungen
abweichen. Sonstige Festlegungsbefugnisse, die sich fur die Regulierungsbehérde aus einer Rechtsverordnung
nach § 24 ergeben, bleiben unberlhrt.

(46b) Abweichend von § 23a Absatz 3 Satz 1 kénnen Entgelte flr den Zugang zu im Jahr 2022 oder im Jahr
2023 neu errichtete oder neu zu errichtende LNG-Anlagen von dem Betreiber dieser Anlagen auch weniger als
sechs Monate vor dem Zeitpunkt, zu dem die Entgelte wirksam werden sollen, beantragt werden, sofern die
Regulierungsbehdérde das Verfahren nach § 23a voraussichtlich in weniger als sechs Monaten abschlieen kann
und die Regulierungsbehdrde den Betreiber dartber schriftlich oder elektronisch informiert.

(46¢) Auf Planfeststellungsverfahren von Offshore-Anbindungsleitungen nach § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
und 4, fur die der Antrag auf Planfeststellung vor dem 13. Oktober 2022 gestellt wurde, ist § 43b Absatz 2 nicht
anzuwenden.

(46d) Die Bundesnetzagentur kann zur Sicherstellung der Investitionsfahigkeit der Betreiber von Verteilernetzen
oder zur Wahrung der Grundsatze insbesondere einer preisgunstigen Versorgung nach § 1 durch Festlegung nach
§ 29 Absatz 1 Regelungen fur die Bestimmung des kalkulatorischen Fremdkapitalzinssatzes treffen, die von einer
Rechtsverordnung nach § 21a in Verbindung mit § 24 abweichen oder diese erganzen. Die Bundesnetzagentur
kann dabei insbesondere

1. davon absehen, eine Bestimmung des Fremdkapitalzinssatzes flr die jeweilige Regulierungsperiode
insgesamt vorzunehmen,

die Festlegung auf neue Investitionen begrenzen sowie

3. einen Bezugszeitraum oder BezugsgroRen fiir die Ermittlung kalkulatorischer Fremdkapitalzinsen
bestimmen.

(46e) Die Bundesnetzagentur kann im Interesse der Digitalisierung der Energiewende nach dem
Messstellenbetriebsgesetz durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 Regelungen fiir die Anerkennung

der den Betreibern von Elektrizitatsversorgungsnetzen nach § 3 Absatz 1 in Verbindung mit § 7 des
Messstellenbetriebsgesetzes vom 27. Mai 2023 entstehenden Kosten treffen, die von einer Rechtsverordnung
nach § 21a in Verbindung mit § 24 oder von einer Rechtsverordnung nach § 24 abweichen oder diese erganzen.
Sie kann dabei insbesondere entscheiden, dass Kosten oder Kostenanteile als dauerhaft nicht beeinflussbar
angesehen werden.
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(47) Auf Zuschlage, die in den Jahren 2021 und 2022 nach § 23 des Windenergie-auf-See-Gesetzes in der Fassung
vom 10. Dezember 2020 erteilt wurden, ist das Energiewirtschaftsgesetz in der am 31. Dezember 2022 geltenden
Fassung anzuwenden.

§ 118a Regulatorische Rahmenbedingungen fiir LNG-Anlagen; Verordnungsermachtigung und
Subdelegation

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Regelungen zu erlassen zu

1. den Rechten und Pflichten eines Betreibers von ortsfesten oder ortsungebundenen LNG-Anlagen,

2. den Bedingungen fur den Zugang zu ortsfesten oder ortsungebundenen LNG-Anlagen, den Methoden
zur Bestimmung dieser Bedingungen, den Methoden zur Bestimmung der Entgelte flir den Zugang zu
ortsfesten oder ortsungebundenen LNG-Anlagen,

3. der Ermittlung der Kosten des Anlagenbetriebs und
4, der Anwendbarkeit der Anreizregulierung nach § 21a.

Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf die Bundesnetzagentur Gbertragen. Die Satze 1 und 2 treten mit Ablauf des 31. Dezember
2027 auBer Kraft.

§ 118b Befristete Sonderregelungen fiir Energieliefervertrage mit Haushalts kunden auRerhalb der
Grundversorgung bei Versorgungsunterbrechungen wegen Nichtzahlung

(1) Bis zum Ablauf des 30. April 2024 ist § 41b Absatz 2 auf Energieliefervertrage mit Haushaltskunden auBerhalb
der Grundversorgung mit den Mallgaben der Absatze 2 bis 9 anzuwenden. Von den Vorgaben der Absatze 2 bis 9
abweichende vertragliche Vereinbarungen sind unwirksam. Im Ubrigen ist § 41b unverandert anzuwenden.

(2) Bei der Nichterfullung einer Zahlungsverpflichtung des Haushaltskunden trotz Mahnung ist der
Energielieferant berechtigt, die Energieversorgung vier Wochen nach vorheriger Androhung unterbrechen

zu lassen und die Unterbrechung beim zustandigen Netzbetreiber zu beauftragen. Der Energielieferant kann
mit der Mahnung zugleich die Unterbrechung der Energieversorgung androhen, sofern die Folgen einer
Unterbrechung nicht aulBer Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder der Haushaltskunde
darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt. Im Falle
einer Androhung nach Satz 1 hat der Energielieferant den Haushaltskunden einfach verstandlich zu informieren,
wie er dem Energielieferanten das Vorliegen von Voraussetzungen nach Absatz 3 in Textform mitteilen kann.
Der Energielieferant hat dem Haushaltskunden die Kontaktadresse anzugeben, an die der Haushaltskunde die
Mitteilung zu Ubermitteln hat.

(3) Die VerhaltnismaRigkeit einer Unterbrechung im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 ist insbesondere dann nicht
gewahrt, wenn infolge der Unterbrechung eine konkrete Gefahr fur Leib oder Leben der dadurch Betroffenen

zu besorgen ist. Der Energielieferant hat den Haushaltskunden mit der Androhung der Unterbrechung Uber die
Mdglichkeit zu informieren, Grunde flr eine Unverhaltnismaligkeit der Unterbrechung, insbesondere eine Gefahr
fur Leib und Leben, in Textform mitzuteilen und auf Verlangen des Energielieferanten glaubhaft zu machen.

(4) Der Energielieferant darf eine Unterbrechung wegen Zahlungsverzugs nur durchfihren lassen, wenn der
Haushaltskunde nach Abzug etwaiger Anzahlungen in Verzug ist

1. mit Zahlungsverpflichtungen in Hohe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat
entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung oder
2. fur den Fall, dass keine Abschlags- oder Vorauszahlungen zu entrichten sind, mit mindestens einem

Sechstel des voraussichtlichen Betrages der Jahresrechnung.

Der Zahlungsverzug des Haushaltskunden muss mindestens 100 Euro betragen. Bei der Berechnung der Héhe
des Betrages nach den Satzen 1 und 2 bleiben diejenigen nicht titulierten Forderungen aulRer Betracht, die der
Haushaltskunde form- und fristgerecht sowie schlissig begriindet beanstandet hat. Ferner bleiben diejenigen
Rlckstande auBer Betracht, die wegen einer Vereinbarung zwischen Energielieferant und Haushaltskunde noch
nicht fallig sind oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskraftig entschiedenen Preiserhéhung des
Energielieferanten resultieren.

(5) Der Energielieferant ist verpflichtet, den betroffenen Haushaltskunden mit der Androhung einer Unterbrechung
der Energielieferung wegen Zahlungsverzuges nach Absatz 2 zugleich in Textform Uber Méglichkeiten zur
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Vermeidung der Unterbrechung zu informieren, die fur den Haushaltskunden keine Mehrkosten verursachen. Dazu
kénnen beispielsweise gehdren:

1. ortliche Hilfsangebote zur Abwendung einer Versorgungsunterbrechung wegen Nichtzahlung,

2 Vorauszahlungssysteme,

3. Informationen zu Energieaudits und zu Energieberatungsdiensten und

4 Hinweise auf staatliche Unterstiitzungsmaéglichkeiten der sozialen Mindestsicherung und bei welcher

Behdrde diese beantragt werden kdnnen oder auf eine anerkannte Schuldner- und Verbraucherberatung.

Erganzend ist auf die Pflicht des Energielieferanten nach Absatz 7 hinzuweisen, dem Haushaltskunden auf
dessen Verlangen innerhalb einer Woche sowie unabhangig von einem solchen Verlangen spatestens mit
der Ankiindigung der Unterbrechung eine Abwendungsvereinbarung anzubieten, und dem Haushaltskunden
ein standardisiertes Antwortformular zu (ibersenden, mit dem der Haushaltskunde die Ubersendung einer
Abwendungsvereinbarung anfordern kann. Die Informationen nach den Satzen 1 bis 3 sind in einfacher und
verstandlicher Weise zu erlautern.

(6) Der Beginn der Unterbrechung der Energielieferung ist dem Haushaltskunden acht Werktage im Voraus durch
briefliche Mitteilung anzukiindigen. Zusatzlich soll die Ankiindigung nach Mdéglichkeit auch auf elektronischem
Wege in Textform erfolgen.

(7) Der betroffene Haushaltskunde ist ab dem Erhalt einer Androhung der Unterbrechung nach Absatz 2 Satz 1
berechtigt, von dem Energielieferanten die Ubermittlung des Angebots fiir eine Aowendungsvereinbarung zu
verlangen. Der Energielieferant ist verpflichtet, dem betroffenen Haushaltskunden im Falle eines Verlangens
nach Satz 1 innerhalb einer Woche und ansonsten spatestens mit der Ankiindigung einer Unterbrechung der
Energielieferung nach Absatz 6 zugleich in Textform den Abschluss einer Abwendungsvereinbarung anzubieten.
Das Angebot fiir die Abwendungsvereinbarung hat zu beinhalten:

1. eine Vereinbarung Uber zinsfreie monatliche Ratenzahlungen zur Tilgung der nach Absatz 4 ermittelten
Zahlungsruckstande sowie

2. eine Verpflichtung des Energielieferanten zur Weiterversorgung nach MaRgabe der mit dem
Haushaltskunden vereinbarten Vertragsbedingungen, solange der Kunde seine laufenden
Zahlungsverpflichtungen erflllt, und

3. allgemein verstandliche Erlauterungen der Vorgaben flir Abwendungsvereinbarungen.

Unabhangig vom gesetzlichen Widerrufsrecht des Haushaltskunden darf nicht ausgeschlossen werden, dass er
innerhalb eines Monats nach Abschluss der Abwendungsvereinbarung Einwande gegen die der Ratenzahlung
zugrunde liegenden Forderungen in Textform erheben kann. Die Ratenzahlungsvereinbarung nach Satz 3
Nummer 1 muss so gestaltet sein, dass der Haushaltskunde sich dazu verpflichtet, die Zahlungsriickstande in
einem fir den Energielieferanten sowie fir den Haushaltskunden wirtschaftlich zumutbaren Zeitraum vollstandig
auszugleichen. Als in der Regel zumutbar ist je nach H6he der Zahlungsrickstande ein Zeitraum von sechs

bis 18 Monaten anzusehen. Uberschreiten die Zahlungsriickstande die Summe von 300 Euro, betragt dieser
Zeitraum mindestens zwdlf bis hochstens 24 Monate. In die Bemessung der Zeitraume nach den Satzen 6 und 7
soll die H6he der jeweiligen Zahlungsriickstdande maRgeblich einflieBen. Nimmt der Haushaltskunde das Angebot
vor Durchfuhrung der Unterbrechung in Textform an, darf die Energielieferung durch den Energielieferanten
nicht unterbrochen werden. Der Haushaltskunde kann in dem Zeitraum, den die Abwendungsvereinbarung
umfasst, von dem Energielieferanten eine Aussetzung der Verpflichtungen nach Satz 3 Nummer 1 hinsichtlich der
monatlichen Ratenzahlungsvereinbarung in Héhe von bis zu drei Monatsraten verlangen, solange er im Ubrigen
seine laufenden Zahlungsverpflichtungen aus dem Liefervertrag erflllt. Dariber hat der Haushaltskunde den
Energielieferanten vor Beginn des betroffenen Zeitraums in Textform zu informieren. Im Falle eines Verlangens
auf Aussetzung nach Satz 10 verlangert sich der nach den Satzen 6 und 7 bemessene Zeitraum entsprechend.
Kommt der Haushaltskunde seinen Verpflichtungen aus der Abwendungsvereinbarung nicht nach, ist der
Energielieferant berechtigt, die Energielieferung unter Beachtung des Absatzes 6 zu unterbrechen.

(8) In einer Unterbrechungsandrohung nach Absatz 2 Satz 1 und in einer Anklindigung des
Unterbrechungsbeginns nach Absatz 6 ist klar und verstandlich sowie in hervorgehobener Weise auf den Grund
der Unterbrechung sowie darauf hinzuweisen, welche voraussichtlichen Kosten dem Haushaltskunden infolge
der Unterbrechung nach Absatz 2 Satz 1 und einer nachfolgenden Wiederherstellung der Energielieferung nach
Absatz 9 in Rechnung gestellt werden kénnen.

(9) Der Energielieferant hat die Energielieferung unverzuglich wiederherstellen zu lassen, sobald die Grlinde fur
ihre Unterbrechung entfallen sind und der Haushaltskunde die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung
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der Belieferung ersetzt hat. Die Kosten kénnen fur strukturell vergleichbare Falle pauschal berechnet werden.
Dabei muss die pauschale Berechnung einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem
gewohnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht bersteigen. Auf Verlangen des Haushaltskunden
ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem Haushaltskunden zu
gestatten. Die in Rechnung gestellten Kosten durfen, auch im Falle einer Pauschalierung, die tatsachlich
entstehenden Kosten nicht tberschreiten.

(10) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz tGberprift im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium far Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bis zum 31. Dezember
2023 die praktische Anwendung dieser Vorschrift und die Notwendigkeit einer Weitergeltung tber den 30.

April 2024 hinaus. In die Uberpriifung sollen die Regelungen in den Rechtsverordnungen nach § 39 Absatz 2
einbezogen werden, soweit diese bis zum 30. April 2024 befristet sind.

§ 118c Befristete Notversorgung von Letztverbrauchern im Januar und Februar des Jahres 2023

(1) Die Betreiber von Verteilernetzen sind berechtigt, Entnahmestellen von Letztverbrauchern, die ab dem 1.
Januar 2023 keinem Energielieferanten zugeordnet sind, ab dem 1. Januar 2023 befristet bis spatestens zum 28.
Februar 2023 dem Bilanzkreis des Energielieferanten zuzuordnen, der den betroffenen Letztverbraucher bis zum
31. Dezember 2022 an der jeweiligen Entnahmestelle mit Energie beliefert hat. Satz 1 ist nur fir Letztverbraucher
anzuwenden, die an das Energieversorgungsnetz in Mittelspannung oder Mitteldruck oder, soweit nicht die
Ersatzversorgung nach § 38 anwendbar ist, in der Umspannung von Nieder- zu Mittelspannung angeschlossen
sind.

(2) Energielieferanten, denen nach Absatz 1 Satz 1 eine Entnahmestelle zugeordnet wurde, sind verpflichtet,
Letztverbraucher im Sinne des Absatzes 1 Satz 2, die sie aufgrund eines in dem Zeitraum vom 31. Dezember
2022 bis zum 31. Januar 2023 beendeten oder auslaufenden Energieliefervertrages bis zu diesem Datum beliefert
haben, bis langstens zum 28. Februar 2023 vorbehaltlich der Absatze 3 bis 5 entsprechend der bis zum 31.
Dezember 2022 geltenden Vertragsbedingungen weiter zu beliefern, sofern die betroffenen Letztverbraucher

fur die von dem bisherigen Liefervertrag erfasste Entnahmestelle ab dem 1. Januar 2023 noch keinen neuen
Energieliefervertrag abgeschlossen haben (Notversorgung). Schliet der betroffene Letztverbraucher einen neuen
Energieliefervertrag, endet die Notversorgung nach Satz 1 mit dem Tag des Beginns der Energielieferung auf der
Grundlage des neuen Energieliefervertrages.

(3) Der zur Notversorgung verpflichtete Energielieferant ist berechtigt, hierflir ein angemessenes Entgelt zu
verlangen, das nicht héher sein darf als die Summe

1. der Kosten einer kurzfristigen Beschaffung der fiir die Notversorgung erforderlichen Energiemengen tber
Bdrsenprodukte sowie Beschaffungsnebenkosten zuziglich eines Aufschlags von 10 Prozent,

2. der flr die Belieferung des betroffenen Letztverbrauchers anfallenden Kosten fiir Netzentgelte und
staatlich veranlasste Preisbestandteile sowie

3. sonstiger, in dem bisherigen Liefervertrag vereinbarten Preis- und Kostenbestandteile.

(4) Der zur Notversorgung verpflichtete Energielieferant ist berechtigt, den Energieverbrauch des
Letztverbrauchers in Zeitabschnitten nach seiner Wahl abzurechnen, die einen Tag nicht unterschreiten drfen.
Er ist berechtigt, von dem Letztverbraucher eine Zahlung bis zu flinf Werktage im Voraus oder eine Sicherheit zu
verlangen. Sofern der Letztverbraucher eine fallige Forderung nicht innerhalb von zwei Werktagen begleicht, ist
der Energielieferant berechtigt, die Notversorgung nach Absatz 2 fristlos zu beenden. Der Energielieferant hat
den Verteilernetzbetreiber Uber den Zeitpunkt der Beendigung der Notversorgung nach Satz 3 des betreffenden
Letztverbrauchers zu informieren. Im Fall des Satzes 3 und nach der Information nach Satz 4 entfallt das Recht
des Verteilernetzbetreibers nach Absatz 1 Satz 1.

(5) Die Betreiber von Verteilernetzen haben den zur Notversorgung verpflichteten Energielieferanten unverzuglich
nach dem 24. Dezember 2022 zu informieren, welche Entnahmestellen ab dem 1. Januar 2023 bisher keinem
Energieliefervertrag zugeordnet werden kénnen.

(6) Das Recht der Betreiber von Verteilernetzen nach Absatz 1 und die Pflicht des Energielieferanten zur
befristeten Notversorgung nach den Absatzen 2 bis 4 bestehen nicht

1. fur Energielieferanten, die ihre Geschaftstatigkeit als Energielieferant vollstandig und ordnungsgeman
zum 31. Dezember 2022 beendet haben, oder

- Seite 197 von 201 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

2. sofern die Versorgung fur den zur Notversorgung verpflichteten Energielieferanten aus wirtschaftlichen
Griunden, die fur die Zwecke dieser Vorschrift insbesondere in der Zahlungsfahigkeit des
Letztverbrauchers liegen kdénnen, nicht zumutbar ist.

§ 119 Verordnungsermachtigung fiir das Forschungs- und Entwicklungsprogramm ,,Schaufenster
intelligente Energie - Digitale Agenda fiir die Energiewende*

(1) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates fir
Teilnehmer an dem von der Bundesregierung geférderten Forschungs- und Entwicklungsprogramm ,,Schaufenster
intelligente Energie - Digitale Agenda fur die Energiewende” Regelungen zu treffen, die von den in Absatz 2
Nummer 1 bis 3 genannten Vorschriften abweichen oder Zahlungen im Rahmen dieser Vorschriften erstatten. Die
Regelungen durfen in folgenden Fallen getroffen werden:

1. im Fall von MaBnahmen zur Gewahrleistung der Sicherheit oder Zuverlassigkeit des
Elektrizitatsversorgungssystems nach § 13 Absatz 1 bis 2 und § 14 Absatz 1,

2. im Fall von MaBnahmen, die netzbezogene oder marktbezogene MaRhahmen des Netzbetreibers nach §
13 Absatz 1 bis 2 und § 14 Absatz 1 vermeiden, oder

3. in Bezug auf Zeitraume, in denen der Wert der Stundenkontrakte fur die Preiszone Deutschland am

Spotmarkt der Strombdrse im Sinn des § 3 Nummer 43a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
Auktion des Vortages oder des laufenden Tages null oder negativ ist.

(1a) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in den in
Absatz 1 genannten Fallen und unter den in den Absatzen 3 bis 5 genannten Voraussetzungen zu regeln, dass

1. bei Netzengpassen im Rahmen von § 13 Absatz 1 die Einspeiseleistung nicht durch die Reduzierung
der Erzeugungsleistung der Anlage, sondern durch die Nutzung von Strom in einer zuschaltbaren Last
reduziert werden kann, sofern die eingesetzte Last den Strombezug nicht nur zeitlich verschiebt und die
entsprechende entlastende physikalische Wirkung fir das Stromnetz gewahrt ist, oder

2. von der Berechnung der Entschadigung nach § 13a Absatz 2 Satz 3 Nummer 5 abgewichen werden kann.

(2) In der Rechtsverordnung kénnen von den in den Nummern 1 bis 3 genannten Vorschriften abweichende
Regelungen oder Regelungen zur Erstattung von Zahlungen im Rahmen dieser Verordnung getroffen werden

1. zur Erstattung von Netznutzungsentgelten oder einer abweichenden Ermittlung der Netznutzungsentgelte
durch den Netzbetreiber bei einem Letztverbraucher, soweit es um die Anwendung von § 17 Absatz 2
sowie von § 19 Absatz 2 Satz 1 und 2 der Stromnetzentgeltverordnung geht,

2. fur Anlagen zur Stromspeicherung oder zur Umwandlung elektrischer Energie in einen anderen
Energietrager eine Befreiung von der Pflicht zur Zahlung oder eine Erstattung

a) der Netzentgelte nach § 17 Absatz 1 und § 19 Absatz 2 Satz 15 und Absatz 4 der
Stromnetzentgeltverordnung,

b) eines Aufschlags auf Netzentgelte nach § 17f Absatz 5 Satz 1 und
) der Umlage nach § 18 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung zu abschaltbaren Lasten
vorzusehen,

3. zur Beschaffung von ab- und zuschaltbaren Lasten auch ohne Einrichtung einer gemeinsamen
Internetplattform aller Verteilernetzbetreiber nach § 14 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 6.

(3) Regelungen nach Absatz 2 dirfen nur getroffen werden, wenn

1. sie zur Sammlung von Erfahrungen und Lerneffekten im Sinn der Ziele des Férderprogramms nach Absatz
4 beitragen,
2. sichergestellt wird, dass bei Anwendung dieser abweichenden Regelungen

a) resultierende finanzielle Veranderungen auf den Ausgleich von wirtschaftlichen Nachteilen der
Teilnehmer nach Absatz 1 beschrankt werden, die bei der Anwendung des Rechts ohne diese
abweichende Regelung entstanden waren,
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b) beim Ausgleich von wirtschaftlichen Vor- und Nachteilen gegebenenfalls entstandene
wirtschaftliche Vorteile und daraus folgende Gewinne an den Netzbetreiber zur Minderung seines
Netzentgelts abgefihrt werden, an dessen Netz die jeweilige Anlage angeschlossen ist, und

3. diese Regelungen auf die Teilnehmer an dem Forderprogramm beschrankt sind und spatestens am 30.
Juni 2022 auslaufen.

(4) Die Ziele des Forderprogramms im Sinn des Absatzes 3 Nummer 1 sind

ein effizienter und sicherer Netzbetrieb bei hohen Anteilen erneuerbarer Energien,

die Hebung von Effizienz- und Flexibilitatspotenzialen markt- und netzseitig,

ein effizientes und sicheres Zusammenspiel aller Akteure im intelligenten Energienetz,
die effizientere Nutzung der vorhandenen Netzstruktur sowie

ui A w e

die Verringerung von Netzausbaubedarf auf der Verteilernetzebene.

(5) In der Rechtsverordnung darf die Bundesregierung die Anzeige, Uberwachung und Kontrolle der

Befreiungen oder Erstattungen aufgrund von abweichenden Regelungen im Rahmen des Forschungs- und
Entwicklungsprogramms ,Schaufenster intelligente Energie - Digitale Agenda fur die Energiewende” sowie die mit
Absatz 3 Nummer 2 verbundenen Aufgaben der Bundesnetzagentur oder Netzbetreibern Gbertragen.

§ 120 Schrittweiser Abbau der Entgelte fiir dezentrale Einspeisung; Ubergangsregelung

(1) Bei Einspeisungen von Elektrizitat aus dezentralen Erzeugungsanlagen darf in einer Rechtsverordnung nach §
24 Satz 5 keine Erstattung eingesparter Entgelte flir den Netzzugang vorgesehen werden

1. fur Erzeugungsanlagen, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen worden sind,
2. fur Anlagen mit volatiler Erzeugung, die ab dem 1. Januar 2018 in Betrieb genommen worden sind.

(2) Wird eine Erzeugungsanlage nach dem flr sie mageblichen in Absatz 1 genannten Zeitpunkt an eine

Netz- oder Umspannebene angeschlossen, die ihrer bisherigen Anschlussebene nachgelagert ist, erhalt sie

keine Entgelte fir dezentrale Einspeisung mehr. Eine Erzeugungsanlage, die am 31. Dezember 2016 allein

an die Héchstspannungsebene angeschlossen war, erhalt ab dem 22. Juli 2017 auch dann keine Entgelte fir
dezentrale Einspeisung, wenn sie nach dem 31. Dezember 2016 an eine nachgelagerte Netz- oder Umspannebene
angeschlossen worden ist oder wird.

(3) FGr Anlagen mit volatiler Erzeugung dlrfen ab dem 1. Januar 2020 keine Entgelte fir dezentrale Erzeugung
mehr gezahlt werden. Die Rechtsverordnung nach § 24 kann vorsehen, dass die Hohe der Entgelte flr dezentrale
Einspeisungen aus solchen Anlagen bis dahin stufenweise abgesenkt wird und dies naher ausgestalten.

Die Absenkung kann, ausgehend von dem sich unter Beachtung der Absatze 4 und 5 ergebenden Wert, in
prozentualen Schritten oder anteilig erfolgen.

(4) Bei der Ermittlung der Entgelte flr dezentrale Einspeisungen, die fiir den Zeitraum ab dem 1. Januar 2018
gezahlt werden, sind als Obergrenze diejenigen Netzentgelte der vorgelagerten Netz- oder Umspannebene
zugrunde zu legen, die fUr diese Netz- oder Umspannebene am 31. Dezember 2016 anzuwenden waren. Satz 1 ist
auch fur Erzeugungsanlagen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2016 in Betrieb genommen worden sind
oder werden.

(5) Bei der Ermittiung der Obergrenzen nach Absatz 4 sind ab dem 1. Januar 2018 von den Erlésobergrenzen

der jeweiligen Ubertragungsnetzbetreiber, so wie sie den jeweiligen Netzentgelten fir das Kalenderjahr

2016 zugrunde lagen, die Kostenbestandteile nach § 17d Absatz 7 dieses Gesetzes und § 2 Absatz 5 des
Energieleitungsausbaugesetzes in Abzug zu bringen, die in die Netzentgelte eingeflossen sind. Fir die Zwecke
der Berechnungsgrundlage zur Ermittlung der Entgelte fir dezentrale Einspeisungen sind die Netzentgelte fir das
Kalenderjahr 2016 auf dieser Grundlage neu zu berechnen. Die Ubertragungsnetzbetreiber sind verpflichtet, diese
fiktiven Netzentgelte gemeinsam mit der Verdffentlichung ihrer Netzentgelte nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2 auf
ihrer Internetseite zu veréffentlichen und als Berechnungsgrundlage flr die Ermittlung der Entgelte fUr dezentrale
Einspeisung zu kennzeichnen.

(6) Fir die H6he der Obergrenze, die bei der Ermittlung der Entgelte flir dezentrale Einspeisung nach Absatz 4
zugrunde zu legen ist, sind die Netzentgelte des Netzbetreibers malgebend, an dessen Netz der Anlagenbetreiber
am 31. Dezember 2016 angeschlossen war.
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(7) Die fur den jeweiligen Verteilernetzbetreiber nach Absatz 4 geltenden Obergrenzen sind je Netz- und
Umspannebene den nach Absatz 5 ermittelten Obergrenzen der Ubertragungsnetzbetreiber entsprechend
anzupassen und unter Bericksichtigung dieser Absenkungen ebenfalls neu zu ermitteln. Nachgelagerte
Verteilernetzbetreiber bertcksichtigen dabei ebenfalls die Obergrenzen nach Satz 1 eines vorgelagerten
Verteilernetzbetreibers. Die Netzbetreiber sind verpflichtet, ihre jeweiligen nach Satz 1 ermittelten Netzentgelte
je Netz- und Umspannebene gemeinsam mit ihren Netzentgelten nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2 auf ihrer
Internetseite zu verdffentlichen und als Berechnungsgrundlage fir die Ermittlung der Entgelte fir dezentrale
Einspeisungen zu kennzeichnen und fir die Kalkulation der vermiedenen gewalzten Kosten heranzuziehen.

(8) In einer Rechtsverordnung nach § 24 Satz 5 kann die Ermittlung der Entgelte fir dezentrale Einspeisung

nach den Absatzen 1 bis 7 und 9 naher geregelt werden. Insbesondere kdnnen in der Rechtsverordnung die
Ergebnisse der fiktiven Ermittlung nach Absatz 5 fiir Ubertragungsnetzbetreiber festgelegt werden. Dabei kénnen
kaufmannisch gerundete Prozentangaben festgelegt werden.

§ 121 AuBerkrafttreten der § 50a bis 50c und 50e bis 50j

§ 50g tritt mit Ablauf des 30. April 2024 auler Kraft. Die §§ 50a bis 50c sowie 50e, 50f, 50h und 50i treten mit
Ablauf des 31. Marz 2024 aulRer Kraft. § 50j tritt mit Ablauf des 30. Juni 2024 auBer Kraft.

Anlage (zu § 13g) Berechnung der Vergiitung

(Fundstelle: BGBI. 1 2016, 1809 - 1810)

1. Die Entschadigung der Betreiber von stillzulegenden Anlagen nach § 13g wird nach folgender Formel
festgesetzt:

Vii=| Py+ RD;+ RE; +O; + W; - | RHB; + = « EUA, ||+ E -+ (Hy+ FSBy - FHIST)

2. Ergibt sich bei der Berechnung der Summe aus Hjt + FSBjt — FHIST; ein Wert kleiner null, wird der Wert
der Summe mit null festgesetzt.

3. Im Sinne dieser Anlage ist oder sind:

Vit die Vergltung, die ein Betreiber flr eine stillzulegende Anlage i in einem Jahr t der
Sicherheitsbereitschaft erhalt, in Euro,

Pt der rechnerisch ermittelte jahresdurchschnittliche Preis aller verfigbaren Handelstage
im Zeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 30. September 2015 fur die beiden fur das
jeweilige Jahr der Sicherheitsbereitschaft t relevanten Phelix-Base-Futures am Terminmarkt
der Energieb6rse European Energy Exchange AG in Leipzig fur die jeweilige Preiszone
in Euro je Megawattstunde; der Preis fir die Lieferung im ersten fur das jeweilige
Sicherheitsbereitschaftsjahr relevanten Kalenderjahr geht dabei zu einem Viertel und der
Preis fur die Lieferung im darauffolgenden Kalenderjahr zu drei Vierteln in die Berechnung ein;
soweit an der Energiebdrse noch kein Preis des Futures fur ein relevantes Lieferjahr ermittelt
wurde, wird der Preis fur das letzte verfugbare relevante Lieferjahr in Ansatz gebracht,

RD; die fur eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Erlése flr Anpassungen
der Einspeisung nach § 13a als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 in Euro je
Megawattstunde,

RE; die fur eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Regelenergieerlése als
jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 in Euro je Megawattstunde,

0; die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen

Optimierungsmehrerldse in den Jahren 2012 bis 2014 gegenuber dem jahresdurchschnittlichen
Spotmarktpreis als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 in Euro je Megawattstunde,

Wi die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Warmelieferungserldse
als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 in Euro je Megawattstunde,

RHB; die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen kurzfristig variablen
Betriebskosten fir Brennstoffe, Logistik sowie sonstige Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe zur
Erzeugung einer Megawattstunde Strom als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014
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in Euro je Megawattstunde; bei konzernintern bezogenen Lieferungen und Leistungen bleiben
etwaige Margen aulRer Betracht (Zwischenergebniseliminierung); wenn Kraftwerksbetrieb und
Tagebaubetrieb bei verschiedenen Gesellschaften liegen, sind flr Brennstoffe und Logistik die
variablen Férder- und Logistikkosten der Tagebaugesellschaften zu bericksichtigen; im Falle
eines Eigentumerwechsels in den Jahren 2012 oder 2013 kann der Betreiber auf die Daten
aus dem Jahr 2014 abstellen, wobei konzerninterne Eigentimerwechsel nicht berlcksichtigt
werden; bei den variablen Logistikkosten kann ausnahmsweise auf die Belieferung mit
Braunkohle aus dem nachstgelegenen Tagebau abgestellt werden, sofern die Belieferung in
dem maRgeblichen Zeitraum zu mehr als 60 Prozent aus diesem Tagebau erfolgte; bei den
variablen Brennstoffkosten kann bei einer Mischbelieferung aus verschiedenen Tagebauen ein
Tagebau unbericksichtigt bleiben, wenn dieser Tagebau im maBgeblichen Zeitraum zu mehr
als 90 Prozent ausgekohlt war,

(& die fur eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Kohlendioxidemissionen
als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 in Tonnen Kohlendioxid; im Falle eines
Eigentimerwechsels in den Jahren 2012 oder 2013 kann der Betreiber auf die Daten aus dem
Jahr 2014 abstellen, wobei konzerninterne Eigentimerwechsel nicht bericksichtigt werden,

Ej die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesene an das Netz der
allgemeinen Versorgung und in Eigenversorgungsnetze abgegebene Strommenge der
stillzulegenden Anlage (Netto-Stromerzeugung) als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012
bis 2014 in Megawattstunden; im Falle eines Eigentimerwechsels in den Jahren 2012 oder
2013 kann der Betreiber auf die Daten aus dem Jahr 2014 abstellen, wobei konzerninterne
Eigentimerwechsel nicht berlcksichtigt werden,

EUAt der rechnerisch ermittelte jahresdurchschnittliche Preis aller verfigbaren Handelstage im
Zeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 30. September 2015 fiir die beiden flir das jeweilige
Jahr der Sicherheitsbereitschaft t relevanten Jahresfutures flir Emissionsberechtigungen (EUA)
am Terminmarkt der Energiebérse European Energy Exchange AG in Leipzig fir die jeweilige
Preiszone in Euro je Tonne Kohlendioxid; der Preis fur die Lieferung im ersten fur das jeweilige
Sicherheitsbhereitschaftsjahr relevanten Kalenderjahr geht dabei zu einem Viertel und der
Preis fur die Lieferung im darauffolgenden Kalenderjahr zu drei Vierteln in die Berechnung
ein; soweit an der Energiebdrse noch kein Preis des Jahresfutures flir ein relevantes Lieferjahr
ermittelt wurde, wird der Preis flir das letzte verfligbare relevante Lieferjahr in Ansatz
gebracht,

Hit die flr eine stillzulegende Anlage i in einem Jahr t der Sicherheitsbereitschaft von dem
Betreiber nachgewiesenen Kosten zur Herstellung der Sicherheitsbereitschaft mit Blick
auf die Stilllegung in Euro; in der Sicherheitsbereitschaft werden auch nachgewiesene
Kosten zur Herstellung der Sicherheitsbereitschaft berticksichtigt, die vor Beginn der
Sicherheitsbereitschaft entstanden sind,

FSBit die flr eine stillzulegende Anlage i in einem Jahr t der Sicherheitsbereitschaft von dem
Betreiber nachgewiesenen fixen Betriebskosten wahrend der Sicherheitsbereitschaft in
Euro; in der Sicherheitsbereitschaft werden auch nachgewiesene fixe Betriebskosten der
Sicherheitsbereitschaft beriicksichtigt, die vor Beginn der Sicherheitsbereitschaft entstanden
sind,

FHIST;  die flr eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen fixen Betriebskosten
ohne Tagebau und Logistik als jahrlicher Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2014 in Euro; im Falle
eines Eigentimerwechsels in den Jahren 2012 oder 2013 kann der Betreiber auf die Daten
aus dem Jahr 2014 abstellen, wobei konzerninterne Eigentimerwechsel nicht berlcksichtigt
werden,

i die jeweilige stillzulegende Anlage und

t das jeweilige Jahr der Sicherheitsbereitschaft, das sich jeweils auf den Zeitraum vom 1. Oktober
bis 30. September erstreckt.

- Seite 201 von 201 -



	Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG)
	Fußnote
	Inhaltsübersicht 
	Teil 1Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Zweck und Ziele des Gesetzes
	§ 1a Grundsätze des Strommarktes
	§ 2 Aufgaben der Energieversorgungsunternehmen
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	Fußnote

	§ 3a Verhältnis zum Eisenbahnrecht
	§ 4 Genehmigung des Netzbetriebs
	§ 4a Zertifizierung und Benennung des Betreibers eines Transportnetzes
	§ 4b Zertifizierung in Bezug auf Drittstaaten
	§ 4c Pflichten der Transportnetzbetreiber
	§ 4d Widerruf der Zertifizierung nach § 4a, nachträgliche Versehung mit Auflagen
	§ 5 Anzeige der Energiebelieferung
	§ 5a Speicherungspflichten, Veröffentlichung von Daten
	§ 5b Anzeige von Verdachtsfällen, Verschwiegenheitspflichten

	Teil 2Entflechtung
	Abschnitt 1Gemeinsame Vorschriften für Verteilernetzbetreiber und Transportnetzbetreiber
	§ 6 Anwendungsbereich und Ziel der Entflechtung
	Fußnote

	§ 6a Verwendung von Informationen
	§ 6b Rechnungslegung und Buchführung
	Fußnote

	§ 6c Ordnungsgeldvorschriften
	Fußnote

	§ 6d Betrieb eines Kombinationsnetzbetreibers

	Abschnitt 2Entflechtung von Verteilernetzbetreibern und Betreibern von Gasspeicheranlagen
	§ 7 Rechtliche Entflechtung von Verteilernetzbetreibern
	§ 7a Operationelle Entflechtung von Verteilernetzbetreibern
	§ 7b Entflechtung von Gasspeicheranlagenbetreibern und Transportnetzeigentümern
	§ 7c Ausnahme für Ladepunkte für Elektromobile; Verordnungsermächtigung

	Abschnitt 3Besondere Entflechtungsvorgaben für Transportnetzbetreiber
	§ 8 Eigentumsrechtliche Entflechtung
	§ 9 Unabhängiger Systembetreiber
	§ 10 Unabhängiger Transportnetzbetreiber
	§ 10a Vermögenswerte, Anlagen, Personalausstattung, Unternehmensidentität des Unabhängigen Transportnetzbetreibers
	§ 10b Rechte und Pflichten im vertikal integrierten Unternehmen
	§ 10c Unabhängigkeit des Personals und der Unternehmensleitung des Unabhängigen Transportnetzbetreibers
	§ 10d Aufsichtsrat des Unabhängigen Transportnetzbetreibers
	§ 10e Gleichbehandlungsprogramm und Gleichbehandlungsbeauftragter des Unabhängigen Transportnetzbetreibers

	Teil 3Regulierung des Netzbetriebs
	Abschnitt 1Aufgaben der Netzbetreiber
	§ 11 Betrieb von Energieversorgungsnetzen
	§ 11a Ausschreibung von Energiespeicheranlagen, Festlegungskompetenz
	§ 11b Ausnahme für Energiespeicheranlagen, Festlegungskompetenz
	§ 11c Überragendes öffentliches Interesse für Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie
	§ 12 Aufgaben der Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen, Verordnungsermächtigung
	Fußnote

	§ 12a Szenariorahmen für die Netzentwicklungsplanung
	Fußnote

	§ 12b Erstellung des Netzentwicklungsplans durch die Betreiber von Übertragungsnetzen
	Fußnote

	§ 12c Prüfung und Bestätigung des Netzentwicklungsplans durch die Regulierungsbehörde
	Fußnote

	§ 12d Umsetzungsbericht der Übertragungsnetzbetreiber und Monitoring durch die Regulierungsbehörde
	§ 12e Bundesbedarfsplan
	§ 12f Herausgabe von Daten
	Fußnote

	§ 12g Schutz europäisch kritischer Anlagen, Verordnungsermächtigung
	§ 12h Marktgestützte Beschaffung nicht frequenzgebundener Systemdienstleistungen
	§ 13 Systemverantwortung der Betreiber von Übertragungsnetzen
	Fußnote

	§ 13a Erzeugungsanpassung und ihr bilanzieller und finanzieller Ausgleich
	§ 13b Stilllegungen von Anlagen
	Fußnote

	§ 13c Vergütung bei geplanten Stilllegungen von Anlagen
	Fußnote

	§ 13d Netzreserve
	Fußnote

	§ 13e Kapazitätsreserve
	§ 13f Systemrelevante Gaskraftwerke
	§ 13g Stilllegung von Braunkohlekraftwerken
	§ 13h Verordnungsermächtigung zur Kapazitätsreserve
	§ 13i Weitere Verordnungsermächtigungen
	§ 13j Festlegungskompetenzen
	§ 13k (weggefallen)
	§ 14 Aufgaben der Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen
	§ 14a Netzorientierte Steuerung von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen und steuerbaren Netzanschlüssen; Festlegungskompetenzen
	§ 14b Steuerung von vertraglichen Abschaltvereinbarungen, Verordnungsermächtigung
	§ 14c Marktgestützte Beschaffung von Flexibilitätsdienstleistungen im Elektrizitätsverteilernetz; Festlegungskompetenz
	§ 14d Netzausbaupläne, Verordnungsermächtigung; Festlegungskompetenz
	§ 14e Gemeinsame Internetplattform; Festlegungskompetenz
	§ 15 Aufgaben der Betreiber von Fernleitungsnetzen
	§ 15a Netzentwicklungsplan der Fernleitungsnetzbetreiber
	§ 15b Umsetzungsbericht der Fernleitungsnetzbetreiber
	§ 16 Systemverantwortung der Betreiber von Fernleitungsnetzen
	§ 16a Aufgaben der Betreiber von Gasverteilernetzen

	Abschnitt 2Netzanschluss
	§ 17 Netzanschluss, Verordnungsermächtigung
	§ 17a Bundesfachplan Offshore des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie
	§ 17b Offshore-Netzentwicklungsplan
	§ 17c Prüfung und Bestätigung des Offshore-Netzentwicklungsplans durch die Regulierungsbehörde sowie Offshore-Umsetzungsbericht der Übertragungsnetzbetreiber
	§ 17d Umsetzung der Netzentwicklungspläne und des Flächenentwicklungsplans
	§ 17e Entschädigung bei Störungen oder Verzögerung der Anbindung von Offshore-Anlagen
	§ 17f Belastungsausgleich
	§ 17g Haftung für Sachschäden an Windenergieanlagen auf See
	§ 17h Abschluss von Versicherungen
	§ 17i Evaluierung
	§ 17j Verordnungsermächtigung
	§ 18 Allgemeine Anschlusspflicht
	§ 19 Technische Vorschriften
	§ 19a Umstellung der Gasqualität; Verordnungsermächtigung

	Abschnitt 3Netzzugang
	§ 20 Zugang zu den Energieversorgungsnetzen
	§ 20a Lieferantenwechsel
	§ 21 Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang
	Fußnote

	§ 21a Regulierungsvorgaben für Anreize für eine effiziente Leistungserbringung; Verordnungsermächtigung
	Fußnote

	§ 21b Sondervorschriften für regulatorische Ansprüche und Verpflichtungen der Transportnetzbetreiber; Festlegungskompetenz
	§ 21c (weggefallen)
	§ 21d (weggefallen)
	§ 21e (weggefallen)
	§ 21f (weggefallen)
	§ 21g (weggefallen)
	§ 21h (weggefallen)
	§ 21i (weggefallen)
	§ 22 Beschaffung der Energie zur Erbringung von Ausgleichsleistungen
	§ 23 Erbringung von Ausgleichsleistungen
	§ 23a Genehmigung der Entgelte für den Netzzugang
	§ 23b Veröffentlichungen der Regulierungsbehörde; Festlegungskompetenz
	Fußnote

	§ 23c Veröffentlichungspflichten der Netzbetreiber
	§ 23d Verordnungsermächtigung zur Transparenz der Kosten und Entgelte für den Zugang zu Energieversorgungsnetzen
	§ 24 Regelungen zu den Netzzugangsbedingungen, Entgelten für den Netzzugang sowie zur Erbringung und Beschaffung von Ausgleichsleistungen; Verordnungsermächtigung
	§ 24a Schrittweise Angleichung der Übertragungsnetzentgelte, Bundeszuschüsse; Festlegungskompetenz
	§ 24b Zuschuss zur anteiligen Finanzierung der Übertragungsnetzkosten; Zahlungsmodalitäten
	§ 25 Ausnahmen vom Zugang zu den Gasversorgungsnetzen im Zusammenhang mit unbedingten Zahlungsverpflichtungen
	§ 26 Zugang zu LNG-Anlagen, vorgelagerten Rohrleitungsnetzen und Gasspeicheranlagen im Bereich der leitungsgebundenen Versorgung mit Erdgas
	§ 27 Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen
	§ 28 Zugang zu Gasspeicheranlagen; Verordnungsermächtigung
	§ 28a Neue Infrastrukturen
	Fußnote

	§ 28b Bestandsleitungen zwischen Deutschland und einem Drittstaat
	§ 28c Technische Vereinbarungen über den Betrieb von Gasverbindungsleitungen mit Drittstaaten

	Abschnitt 3aSondervorschriften für selbstständige Betreiber von grenzüberschreitenden Elektrizitätsverbindungsleitungen
	§ 28d Anwendungsbereich
	§ 28e Grundsätze der Netzkostenermittlung
	§ 28f Feststellung der Netzkosten durch die Bundesnetzagentur
	§ 28g Zahlungsanspruch zur Deckung der Netzkosten
	§ 28h Anspruch auf Herausgabe von Engpasserlösen
	§ 28i Verordnungsermächtigung

	Abschnitt 3bRegulierung von Wasserstoffnetzen
	§ 28j Anwendungsbereich der Regulierung von Wasserstoffnetzen
	§ 28k Rechnungslegung und Buchführung
	§ 28l Ordnungsgeldvorschriften
	§ 28m Entflechtung
	§ 28n Anschluss und Zugang zu den Wasserstoffnetzen; Verordnungsermächtigung
	§ 28o Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang; Verordnungsermächtigung
	§ 28p Ad-hoc Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit von Wasserstoffnetzinfrastrukturen
	§ 28q Bericht zur erstmaligen Erstellung des Netzentwicklungsplans Wasserstoff

	Abschnitt 4Befugnisse der Regulierungsbehörde, Sanktionen
	§ 29 Verfahren zur Festlegung und Genehmigung
	§ 30 Missbräuchliches Verhalten eines Netzbetreibers
	§ 31 Besondere Missbrauchsverfahren der Regulierungsbehörde
	§ 32 Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht
	§ 33 Vorteilsabschöpfung durch die Regulierungsbehörde
	§ 34 (aufgehoben)
	§ 35 Monitoring und ergänzende Informationen

	Teil 3aFüllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen und Gewährleistung der Versorgungssicherheit
	§ 35a Allgemeines
	§ 35b Füllstandsvorgaben; Bereitstellung ungenutzter Speicherkapazitäten; Verordnungsermächtigung
	§ 35c Ausschreibung von strategischen Optionen zur Vorhaltung von Gas; ergänzende Maßnahmen zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit
	§ 35d Freigabeentscheidung
	§ 35e Umlage der Kosten des Marktgebietsverantwortlichen; Finanzierung
	§ 35f Evaluierung
	§ 35g Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	§ 35h Außerbetriebnahme und Stilllegung von Gasspeichern

	Teil 4Energielieferung an Letztverbraucher
	§ 36 Grundversorgungspflicht
	§ 37 Ausnahmen von der Grundversorgungspflicht
	§ 38 Ersatzversorgung mit Energie
	§ 39 Allgemeine Preise und Versorgungsbedingungen
	Fußnote

	§ 40 Inhalt von Strom- und Gasrechnungen; Festlegungskompetenz
	§ 40a Verbrauchsermittlung für Strom- und Gasrechnungen
	§ 40b Rechnungs- und Informationszeiträume
	§ 40c Zeitpunkt und Fälligkeit von Strom- und Gasrechnungen
	§ 41 Energielieferverträge mit Letztverbrauchern
	§ 41a Lastvariable, tageszeitabhängige oder dynamische und sonstige Stromtarife
	§ 41b Energielieferverträge mit Haushaltskunden außerhalb der Grundversorgung; Verordnungsermächtigung
	§ 41c Vergleichsinstrumente bei Energielieferungen
	§ 41d Erbringung von Dienstleistungen außerhalb bestehender Liefer- oder Bezugsverträge; Festlegungskompetenz
	§ 41e Verträge zwischen Aggregatoren und Betreibern einer Erzeugungsanlage oder Letztverbrauchern
	§ 42 Stromkennzeichnung, Transparenz der Stromrechnungen, Verordnungsermächtigung
	Fußnote

	§ 42a Mieterstromverträge

	Teil 5Planfeststellung, Wegenutzung
	§ 43 Erfordernis der Planfeststellung
	§ 43a Anhörungsverfahren
	§ 43b Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung
	§ 43c Rechtswirkungen der Planfeststellung und Plangenehmigung
	§ 43d Planänderung vor Fertigstellung des Vorhabens
	§ 43e Rechtsbehelfe
	§ 43f Änderungen im Anzeigeverfahren
	§ 43g Projektmanager
	§ 43h Ausbau des Hochspannungsnetzes
	§ 43i Überwachung
	§ 43j Leerrohre für Hochspannungsleitungen
	§ 43k Zurverfügungstellung von Geodaten
	§ 43l Regelungen zum Auf- und Ausbau von Wasserstoffnetzen
	§ 43m Anwendbarkeit von Artikel 6 der Verordnung (EU) 2022/2577
	§ 44 Vorarbeiten
	§ 44a Veränderungssperre, Vorkaufsrecht
	§ 44b Vorzeitige Besitzeinweisung
	§ 44c Zulassung des vorzeitigen Baubeginns
	§ 45 Enteignung
	§ 45a Entschädigungsverfahren
	§ 45b Parallelführung von Planfeststellungs-  und Enteignungsverfahren
	§ 46 Wegenutzungsverträge
	§ 46a Auskunftsanspruch der Gemeinde
	§ 47 Rügeobliegenheit, Präklusion
	§ 48 Konzessionsabgaben

	Teil 6Sicherheit und Zuverlässigkeit der Energieversorgung
	§ 49 Anforderungen an Energieanlagen; Verordnungsermächtigung
	Fußnote

	§ 49a Elektromagnetische Beeinflussung
	§ 49b Temporäre Höherauslastung
	§ 50 Vorratshaltung zur Sicherung der Energieversorgung
	§ 50a Maßnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, befristete Teilnahme am Strommarkt von Anlagen aus der Netzreserve; Verordnungsermächtigung
	Fußnote

	§ 50b Maßnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, Pflicht zur Betriebsbereitschaft und Brennstoffbevorratung für die befristete Teilnahme am Strommarkt von Anlagen aus der Netzreserve
	Fußnote

	§ 50c Maßnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, Ende der befristeten Teilnahme am Strommarkt und ergänzende Regelungen zur Kostenerstattung
	Fußnote

	§ 50d Maßnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots, befristete Versorgungsreserve Braunkohle; Verordnungsermächtigung
	§ 50e Verordnungsermächtigung zu Maßnahmen zur Ausweitung des Stromerzeugungsangebots und Festlegungskompetenz der Bundesnetzagentur
	§ 50f Verordnungsermächtigung für Maßnahmen zur Reduzierung der Gasverstromung zur reaktiven und befristeten Gaseinsparung
	§ 50g Flexibilisierung der Gasbelieferung
	§ 50h Vertragsanalyse der Gaslieferanten für Letztverbraucher
	§ 50i Verhältnis zum Energiesicherungsgesetz
	§ 50j Evaluierung der Maßnahmen nach den §§ 50a bis 50h
	§ 51 Monitoring der Versorgungssicherheit
	§ 51a Monitoring des Lastmanagements
	§ 52 Meldepflichten bei Versorgungsstörungen
	§ 53 Ausschreibung neuer Erzeugungskapazitäten im Elektrizitätsbereich
	§ 53a Sicherstellung der Versorgung von Haushaltskunden mit Erdgas
	§ 53b (weggefallen)

	Teil 7Behörden
	Abschnitt 1Allgemeine Vorschriften
	§ 54 Allgemeine Zuständigkeit
	Fußnote

	§ 54a Zuständigkeiten gemäß der Verordnung (EU) 2017/1938, Verordnungsermächtigung
	§ 54b Zuständigkeiten gemäß der Verordnung (EU) 2019/941, Verordnungsermächtigung
	§ 55 Bundesnetzagentur, Landesregulierungsbehörde und nach Landesrecht zuständige Behörde
	§ 56 Tätigwerden der Bundesnetzagentur beim Vollzug des europäischen Rechts
	§ 57 Zusammenarbeit mit Regulierungsbehörden anderer Mitgliedstaaten, der Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden und der Europäischen Kommission
	§ 57a Überprüfungsverfahren
	§ 57b Zuständigkeit für regionale Koordinierungszentren; Festlegungskompetenz
	§ 58 Zusammenarbeit mit den Kartellbehörden
	§ 58a Zusammenarbeit zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011
	§ 58b Beteiligung der Bundesnetzagentur und Mitteilungen in Strafsachen

	Abschnitt 2Bundesbehörden
	§ 59 Organisation
	Fußnote

	§ 60 Aufgaben des Beirates
	§ 60a Aufgaben des Länderausschusses
	§ 61 Veröffentlichung allgemeiner Weisungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
	§ 62 Gutachten der Monopolkommission
	§ 63 Berichterstattung
	§ 64 Wissenschaftliche Beratung
	§ 64a Zusammenarbeit zwischen den Regulierungsbehörden

	Teil 8Verfahren und Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren
	Fußnote

	Abschnitt 1Behördliches Verfahren
	Fußnote
	§ 65 Aufsichtsmaßnahmen
	Fußnote

	§ 66 Einleitung des Verfahrens, Beteiligte
	Fußnote

	§ 66a Vorabentscheidung über Zuständigkeit
	Fußnote

	§ 67 Anhörung, mündliche Verhandlung
	Fußnote

	§ 68 Ermittlungen
	Fußnote

	§ 68a Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft
	Fußnote

	§ 69 Auskunftsverlangen, Betretungsrecht
	Fußnote

	§ 70 Beschlagnahme
	Fußnote

	§ 71 Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse
	Fußnote

	§ 71a Netzentgelte vorgelagerter Netzebenen
	Fußnote

	§ 72 Vorläufige Anordnungen
	Fußnote

	§ 73 Verfahrensabschluss, Begründung der Entscheidung, Zustellung
	Fußnote

	§ 74 Veröffentlichung von Verfahrenseinleitungen und Entscheidungen
	Fußnote


	Abschnitt 2Beschwerde
	Fußnote
	§ 75 Zulässigkeit, Zuständigkeit
	Fußnote

	§ 76 Aufschiebende Wirkung
	Fußnote

	§ 77 Anordnung der sofortigen Vollziehung und der aufschiebenden Wirkung
	Fußnote

	§ 78 Frist und Form
	Fußnote

	§ 79 Beteiligte am Beschwerdeverfahren
	Fußnote

	§ 80 Anwaltszwang
	Fußnote

	§ 81 Mündliche Verhandlung
	Fußnote

	§ 82 Untersuchungsgrundsatz
	Fußnote

	§ 83 Beschwerdeentscheidung
	Fußnote

	§ 83a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör
	Fußnote

	§ 84 Akteneinsicht
	Fußnote

	§ 85 Geltung von Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Zivilprozessordnung
	Fußnote


	Abschnitt 3Rechtsbeschwerde
	Fußnote
	§ 86 Rechtsbeschwerdegründe
	Fußnote

	§ 87 Nichtzulassungsbeschwerde
	Fußnote

	§ 88 Beschwerdeberechtigte, Form und Frist
	Fußnote


	Abschnitt 4Gemeinsame Bestimmungen
	Fußnote
	§ 89 Beteiligtenfähigkeit
	Fußnote

	§ 90 Kostentragung und -festsetzung
	Fußnote

	§ 90a (weggefallen)
	§ 91 Gebührenpflichtige Handlungen
	Fußnote

	§ 92 (weggefallen)
	§ 93 Mitteilung der Bundesnetzagentur
	Fußnote


	Abschnitt 5Sanktionen, Bußgeldverfahren
	Fußnote
	§ 94 Zwangsgeld
	Fußnote

	§ 95 Bußgeldvorschriften
	Fußnote

	§ 95a Strafvorschriften
	Fußnote

	§ 95b Strafvorschriften
	Fußnote

	§ 96 Zuständigkeit für Verfahren wegen der Festsetzung einer Geldbuße gegen eine juristische Person oder Personenvereinigung
	Fußnote

	§ 97 Zuständigkeiten im gerichtlichen Bußgeldverfahren
	§ 98 Zuständigkeit des Oberlandesgerichts im gerichtlichen Verfahren
	Fußnote

	§ 99 Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof
	Fußnote

	§ 100 Wiederaufnahmeverfahren gegen Bußgeldbescheid
	Fußnote

	§ 101 Gerichtliche Entscheidungen bei der Vollstreckung
	Fußnote


	Abschnitt 6Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten
	Fußnote
	§ 102 Ausschließliche Zuständigkeit der Landgerichte
	Fußnote

	§ 103 Zuständigkeit eines Landgerichts für mehrere Gerichtsbezirke
	Fußnote

	§ 104 Benachrichtigung und Beteiligung der Regulierungsbehörde
	Fußnote

	§ 105 Streitwertanpassung

	Abschnitt 7Gemeinsame Bestimmungen für das gerichtliche Verfahren
	Fußnote
	§ 106 Zuständiger Senat beim Oberlandesgericht
	Fußnote

	§ 107 Zuständiger Senat beim Bundesgerichtshof
	Fußnote

	§ 108 Ausschließliche Zuständigkeit
	Fußnote


	Teil 9Sonstige Vorschriften
	§ 109 Unternehmen der öffentlichen Hand, Geltungsbereich
	§ 110 Geschlossene Verteilernetze
	§ 111 Verhältnis zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen
	§ 111a Verbraucherbeschwerden
	§ 111b Schlichtungsstelle, Verordnungsermächtigung
	§ 111c Zusammentreffen von Schlichtungsverfahren und Missbrauchs- oder Aufsichtsverfahren

	Teil 9aTransparenz
	§ 111d Einrichtung einer nationalen Informationsplattform
	§ 111e Marktstammdatenregister
	§ 111f Verordnungsermächtigung zum Marktstammdatenregister

	Teil 10Evaluierung, Schlussvorschriften
	§ 112 Evaluierungsbericht
	§ 112a Bericht der Bundesnetzagentur zur Einführung einer Anreizregulierung
	§ 112b Berichte des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz sowie der Bundesnetzagentur zur Evaluierung der Wasserstoffnetzregulierung
	§ 113 Laufende Wegenutzungsverträge
	§ 113a Überleitung von Wegenutzungsrechten auf Wasserstoffleitungen
	§ 113b Umstellung von Erdgasleitungen im Netzentwicklungsplan Gas der Fernleitungsnetzbetreiber
	§ 113c Übergangsregelungen zu Sicherheitsanforderungen; Anzeigepflicht und Verfahren zur Prüfung von Umstellungsvorhaben
	§ 114 Wirksamwerden der Entflechtungsbestimmungen
	§ 115 Bestehende Verträge
	§ 116 Bisherige Tarifkundenverträge
	§ 117 Konzessionsabgaben für die Wasserversorgung
	§ 117a Regelung bei Stromeinspeisung in geringem Umfang
	§ 117b Verwaltungsvorschriften
	§ 118 Übergangsregelungen
	§ 118a Regulatorische Rahmenbedingungen für LNG-Anlagen; Verordnungsermächtigung und Subdelegation
	§ 118b Befristete Sonderregelungen für Energielieferverträge mit Haushalts kunden außerhalb der Grundversorgung bei Versorgungsunterbrechungen wegen Nichtzahlung
	§ 118c Befristete Notversorgung von Letztverbrauchern im Januar und Februar des Jahres 2023
	§ 119 Verordnungsermächtigung für das Forschungs- und Entwicklungsprogramm „Schaufenster intelligente Energie – Digitale Agenda für die Energiewende“
	§ 120 Schrittweiser Abbau der Entgelte für dezentrale Einspeisung; Übergangsregelung
	§ 121 Außerkrafttreten der §§ 50a bis 50c und 50e bis 50j
	Anlage (zu § 13g) Berechnung der Vergütung



